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48. Sitzung

Berlin, Freitag, den 5. Dezember 2025

Beginn: 09:00 Uhr

Präsidentin Julia Klöckner:
Guten Morgen, alle zusammen am Vortag des Niko-

laustages! Wer weiß, was der Nikolaus morgen bringt. 
Die Sitzung ist hiermit eröffnet.

Wir haben heute einiges auf der Tagesordnung; wir 
werden noch fünf namentliche Abstimmungen haben. 
Deshalb werden wir hier im Präsidium die Sitzung sehr 
stringent, sehr zügig führen und wenig Schleifen zulas-
sen. Da bitte ich um gemeinsame Mithilfe.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 27a und 27b: 

a) – Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Modernisierung des 
Wehrdienstes (Wehrdienst-Modernisie-
rungsgesetz – WDModG) 

Drucksachen 21/1853, 21/2581

Beschlussempfehlung und Bericht des Ver-
teidigungsausschusses (12. Ausschuss)

Drucksache 21/3076

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 21/3077

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Verteidigungsausschusses 
(12. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Desiree Becker, Gökay Akbulut, Jan 
van Aken, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion Die Linke 

Streichung der Wehrpflicht aus dem 
Grundgesetz

Drucksachen 21/1488, 21/3076

Über den Gesetzentwurf der Bundesregierung werden 
wir später namentlich abstimmen.

Zu dem Gesetzentwurf liegt ein Entschließungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Die Debatte zum Wehrdienst-Modernisierungsgesetz 
eröffnet die SPD-Fraktion. Dafür hat Frau Abgeordnete 
Siemtje Möller das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Siemtje Möller (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Ver-

teidigungsminister! Sehr geehrter Herr Wehrbeauftrag-
ter! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Aber vor allem: 
Liebe Schülerinnen und Schüler! Was wurde in den ver-
gangenen Wochen alles über euch geredet und geschrie-
ben – häufig in einer Art, die mich ehrlicherweise irritiert. 
Erst kürzlich wurdet ihr von einem Generationenforscher 
in der „Zeit“ als angeblich verwöhnt, ich-bezogen und als 
Generation, die den Staat nur noch als Lieferdienst wahr-
nehme, bezeichnet. Was für ein Unsinn! Denn was ich in 
meinen Gesprächen mit euch bei Begegnungen im Wahl-
kreis oder hier in Berlin, in Jugendparlamenten, auf 
Sportplätzen, in Feuerwehrhäusern, beim THW oder 
auch im Umweltzentrum erlebe, ist etwas völlig anderes. 
Ich sehe junge Menschen, die diskutieren, die sich ein-
bringen, die helfen, die anpacken, die Verantwortung 
nicht scheuen, sondern suchen. Das ist so großartig. Ich 
will euch ausdrücklich sagen: Ihr seid großartig.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Und da gerade auch hier in der Nähe demonstriert wird 
und zu Schulstreiks aufgerufen wurde, will ich euch zu-
rufen: Lasst euch davon nicht beirren! Weder beschließen 
wir heute, dass ihr zum Dienst an der Waffe verpflichtet 
werdet, noch, dass wir zukünftig die Lostrommel rühren, 
um euch als Kanonenfutter in die Ukraine zu schicken. 
Das ist Populismus pur oder auch einfach Unsinn.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Es geht doch im Kern um das Gegenteil. Wir brauchen 
eine starke Bundeswehr und eine widerstandsfähige Be-
völkerung, um uns verteidigen zu können, damit wir uns 
nicht verteidigen müssen, damit Putin erkennt: Ein An-
griff lohnt sich nicht; denn ich verliere ganz sicher. – 
Dazu wird auch der auf Freiwilligkeit beruhende Neue 
Wehrdienst einen großen Beitrag leisten.

Wir merken gerade wieder: Dieses Thema bewegt, und 
wir diskutieren darüber leidenschaftlich. Ich finde das 
richtig gut; denn um Frieden und Freiheit im Fall der 
Fälle zu verteidigen, braucht es nicht nur modernes Ma-
terial, sondern auch ausreichend Menschen, die dazu be-
reit und auch befähigt sind und mit Leidenschaft dafür 
einstehen. Dafür wollen wir den Neuen Wehrdienst ein-
führen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Sehr geehrter Herr Verteidigungsminister, Sie hatten 

einen exzellenten Gesetzentwurf vorgelegt. Hier im Bun-
destag haben wir diesen Entwurf nach bester parlamen-
tarischer Tradition

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

intensiv beraten und an entscheidenden Stellen weiter 
gestärkt. Wir haben es uns dabei – das hat der ein oder 
andere ja vielleicht mitbekommen – nicht ganz leicht 
gemacht. Aber auch das ist gut so; denn es geht ja um 
viel. Deshalb gilt mein ausdrücklicher Dank den Kolle-
gen Falko Droßmann, Norbert Röttgen und Thomas 
Erndl und natürlich auch dir, lieber Boris. Unsere Zusam-
menarbeit war stets konstruktiv und geprägt vom gemein-
samen Willen, die Weichen richtig zu stellen. Und ich 
finde, wir können heute mit Selbstbewusstsein sagen: 
Uns ist damit etwas wirklich Gutes gelungen – ein mo-
dernes Wehrdienstgesetz, das unsere Bundeswehr per-
sonell stärkt, eine leistungsfähige Reserve aufbaut und 
jungen Menschen ein attraktives Angebot macht.

Konkret heißt das: 2 600 Euro brutto im Monat, mo-
derne Ausbildungsformate und ab zwölf Monaten Dienst-
zeit einen Zuschuss für den Pkw- oder Lkw-Führer-
schein. Wir führen die Wehrerfassung wieder ein, 
indem alle 18-Jährigen einen Fragebogen zu Motivation 
und Eignung erhalten. Für Männer ist die Beantwortung 
verpflichtend, für Frauen freiwillig. Und alle ab 2008 
geborenen Männer werden zukünftig wieder gemustert. – 
Ich bin überzeugt, dass die Bundeswehr dadurch wieder 
Thema an den Abendbrottischen wird. Und das ist genau 
der Ort, wo sie hingehört: in die innerste Mitte unserer 
Gesellschaft. Ich bin mir sicher: Durch direkte Anspra-
che, attraktive Bedingungen und sinnstiftende Aufgaben 
werden wir ausreichend Freiwillige gewinnen. Und sollte 
das wider Erwarten nicht gelingen, behalten wir als Par-
lament das Heft des Handelns in der Hand und könnten 
mit einem weiteren Gesetz eine Bedarfswehrpflicht ein-
führen.

Liebe Schülerinnen und Schüler, ihr seid diejenigen, 
die dieses Land morgen tragen und im Zweifel auch ver-
teidigen werden. Mit eurem Mut, eurem Gemeinsinn und 
eurem Einsatz zeigt ihr schon heute, dass ihr bereit seid, 
Verantwortung zu übernehmen.

(Mirze Edis [Die Linke]: Nee, sind sie nicht!)

Wenn wir nun den Wehrdienst modernisieren, dann tun 
wir das im Vertrauen in euch

(Zuruf der Abg. Katalin Gennburg [Die 
Linke])

und im Wissen, dass unsere Sicherheit nur stark gegeben 
ist, wenn sie in der Mitte der Gesellschaft verankert 
bleibt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Für die Fraktion der AfD hat der Abge-

ordnete Herr Rüdiger Lucassen das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der AfD – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Der erklärt uns jetzt mal die Position 
der AfD!)

Rüdiger Lucassen (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das 

Wehrdienst-Modernisierungsgesetz der Koalition wird 
seit Wochen im Kontext der allgemeinen Wehrpflicht dis-
kutiert, als eine Art Vorstufe davon; aber das ist es nicht. 
Der Kern des Gesetzes sieht nur vor, dass die Attraktivität 
des Freiwilligendienstes in der Bundeswehr gesteigert 
werden soll, und das nun zum x-ten Mal. Mit dem Wehr-
dienst-Modernisierungsgesetz macht die Bundesregie-
rung das, was sie immer tut, wenn sie Probleme nicht 
an der Wurzel packen will: Sie schüttet noch mehr Geld 
drauf. Das ist Merkel-Politik, und die kommt an ihr Ende.

(Beifall bei der AfD)

Aber beim Wehrdienst-Modernisierungsgesetz geht es 
nicht nur ums Geld; es geht um etwas Grundsätzliches. 
Das Verteidigungsministerium zahlt zukünftig jedem 
neuen Rekruten 2 700 Euro brutto – viel Geld für einen 
Schulabgänger. Für die Bundesregierung bedeutet At-
traktivität gleich Geld. Etwas anderes kommt ihr nicht 
in den Sinn. Aber Soldaten, die wegen des Solds kom-
men, haben keine feste Grundlage für den Dienst. Das 
reicht nicht.

Der Gegenentwurf ist der Soldat, der aus Überzeugung 
dient. Es ist der deutsche Soldat, der weiß, wofür er 
kämpft, der das innere Band in sich trägt – der geborene 
Verteidiger seines Landes eben, der deutschen Schick-
salsgemeinschaft.

(Beifall bei der AfD)

Theodor Körner, Lützow, Roon, Moltke, Hindenburg, 
Jünger, Rommel, Stauffenberg, Heusinger, Hartmann, 
Topp, Förtsch, Kammhuber – es gibt Hunderttausende 
Namen deutscher Soldaten, die dieses Band trugen und 
weiterreichten. Und, meine Damen und Herren, die Bun-
deswehr besteht aus diesen Soldaten. In keiner anderen 
Institution Deutschlands ist das Bewusstsein für das Ei-
gene, für das Schützenswerte, für unser Land so präsent 
wie in der Bundeswehr.

(Zuruf von der Linken: Was hat Rommel denn 
geschützt damals? Und Hindenburg?)
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Die Soldaten, die in ihr dienen, sind die Töchter und 
Söhne unseres Volkes. Sie leisten ihren Eid auf dieses.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber ohne völkischen Sprech!)

Und sie sind damit keine Soldaten dieser Regierung, son-
dern Soldaten Deutschlands.

(Beifall bei der AfD)

Damit steht die Bundeswehr in einer 200-jährigen Tra-
dition, einer Tradition der Treue, der Pflichterfüllung und 
der Verbundenheit zu Deutschland, egal unter welcher 
Regierung.

(Zurufe von der Linken)

Lützows Jäger kämpften nicht für den König, sondern für 
die Freiheit der Deutschen.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist unterirdisch! Wirklich!)

Die Heeresgruppe Kurland kämpfte nicht für das erbärm-
liche Regime im Bunker. Die Soldaten hielten stand, um 
1,5 Millionen Ostpreußen vor der Roten Armee zu retten.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das ist doch nicht Ihr Ernst!)

Und, meine Damen und Herren, auch die Soldaten der 
NVA, einer deutschen Wehrpflichtigenarmee,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wo sind Sie eigent-
lich gelandet?)

stellten sich im entscheidenden Moment ihrer Geschichte 
in den Dienst dieser deutschen Tradition.

(Beifall bei der AfD – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sprechen Sie 
bitte nicht über die Bundeswehr! – Christian 
Görke [Die Linke]: Sie haben doch keine Ah-
nung! – Siemtje Möller [SPD]: Gutes Ablen-
kungsmanöver! Das zeigt, dass Sie keine Po-
sition haben zum Wehrdienst!)

Als nämlich die SED plant, die Freiheitsbewegung 1989 
militärisch zu bekämpfen, verweigern die Soldaten der 
NVA den Einsatzbefehl. Deutsche Soldaten schießen 
nicht auf Deutsche.

(Beifall bei der AfD)

Das deutsche Band blockierte den Einsatzbefehl.
Meine Damen und Herren, der Thüringer Landesvor-

sitzende meiner eigenen Partei hielt am Mittwoch im 
Erfurter Landtag eine Rede zur Wehrpflicht. In dieser 
Rede kommt er zu dem Schluss, dass Deutschland es 
nicht mehr wert sei, dafür zu kämpfen.

(Zuruf von der Linken)

Was hätten wohl die Männer und Frauen der Befreiungs-
kriege dazu gesagt? Sie wären diesem Befund niemals 
gefolgt. Liebe Landsleute in Thüringen und überall: Der 
Kampf zur Rettung Deutschlands ist der Grund für die 
Gründung der AfD.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wie tief sind Sie 
gesunken?

Wo soll ich überhaupt anfangen? Unsere Kultur, unsere 
Kinder – Goethe, Schiller, Eichendorff, Wagner –, Pots-
dam, Dresden, München, der Rheingau, die Schwäbische 
Alb, die Alpen, unsere Wälder und Seen, das deutsche 
Essen,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Na, da haben Sie sich ja endlich mal 
positioniert!)

die Nordsee, die Größe, die Tragik, das Immer-wieder- 
aufstehen-Können.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Immer weiter nach rechts!)

Wir sind das Abendland, und dafür lohnt es sich immer zu 
kämpfen.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der CDU/CSU hat der Abgeordnete 

Herr Dr. Norbert Röttgen das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich möchte mit meinem Beitrag wieder zur Realität des 
Landes und Europas zurückkommen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Gesetzentwurf, den wir heute in zweiter und dritter 
Lesung beschließen werden, ist von der Bundesregierung 
im August beschlossen und dann eingebracht worden. 
Die Koalitionsfraktionen haben in der ersten Woche 
nach der Sommerpause, also Anfang September, begon-
nen, intensiv an diesem Entwurf zu arbeiten. Heute haben 
wir den 5. Dezember; das waren also drei Monate inten-
siver Arbeit. Das ist parlamentarische Normalität: die 
Arbeit am konkreten Gesetz, am Wortlaut. Am 
01.01.2026 wird dieses Gesetz in Kraft treten. Diese par-
lamentarische Normalität hat zu guten Ergebnissen ge-
führt. Das ist eine gute Nachricht, nicht in erster Linie 
für die Koalition – das ist nicht das Bedeutende –, son-
dern für unser Land. Es ist gut, dass wir das erreicht 
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir hatten unterschiedliche Meinungen, in manchen 
Teilen sogar unterschiedliche Ausgangspunkte. Aber 
wir haben diese unterschiedlichen Auffassungen in eine 
respektvolle, zielorientierte Diskussion eingebracht, und 
zwar auf der Basis, dass uns mehr verbindet, als uns 
trennt. Denn wir sind in einer sicherheitspolitischen Be-
drohungslage, wo es auf Deutschland ankommt und da-
rauf, dass wir eine einsatzfähige, verteidigungsfähige 
Bundeswehr haben. Es ist ein wichtiger, bedeutender, 
entscheidender sicherheitspolitischer Beitrag, den wir 
heute mit diesem Gesetz leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Dieses Gesetz ist eine gute Nachricht für Deutschland 
und für Europa. Es ist ein ganz wichtiger Baustein der 
sicherheitspolitischen Strategie der Koalition, die eine 
Antwort gibt auf eine Bedrohungslage Deutschlands 
und Europas, die entstanden ist durch den Krieg Russ-
lands gegen die Ukraine, der in der Ukraine stattfindet. 
Wir haben eben keinen Zweifel – anders als die AfD –, 
dass durch diesen Krieg die Freiheit und der Frieden in 
ganz Europa bedroht ist.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist die Tradition der Bundeswehr – nicht Ihre 
Schwurbelei, die wir gerade gehört haben –: Sich für 
Freiheit, Demokratie, Recht und Frieden einzusetzen, 
das ist der Auftrag, die Geschichte und die Tradition 
der Bundeswehr, meine Damen und Herren. Es kommt 
eben wieder auf Friedenspolitik an.

(Tino Chrupalla [AfD]: Dann fangt mal an!)
Wir kennen unsere Nachkriegsgeschichte. Wir dach-

ten – ich glaube, zu Recht –, dass wir von Freunden 
umgeben sind und Verteidigungsfähigkeit, Militär und 
Bundeswehr durch die Geschichte überholt waren. Das 
haben viele gedacht: keiner hat einen Vorwurf verdient, 
wenn er sich auf diese positive, optimistische Sicht ein-
gelassen hat.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Aber seit nahezu vier Jahren haben wir eine andere Si-
tuation. In der Realität gibt es Krieg, und darum kommt 
es auf Friedenspolitik an.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Friedenspolitik ist das, was wir leisten müssen. Das ist 
die Legitimation aller Anstrengungen

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

wie der Auflösung der Schuldenbremse, um Investitionen 
tätigen zu können; denn wir müssen wieder über eine 
verteidigungsfähige Bundeswehr verfügen. In der Ge-
schichte bestand der Erfolg der Friedenspolitik des Kal-
ten Krieges und der Jahrzehnte zuvor in deutscher, euro-
päischer und transatlantischer Abschreckungsfähigkeit. 
Die haben wir erreicht, und dadurch haben wir Frieden 
gewährleistet. Oder, um es in den Worten des Bundes-
kanzlers zu sagen: Wir müssen uns – ich sage: wir müssen 
uns wieder – verteidigen können, damit wir uns nicht 
verteidigen müssen. Das ist die friedenspolitische Leit-
orientierung, die wir verfolgen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dafür brauchen wir – ich spreche es auch so aus – 
Aufrüstung, und wir brauchen deutlich mehr Soldatinnen 
und Soldaten, als wir heute haben. Was die finanzielle 
Seite, die Ausrüstungsseite, die fiskalische Seite an-
betrifft, sind wir dran; wir haben die Entscheidung ge-
troffen. Heute kommt die personelle Dimension; denn 
alle Aufrüstung, alles Material ist nichts, wenn wir nicht 
Menschen haben, auch junge Menschen, die um den Wert 
der Freiheit, des Friedens und des Rechts wissen. Und 

dafür werben wir mit diesem Gesetz: dass wir eine ge-
samtgesellschaftliche Resilienz haben und den Einsatz 
für Frieden und Freiheit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Es kommt auf die gesamte Gesellschaft an, in ganz un-
terschiedlichen Einsatzmöglichkeiten.

Dieses Gesetz ist klar, konkret und verbindlich.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Wir haben zu einem Gesetzesmechanismus gegriffen, 
den es in der Sicherheitspolitik noch niemals gegeben 
hat: Wir haben uns selbst verpflichtet, als Parlament, als 
Land,

(Zuruf von der AfD: Ja, mit einem Fragebo-
gen!)

indem wir einen mit konkreten Zahlen ausgestatteten 
Aufwuchsplan für die Bundeswehr in das Gesetz ge-
schrieben haben, nicht in Reden, nicht in guten Absich-
ten, sondern ganz konkret. Es gibt eine gesetzliche Ver-
bindlichkeit dafür, dass wir den Aufwuchs der 
Bundeswehr hinbekommen. Das ist ein ganz entschei-
dender Fortschritt; denn es ist unsere eigene Selbstver-
pflichtung, das Ziel einer einsatzfähigen Bundeswehr zu 
erreichen. Der Bundesverteidigungsminister wird, wie es 
in diesem Gesetz vorgesehen ist, als Institution, als Mi-
nister – also nicht als Person –, halbjährlich berichten, ob 
wir im Plan liegen. Hier ist ein Ausmaß an Verbindlich-
keit, an Transparenz und auch an parlamentarischer Kon-
trollmöglichkeit erreicht worden, wie es das noch nie 
gegeben hat. Darum ist es ein sehr guter und breiter 
gemeinsamer Nenner, den wir hier gefunden haben. Ich 
meine, er müsste auch über die Koalition hinaus zustim-
mungsfähig sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dass wir dieses Gesetz in einer Verbindlichkeit, in 
einer Klarheit machen, wie es das noch nie gegeben hat, 
ist auch in anderer Weise mehr als nur adäquat. Wir haben 
eine reale Bedrohungslage, die ernst ist, und es kommt 
auf unser Handeln an. Der Krieg ist eine Realität, die seit 
nahezu vier Jahren Tod, Zerstörung und Leid schafft. Wir 
haben die US-Regierung in dieser Lage nicht mehr an 
unserer Seite. Das ist eine neue Lage, eine Lage, wie 
wir sie seit 80 Jahren nicht mehr hatten. Darum wollen 
und müssen wir diese Ziele erreichen. Wir haben zahl-
reiche Maßnahmen ergriffen, um auf Freiwilligkeit zu 
setzen, um Menschen zu überzeugen. Das ist der wich-
tigste Ansatz, den wir verfolgen: Wir wollen die Men-
schen dafür gewinnen, sich für Freiheit und Frieden ein-
zusetzen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir sind aber nicht blauäugig – meine letzte Bemer-
kung –: Wir haben vorgeschlagen, dass dieses Thema, 
wenn es nicht funktioniert, wieder ins Parlament zurück-
kommt.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.
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Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Nirgendwo anders gehört es hin.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Redezeit, Herr Abgeordneter!

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Aber zuerst wollen wir die Menschen von dem über-

zeugen, was dieser Entwurf vorsieht.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. Ihre Redezeit ist überzogen.

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Wir sind guter Überzeugung, dass das gelingt.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat Frau Abgeordnete 

Sara Nanni das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Sehr geehrter Herr Wehrbeauftragter! Zunächst ein-
mal: Herr Röttgen, Sie haben sieben Minuten geredet und 
nichts gesagt.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Jens Spahn [CDU/CSU]: Zuhören! – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das ist ja 
lächerlich! Entschuldigung! Das ist jetzt lä-
cherlich, Frau Kollegin! Wie albern! Bei dem 
wichtigen Thema!)

Wir werden diesem Gesetz heute als Grüne nicht zu-
stimmen. Ich warte schon auf die Unkenrufe aus der 
Union, die Grünen hätten die Zeitenwende vielleicht 
doch nicht verstanden.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Richtig! – Steffen 
Bilger [CDU/CSU]: Hört sich gerade so an! – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Sie sagen 
es!)

Ich sage Ihnen etwas: Wir haben die Zeitenwende als 
Grüne maßgeblich mitgestaltet, und wir sind heute auch 
die am stärksten vertretene Fraktion im Parlament.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zurufe der Abg. Jens Spahn [CDU/CSU] und 
Saskia Esken [SPD])

Die Grundgesetzänderung, die wir noch im Frühjahr 
mitgetragen haben und die Sie ja im letzten Jahr nicht 
wollten, hatte einen Kern, und zwar die Ausweitung des 
Sicherheitsbegriffes. Warum? Weil die Bedrohung eben 
nicht rein militärisch ist, weil wir über Gesamtverteidi-
gung nicht nur nachdenken, sondern auch entsprechend 
handeln müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ja, der personelle Aufwuchs bei der Bundeswehr ist 
wichtig; aber wir müssen eben auch einen personellen 
Aufwuchs beim Zivilschutz schaffen. Wenn man in die 
Ukraine schaut, dann sieht man: Ein Land wird nicht 
durch 18-Jährige verteidigt. – Auf die Fragen, wie man 
es eigentlich schafft, alle Generationen zu aktivieren, wie 
man es schafft, zivile und militärische Verteidigung zu-
sammen zu denken, gibt dieser Gesetzentwurf keine Ant-
wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dabei wäre es so einfach möglich gewesen. Demnächst 
werden viele junge Menschen – die Männer werden dazu 
verpflichtet – einen Fragebogen ausfüllen.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Was ist ein 
Mann?)

Warum hat man diesen Fragebogen nicht so gestaltet, 
dass ihn alle Generationen und alle Geschlechter ausfül-
len können und man erfährt, welche Kompetenzen es in 
der Bevölkerung schon gibt, die wir für den Zivilschutz 
und für die militärische Verteidigung einsetzen können?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Warum fragt man in dem Fragebogen nicht gleich ab: Bist 
du bereit, dich für dein Land zivil oder militärisch mehr 
zu engagieren?

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Das ma-
chen wir doch! Wir informieren doch über 
die Freiwilligendienste!)

Und warum unterbreitet man den Leuten mit dem Fra-
gebogen nicht das Angebot, sich fortzubilden und einen 
Grundwehrdienst zu leisten, auch wenn sie nicht 18 sind?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Anschei-
nend haben Sie sich nicht mit dem Vorschlag 
befasst! Es wird auch das Engagement abge-
fragt!)

– Ich höre die Zwischenrufe. Ja, das Bundesamt für das 
Personalmanagement der Bundeswehr darf einen Link zu 
einer Seite schicken, auf der steht, was man alles freiwil-
lig machen kann. Das ist aber keine systematische Ab-
frage der Kompetenzen in der Bevölkerung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich kann Ihnen sagen, warum das nicht drinsteht: weil 
Sie keine Einigkeit mit dem Innenministerium haben, 
weil der Bundeskanzler sich nicht kümmert. Wir als 
Grüne fordern: Es braucht eine Koordinierungsstelle für 
gesamtstaatliches Krisenmanagement im Kanzleramt, 
und zwar sofort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und wir brauchen eine Vergütung für alle, die geeignet 
sind und einen Grundwehrdienst nachholen wollen und 
vielleicht nicht gerade 18 geworden sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Die Kluft ist doch riesig zwischen der Bedrohungs-
wahrnehmung auf der einen Seite und der so kleinen 
Problemlösung auf der anderen Seite, die, ehrlich gesagt, 
handwerklich noch nicht mal gut gemacht ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dieses Land will sich verteidigen, und der Staat hat die 
Pflicht, allen Menschen die Möglichkeit zu geben, sich 
darauf vorzubereiten.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. Ihre Zeit!

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das macht dieses Gesetz nicht. Deswegen werden wir 

nicht zustimmen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat Frau Abgeordnete 

Desiree Becker das Wort. Bitte sehr.
(Beifall bei der Linken)

Desiree Becker (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Wir lehnen die Wehrpflicht ab, wir lehnen 
die Bedarfswehrpflicht ab, wir lehnen auch die Vorberei-
tung all dessen, das heute vorliegende Wehrdienst-Mo-
dernisierungsgesetz, ab.

(Beifall bei der Linken)
Wie alle Umfragen zeigen, haben junge Menschen ande-
res vor, als im Regiment Merz für das Kapital der 
Reichen den Kopf hinzuhalten.

(Beifall bei der Linken – Steffen Bilger [CDU/ 
CSU]: Eijeijei!)

Und an die Grünen und ihren Jugendverband: Wir 
lehnen auch jedes verpflichtende Gesellschaftsjahr ab.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Vorwärts immer, 
rückwärts nimmer!)

In der Pflege fehlen keine jungen Leute, die aufgrund von 
Zwang dort sind; es fehlen gut ausgebildete und gut be-
zahlte Fachkräfte.

(Beifall bei der Linken)
Man muss sich mal vorstellen, was alle anderen Frak-

tionen hier als „freiwillig“ definieren: den Zwang, einen 
Bogen auszufüllen, und den Zwang, zur Musterung zu 
gehen, verbunden mit der Ankündigung: Wenn Pistorius 
nicht reicht, was dabei herumkommt, dann kommt eben 
eine Wiedereinführung der Wehrpflicht. – Ja, in § 2a des 
Wehrpflichtgesetzes steht, dass Sie die Wehrpflicht dann 
wieder einführen wollen. Wer nicht hört, bekommt die 
Macht des Staates zu spüren: Strafen wie Geldbußen 
und polizeiliche Vorführung zur Musterung. Und wofür? 
Bis heute bleibt unklar, wo genau Personalbedarf besteht. 
Braucht die Bundeswehr mehr Soldaten im Heer, bei der 
Marine, in der Luftwaffe? Im Gesetz sind irgendwelche 
Soll-Personalzahlen definiert, aber wofür genau, sagt 
niemand. Statt Erklärungen gibt es nur Appelle an den 

Gehorsam der Jugend: Die Lage ist gefährlich, also müsst 
ihr dienen. Wofür genau? Das erfahrt ihr erst vor Ort. – 
Was ist das für ein Verfahren? Keine nachvollziehbare 
Planung, keine offene Kommunikation! Erst dank der 
Opposition konnten Jugendorganisationen überhaupt zu 
Wort kommen. So darf Politik nicht aussehen.

(Beifall bei der Linken – Zuruf der Abg. 
Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Herr Röttgen, Sie haben mit dem heute vorliegenden 
Gesetzentwurf überhaupt gar nichts geklärt. Sie haben 
Ihre Diskussion über Wehrpflicht, Losverfahren oder 
wie auch immer Sie es nennen wollen, einfach noch 
mal ein halbes Jahr nach hinten verschoben.

Das führt mich zum nächsten Punkt. Eltern sollten 
Kinder vor Gefahren schützen; das ist doch eigentlich 
Konsens. Zumindest bei ihren eigenen Kindern sehen 
das die Entscheider/-innen, die heute hier sitzen, auch so.

(Zuruf von der AfD: „Entscheider/-innen“!)

Aber bei den Kindern der anderen Leute? Die „Berliner 
Zeitung“ hat im Oktober bei allen Bundesministern an-
gefragt, ob sie ihre eigenen Kinder zur Bundeswehr 
schicken würden, im Ernstfall auch in einen Einsatz ge-
gen Russland. Wadephul, Dobrindt, Warken und Bas 
wollten sich nicht äußern. Pistorius schrieb zurück, igno-
rierte aber diese zentrale Frage. 17 Minister/-innen, aber 
nur eine Antwort! Zitat Karin Prien: Das sollen meine 
Kinder selbst entscheiden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN] – Steffen Bilger [CDU/CSU]: Ja, 
genau! Sehr gut! Wer denn sonst? – Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU)

Es ist ein Hohn, wenn junge Männer bald gar nicht 
mehr selbst entscheiden können, weil die Wehrpflicht 
wieder eingeführt wird.

(Beifall bei der Linken – Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU]: Das ist ja lächerlich!)

Wir haben deshalb einen Antrag zur endgültigen Strei-
chung der Wehrpflicht aus dem Grundgesetz gestellt. 
Dieser liegt dem jetzt debattierten Gesetz zur Moder-
nisierung des Wehrdienstes bei. Sie alle werden ihn 
gleich ablehnen und sich im Anschluss gegenseitig dafür 
applaudieren, die Kinder anderer Leute an die Waffe zu 
zwingen.

An die Jugend gerichtet sage ich: Schaut in ihre Ge-
sichter, wenn sie jubeln, und merkt euch: Was ihr ver-
teidigen sollt, sind die Kapitalinteressen derjenigen, die 
weder eure Zukunft noch eure Sorgen noch eure Lebens-
realität teilen.

(Beifall bei der Linken)

Sie sitzen in Vorstandsetagen, ihr in überfüllten Klassen-
räumen. Sie profitieren von Aufrüstung, ihr riskiert Le-
ben und Traumata. Sie bleiben daheim, ihr sollt in den 
Krieg ziehen. Leider – das garantiere ich euch – wird die 
Bundesregierung auch in den kommenden Jahren keine 
Politik für euch machen.
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(Beifall bei der Linken – Zurufe der Abg. 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU] und Jens 
Spahn [CDU/CSU])

Klimapolitik? Nichts passiert. Kampf gegen rechts? 
Nicht mit denen. Und eure Schulen? Glaubt ihr, die Toi-
letten hier im Bundestag sehen aus wie eure Schulklos? 
Aber wenn man euch braucht, setzt man euch mit Tabel-
len unter Druck, wie viele von euch wann bei der Bundes-
wehr dienen müssen; sonst kommt die Pflicht. Wenn ihr 
17 oder jünger seid, dann trifft es euch. Ihr habt diese 
Regierung noch nicht einmal gewählt, aber ihr sollt deren 
Entscheidungen ausbaden.

(Zuruf von der CDU/CSU: Aufhören! – Jens 
Spahn [CDU/CSU]: Das nennt sich übrigens 
„Demokratie“!)

Sagt nein! Ihr habt jedes Recht, euch zu wehren. Geht 
heute zu Recht auf die Straße! Streikt gegen die Wieder-
einführung der Wehrpflicht!

(Beifall bei der Linken)
Informiert euch über das Recht auf Kriegsdienstverwei-
gerung, und nutzt es! Wir helfen da gerne.

Passend dazu ein Teil eines Gedichtes von Wolfgang 
Borchert:

„Du. Pfarrer auf der Kanzel. Wenn sie dir 
morgen befehlen, du sollst den Mord segnen 
und den Krieg heilig sprechen, dann gibt es 
nur eins: 
Sag NEIN!“

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Tiefer geht’s jetzt 
aber nicht mehr!)

„Du. Arzt am Krankenbett. Wenn sie dir 
morgen befehlen, du sollst die Männer 
kriegstauglich schreiben, dann gibt es nur eins: 
Sag NEIN!

(Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist so geschichtsvergessen!)

Und frei: Du, Abgeordneter, der nur seinem Gewissen 
verpflichtet ist, wenn dir heute befohlen wird, du sollst 
unsere Kinder in den Zwangsdienst schicken, dann gibt 
es nur eins: Sag Nein!

(Beifall bei der Linken – Zurufe von der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
An dieser Stelle möchte ich sehr herzlich die Vertrete-

rinnen und Vertreter unserer Bundeswehr, die dieser Sit-
zung beiwohnen, herzlich begrüßen. Danke für Ihren 
Dienst für unser Land!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Ich darf nun das Wort an die SPD-Fraktion weiterlei-
ten. Das Wort hat der Abgeordnete Herr Falko 
Droßmann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Falko Droßmann (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr Wehrbeauftragter! Frau Becker, das war ja eine Re-
de, die sicherlich Ihrer Partei gutgetan hat. Inhaltlich war 
es wirklich falsch, was Sie gesagt haben. Und Sie wissen 
es besser. Sie arbeiten gut im Verteidigungsausschuss. 
Nutzen Sie doch das Plenum nicht, um hier Fake News 
zu verbreiten und falsche Inhalte rauszuhauen. Das ist 
nicht richtig. Aber es zeigt, wie die Debatte gerade läuft.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Der Bundeswehr ist es immer am besten gegangen, 
wenn Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten Ver-
teidigungsministerinnen und Verteidigungsminister wa-
ren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Wider-
spruch bei der Linken)

Einer von ihnen – Helmut Schmidt – hat mal gesagt: 
„Sicherheit bedeutet nicht nur Stärke, sondern Sicherheit 
bedeutet auch Vertraue-n.“ Das ist das, was wir hier leis-
ten müssen: Vertrauen in die Institutionen. Frau Becker, 
wenn Sie sagen, es gebe einen Zwangsdienst, man werde 
zum Dienst an der Waffe gezwungen, dann muss ich fest-
stellen: Das ist falsch. Das steht nirgendwo im Gesetz.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vielmehr setzen wir auf Freiwilligkeit und die ernsthafte 
Beschäftigung mit diesem wichtigen Thema. Ja, dann 
dürfen 18-jährige Menschen freiwillig die Entscheidung 
treffen, diesen Dienst wahrzunehmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wer ihnen das nimmt, wer sie mit Fake News vergiftet, 
der vergeht sich doch an der Demokratie.

Ich möchte auch noch mal etwas zu dem Haufen auf 
der rechten Seite sagen. Es ist ja demaskierend, dass Sie 
in der Debatte über den freiwilligen Wehrdienst, über 
Innere Führung, über die intrinsische Motivation, Solda-
tin und Soldat zu sein, ausgerechnet die Heeresgruppe 
Kurland, die Reste der Heeresgruppe Nord, als Beispiel 
nennen. 350 000 Männer sind im Krieg wirklich brutal 
gestorben. Die übriggebliebenen Männer haben sich auf 
eine Halbinsel gerettet und wurden von der SS bewacht, 
um dort auszuhalten. Und das sind die Vorbilder? So 
sehen Sie unsere Soldatinnen und Soldaten?

(Zuruf von der Linken: Pfui!)
Damit haben wir nichts zu tun. Die damalige Generation 
wurde missbraucht. Das sind keine Vorbilder. Für sein 
Vaterland zu fallen, das will kein Soldat. Das sind näm-
lich ganz normale Menschen, die in unserem Land leben 
und dieses Land schützen wollen. Es ist keine Ehre im 
Opfertod, liebe AfD. Und das machen wir auch nicht mit.
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(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was wird nicht alles in der öffentlichen Debatte gesagt: 
In Deutschland habe sich ein Hyperindividualismus breit-
gemacht, der für die Gesellschaft toxisch sei, die Gesell-
schaft falle auseinander. Aber dann ist doch nicht das 
Militär die Klammer, die das zusammenhalten soll. Neh-
men Sie die jungen Leute doch mal ernst, und lassen Sie 
sie sich freiwillig entscheiden!

Noch etwas zu einem anderen Thema. Es handelt sich 
doch nicht um eine Militarisierung der Gesellschaft, weil 
die jungen Leute einen Brief bekommen. Das ist doch 
wirklich unterintellektuell, was Sie da sagen.

(Widerspruch bei der Linken)
Dem, der sagt, die Bundesrepublik der 80er- und 90er- 
Jahre, in der die Wehrpflicht noch in Kraft war, sei ein 
hypermilitarisierter Staat gewesen, dem entgegne ich: 
Denken Sie doch mal nach, bevor Sie so was raushauen!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wichtig ist: Wir kümmern uns aber auch um andere 
Dinge. Ich muss mich jetzt – das tut ja immer ein bisschen 
weh – an die Grünen richten. Gucken Sie mal, was wir 
beschlossen haben! Wir haben natürlich nicht nur dieses 
Gesetz eingebracht, Frau Nanni, sondern auch einen An-
trag, der ganz andere Dinge regelt. So werden wir uns 
darum kümmern, dass die Freiwilligendienste gestärkt 
werden, übrigens nicht als Exzerpt des Wehrdienstes, 
sondern auf einer eigenständigen rechtlichen Grundlage.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nee, Sie haben die nicht geregelt! Eine 
Absichtserklärung, aber kein Geld!)

Der zivile Dienst an der Gesellschaft begründet ein eigen-
ständiges Recht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deshalb haben wir 50 Millionen Euro zusätzlich zur Ver-
fügung gestellt. Ein Jahr später werden es 70 Millionen 
Euro sein. Wir haben die Bundesregierung aufgefordert, 
mehr Plätze zu schaffen und die Rahmenbedingungen zu 
verbessern. Wir haben Vorschläge für eine angemessene, 
chancengerechte Entschädigung und für zusätzliche Leis-
tungen wie freie Fahrt im ÖPNV gemacht. Wir haben uns 
um all diese Dinge mit gekümmert. Das hier zu ignorie-
ren und zu sagen: „Wir stimmen nicht zu, weil wir den 
Fragebogen nicht gut finden“, das ist ehrlicherweise zu 
einfach. Da hätte ich von den Grünen mehr Verantwor-
tung erwartet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Noch einmal: Nutzen Sie die jungen Leute nicht aus, 
indem Sie ihnen etwas von Pflicht oder Tapferkeit erzäh-
len. Geben Sie den jungen Leuten die Chance, sich frei-
willig zu entscheiden, unser Land zu schützen. Ich bin 
mir sehr sicher, dass es zu keiner Pflicht kommen wird. 
Unterschätzen Sie nicht die junge Generation! Sie wird 
für unser Land, für unsere Freiheit einstehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der AfD hat Herr Abgeordneter Jörg 

Zirwes das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der AfD)

Jörg Zirwes (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Landsleute! Wir beraten über den Gesetzentwurf der 
kraftlosen Regierungskoalition aus der ehemals bürger-
lich-konservativen CDU und der einstigen Arbeiterpartei 
SPD zum Wehrdienst-Modernisierungsgesetz und über 
den Linkenantrag zur Streichung der Wehrpflicht aus 
unserem Grundgesetz. Dieser Antrag ist verteidigungs-
politisch völlig unverantwortlich, genauso wie seinerzeit 
die Aussetzung der Wehrpflicht durch die Merkel-Regie-
rung.

(Beifall bei der AfD)

Dieser Antrag aus der wehrpolitischen Traumtänzerecke 
dient einzig und allein dazu, die links-bunte Blase zum 
Hüpfen zu bringen, die den Wehrdienst ohnehin meidet 
wie der Teufel das Weihwasser. Mit Ihnen hier ist kein 
Staat zu machen, geschweige denn ein Staat zu verteidi-
gen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wollen Sie denn den 
Wehrdienst oder nicht?)

Alle Bürger eines Staates sind geborene Verteidiger 
desselben. Diesen staatstragenden Gedanken formulierte 
einst General Scharnhorst. 150 Jahre nach den preußi-
schen Heeresreformen war es Adenauer, der sich trotz 
großen Widerstands der SPD für die Wehrpflicht einsetz-
te,

(Zuruf von der Linken)

um die neugegründete Bundeswehr personell auf Vorder-
mann zu bringen, weil er ein Staatsmann von Format war, 
es schaffte, zu überzeugen, und die Notwendigkeit einer 
Parlamentsarmee, getragen durch die Wehrpflicht, mehr-
heitsfähig machte.

So wurde der Staatsbürger in Uniform eine tragende 
Säule zur Friedenssicherung in Deutschland und Europa, 
über zwei Jahrzehnte auch in unserem wiedervereinten 
Deutschland. Generationen von jungen deutschen Män-
nern hatte der Staat viel abverlangt – Männer, die heute 
noch Leistungsträger sind oder es ein Arbeitsleben lang 
waren. Davon sagen die allermeisten: Wir wollen diese 
prägende Zeit des Wehrdienstes nicht missen. – Ein ka-
meradschaftlicher Dank an 8 Millionen Veteranen für 
ihren Ehrendienst am Vaterland!

(Beifall bei der AfD)

Und in Zeiten, in denen Politik und Gesellschaft wie-
der über die Einsetzung der Wehrpflicht debattieren, in-
nerhalb von Schwarz-Rot allerdings die Mehrheiten dazu 
fehlen,
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(Jens Spahn [CDU/CSU]: Seid ihr jetzt für 
Wehrdienst oder nicht?)

weil auch mit dieser SPD längst kein Staat mehr zu ma-
chen ist, in Zeiten, in denen eine wankende Koalition ein 
mutloses Wehrdienst-Modernisierungsgesetz auf den 
Weg bringt, stellt Die Linke einen Antrag zur Streichung 
des Artikels 12a aus unserer Verfassung.

Die heutige Debatte zeigt erneut: Die Sicherheit 
Deutschlands braucht die starke, unverbrauchte Kraft ei-
ner neuen Volkspartei.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Was wollen Sie denn 
jetzt?)

Es ist Zeit für die Alternative für Deutschland.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat der Abgeordnete 

Thomas Erndl das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 

Minister! Sehr geehrter Herr Wehrbeauftragter! Liebe 
Soldatinnen und Soldaten! Mit dem neuen Wehrdienst 
bereiten wir unsere Bundeswehr für einen weiteren 
Schritt in die Zukunft vor. Unsere Profiarmee ist wesent-
licher Bestandteil einer wehrhaften Gesellschaft. Eine 
wehrhafte Gesellschaft ist die Grundlage dafür, dass wir 
diplomatisch handlungsfähig sind, dass wir souverän 
agieren können, dass wir auch zu einem stärkeren geo-
politischen Gewicht unseres Europas beitragen können 
und dass über unsere Sicherheit nicht über unsere Köpfe 
hinweg entschieden werden kann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, wir kehren ein Stück weit 
zum Normalfall zurück. Das heißt, dass die drittgrößte 
Volkswirtschaft der Welt auch Verantwortung überneh-
men muss, dass die drittgrößte Volkswirtschaft der Welt 
auch mit angemessenen Streitkräften ausgestattet werden 
muss. Wir kehren zurück zum Normalfall, dass die Ge-
sellschaft auch in dieser Frage Verantwortung über-
nimmt. Wir kehren zurück zu einer Auseinandersetzung 
der Gesellschaft mit der Frage, wie wir unsere Sicherheit 
gewährleisten.

Der Normalfall, der einst bedeutete, dass Hunderttau-
sende Menschen jedes Jahr Wehrdienst leisten, rückt mit 
diesem Gesetz wieder ein Stück weit in den Vordergrund.

(Christian Görke [Die Linke]: Also doch!)

Der Normalfall war, dass die Bundeswehr immer durch 
unsere Gesellschaft getragen worden ist, dass sich Fami-
lien über die Frage Gedanken gemacht haben, ob der 
Sohn Wehrdienst leistet oder verweigert; diese Möglich-
keit besteht weiterhin.

Eine neue, eine stärkere Bundeswehr wird in der Zu-
kunft wieder viel stärker mit der Mitte unserer Gesell-
schaft verbunden sein müssen: durch den neuen Wehr-
dienst, aber auch durch eine neue Reserve, die wir in 
einer ganz anderen Dimension aufstellen und die viel 
stärker mit Fähigkeiten zur Bundeswehr und somit zu 
einer wehrhaften Gesellschaft beiträgt. Dafür ist der 
neue Wehrdienst ein wichtiger Baustein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ein wichtiger Baustein ist auch, die Gesellschaft ins-
gesamt einzubeziehen. Dafür stärken wir als Union mit 
einem separaten Antrag die Freiwilligendienste, um auf 
dem Weg zu einem Gesellschaftsdienst für alle weiter 
voranzukommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Für den neuen Wehrdienst gilt: Jeder junge Mensch 
muss sich Gedanken machen, jede Familie wird diskutie-
ren. Deshalb ist es richtig, dass wir als Gesellschaft über 
den Weg intensiv debattieren. Es ist selbstverständlich 
zulässig und erlaubt, dagegen zu protestieren. Aber bitte 
sich ernsthaft mit den Fragen und Fakten auseinander-
setzen und Demos nicht als Event sehen und mit Schul-
schwänzen verbinden!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wer meint, dass es um Selbstbestimmung statt Wehr-

pflicht geht, der versteht erstens nicht, dass wir nicht über 
eine Wehrpflicht debattieren, sondern über einen freiwil-
ligen Wehrdienst. Zweitens. Wir spielen nicht Freiheit 
gegen Wehrdienst aus. Freiheit ist das, was wir schützen 
wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wer ständig gegen den Wehrdienst polemisiert, muss 
auch die Frage beantworten, wie wir unsere Sicherheit 
und unsere Selbstbestimmung gewährleisten wollen.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Dann lesen Sie unseren Entschließungsantrag!)

Immer nur sagen, es müssten irgendwelche anderen ma-
chen, ist nicht die Lösung, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zu einer ernsthaften Debatte gehört auch, dass wir uns 
tatsächlich an den Fakten orientieren. Per Lotterie in den 
Schützengraben, das ist wirklich billigste Polemik, und es 
ist letztendlich auch eine Lüge und hat überhaupt nichts 
mit der Frage zu tun, die wir hier debattieren. Wehrdienst 
und Wehrpflicht hatten noch nie etwas mit Auslandsein-
sätzen zu tun. Wehrdienst und Wehrpflicht waren ein 
Beitrag zu unserer Landesverteidigung, zu einer starken 
Bundeswehr. Im Übrigen: In einem Verteidigungsfall 
sind alle Männer zwischen 18 und 60 wehrpflichtig. Des-
halb haben in diesem speziellen Fall diese Frage und 
dieses Gesetz auch nichts mit der Gesamtverteidigung 
zu tun.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sollte es aber!)
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Hier geht es um eine einfache Frage, die wir mit die-
sem Dienst beantworten. Wir müssen uns verteidigen 
können, damit wir uns nicht verteidigen müssen.

(Zuruf der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])
Das müssen wir als Gesellschaft gemeinsam tragen. Und 
dieses Ziel verfolgen wir mit dem neuen Wehrdienst-
gesetz. Deswegen hat es eine breite Zustimmung ver-
dient.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat Frau Abgeordnete 

Nyke Slawik das Wort. Bitte sehr.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nyke Slawik (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wer schützt dieses Land, sollten wir 
angegriffen werden? Wie schätzen wir die wert, die für 
unsere Freiheit ihr Leben lassen würden? Was ist uns 
Einsatz für unsere Gesellschaft wert? Was bedeutet für 
uns Generationengerechtigkeit?

Liebe Jugend, ihr schaut heute zu. Es geht um euch.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es geht um junge Menschen in der Ukraine und ihren 
Traum, in einem freien Europa statt unter russischer Be-
satzung leben zu können. Es geht um junge Menschen in 
Polen und im Baltikum, die Angst davor haben, als 
Nächstes der russischen Aggression zum Opfer zu fallen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es geht um Imperialismus, einen Diktator, der brutale 
Waffengewalt für seine Herrschaftsansprüche nutzt. Es 
geht darum, was wir im schlimmsten aller Fälle bereit 
sind dem entgegenzustellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich glaube daran, dass es genügend Menschen gibt, die 
sagen: Im schlimmsten aller Fälle verteidige ich dieses 
Land und die Menschen. – Ich glaube, dafür braucht es 
keine Pflichtdienste.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Aber ich finde auch, dass die Einführung von Musterun-
gen angesichts der ernsten Lage vertretbar ist. Ich halte es 
für vertretbar, einen Fragebogen auszufüllen und zu ei-
nem Musterungstermin zu gehen. Ausgemustert zu wer-
den, soll Menschen schützen, die nicht geeignet sind für 
einen Wehrdienst. Musterungen sollen auch ein geord-
netes Verfahren für den Ernstfall und einen Rahmen für 
Kriegsdienstverweigerung schaffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Aber, liebe Bundesregierung, ich habe kritische Fra-

gen: Warum laden Sie die Verantwortung allein bei 18- 
Jährigen ab? Welchen Beitrag sollen andere Generatio-
nen leisten?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Warum halten Sie an überkommenen, alten Musterungs-
kriterien fest? Und warum wollen Sie losen, wenn Frei-
willigkeit an seine Grenzen stößt? All das halte ich für 
nicht gerecht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Bundesregierung, Sie lassen heute die Chance 
verstreichen, die Freiwilligendienste dem Wehrdienst 
wirklich nachhaltig gleichzustellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir fordern mehr Freiwilligenplätze,

(Siemtje Möller [SPD]: 15 000!)

einen Rechtsanspruch auf Freiwilligendienst, ein ÖPNV- 
Ticket für Freiwillige, ein Freiwilligengeld, das zum Le-
ben reicht, und dass Ämter wirklich verpflichtet werden, 
neben dem Wehrdienst auch über Freiwilligendienste 
zum Beispiel im Zivilschutz oder im Sozialen zu infor-
mieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

All das ist bei Ihnen nur im Ansatz vorhanden, aber 
nicht konsequent zu Ende gedacht. Und Sie laden die 
Verantwortung allein bei 18-Jährigen ab, während Ihre 
Regierungspolitik an anderen Stellen bei der Jugend ein-
spart, im Klimaschutz oder beim KulturPass. Deswegen 
werden wir Ihren Gesetzentwurf und Ihren Antrag heute 
ablehnen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Dann kön-
nen Sie dem Antrag zustimmen!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Bundesregierung hat nun der Bundesminister 

der Verteidigung, Herr Boris Pistorius, das Wort. Bitte 
sehr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Abgeordneten des Deutschen Bun-
destages! Sehr geehrter Herr Wehrbeauftragter! Lassen 
Sie mich zunächst ein Wort an Herrn Lucassen richten. 
Wenn es noch eines Beweises bedurft hätte, in welche 
Richtung diese Fraktion unser Land führen will, dann 
ist völlig klar geworden: Es geht nur rückwärts.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich habe darauf gewartet, – 
wenn er mehr Redezeit gehabt hätte, wäre er wahrschein-
lich bei der Schlacht von Tannenberg 1410 gelandet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Um es deutlich zu sagen: Schweden, Lettland, Litauen, 
Kroatien – die Liste ließe sich fortführen –, alle diese 
Länder haben eins gemein: Sie haben auf die veränderte 
Bedrohungslage reagiert und haben sich in den vergan-
genen Jahren und gerade auch zuletzt noch einmal auf 
den Weg gemacht, eine Form eines Wehrdienstes wieder 
einzuführen. Auch Frankreich, unser engster Partner, hat 
das vor einigen Tagen angekündigt. Aus Italien gibt es 
Meldungen in die gleiche Richtung. Unsere Partner 
schauen auf uns. Unsere Alliierten schauen auf Deutsch-
land. Unsere Verbündeten machen mir gegenüber immer 
wieder in Gesprächen deutlich: Es ist richtig und es ist 
gut, was wir alles in den vergangenen Jahren gerade hier 
in Deutschland unternommen haben, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. Sie erkennen an, was wir alles in 
dieser Zeit vorangebracht haben, von der Ausstattung 
über die Infrastruktur bis hin zum Geld, das der Bundes-
wehr jetzt zur Verfügung steht. Mir wird oft gespiegelt – 
und das sollten wir uns bewusst machen –: Wir, Deutsch-
land, sind längst zum Schrittmacher der Verteidigung in 
Europa geworden.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Mit unserer Einigung zum Wehrdienst-Modernisie-
rungsgesetz gehen wir einen weiteren entscheidenden 
Schritt für unsere Verteidigungsfähigkeit. Ich möchte 
dem Verhandlungsteam und den Mitgliedern des Vertei-
digungsausschusses und allen Beteiligten herzlich dan-
ken für die Diskussion. Ja – sie war nicht immer leicht. 
Aber kann eine solche Diskussion überhaupt leicht sein? 
Was wäre das für ein lahmes Land? Was wäre das für eine 
langweilige Diskussionskultur, wenn wir nicht mal bei 
den Themen on fire wären? Wir müssen uns klarmachen, 
worum es hier geht. Das ist die Diskussion, die geführt 
werden musste und die auch heute geführt wird auf den 
Straßen; denn die Schüler streiken und demonstrieren. 
Was ich übrigens großartig finde, meine Damen und Her-
ren, weil es zeigt: Sie interessieren sich, Sie engagieren 
sich und Sie wissen, worum es geht. Dass Sie nicht mit 
allem einverstanden sind, was wir hier beschließen: Be 
my guest, so soll es sein! Wir sind das Parlament, wir 
müssen streiten, wir müssen Vorlagen legen, und wir 
müssen klarmachen, warum wir es tun, aber auch dafür 
streiten und zuhören. Und das tun wir, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Gleichzeitig weiß ich aus unzähligen Gesprächen im 
Land – mit jungen Leuten, mit Besuchergruppen und 
Schulklassen –: Es sind viel mehr bereit, Verantwortung 
zu übernehmen, als Teile des Parlaments oder Teile der 
Öffentlichkeit uns glauben machen wollen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Es gibt das Gefühl für Verantwortung. Gleichzeitig gibt 
es da, wo nicht auf die Hetzer und Lügner in der politi-
schen Debatte gehört wird, sehr wohl auch die Erkennt-
nis: Ja, hier geht es um Freiwilligkeit. Niemand zwingt 
uns zu irgendetwas, außer zu einem Fragebogen, der die 

Erfassung abbildet, und zu einer Musterung, die nieman-
dem wehtut. Worüber reden wir hier eigentlich, meine 
Damen und Herren von der Linksfraktion?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich will noch etwas sagen. Dieser Wehrdienst ist frei-
willig, und er bleibt es, wenn alles so gut läuft, wie wir 
uns das versprechen. Aber ja, zur Ehrlichkeit

(Zuruf der Abg. Desiree Becker [Die Linke])
– und dafür stehe ich auch hier heute Morgen – gehört: 
Wenn es nicht reicht und wenn die Bedrohungslage sich 
weiter so oder schlechter entwickelt, werden wir über 
eine verpflichtende Wehrpflicht, eine Teilwehrpflicht 
nicht umhinkommen, um dieses Land schützen zu kön-
nen, übrigens auch Sie, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf von der 
Linken)

Um das deutlich zu sagen: Unsere Bundeswehr – ich 
bin sehr froh, dass einige Kameradinnen und Kameraden 
heute hier sind –, unsere Bundeswehr

(Tino Chrupalla [AfD]: Zwei!)
schützt auch diejenigen, die gegen sie sind und sie nicht 
ausstatten wollen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf von der 
Linken)

Ich sage das in aller Deutlichkeit. Das gilt auch für Sie, 
meine Damen und Herren. Denn die Meinungsfreiheit, 
die Demonstrationsfreiheit, die Religionsfreiheit und die-
ser Staat schützen sich nicht von alleine. Das müssen 
Menschen tun, die bereit sind, für ihn einzutreten, und 
nicht die, die hinterm Gartenzaun stehen und darauf war-
ten, dass andere das machen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des 
Abg. Cem Ince [Die Linke])

Meine Damen und Herren, um es kurz zu machen: 
Politik beginnt mit dem Betrachten der Wirklichkeit. 
Die einen verschließen sich ihr, die anderen nehmen sie 
zur Kenntnis. Wir, die Verantwortlichen in dieser Bun-
desregierung und der sie tragenden Fraktionen, überneh-
men diese Verantwortung, nicht mit Freude, nicht mit 
Begeisterung, aber aus Überzeugung, und darauf kommt 
es an; meine Damen und Herren; denn dieses Land, diese 
Demokratie, verdient es.

Danke schön.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat der Abgeordnete Herr Kurt 

Kleinschmidt das Wort. Bitte sehr.
(Beifall bei der AfD)
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Kurt Kleinschmidt (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren Abgeordnete! Sehr geehrte Kameraden! Vor 
genau vier Wochen haben Sie, Herr Minister Pistorius, 
bei der Bundeswehrtagung über den Personalaufwuchs 
bei der Bundeswehr gesprochen. Sie persönlich möchten 
unter anderem alle Zeitsoldaten anschreiben und fragen 
lassen, ob diese ihre Dienstzeit verlängern möchten. Das 
zeigt: Sie haben auch keine Ahnung vom Personalwesen 
der Bundeswehr. Sie greifen damit nämlich in die Auto-
nomie der Kompanien ein. Außerdem erwecken Sie da-
mit Erwartungen bei diesen Soldaten, die Sie dann per-
sönlich zu verantworten haben. Es gibt nämlich durchaus 
Gründe, weshalb ein Soldat eben nicht weiter verpflichtet 
werden soll. Sie erschaffen wieder mal ein Bürokratie-
monster und betreiben Mikromanagement. Unter Ihrer 
Führung verkommt die Auftragstaktik zur Befehlstaktik. 
Solche Fehlplanungen spiegeln sich in dem sogenannten 
Wehrdienst-Modernisierungsgesetz wider. Die Realität 
wird Sie in Jahren einholen; glauben Sie es.

(Beifall bei der AfD)

Sie stoßen den Bestandskunden wieder vor den Kopf. 
Was glauben Sie eigentlich, was Ihre Unterführer fühlen, 
wenn ihre Luxuswehrdienstleistenden – jetzt bitte genau 
zuhören! – zwischen 2 300 und 2 500 Euro netto monat-
lich erhalten? Ich kann Ihnen genau sagen, was Sie dabei 
geritten hat, dieses Gesetz verabschieden zu wollen. Jetzt 
genau zuhören: Wehrpflichtige müssen zur Bundeswehr 
oder einen Ersatzdienst leisten. Wehrpflichtige bekom-
men einen Wehrsold von wenigen Hundert Euro. Wehr-
pflichtige bilden jedoch den Querschnitt der Deutschen 
ab. Fast 30 Prozent der Wehrpflichtigen wählen die Al-
ternative für Deutschland.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Meine Güte!)

Und genau hier liegt nämlich Ihr Problem, liebe Regie-
rung und andere Parteien. Sie können nämlich nicht 
Tausende Wehrpflichtige entlassen oder erst gar nicht 
einziehen, weil sie unsere Alternative für Deutschland 
wählen.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Sie hingegen möchten Wehrdienstleistende de luxe, die 
finanziell abhängig und dienstrechtlich erpressbar sind. 
Dies holt Sie noch ein.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie haben das mit der 
Demokratie noch nicht verstanden! – Weitere 
Zurufe von der SPD)

Wir Fachleute sprechen von Verteidigungsfähigkeit; 
Sie haben immer von Kriegstüchtigkeit gesprochen, 
Herr Verteidigungsminister. Nun sprechen auch Sie von 
Verteidigungsfähigkeit, und genauso wird es sich mit 
Ihrem Wehrdienst-Modernisierungsgesetz verhalten.

(Zuruf des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])

Herr Minister, hören Sie auf die Menschen, die Ah-
nung von ihrem Geschäft haben,

(Bettina Lugk [SPD]: Das sind aber nicht 
Sie! – Zuruf der Abg. Siemtje Möller [SPD])

und versuchen Sie nicht permanent, ein totes Pferd zu 
reiten! Man sollte fast meinen, Sie wollen Präsident Putin 
in die Karten spielen.

Meine Fraktion der Alternative für Deutschland wird 
dieser wehrpolitischen Kakofonie nicht zustimmen. Und 
Ihnen, werte Kameraden da draußen, wünsche ich viel 
Soldatenglück. EloKa hurra!

Danke schön.
(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der CDU/CSU hat Frau Abgeordnete 

Diana Herbstreuth das Wort. Bitte sehr.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Diana Herbstreuth (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Ver-

teidigungsminister! Sehr geehrter Herr Wehrbeauftrag-
ter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor allem: Liebe 
Soldatinnen und Soldaten! Ich möchte mit einem Dank 
beginnen, bei Ihnen, Herr Minister, und Ihrem Haus. 
Danke, dass Sie so eine intensive Vorarbeit geleistet ha-
ben und uns mit konstruktiver, aber auch lösungsori-
entierter Zusammenarbeit bei diesem sehr herausfordern-
den Prozess unterstützt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Zum anderen gilt mein Dank der Verhandlungstruppe.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: „Der Verhandlungs-
truppe“!)

– Ja. – Norbert Röttgen, Thomas Erndl, Siemtje Möller 
und auch Falko Droßmann, ihr habt mit großer Ausdauer, 
mit viel Geduld, aber auch mit hohem Verantwortungs-
bewusstsein einen wirklich guten Kompromiss errungen, 
erarbeitet und damit unser Land ein Stückchen sicherer 
gemacht. Ja, diese Verhandlung war kontrovers. Und ja, 
sie wurde in der Öffentlichkeit teils zugespitzt begleitet. 
Aber genau das Ringen um Argumente ist Ausdruck ei-
nes lebendigen und vor allem eines demokratischen Mit-
einanders – im Kontakt sein und sich austauschen. Es 
zeigt die Verantwortung, dass wir das, was Sie uns in 
die Hände legen, ernst nehmen. Demokratie bedeutet, 
unterschiedliche Positionen auszutragen und auszuhal-
ten, um am Ende eine tragfähige Entscheidung treffen 
zu können.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Ich stehe heute hier nicht nur als Abgeordnete des 

Deutschen Bundestages, sondern auch als Frau Oberst-
leutnant der Bundeswehr vor Ihnen, als jemand, der sehr 
viele Jahre gedient und entsprechend viel Erfahrung in 
dieser Struktur hat. Wir sprechen über ein Thema, das für 
mich im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens keine 
abstrakte Debatte, sondern eine zutiefst persönliche 
Frage ist. Das, was wir jetzt endlich reformieren und 
modernisieren und wo wir echten spürbaren Wandel ein-
leiten, ist für mich nicht nur politische Notwendigkeit, 
sondern für mich als Soldatin eine Herzensangelegenheit.

(Zuruf des Abg. Tino Chrupalla [AfD])
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Es macht mich froh und auch sehr stolz, dass wir diese 
politische Achterbahnfahrt zusammen geschafft haben 
und dieses wichtige Gesetz endlich auf den Weg bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte den Blick 

aber auch etwas erweitern. Ein attraktiver, moderner 
Wehrdienst ist nur ein erster Schritt, um die Verteidi-
gungsfähigkeit unseres Landes auch langfristig zu si-
chern. Nur mit umfassenden Maßnahmen werden wir es 
schaffen, die Menschen dafür zu gewinnen und dauerhaft 
im Dienst bei der Bundeswehr zu halten. Ich habe es 
bereits letzte Woche in meiner Rede zum Haushalt an-
gesprochen – ich werde es erneut betonen –: Attraktivität 
entsteht eben nicht durch Worte, sondern durch funktio-
nierende Organisationen. Genau deshalb brauchen wir 
auch verlässliche Strukturen, moderne und standortnahe 
Infrastruktur sowie einen echten Blick auf unser Be-
standspersonal.

Gleichzeitig müssen wir aber auch verstehen, dass Si-
cherheit und Verteidigungsfähigkeit eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe sind. Sicherheit und Verteidigungs-
fähigkeit sind gemeinsame Verantwortung aller Bürger 
und Bürgerinnen. Ganz grundsätzlich geht es bei dem 
Thema um die Resilienz unserer gesamten Gesellschaft. 
Deshalb ist die Aufgabe über den Wehrdienst hinaus 
auch, dass wir die zivilen Strukturen stärken.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wir brauchen mehr Miteinander. Wir brauchen mehr 
Menschen, die für unser Land Verantwortung überneh-
men. Und wir brauchen Menschen, die Dienst an der 
Gesellschaft mittragen und gestalten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit dem Wehrdienst- 
Modernisierungsgesetz stärken wir die Wehrfähigkeit 
Deutschlands. Doch die wahre Herausforderung besteht 
nach wie vor darin, ein solides gesellschaftliches Fun-
dament zu schaffen. Daran werden wir alle zusammen 
weiterarbeiten. Ich bitte Sie um Ihre Stimme für dieses 
Gesetz.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat der Abge-

ordnete Herr Niklas Wagener das Wort. Bitte.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Niklas Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 80 Pro-

zent der jungen Menschen in diesem Land haben Angst 
vor einem Krieg. Aber ebenso viele sind bereit, ihren 
Beitrag zu leisten, um einen Krieg zu verhindern, indem 
sie sich für die militärische und zivile Verteidigungs-
fähigkeit unseres Landes, für unsere demokratische Ge-
sellschaft engagieren. Allein auf die Idee zu kommen, ein 
so schwerwiegendes Gesetz zu verabschieden, ohne die 
Betroffenen einzubinden, zeigt jedoch, welchen Stellen-
wert die Jugend für Sie hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir Grüne sehen das anders. Wir nehmen diese Gene-
ration ernst, ebenso wie die Bedrohungslage von außen. 
Gerade weil wir die Bedrohungslage so ernst nehmen, 
sind wir nicht bereit, die gesamte Verantwortung allein 
den 18-jährigen jungen Männern vor die Füße zu kippen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nur wenn wir über alle Generationen und alle Geschlech-
ter hinweg gemeinsam zusammenstehen, werden wir Pu-
tin glaubwürdig vor einem Krieg abschrecken und unse-
ren Frieden sichern können.

Das Gesetz verpflichtet aber nur 18-jährige Männer 
zur Musterung und blickt allein auf den Wehrdienst, nicht 
auf die vielen anderen für unsere Gesellschaft ebenfalls 
bedeutsamen Dienste, beispielsweise beim THW, bei der 
Feuerwehr oder im sozialen Bereich. Das ist unglaubwür-
dig; denn Sie wissen ganz genau, dass es für die Gesamt-
verteidigung unseres Landes viel mehr braucht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Darum fordern wir eine Enquete-Kommission für ge-
samtgesellschaftliche Resilienz: einen Ort, an dem wir 
hier im Parlament beraten, was ein moderner Gesell-
schaftsdienst leisten muss – freiwillig, hybrid oder ver-
pflichtend und vor allem unter maßgeblicher Beteiligung 
junger Menschen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unser Nein heute ist kein Nein zur Wehrhaftigkeit, 
sondern ein Nein zu diesem vermurksten Gesetzentwurf. 
Wehrhaftigkeit schützt uns von außen, aber Glaubwür-
digkeit hält unser Land von innen zusammen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat die Abgeordnete Frau 

Dr. Anja Weisgerber das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Wir spüren: Unser Land muss widerstands-
fähiger werden, resilienter nach außen und nach innen. 
Wir müssen unsere Verteidigungsfähigkeit verbessern, 
uns besser auf das Risiko zunehmender Naturkatastro-
phen vorbereiten, und wir brauchen Antworten auf eine 
immer älter werdende Gesellschaft.

Gesellschaftliches Engagement ist deshalb notwendi-
ger denn je. Wir müssen mehr junge Menschen dazu 
motivieren, einen Dienst für unsere Gesellschaft zu leis-
ten. Deshalb brauchen wir den neuen Wehrdienst, der 
zunächst auf Freiwilligkeit setzt, und wir müssen und 
werden gleichzeitig die Freiwilligendienste stärken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Reinhard Brandl [CDU/ 
CSU]: Sehr gut!)
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Ob in der Pflege, im Zivil- und Katastrophenschutz, in 
der Kultur, in der Jugendarbeit oder im Natur- und Um-
weltschutz: Überall dort tragen junge und ältere Men-
schen in den Freiwilligendiensten Verantwortung und 
machen unser Land jeden Tag ein Stück weit besser, 
menschlicher, solidarischer und stärker.

Sie erfahren unmittelbar, was Zusammenhalt in unse-
rer Gesellschaft bedeutet. Sie lernen, worauf es in Krisen 
ankommt. Freiwilligendienste sind deshalb absolut un-
verzichtbar.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Doch viele Organisationen klagen bislang über feh-
lende Planungssicherheit. Das müssen und werden wir 
ändern; denn wir brauchen junge Menschen, die bereit 
sind, der Gesellschaft etwas zurückzugeben.

Aber auch sie selbst können von diesen Gesellschafts-
diensten profitieren. Liebe Jugendliche, diese Zeit für die 
Gesellschaft, entweder bei der Bundeswehr oder im Rah-
men eines Freiwilligendienstes abgeleistet, könnte auch 
eure starke Zeit sein. – So müssen wir doch die Jugend-
lichen ansprechen; das ist doch der richtige Tenor.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Reinhard Brandl [CDU/ 
CSU]: Bravo!)

Wer sich engagieren will, darf aber nicht an Bürokratie 
oder Mittelkürzungen scheitern. Wir sind ständig im Aus-
tausch mit den Jugendorganisationen, mit den Verbänden. 
Da hören wir immer wieder: Wir brauchen die Mittel.

Deshalb freuen wir uns, dass wir die Mittel für die 
Freiwilligendienste für 2026 um insgesamt 50 Millionen 
Euro und ab 2027 sogar um 80 Millionen Euro stärken 
können. Das ist ein verlässliches Fundament und ein 
starkes Signal. Dafür haben wir uns eingesetzt, und ich 
bin wirklich froh, dass uns das gemeinsam gelungen ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Diese Mittel werden wir jetzt einsetzen, um die Anzahl 
der Plätze zu steigern und die Attraktivität zu erhöhen. 
Denn Freiwilligendienste und die Bundeswehr sind keine 
Gegensätze; sie ergänzen sich. Beides zusammen macht 
unser Land widerstandsfähiger.

Wir als Staat müssen Verantwortung übernehmen, und 
wir müssen die jungen Menschen dazu motivieren, einen 
Gesellschaftsdienst zu leisten.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich bedanke mich. Die Zeit ist abgelaufen.

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):
Wir werden den Herausforderungen mit Mut begeg-

nen.
Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Abschließend in dieser Debatte hat für die AfD-Frak-

tion der Abgeordnete Heinrich Koch das Wort. Bitte.

(Beifall bei der AfD)

Heinrich Koch (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Bürger! Heute besprechen wir den Entwurf zum Wehr-
dienst-Modernisierungsgesetz. Er soll die Bundeswehr 
stärken, erweist sich jedoch als klarer Fehlschlag; denn 
er übersieht fundamentale Probleme und gefährdet tat-
sächlich die Verteidigungsfähigkeit.

Erstens. Der Entwurf setzt ausschließlich auf Freiwil-
ligkeit, um ausreichend Soldaten zu gewinnen. Das ist 
riskant und unvorhersehbar. Wie sollen wir den Bedarf 
decken, wenn alles auf ungewissen Zahlen basiert?

Aktuell verfügt die Bundeswehr über nur etwa 180 000 
Soldaten, benötigt aber bis zu 460 000 im Ernstfall. Ohne 
verbindliche Regeln bleibt diese Lücke bestehen. Pure 
Illusion!

Zweitens. Die Ziele sind unklar und leiten sich nicht 
plausibel aus unseren NATO-Verpflichtungen ab. Sie 
wirken willkürlich. Wo bleibt die präzise Planung für 
eine rasch einsatzfähige Bundeswehr? Die globale Lage 
erfordert mehr Personal bereits im Frieden; doch der Ent-
wurf bleibt vage und bietet keine Lösung.

Drittens. Es mangelt an echten Veränderungen in der 
veralteten Personalstruktur. Der Entwurf behebt nur 
Oberflächenprobleme, wie etwa mit der Musterung ab 
2027, ohne die tieferen Ursachen anzupacken.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Was will denn jetzt 
die AfD? Ich habe es immer noch nicht ver-
standen!)

Militärische Berufe sind oft weniger anziehend als zivile 
Alternativen. Ohne grundlegende Reformen bleibt die 
Bundeswehr chronisch unterbesetzt und geschwächt.

(Beifall bei der AfD)

Viertens. Überall im Land wächst die Sorge: Werden 
unsere Kinder künftig in Konflikte jenseits unserer Gren-
zen geschickt? Dieses Gesetz bietet keine Garantien – 
weder eine Einschränkung auf das Staatsgebiet noch ei-
nen Ausschluss von Auslandseinsätzen außerhalb des 
Staatsgebiets. Die Ängste der Bevölkerung bleiben beste-
hen. Wer sie ignoriert, verliert das Vertrauen der gesam-
ten Nation.

(Beifall bei der AfD)

Darüber hinaus ist der Zeitpunkt höchst fragwürdig. 
Unter Verweis auf den Krieg in der Ukraine wird ein 
Gesetz im Eiltempo durchgepeitscht, das verpflichtende 
Einberufungen erleichtert. Ist das verantwortungsvoll 
oder eine schamlose Instrumentalisierung eines Kon-
flikts, der die Bürger ohnehin schwer belastet?

Zusammenfassend ist das Gesetz ein Schnellschuss: 
nicht durchdacht, voller Widersprüche und geprägt von 
unrealistischen Annahmen. Stattdessen brauchen wir eine 
echte Wehrpflicht als Gemeinschaftsdienst mit klaren Re-
geln, eine gesamtstaatliche Beteiligung und einen Fokus 
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auf den Schutz sowie die Durchhaltefähigkeit Deutsch-
lands – ohne trügerische Hoffnung auf Freiwilligkeit. Nur 
so bleibt unser Land stark und souverän.

Als AfD lehnen wir diesen Entwurf entschieden ab.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich schließe hiermit 

die Aussprache.
Wir kommen nun zur Abstimmung über den von der 

Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Mo-
dernisierung des Wehrdienstes.

Es liegen mehrere Erklärungen nach § 31 unserer 
Geschäftsordnung vor. Diese sind dann dem Protokoll 
beigefügt. – Für die Besucherinnen und Besucher: Das 
kann man dann auch im Internet nachlesen; es würde jetzt 
zu lange dauern, wenn wir diese verlesen würden.1)

Der Verteidigungsausschuss empfiehlt unter Buch-
stabe a seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
21/3076, den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf 
Drucksachen 21/1853 und 21/2581 in der Ausschussfas-
sung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetz-
entwurf in der Ausschussfassung zustimmen wollen, um 
das Handzeichen. – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Damit ist der Gesetzentwurf mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der restlichen 
Fraktionen angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Die Fraktion der AfD hat na-
mentliche Abstimmung verlangt. Das Ergebnis dieser 
Abstimmung wird erst nach dem folgenden Tagesord-
nungspunkt 28 bekannt gegeben. Dann erfolgt auch die 
Abstimmung über eine Entschließung des Verteidigungs-
ausschusses sowie über den Entschließungsantrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten 
hier im Saal bitte ich, noch für eine einfache Abstimmung 
zu bleiben. Sie haben dann nach Eröffnung 20 Minuten 
Zeit für Ihre namentliche Stimmabgabe.

Die Schriftführerinnen und Schriftführer bitte ich nun, 
die vorgesehenen Plätze einzunehmen. Sind Sie da? – 
Daumen hoch – vielen Dank auch unseren Saalmitarbei-
terinnen und -mitarbeitern –, die Plätze an den Urnen sind 
besetzt. Hiermit eröffne ich die namentliche Schluss-
abstimmung über den Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung. Das Ende der Abstimmung wird rechtzeitig bekannt 
gegeben. Die Abstimmungsurnen werden gegen etwa 
10:30 Uhr geschlossen werden.2)

Wir setzen die Abstimmung zu der Beschlussempfeh-
lung des Verteidigungsausschusses auf Drucksache 
21/3076 fort.

Tagesordnungspunkt 27b. Unter Buchstabe c seiner 
Beschlussempfehlung empfiehlt der Ausschuss die Ab-
lehnung des Antrags der Fraktion Die Linke auf Druck-
sache 21/1488 mit dem Titel „Streichung der Wehrpflicht 

aus dem Grundgesetz“. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Die Beschlussempfehlung ist gegen die Stimmen 
der Linksfraktion mit den Stimmen aller anderen Fraktio-
nen hier im Haus angenommen worden.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 28a bis 28c auf: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Jörn 
König, Peter Boehringer, Kay Gottschalk, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD 

Bargeld ist gedruckte Freiheit – Vorhaben 
der Europäischen Zentralbank für digita-
les Zentralbankgeld stoppen

Drucksache 21/3038
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Dirk 
Brandes, Kay Gottschalk, Jörn König, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Strategisches Potenzial von Bitcoin erken-
nen – Freiheit bewahren durch Zurückhal-
tung in der Besteuerung und Regulierung

Drucksache 21/2301
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Iris 
Nieland, Kay Gottschalk, Hauke Finger, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Verpflichtende Annahme von Bargeld im 
stationären Einzelhandel

Drucksache 21/3039
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Für diese Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minu-
ten vereinbart.

Hiermit eröffne ich die Aussprache, und das Wort hat 
für die antragstellende AfD-Fraktion der Abgeordnete 
Herr Dirk Brandes. Bitte sehr.

(Beifall bei der AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ganz kurz, bitte: Ich 
weiß, dass es jetzt hier viele Bewegungen wegen der 
Abstimmung gibt. Aber die Plenardebatte läuft hier wei-
ter, und ich bitte um Rücksicht, sodass die Rednerinnen 
und Redner sprechen können. – Bitte sehr.

1) Anlagen 2 bis 5
2) Ergebnis Seite 5641 C
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Dirk Brandes (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Werte Besucher auf der Tribüne! 
Freiheit beginnt dort, wo der Bürger dem Staat nicht aus-
geliefert ist, weder politisch noch finanziell noch digital. 
Was der Freiheit dient, dient dem Menschen, und was 
dem Menschen dient, stärkt auch Deutschland, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD: 
Wahnsinn!)

Wer über echte finanzielle Freiheit spricht, der spricht 
nicht über Negativzinsen oder irgendwelche virtuellen 
Bankzahlen, sondern der spricht über echte Werte: Edel-
metalle, Bargeld und Bitcoin.

In unserem Antrag geht es um finanzielle und digitale 
Souveränität und die Frage, ob Regierungen die Bürger 
und die Wirtschaft Schritt für Schritt enger kontrollieren 
wollen. Hayek sagte einst: Der Markt muss über das Geld 
entscheiden, nicht der Staat. – Der Mann hatte recht, 
meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD)

Bitcoin ist das erste funktionierende digitale, staats-
freie Geld der Welt: dezentral, begrenzt, nicht manipu-
lierbar, ein digitales Gold,

(Lachen des Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

ohne Bank, ohne Genehmigung, ohne politische Einfluss-
nahme. Bitcoin gehört nicht Staaten, Konzernen, NGOs 
oder Zentralbanken, Bitcoin gehört uns, es gehört den 
Menschen, meine Damen und Herren.

Ein freier Staat hat keine Angst vor Bargeld oder Bit-
coin oder Gold. Aber was erleben wir hier in Deutsch-
land? Immer mehr Bürokratie, immer mehr Über-
wachung, Geldentwertung und immer wieder den 
Versuch, Bargeld weiter zurückzudrängen.

Der digitale Euro ist die Spitze dieser unappetitlichen 
Entwicklung: klingt modern, ist aber programmierbares 
Geld, ein Datenstaubsauger und eine digitale Fußfessel. 
Mit dem digitalen Euro kann man Zahlungen lenken, 
begrenzen oder blockieren.

Bitcoin ist das Gegenteil: Bitcoin dient auch weltweit 
als zensurresistentes Wertaufbewahrungsmittel. Nicht 
umsonst prüfen die USA, einige BRICS-Staaten und wei-
tere den strategischen Einsatz des Bitcoins.

Deutschland dagegen diskutiert, wie man Bitcoin 
bremst. Sie alle hier verhinderten schon immer Innova-
tionen. Wir als AfD werden Deutschland wieder eine 
Zukunft zurückgeben.

(Beifall bei der AfD – Jens Behrens [SPD]: 
Wer’s glaubt!)

Vor Kurzem kam einer der heutigen Vordenker der 
heutigen CDU, nämlich Max Lucks von den Grünen. Er 
nannte es unfair, dass eine Krankenschwester Steuern 
zahlt und ein Bitcoiner nach einem Jahr Haltefrist nicht.

(Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So ist es, Herr Brandes!)

Der Denkfehler ist ebenso sozialistisch wie offensicht-
lich; denn nicht der Bitcoiner zahlt zu wenig – die Kran-
kenschwester, Herr Lucks, zahlt zu viel.

(Beifall bei der AfD)
Man hilft Arbeitnehmern nicht, indem man andere 

stärker besteuert, sondern indem man die Arbeitnehmer 
entlastet. Schützen wir Kapitalbildung und Innovation! 
Das hilft dann auch der Krankenschwester.

(Kay Gottschalk [AfD]: Steuerreform 25!)
– Genau, Steuerreform 25.

Deshalb fordern wir eine klare Trennung zwischen 
Bitcoin und zentralisierten Token, keine Bürokratie für 
private Wallets, Rechtssicherheit für Mining und Light-
ning, eine stabile Zwölfmonatshaltefrist. Denn, meine 
Damen und Herren, es geht hier ganz klar um eine Grund-
satzentscheidung, nämlich: Bleibt Deutschland finanziell 
weiterhin frei – mit Bitcoin, Bargeld, Gold und allem, 
was dazugehört –, oder entscheidet sich der Staat für 
digitale Kontrolle mit dem digitalen Euro?

(Jens Behrens [SPD]: So ein Quatsch! – Zuruf 
von der CDU/CSU: Komplementäre Wäh-
rung!)

Wir als AfD stehen klar für die Freiheit. Sie positio-
nieren sich hier schon anders. Danke, dass Sie das tun. 
Dann weiß der Bürger, dass der blaue Balken der wich-
tige ist auf der Agenda.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat Frau Abgeordnete 

Anja Karliczek das Wort. Bitte sehr.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Anja Karliczek (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Bundestagspräsidentin! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Liebe Zuhörer hier im Saal, aber 
auch an den Bildschirmen! Vielleicht erst einmal vorweg: 
Das Bargeld bleibt. Niemand drängt das Bargeld zurück.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

In verantwortungsloser Weise schürt die AfD mit ihren 
Anträgen Angst,

(Jens Behrens [SPD]: Genau so ist es!)
und das ist Populismus pur. Der digitale Euro soll das 
Bargeld nicht ersetzen, sondern ergänzen. Das sage nicht 
ich, das sagt die Europäische Kommission.

(Zuruf des Abg. Dirk Brandes [AfD])
Und noch einmal zum Mitschreiben: Das Bargeld 

bleibt – jetzt und in Zukunft!
(Beatrix von Storch [AfD]: Ja, natürlich!)

Der digitale Euro tritt auch nicht in den Wettbewerb 
mit Bargeld; das ist schon Unsinn hoch fünf. Der digitale 
Euro ist die europäische Antwort auf weltweite Entwick-
lungen zu privaten Währungen –
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

privaten Währungen, die auf sicheren Technologiever-
fahren wie zum Beispiel einer Blockchain im digitalen 
Raum entwickelt werden. Wir treten damit in einen welt-
weiten Wettbewerb ein, der sich seit geraumer Zeit mit 
großer Dynamik entwickelt, und dafür bin ich der EZB 
sehr dankbar.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Aber woher kommt die Angst, dass das Bargeld abge-
schafft wird? Warum fällt der Populismus der AfD auf 
fruchtbaren Boden?

(Zuruf von der AfD: Das hat nichts mit Popu-
lismus zu tun! – Gegenruf der Abg. Nadine 
Heselhaus [SPD]: Nichts anderes!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Bezahlverhalten 
hat sich im Laufe der letzten Jahre und Jahrzehnte – seit 
Einführung des Euros im Jahr 2002 – stark verändert. Die 
Digitalisierung hat Einzug gehalten, und, ja, es wird we-
niger mit Bargeld bezahlt. Und das liegt insbesondere 
daran, dass man im Onlinehandel nicht mit Bargeld be-
zahlen kann. Gerade beim Onlinehandel muss man aller-
dings zwangsläufig auf amerikanische Dienstleister aus-
weichen oder auf die gute alte Lastschrift. Und damit sind 
wir abhängig von nichteuropäischen Zahlungsverkehrs-
systemen. Wenn Mastercard, Visa oder PayPal mal nicht 
funktionieren, können wir in Europa nur noch ein-
geschränkt im Netz einkaufen.

(Jens Behrens [SPD]: Genau so ist es!)
Wir diskutieren gerade in vielen Politikfeldern, dass 

wir souveräner werden müssen. Wir brauchen souverä-
nere Lieferketten bei Rohstoffen, bei Medikamenten, bei 
Energie. Das ist alles richtig. Aber die Basis ist: Auch 
wenn Europa auf sich allein gestellt ist, müssen wir 
noch bezahlen können. Da hilft eine schnell verfügbare 
Bargeldinfrastruktur, aber auch ein souveränes europäi-
sches Zahlungsverkehrssystem.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Europäische Zentralbank hat genau dieses Problem 
erkannt. Im Moment gibt es in Europa vielfältige regio-
nale Kartensysteme. Deutschland kennt die Girocard, 
Frankreich kennt die Carte Bancaire, Spanien kennt Bi-
zum – um nur mal einige zu nennen. Es gibt aber auch 
europäische Länder, die keine eigenen Bezahlsysteme 
haben, und dort werden überall amerikanische Karten 
genutzt. Deshalb gibt es diese aktuelle Diskussion.

Wir wollen, dass die EZB sich zügig auf den Weg 
macht und den digitalen Euro einführt, zuerst in den 
Interbankenverkehr und dann, um auch im weltweiten 
Wettbewerb ein europäisches Zahlungsmittel als Alterna-
tive zu Kryptowährungen anbieten zu können. Warum 
nicht mit digitalen Euros in Mittelamerika oder in Afrika 
bezahlen? Für Europa möchten wir, dass sich auch privat-
wirtschaftliche Initiativen in diesen Wettbewerb begeben. 
Viele unter Ihnen haben bestimmt schon was von Wero 
gehört. Das ist eine europäische Initiative, die eine echte 

Alternative zu amerikanischen Anbietern werden soll. 
Außerdem gibt es auch erste Initiativen für europäische 
Stablecoins. Es tut sich was, und das ist gut so.

Klar ist aber auch: Wir brauchen mehr Tempo; denn 
der internationale Wettbewerb ist hart. Der internationale 
Wettbewerb um programmierbare Zahlungssysteme hat 
begonnen, und er hat mit Macht begonnen. Ob Krypto, 
Stablecoin oder Giralgeldtoken: All diese Dinge werden 
in Zukunft eine große Rolle spielen. So viel ist klar. Die 
Frage ist nur: Stehen wir Europäer im Spiel um die beste 
digitale Währung und um die leistungsfähigen Zahlungs-
systeme auf dem Feld oder am Spielfeldrand?

Wichtig ist: Wenn es ums Geld geht, muss es sicher 
sein. Wir Bürger müssen Vertrauen haben können in un-
sere Währung. Wir müssen die Wahlfreiheit haben, wel-
ches Zahlungsmittel wir nutzen wollen. Dafür zu sorgen, 
ist unsere Aufgabe, zusammen mit dem Europäischen 
Parlament und der EZB. Diese Aufgabe nehmen wir 
gerne an.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Max Lucks 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat der Abge-

ordnete Herr Max Lucks das Wort. Bitte sehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke schön. – Frau Präsidentin! Guten Morgen, liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Herr Brandes, wir als Bun-
destagsabgeordnete können es uns mit unserem Gehalt 
leisten, zu investieren und zum Beispiel in ETFs, in Ak-
tien, in Bitcoins anzulegen. Viele Menschen in diesem 
Land können das nicht.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Ich finde es entlarvend, dass Sie als Bild gezeichnet ha-
ben: Die Krankenschwester oder die Altenpflegerin sol-
len sich mal nicht so anstellen, dass sie so viele Steuern 
bezahlen;

(Jörn König [AfD]: So ein Quatsch! Die wer-
den durch die Steuer- und Abgabenlast be-
raubt!)

sie könnten ja Geld anlegen. – Das, finde ich, entlarvt Ihre 
Verachtung gegenüber hart arbeitenden Menschen in die-
sem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein, danke.
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(Beatrix von Storch [AfD]: Zwölf Semester hat 
der Kerl gebraucht, um einen sozialwissen-
schaftlichen Bachelor zu machen! – Gegenruf 
des Abg. Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und Sie haben ein Leben lang ge-
braucht, sich nicht zu benehmen! Das gibt’s 
doch gar nicht!)

Es ist eine himmelschreiende Ungerechtigkeit, meine 
Damen und Herren, dass ich, als ich während meines 
Studiums gearbeitet habe, einkommensteuerpflichtig 
wurde,

(Beatrix von Storch [AfD]: Sechs Jahre für 
einen Bachelor!)

aber jemand, der Kryptogewinne nach 366 Tagen macht, 
selbst wenn es Millionen Euro sind, keinen einzigen Cent 
Steuern dafür zahlt. Das ist eine Ungerechtigkeit, die wir 
nicht hinnehmen, mit der wir uns nicht abfinden werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie sollten diese Kryptolücke, Frau Karliczek, dringend 
schließen. Denn es ist den Menschen in diesem Land 
nicht zu erklären, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer hart besteuert werden, dass Erbschaften besteuert 
werden – leider nur teilweise –, aber dass Kryptogewinne 
nicht konsequent besteuert werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Anja Karliczek [CDU/CSU]: Das Anlagever-
mögen ist schon versteuert! Das ist klar, oder?)

Die AfD hat aber nicht nur einen Antrag geschrieben, 
der den Interessen von Tech-Bros dient. Die AfD hat auch 
noch ein paar andere Anträge zur Beratung aufgesetzt, 
zum Beispiel einen Antrag, der gegen das Bankkonto 
schießt. Meine Damen und Herren, der digitale Zahlungs-
verkehr ist fundamental wichtig. Es geht in dieser Frage 
meiner Meinung nach um Wahlfreiheit. In Deutschland 
leben Hunderttausende Menschen ohne eigenes Bank-
konto: Geflüchtete, Wohnungslose, Menschen in prekärer 
sozialer Lage oder solche, die an bürokratischen Hürden 
scheitern.

(Jörn König [AfD]: Oder AfD-Mitglieder, 
denen das Konto gekündigt wird!)

Für diese Menschen ist Bargeld wichtig. Aber mindestens 
genauso wichtig – übrigens auch für diese Menschen – ist 
doch etwas anderes: Zugang zum Zahlungsverkehr zu 
haben. Ohne Konto sind Menschen ausgeschlossen von 
digitalen Käufen, von sicheren Lohnzahlungen, von 
Mietzahlungen, von Grundversorgungsleistungen. Wer 
also über Wahlfreiheit beim Bezahlen spricht, muss zu-
erst fragen: Wie schaffen wir eigentlich Zugang für alle? 
Stattdessen inszeniert die AfD diese Menschen, warnt vor 
dem Ende des Bargelds und bietet keine Lösung für echte 
finanzielle Inklusion. Wir Grüne sagen: Erst Teilhabe 
sichern und dann Wahlfreiheit ermöglichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein. – Meine Damen und Herren, gehen Sie mal 

durch unsere Städte am Wochenende, in Spätis, Kneipen, 
Imbisse, Restaurants.

(Beatrix von Storch [AfD]: Stadtbild!)

Sie sehen oft: „Ausschließlich Barzahlung“. Für alle, die 
digital zahlen wollen, gibt es keine Wahlfreiheit. Und es 
kommt noch schlimmer: Ein rein barbasiertes Zahlungs-
system schafft ideale Bedingungen für Geldwäsche, 
Schwarzarbeit und Steuerbetrug. Umsätze lassen sich 
manipulieren, Einnahmen verschwinden oder werden er-
funden. Polizei und Finanzbehörden warnen seit Jahren 
vor genau diesen Risiken. Hören Sie auf, sich als Hüte-
rinnen von Recht und Ordnung zu inszenieren, solange 
Sie diese Strukturen gewährleisten wollen, auch mit den 
parlamentarischen Initiativen, die Sie uns heute vorlegen!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Die Möglichkeit für eine persönliche Erklärung hat der 

Abgeordnete Herr Dirk Brandes, weil er direkt angespro-
chen worden ist. Nach neuer Geschäftsordnung – darin 
haben wir das klargestellt – ist bei einer persönlichen 
Erklärung auch die Möglichkeit zur Erwiderung da. Bitte 
sehr.

Dirk Brandes (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Lucks, ich finde 

es schon ein bisschen traurig: Wenn Sie mich persönlich 
ansprechen, sollten Sie vielleicht auch gleich eine Frage 
zulassen.

(Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich habe Ihnen auch keine Frage gestellt, 
Herr Brandes, weil Sie mich angesprochen ha-
ben!)

Weiterhin finde ich es sehr unverschämt, dass Sie mich 
falsch zitieren. Ich habe nicht gesagt, die Kranken-
schwester solle sich nicht so anstellen, sondern ich habe 
Ihnen, den alten Fraktionen, hier vorgeworfen, dass Sie 
die Belastung für die Bürger jahrzehntelang immer mehr 
hochgeschraubt haben und die Leute gar keine Rücklagen 
mehr schaffen können in diesem Land.

(Beifall bei der AfD)

Sie kassieren die Menschen ab – seit Jahrzehnten. Die 
Leute sind so geschröpft, dass sie in diese Situation ge-
kommen sind. Und genau das wollen wir ändern. Wenn 
die Leute wieder Rücklagen schaffen können, dann kön-
nen sie vielleicht zum Teil korrigieren, was Sie hier auch 
über Jahrzehnte versaut und versäumt haben, nämlich das 
Rentensystem auf sichere Beine zu stellen. Auch das 
haben Sie versäumt. Und das, was Sie hier verzapft ha-
ben, werden wir wieder rückabwickeln müssen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Frauke Heiligenstadt 
[SPD]: Was ist das für eine unparlamentarische 
Ausdrucksweise!)
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Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Kollege Max Lucks hat die Chance auf eine Er-

widerung. Bitte.

(Beatrix von Storch [AfD]: Persönliche Erklä-
rung!)

– Weil hier es hier wieder durcheinandergeht: Ich rate 
einfach zu einem Blick in die neue Geschäftsordnung.

(Beatrix von Storch [AfD]: Persönliche Erklä-
rung!)

– Ja, bei einer persönlichen Erklärung haben wir fest-
gehalten, und das haben wir auch geklärt im Ältesten-
rat – –

(Beatrix von Storch [AfD]: Das erklären Sie 
mal Herrn Ramelow!)

– Wir diskutieren hier jetzt nicht.

(Beatrix von Storch [AfD]: Ich weiß, dass es so 
ist!)

– Frau von Storch, vielleicht tauschen Sie sich das 
nächste Mal mit Ihren Kollegen aus. Wir haben es im 
Ältestenrat geklärt. Ich erläutere das, um Ihnen die 
Chance zu geben, inhaltlich zu folgen. Aber dann gerne 
auch akzeptieren. – Bitte.

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke schön, Frau Präsidentin. – Ich hoffe, möglichst 

viele Leute verfolgen diese Debatte; denn Herr Brandes 
hat es gerade noch mal sehr gut zusammengefasst: Die 
AfD steht für Milliardensteuergeschenke für Kryptomil-
lionäre. Und wir stehen dafür, Sozialversicherungsbei-
träge und die Einkommensteuer für die unteren Einkom-
mensgruppen zu senken.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Jörn König [AfD]: Schon dema-
gogisch!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich möchte darauf 

hinweisen: Die Zeit für die namentliche Abstimmung ist 
gleich vorbei. Ist noch ein Mitglied anwesend, das seine 
Stimme nicht abgegeben hat? Ich will ganz kurz in den 
Saal schauen. – Dann warten wir, bis der nächste Redner 
gesprochen hat. Draußen sind noch Kolleginnen und Kol-
legen, die abstimmen; dann schließe ich die Abstimmung 
noch nicht.

Wir fahren fort in der Debatte. Für die SPD-Fraktion 
hat nun der Abgeordnete Herr Jens Behrens das Wort. 
Bitte.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jens Behrens (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Um es direkt deutlich zu machen: 
Niemand beabsichtigt, Bargeld abzuschaffen.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Jörn 
König [AfD]: Niemand wollte eine Mauer bau-
en!)

Das Narrativ, das Sie verbreiten, dass der digitale Euro 
das Bargeld gefährden würde, ist schlicht unwahr. Wahr 
hingegen ist, dass wir uns als Koalition für die echte 
Wahlfreiheit einsetzen. Sprich: Jede Bürgerin, jeder Bür-
ger soll beim Bezahlen frei wählen können, ob bar oder 
digital gezahlt werden soll. Das ist das Ziel.

Um diese Freiheit gewährleisten zu können, braucht es 
neben einer gesicherten Bargeldversorgung – für welche 
die Bundesbank bereits ausgezeichnet sorgt – auch Sou-
veränität beim digitalen Bezahlen. Seit dem russischen 
Angriffskrieg auf die Ukraine ist diese Souveränität 
wichtiger denn je. Und zu diesem Thema kommen Sie 
in Ihren Anträgen erst gar nicht.

(Jörn König [AfD]: Ja, Putin ist schuld!)
Denn wenn ich mir den derzeitigen Zahlungsverkehr an-
schaue, dann ist es nicht eine schwindende Akzeptanz 
von Bargeld, die mir wirklich Sorgen bereitet. Viel beun-
ruhigender erscheint mir die zunehmende Dominanz US- 
amerikanischer Zahlungsdienstleister.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Georg Günther [CDU/CSU])

Kaum eine digitale Transaktion läuft heute ohne die 
Infrastruktur großer US-amerikanischer Konzerne. Und 
genau diese Abhängigkeit birgt langfristig Risiken für 
die europäische Souveränität.

(Jörn König [AfD]: Hättet ihr schon lange dran 
arbeiten können!)

Diese strukturelle Abhängigkeit im digitalen Zahlungs-
verkehr ist es, die mir Anlass zur Besorgnis gibt und für 
die es Alternativen braucht.

Die Europäische Zentralbank hat vor diesem Hinter-
grund die Idee des digitalen Euros ins Leben gerufen. 
Dahinter steht keineswegs die Absicht, Bargeld zu ver-
drängen oder ein profitables Konkurrenzprodukt zu pri-
vaten Anbietern zu schaffen. Vielmehr geht es darum, 
eine wirklich souveräne digitale Zahlungsmethode zu ge-
währleisten, die unabhängig von außereuropäischen Ak-
teuren funktioniert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Jörn 
König [AfD]: Bis 150 Euro, oder was?)

Präsidentin Julia Klöckner:
Entschuldigung, Herr Abgeordneter, lassen Sie eine 

Zwischenfrage zu?

Jens Behrens (SPD):
Nein, jetzt nicht. – Denn unserer europäischen Privat-

wirtschaft ist es in den letzten 20 Jahren nicht gelungen, 
ein einheitliches, europaweit nutzbares Zahlungssystem 
zu entwickeln und dauerhaft zu etablieren. Der digitale 
Euro soll genau diese Lücke schließen – als öffentliches, 
verlässliches Fundament für den Zahlungsverkehr der 
Zukunft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Vielleicht werden einige nun einwenden: Wir haben 
doch die Girocard oder Wero. – Das stimmt. Allerdings 
lässt sich die Girocard jenseits unserer deutschen Grenze 
nur eingeschränkt nutzen. Und die Einführung von 
Wero – die ich ausdrücklich begrüße – ist schlicht zu 
spät erfolgt und bisher nicht in dem Umfang, um wirklich 
ein europaweites Gleichgewicht zu schaffen. Der digitale 
Euro hingegen soll überall in Europa nutzbar sein, im 
stationären Handel ebenso wie im Onlinezahlungsver-
kehr. Und entgegen Ihrer Behauptung wird seine Aus-
gestaltung keine Gefahr für unsere Banken darstellen. 
Durch angemessene Haltelimits wird sichergestellt, dass 
kein erheblicher Mittelabfluss entsteht und die Stabilität 
des Bankensystems gewahrt bleibt.

So häufig, wie Sie in Ihrem Antrag vor angeblichen 
Überwachungen warnen, dubiose Kryptowährungen an-
preisen und sich gegen eine Obergrenze für Bargeld aus-
sprechen, könnte der Eindruck entstehen, dass Sie die 
Geldwäsche erleichtern wollen.

(Beifall bei der SPD – Beatrix von Storch 
[AfD]: Und jetzt was mit Russland, bitte! – 
Weitere Zurufe von der AfD)

Lassen Sie mich hier ganz deutlich werden: Wir als SPD 
stellen uns entschieden gegen jede Form von Finanzkri-
minalität.

(Beatrix von Storch [AfD]: Ach bitte, Russ-
land! – Martin Reichardt [AfD]: Bei Finanz-
kriminalität sollten Sie mal bei Herrn Scholz 
nachfragen!)

Wir unterstützen klar die von der EU vorgegebene Bar-
geldobergrenze von 10 000 Euro als wirksames Instru-
ment zur Bekämpfung von Geldwäsche und zur Stärkung 
der Transparenz im Zahlungsverkehr.

Abschließend kurz und knapp: Wir freuen uns auf die 
Einführung des digitalen Euros.

Vielen Dank und Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Beatrix von Storch [AfD]: Ach 
Mann, nix mit Russland! – Jörn König [AfD]: 
Bei Geldwäsche bitte Johannes Kahrs befra-
gen! Der kennt sich damit aus!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich schließe jetzt die namentliche Abstimmung. – Für 

die Besucherinnen und Besucher zur Erläuterung: Sie 
sehen unsere Saalbediensteten; sie haben hier alles im 
Blick. Der Daumen geht hoch, und das heißt, dass die 
Abstimmung jetzt vollzogen ist. Sie wird geschlossen, 
und die Stimmen in den Urnen werden ausgezählt.1)

Wir machen weiter mit unserer Debatte. Und für die 
Fraktion Die Linke hat nun Lisa Schubert das Wort. Bitte 
sehr.

(Beifall bei der Linken)

Lisa Schubert (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Zuhören-

de! Für uns als Linke ist klar: Bargeld muss bleiben. Eine 
komplette Abschaffung von Bargeld ist eine Katastrophe, 
besonders für alle Menschen mit geringem Einkommen, 
von Armut Betroffene, ältere Menschen und Geflüchtete. 
Für alle Menschen, die stärker auf Bargeld angewiesen 
sind, bedeutet der Erhalt von Bargeld Inklusion, Teilhabe, 
aber auch Anonymität und Freiheit.

(Beifall bei der Linken)

Bestrebungen, die darauf abzielen, das Bargeld langfris-
tig abzuschaffen, lehnen wir daher entschieden ab.

(Beifall bei der Linken – Anja Karliczek 
[CDU/CSU]: Niemand will das Bargeld ab-
schaffen!)

Eine Sache sollte jedoch klar sein: Selbst bei einem 
Thema wie dem Bargeld schafft es die AfD, ihre men-
schenverachtende und rechtsextreme Spaltungspolitik 
fortzuführen.

(Jörn König [AfD]: Bingo! – Weitere Zurufe 
von der AfD)

Denn während sie hier tönt, Bargeld bedeute Freiheit, 
macht sie an anderer Stelle klar, für wen diese Freiheit 
nach ihren Vorstellungen gelten soll – und für wen nicht. 
Geflüchtete, die vor Krieg, Hunger und menschenunwür-
digen Bedingungen fliehen, will sie von dieser Freiheit 
ausschließen.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Für Geflüchtete gibt es, wenn überhaupt, die Bezahl-
karte – kein Bargeld, kein Konto.

(Enrico Komning [AfD]: Ja natürlich nicht! 
Gar kein Geld!)

Mein Dank geht daher raus an alle Vereine und Initiati-
ven, die sich gegen diese Exklusion und Diskriminierung 
von Geflüchteten einsetzen.

(Beifall bei der Linken)

Auch dass die AfD die Einführung von digitalem Zen-
tralbankgeld verhindern will, zeigt, in welchem Jahrzehnt 
sie feststeckt. Die Realität, in der wir leben, beinhaltet 
digitale Zahlungsmethoden – und die Anbieter heißen 
Apple Pay, PayPal, Google Pay, Mastercard oder Visa. 
Deren Macht und unbegrenzter Zugang zu sensiblen 
Kundendaten wachsen immer weiter. Wir dürfen den 
Markt für digitale Zahlungsanbieter weder den USA al-
leine noch privaten Techmilliardären überlassen.

(Beifall bei der Linken – Jörn König [AfD]: 
Mit einer staatlichen Währung? Ehrlich!)

Neben dem Bargeld fordern wir als Linke daher die 
Einführung des digitalen Euros, aber unter klaren Bedin-
gungen. Der digitale Euro muss ein von der EZB garan-
tiertes gesetzliches und kostenloses Zahlungsmittel sein, 
das Privatpersonen in begrenztem Maße und unverzinst 
auf Konten bei der EZB halten können. Er darf Bargeld 
nicht ersetzen, sondern muss es als weitere bequeme 
Form des Zentralbankgeldes ergänzen. Bei kleinen Be-
trägen muss das Recht auf anonymes Bezahlen gesetzlich 1) Ergebnis Seite 5641 C
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verankert werden. Hoher Datenschutz muss auch für den 
digitalen Euro gelten. Und er muss auch im Fall von 
Stromausfällen funktionieren.

Daran werden wir die Einführung des digitalen Euros 
messen. Und dafür, liebe Bundesregierung, müssen Sie 
sich im Interesse der Bürger/-innen einsetzen.

Danke. 
(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat nun der Ab-

geordnete Lukas Krieger das Wort. Bitte sehr.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Lukas Krieger (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Der Antrag der AfD, über den wir heute 
sprechen, will Bitcoin zur staatsfreien Alternative zum 
digitalen Gold und sogar zu einem sicherheitspolitischen 
Vermögenswert der Bundesrepublik erklären. Doch wer 
den Antrag genau liest, merkt schnell: Hier geht es nicht 
um eine seriöse Auseinandersetzung mit Blockchain oder 
digitaler Innovation. Es ist wichtig, dass wir uns als Par-
lament damit auseinandersetzen, welche Rolle digitale 
Vermögenswerte, darunter auch der Bitcoin, künftig für 
unsere digitale und ökonomische Souveränität spielen 
können.

Wir als CDU/CSU-Fraktion erkennen selbstverständ-
lich das Innovationspotenzial digitaler Vermögenswerte 
an. Wir sollten Blockchain-Anwendungen in Verwaltung, 
Industrie und Finanzmarkt stärker einsetzen. Wir brau-
chen aber Rechtssicherheit für Anleger und Unterneh-
men. Wir setzen uns als CDU/CSU hier beispielsweise 
weiterhin klar für die Beibehaltung der Einjahresfrist für 
steuerfreie Gewinne ein. Anders als die Antragsteller 
stehen wir aber für eine vernünftige Regulierung: inno-
vationsfreundlich, aber marktstabil; risikobewusst und 
international anschlussfähig.

Als Unionsfraktion haben wir uns des Themas an-
genommen, unter anderem auch mein Berliner Kollege 
Marvin Schulz, gerade mit dem Blick auf die im Antrag 
angesprochene Frage staatlicher Finanzierungs- und 
Wertaufbewahrungsstrukturen.

Aber wir wissen eben auch: Dafür braucht es einen 
ordnungspolitischen Rahmen – einen Rahmen, der Inno-
vation ermöglicht, ohne Stabilität, Marktintegrität und 
Verbraucherschutz preiszugeben. Wir müssen besser ver-
stehen, welche Rolle diese Technologien für einen mo-
dernen Staat spielen können, und sie nutzbar machen.

Deutschland braucht eine klare Position zu Blockchain 
und damit auch zu Bitcoin. Was wir aber ganz sicher nicht 
brauchen, ist ein regulatorisches Vakuum. Die BaFin 
warnt regelmäßig vor Fake-Plattformen und betrügeri-
schen Kryptodiensten. Genau in dieser Situation fordert 
die AfD, Aufsichtspflichten, Registrierungspflichten und 
Regulierung weitgehend aufzuheben. Was das bedeuten 
würde, erleben Anleger schmerzlich bei jeder Betrugs-
welle. Seriöse Anbieter brauchen klare Regelungen. Un-

regulierte Märkte schaden ihnen. Deshalb setzen wir auf 
internationale Anschlussfähigkeit, auf MiCA in Europa, 
auf Standards, die Innovationen ermöglichen und gleich-
zeitig Marktintegrität wahren.

Viel zu wenig Beachtung findet in dem Antrag die 
Frage des Energieverbrauchs. Ja, Mining ist energieinten-
siv. Aber die Wirklichkeit ist komplexer. Mining kann 
überschüssige Energie nutzbar machen, Netze stabilisie-
ren, Erzeugungsanlagen effizienter betreiben. Weltweit 
entstehen Modelle, die erneuerbare Energien besser inte-
grieren. Die AfD jedoch nutzt und reduziert das Thema 
auf einfache Lösungen: Steuervergünstigungen ohne 
energiepolitischen Kontext, ohne Standortstrategie, 
ohne Wirtschaftlichkeitsprüfung.

(Jens Behrens [SPD]: So ist die AfD!)
Wir sagen: Wenn wir über Mining reden, dann integriert, 
eingebettet in Energiepolitik, Versorgungssicherheit und 
Standortfragen, nicht losgelöst davon und schon gar nicht 
mit Steuergeschenken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, der Bitcoin ist die erste und 
weltweit stärkste Kryptowährung und sicher nicht das 
Problem, als das ihn manche darstellen: als Instrument 
für Zocker und Kriminelle. Der Bitcoin bietet viele Chan-
cen. Bitcoin ist ein technologischer Impulsgeber. Block-
chain ist ein Werkzeug, das staatliche Prozesse sicherer, 
transparenter und effizienter machen kann.

Der Antrag der AfD aber bleibt oberflächlich. Er be-
nennt die Chancen, aber er verschweigt die Risiken.

(Jörn König [AfD]: Na, machen Sie es doch 
mal besser!)

Er fordert staatliche Nutzung, ohne die staatliche Verant-
wortung mitzudenken. Er will die Vorteile, aber nicht die 
notwendigen ordnungspolitischen Leitplanken. So ge-
staltet man keine Zukunftstechnologie.

Wir als Union stehen für Technologieoffenheit, aber 
eben auch für Verantwortung, Vernunft und Stabilität. 
Wir wollen diese Chance nutzen, nicht den Illusionen 
anheimfallen. Und: Wir wollen eine Debatte führen, die 
unserem Land hilft und nicht lediglich Schlagworte wie-
derholt. Deshalb lehnen wir diesen Antrag ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der AfD hat der Abgeordnete Jörn 

König das Wort. Bitte.
(Beifall bei der AfD)

Jörn König (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegen! 

Liebe Sparer! Unser Ziel ist es, das Bargeld als einziges 
gesetzliches Zahlungsmittel zu erhalten und die Einfüh-
rung des Digital-Euro an das Votum einer Volksabstim-
mung nach Artikel 20 Absatz 2 Grundgesetz zu binden. 
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Währungen müssen Sache des gesamten Volkes sein – 
das hat zum Beispiel die deutsche Währungsunion vom 
1. Juli 1990 gezeigt – und eben nicht die Hinterzimmer-
entscheidung von Technokraten.

(Beifall bei der AfD)
Die EZB besteht aber nur aus Technokraten.

(Zuruf des Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Zeitweise hatte Deutschland als größte Nation nicht ein-
mal eine Stimme im EZB-Rat.

In den USA hat man die Risiken auch erkannt und der 
Zentralbank unter anderem drei Punkte verboten: erstens, 
einen digitalen Dollar ohne ausdrückliche Genehmigung 
des Kongresses herauszugeben zweitens, den digitalen 
Dollar direkt an eine Einzelperson auszugeben und, drit-
tens, die Kontrolle über digitale Währungspolitik an nicht 
gewählte Technokraten abzugeben. Wenn schon unser 
Hegemon USA vor der Überwachung durch digitale 
Währungen warnt, dann muss ja wohl was dran sein.

(Jens Behrens [SPD]: Quatsch!)
Dass es für diesen digitalen Euro auch noch einen 

Annahmezwang geben soll, das setzt dem Ganzen die 
Krone auf. Um digital zu bezahlen, braucht man keinen 
digitalen Euro. Das machen wir alle jeden Tag schon seit 
Jahrzehnten.

(Beifall bei der AfD – Jens Behrens [SPD]: Sie 
haben das System nicht verstanden!)

Es gibt genügend Alternativen zu diesem EZB-Zentral-
kryptoeuro. Diesen Digital-Euro braucht kein Mensch.

(Beifall bei der AfD)
Der Digital-Euro wäre aus unserer Sicht auch ein wei-

terer Schritt in Richtung Virtualisierung des Geldes. Zu-
sammen mit der EU-ID, einer möglichen Programmier-
barkeit, einem Social-Credit-System könnten 
Schreckensvisionen wahr werden. Die Behörden könnten 
begrenzen, wo, wann und was man damit bezahlen darf, 
jede Transaktion beobachten und aufzeichnen. Der Staat 
könnte das Konto mit dem CO2-Verbrauch verbinden 
oder auch mit dem Social-Credit-Score. Der ultimative 
Horror wäre, wenn das Konto komplett eingefroren wer-
den könnte. Das alles wollen wir nicht; denn die Freiheit 
ist das Einzige, was zählt.

(Beifall bei der AfD – Jens Behrens [SPD]: 
Verfolgungswahn!)

Die Einführung eines digitalen Euros gefährdet außer-
dem das Geschäftsmodell vor allem unserer Sparkassen 
und Volksbanken.

(Jens Behrens [SPD]: Das ist doch Quatsch!)
Die Banken sind die absoluten Wissensträger bei der ver-
antwortungsvollen Kreditvergabe an den Mittelstand. 
Wenn die Bürger direkt Zentralbankgeld halten können, 
droht eine Verdrängung des Giralgeldes der Geschäfts-
banken. Auch deshalb: Nein zum digitalen Euro!

Zu guter Letzt noch eine echte Lachnummer. Nach 
Jahren des Drängens nach diesem Zentralkryptoeuro 
kam vor ein paar Tagen die Nachricht, dass die Einfüh-
rung des digitalen Euros um Jahre nach hinten verscho-

ben wird. Schon vor vier Jahren habe ich persönlich ei-
nem Bundesbankvorstand gesagt, dass der vorgelegte 
Projektplan der EZB nicht gehalten werden wird. Wört-
lich: „Das traue ich Ihnen nicht zu.“ Das Vorhaben wird 
letztlich an seiner technischen Kompliziertheit und an der 
Unfähigkeit öffentlicher Einrichtungen scheitern, Pro-
jekte in angemessener Zeit zum Abschluss zu bringen.

(Jens Behrens [SPD]: Die Unfähigkeit liegt 
woanders!)

Der Flughafen BER, Stuttgart 21, das MEL-Haus hier im 
Deutschen Bundestag und die Elbphilharmonie lassen 
grüßen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Zu guter Letzt für alle, die meinen, die EZB und der 
Euro seien eine Erfolgsgeschichte: Der Euro hat seit sei-
nem Bestehen gegen Gold über 90 Prozent seines Wertes 
verloren. Ich wiederhole: 90 Prozent Wertverlust. Das ist 
eine absolute Katastrophe für die Sparer.

(Beifall bei der AfD – Jens Behrens [SPD]: Sie 
zahlen wahrscheinlich noch mit Gold!)

Die Wertmessung in Euro ist so absurd, als ob man mit 
einem Gummiband die Länge messen wollte.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat nun Frau Abgeordnete 

Nadine Heselhaus das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Nadine Heselhaus (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Was wir 

hier erleben, ist das immer wieder gleiche Spiel der AfD: 
Erst wird ein Problem erfunden, dann wird Chaos gestif-
tet, und am Ende tun Sie so, als wären Sie die großen 
Retter der Nation.

(Zuruf des Abg. Tobias Ebenberger [AfD])

Und das läuft nach einem immer wieder gleichen Muster: 
Erstens. Sie machen den Leuten Angst. Zweitens. Sie 
verwirren alle mit völlig widersprüchlichen und teilweise 
absurden Aussagen. Und drittens. Sie fordern Dinge, die 
einfach komplett daneben sind, und unterstützen damit 
auch noch die Falschen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Jens Behrens [SPD]: Sehr rich-
tig!)

Die AfD behauptet ernsthaft, digitale Zahlungsmetho-
den seien unsicher, weil man bei einem flächendeckenden 
Stromausfall nicht mehr darauf zugreifen kann. Die Lö-
sung: Na klar, Bargeld.

(Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Oder Kryptowährung!)
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Jetzt mal Hand aufs Herz! Wie kommen Sie denn alle an 
Ihr Bargeld? Über Geldautomaten. Die laufen selbstver-
ständlich mit Strom.

(Kathrin Michel [SPD]: Aha!)
Und wie zahlen wir bar in den Geschäften? Über Kassen-
systeme. Sie ahnen es: Die sind strombetrieben. Wenn Sie 
jetzt also nicht gerade Ihre Wände mit 50-Euro-Scheinen 
tapeziert haben

(Jörn König [AfD]: Sie kennen meine Tapete 
nicht, Frau Heselhaus!)

oder Ihren Bargeldkoffer unter dem Kopfkissen verste-
cken,

(Jens Behrens [SPD]: … oder von Putin was 
gekriegt haben!)

bringt Ihnen das im Blackout exakt gar nichts.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Jens Behrens [SPD]: Sehr rich-
tig!)

Aber vielleicht macht die AfD ja eben genau das. Das 
würde zumindest erklären, warum sie sich so sehr gegen 
eine Bargeldobergrenze von 10 000 Euro wehrt. Die EU 
hat diese Grenze beschlossen, um Kriminalität zu er-
schweren. Wer würde also von Ihrer Forderung, sie nicht 
umzusetzen, profitieren? Genau, Kriminelle. Herzlichen 
Glückwunsch! Der falsche Fanclub.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Boris Mijatović 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Christian 
Douglas [AfD]: Weil die EU das sagt! – Jörn 
König [AfD]: Weil die EU das sagt, dass alle 
kriminell sind, die mehr als 10 000 Euro zahlen 
wollen! – Zuruf der Abg. Frauke Heiligenstadt 
[SPD])

Nächster Punkt. Die AfD behauptet, der digitale Euro 
würde zu Überwachung führen. Und was schlagen Sie 
stattdessen vor? Bitcoin. Gerade eben noch digitale Zah-
lungen verteufeln und im nächsten Atemzug eine Kryp-
towährung feiern, die vor Stromverbrauch nur so glüht. 
Ich erinnere an dieser Stelle noch mal an Ihr eigenes 
Stromausfallargument. Das ist schon fast sportlich wider-
sprüchlich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Jens Behrens [SPD]: Rechts weiß 
nicht, was rechts tut!)

Meine Damen und Herren, die Europäische Zentral-
bank sorgt für Stabilität –

(Jörn König [AfD]: Nee! Die Zentralbank sorgt 
vor allem für Kaufkraftverlust!)

für den Euro in Ihrer Tasche und auf Ihrem Konto, und 
das eben zukünftig auch digital. Der digitale Euro ist also 
nicht irgendetwas Mysteriöses, sondern einfach eine zeit-
gemäße Ergänzung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN – Jörn König [AfD]: Er kommt aber 
erst 2030!)

Wofür brauchen wir ihn? Damit wir nicht von privaten 
Zahlungsunternehmen abhängig sind, sondern eine si-
chere europäische Alternative haben.

(Jörn König [AfD]: Er kommt aber erst 2030!)

Warum die AfD dagegen ist? Ganz einfach: Sie ist 
grundsätzlich gegen alles, was vom Staat und aus Europa 
kommt.

(Andreas Mayer [AfD]: Ja! Sehr gut!)

Dafür greift sie hier zu mehreren absurden Behauptun-
gen.

Erstens. Sie behaupten, der digitale Euro gefährde un-
ser Bankensystem. Seltsam, dass unsere Bankenverbände 
diese Panikmache ablehnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Jörn König [AfD]: Immerhin ha-
ben sie Wero gemacht als Abwehr!)

Zweitens. Sie bringen eine Kryptowährung in Stel-
lung – Achtung –, weil diese unabhängig von Banken 
ist. Das passt gerade nicht zu dem eben genannten Argu-
ment.

Drittens. Diese eine Kryptowährung stellen Sie einem 
zentralen, stabilen Euro gegenüber, eine Kryptowährung, 
die schwankt wie ein Schiff im Sturm und kriminelle 
Aktivitäten geradezu anzieht.

Vielleicht merken Sie was – ich schon. Auch hier zeigt 
sich: Die AfD unterstützt das Falsche und auch die Fal-
schen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Das, was die AfD Freiheit nennt, ist in Wahrheit also ein 
einziges Chaos.

Meine Damen und Herren, echte Freiheit bedeutet 
Wahlfreiheit beim Bezahlen: bar, mit Karte, digital – alles 
soll möglich sein. Und echte Freiheit braucht Stabilität, 
die Sicherheit, sich darauf verlassen zu können, dass das 
eigene Geld stabil bleibt. Das ist es, was die Gesellschaft 
braucht. Das ist es, was auch wir wollen. Und das ermög-
lichen wir auch. Freiheit und Sicherheit: Dafür stehen die 
EU, die SPD und auch diese Koalition, jetzt und auch in 
Zukunft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Jens Behrens [SPD]: Sehr rich-
tig!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun der 

Abgeordnete Herr Moritz Heuberger das Wort. Bitte sehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Dr. Moritz Heuberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Liebes Publikum! Stellen Sie sich mal vor, Sie 
sind Richter am Internationalen Strafgerichtshof in Den 
Haag. Sie tun Ihre Pflicht, machen Ihren Job. Und plötz-
lich – über Nacht – sind Ihre Konten gesperrt, Ihre Kre-
ditkarte ist nur noch wertloses Plastik, und Sie sind vom 
internationalen Zahlungsverkehr ausgeschlossen. Genau 
das ist vor wenigen Monaten passiert, als die US-Regie-
rung Sanktionen gegen Mitarbeiter des Strafgerichtshofs 
verhängt hat und US-Finanzdienstleister diese direkt um-
gesetzt haben. Dieser Fall führt uns brutal vor Augen, wie 
abhängig wir von ausländischen Dienstleistern sind, wie 
wenig frei und wie erpressbar wir sind, wenn wir uns 
beim Bezahlen in die Hände von ausländischen Dienst-
leistern begeben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Jörn König [AfD]: Das fällt Ihnen nach 30 Jah-
ren auf!)

Damit nun zum vorliegenden Antrag. Sie schreiben: 
„Bargeld ist gedruckte Freiheit“. Das ist ein schöner Slo-
gan. Aber das, was Sie hier aufführen, ist ein Theater-
stück. Sie inszenieren sich als Retterin eines Patienten, 
der überhaupt nicht krank ist.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Der digitale Euro ersetzt das Bargeld nicht; er ergänzt es. 
Lassen Sie uns bei den Fakten bleiben, statt Ängste zu 
schüren. Schauen Sie mal in den Legislativvorschlag über 
die Rolle von Eurobargeld der EU-Kommission von 
2023, den Sie hier geflissentlich ignorieren. Hier werden 
Zugang und Annahme von Bargeld garantiert. Sie fordern 
also lautstark etwas, was längst auf dem Weg ist. Warum? 
Weil Sie kein Interesse an Lösungen haben, sondern weil 
Sie Chaos und Unsicherheit stiften wollen, um daraus 
politisches Kapital zu schlagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Während Sie eine Phantomdiskussion über das Bar-
geld führen, übersehen Sie die echten Bedrohungen un-
serer Freiheit im 21. Jahrhundert. Denn – und das ist die 
bittere Wahrheit – mit „gedruckter Freiheit“ können Sie 
online gar nichts bezahlen. Versuchen Sie mal, mit einem 
50-Euro-Schein Ihre Serverinfrastruktur zu bezahlen, 
Softwarelizenzen zu erwerben oder ein Bahnticket in 
der App zu kaufen. Das geht nicht.

(Jörn König [AfD]: Das ist ja ein Skandal!)

Genau hier liegt die Lücke, die Sie nicht sehen wollen. 
Im digitalen Raum haben wir diese Souveränität von 
Bargeld nicht. Wir hängen am Tropf von Visa, Master-
card, von Google Pay und PayPal. Wir machen uns ab-
hängig von Entscheidungen im Weißen Haus und in den 
„Silicon Valley Boardrooms“. Sieht so Ihr Einsatz für die 
deutschen Bürgerinnen und Bürger aus?

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Genau so sieht er aus!)

Wollen Sie unseren Zahlungsverkehr wirklich zum Spiel-
ball globaler Machtinteressen machen?

(Jörn König [AfD]: Das habt ihr jetzt 30 Jahre 
lang versäumt! Und jetzt werfen Sie uns das 
vor!)

China hat längst den digitalen Yuan eingeführt. Wir in 
Europa sollten nicht einfach zusehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der digitale Euro kann einen Beitrag leisten, nicht um 
Bargeld zu ersetzen – das bleibt –, sondern um endlich 
eine europäische Alternative im Netz zu haben. Über die 
Ausgestaltung des digitalen Euros werden wir noch zu 
reden haben.

(Jörn König [AfD]: Da werden wir ja noch viel 
Zeit haben zum Reden!)

Wir machen den digitalen Euro nämlich nur dann zum 
Erfolg, wenn die Nutzung der Offlinefunktion mit „Pri-
vacy by Design“ datensparsamer ist als jede Kreditkarte. 
Wir machen den digitalen Euro nur dann zum Erfolg, 
wenn dadurch Transaktionskosten eingespart werden 
und die Benutzung für Händler kostengünstig und für 
Bürgerinnen und Bürger kostenlos, einfach und für alle 
zugänglich ist. Wir machen den digitalen Euro nur dann 
zum Erfolg, wenn er Mechanismen enthält, um Betrug 
und Scams vorzubeugen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Bargeld ist wichtig, aber es hilft Ihnen im Onlinehan-
del nicht, und es schützt unsere Wirtschaft nicht vor di-
gitalen Sanktionen. Wer die Freiheit liebt,

(Andreas Mayer [AfD]: …, muss AfD wäh-
len!)

muss heute für unabhängige digitale Zahlungswege 
kämpfen. Wer nur das Bargeld glorifiziert, gibt uns in 
die Hände von US-Techkonzernen. Wir lassen uns das 
Bargeld nicht nehmen. Aber wir lassen uns von Ihnen 
auch nicht die digitale Souveränität verbauen.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Rasha Nasr [SPD])

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat Frau Abgeordnete 

Isabelle Vandre das Wort. Bitte.

(Beifall bei der Linken)

Isabelle Vandre (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Abgeordnete! 

Die AfD postuliert heute mit mehreren Anträgen, dass 
sowohl Bargeld als auch Bitcoins uneingeschränkte Frei-
heit bedeuten. Was aber haben diese beiden Zahlungs-
methoden gemeinsam? Sie sind, wenn man sie nicht reg-
lementiert, besonders anfällig für Geldwäsche und 
Finanzkriminelle. Bei Bargeld wissen wir das schon 
lange – siehe die Debatte über die Geldwäsche im Im-
mobilienbereich. Und ja, auch Bitcoin wird zunehmend 
von Cyberkriminellen, Drogenbaronen und Staats-
hackern genutzt.
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Erst diese Woche beispielsweise hat die Cyber-Staats-
anwaltschaft in Frankfurt am Main zur Abschaltung von 
cryptomixer.io beigetragen. Diese hatten 1,5 Milliarden 
US-Dollar aus Erpressungssoftware im Darknet ge-
waschen. Wer das stupide als Freiheit bezeichnet, statt 
dieser Kriminalität den Riegel vorzuschieben, leistet ihr 
Vorschub.

(Beifall bei der Linken – Jörn König [AfD]: 
Das war jetzt eine Unterstellung!)

Deswegen sagen wir: Es darf keine rechtsfreien Räume 
für Krypto und Bitcoin geben. Geld und Währungen müs-
sen Teil staatlicher Souveränität bleiben. Eine schlei-
chende Privatisierung lehnen wir ab.

(Beifall bei der Linken)
Auch neue Finanzdienstleister und Plattformen müs-

sen denselben Regeln und Gesetzen unterworfen werden 
wie auch konventionelle Finanzdienstleister, zu denen 
Banken und Versicherungen zählen. Daher ist es nur fol-
gerichtig und vollkommen legitim, dass die EU und 
Deutschland nun genauer hinschauen: aus Gründen der 
Bekämpfung der Finanzkriminalität und des Terrorismus, 
aber auch aus Gründen des Verbraucher/-innenschutzes. 
Um nur mal eine Zahl zu nennen: Das FBI schätzt, dass 
alleine im Jahr 2024 Anlegerinnen und Anleger in den 
USA um 9,3 Milliarden US-Dollar betrogen wurden. Da-
rum geht es hier doch, wenn wir über Verbraucher/-in-
nenschutz reden.

(Beifall bei der Linken)
Und natürlich spielen auch Gerechtigkeitsgründe eine 

Rolle. Ich will es mal verdeutlichen: Die reichsten 20 Pro-
zent unserer Gesellschaft haben im Schnitt 230 000 Euro 
in digitalen Vermögenswerten. Die unteren 20 Prozent 
verfügen im Schnitt lediglich über 244 Euro. Das zeigt 
doch, worüber wir hier sprechen sollten, wenn es um 
Reglementierungen geht. Zum anderen kann ich Ihnen 
auch nicht ersparen, dass von den 47,3 Milliarden Euro 
Gewinn aus Krypto im Jahr 2024 zwei Drittel vollkom-
men steuerfrei waren und dass auf das verbleibende Drit-
tel von 97 Prozent der Anlegerinnen und Anleger gar 
keine Steuern bezahlt wurden. Das sind die Ungerechtig-
keiten, die wir endlich angehen müssen.

(Beifall bei der Linken)
Deswegen sage ich hier noch einmal: Der deutsche 

Sonderweg innerhalb der Europäischen Union muss end-
lich beendet werden. Auch Österreich hat inzwischen die 
Haltefristen für Kryptowährungen abgeschafft. Das muss 
auch in Deutschland endlich passieren.

(Beifall bei der Linken)
Sehr geehrter Herr Klingbeil, setzen Sie sich doch 

wenigstens einmal gegen Ihren Koalitionspartner durch,
(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD – Jörn 
König [AfD]: Die SPD setzt sich nur durch!)

und bringen Sie ein Gesetz ein, mit dem die Haltefrist 
abgeschafft wird. Das würde im Übrigen auch Ihrem 
nächsten Haushalt guttun.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat nun der Ab-

geordnete Herr Georg Günther das Wort. Bitte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Georg Günther (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Uns liegen heute drei Anträge der 
AfD vor, einer davon zur sogenannten Freiheit von Bit-
coins. Doch wie ist dieser Bitcoin aktuell einzuschätzen? 
Anfang Oktober stand dieser noch bei einem Rekordhoch 
von 126 000 US-Dollar. Wenige Wochen später rutschte 
er unter die Marke von 100 000 US-Dollar, inzwischen 
notiert er bei um die 90 000 US-Dollar.

(Jörn König [AfD]: Schade für Sie, ne?)

Ein Markt, der binnen Tagen 30 000 Dollar verliert, 
braucht keine Freiheitsrhetorik, sondern Gespür und Rea-
litätssinn.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Klar ist: Der Handel mit Kryptowährungen ist längst 
keine Randerscheinung mehr. Diesen Markt kann man 
kritisch begleiten, aber man darf ihn nicht verteufeln, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. Trotzdem 
braucht es eine Klarstellung: Es existieren Anfälligkei-
ten, einige sprechen aktuell von einem möglichen Crash, 
auch beim Bitcoin. Risiken bestehen, ja: Hacker können 
stehlen, es gibt kaum Schutz, keine Einlagensicherung, 
keinen Sicherheitsmechanismus. Diese Realität sollte 
man verstehen, bevor man politische Forderungen daraus 
bastelt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Daniel Walter [SPD])

Meine Damen und Herren, worüber reden wir also 
heute hier? Der Antrag der AfD tut so, als wären wir in 
Deutschland und Europa beim Thema Bitcoin ein-
geschränkt. Diese Erzählung stimmt schlicht nicht. Wir 
sollen angeblich Fesseln lösen und alles liberalisieren, 
dabei existiert längst ein breiter Markt, eine riesige Com-
munity und eine Vielzahl anderer Kryptowährungen, 
auch in Deutschland.

Kommen wir zu den steuerlichen Aspekten. Sie schrei-
ben, die „steuerliche Behandlung von Bitcoin (insb. § 23 
EStG) ist zwar […] positiv zu bewerten“ – das ist ja 
erfreulich –, „aber […] unsicher und investitionsfeind-
lich“. Und hier widerspreche ich Ihnen. Die geltende 
Regelung, Gewinne nach Ablauf der einjährigen Frist 
steuerfrei zu halten, folgt einer klaren Systematik. Sie 
gilt genauso bei Gold oder Fremdwährungen. Eine Son-
derbehandlung nur für Kryptowährungen würde dieses 
System ohne erkennbaren Grund durchbrechen. In Ihrer 
Antragsbegründung schreiben Sie von einer willkürli-
chen Auslegung der Finanzämter bei der steuerlichen 
Behandlung von Kryptowährungen und berufen sich da-
bei auf drei Jahre alte Quellen und Finanzgerichtsurteile, 
die bereits abschließend vor dem Bundesfinanzhof ent-
schieden sind. Das ist nicht aktuell, das ist antiquarisch!
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und hätten Sie genau nachgelesen, wäre Ihnen aufgefal-
len, dass wir bereits seit dem 6. März 2025 ein Schreiben 
des BMF zu diesem Thema vorliegen haben. Es gibt folg-
lich keine Willkür staatlicher Entscheidungen. Es liegen 
hier klare Abgrenzungen zwischen privaten Veräuße-
rungsgeschäften und gewerblichen Einkünften vor. Das 
möchte ich hier ausdrücklich unterstreichen.

Sie sprechen außerdem die Markets-in-Crypto-Assets- 
Regulierung an. MiCA sorgt für klare Standards, für 
Transparenz, für Marktintegrität und für den Schutz der 
Anleger. Warum Sie diese Regeln als übertrieben dar-
stellen, erschließt sich mir einfach nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

In den USA übernehmen drei Behörden allein die Re-
gulierung des Bitcoins mit Fokus auf Verbraucherschutz 
und Steuertransparenz. Selbst also im Land der unbe-
grenzten Möglichkeiten gibt es Regeln. Liebe AfD, es 
ist schon bemerkenswert, wenn selbst die USA für Sie 
plötzlich zu regulierungsfreundlich wirken.

Gleichzeitig fordern Sie, die Bundesrepublik sollte 
Bitcoin-Staatsreserven anlegen. Ich sage Ihnen: Reserve 
ist dabei nicht gleich Reserve. Es gibt die strategische 
Notfallreserve, die Devisenreserve, die strategische Ver-
mögensreserve und die Reserve über einen Staatsfonds. 
Bei der Notfallreserve oder Devisenreserve scheidet der 
Bitcoin aus. Denn was machen Sie bei einem Stromaus-
fall? Und als Zahlungsmittel konnte sich der Bitcoin 
ebenfalls noch nicht durchsetzen. Diese Antworten 
müsste Ihr Antrag geben, tut er aber nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Jörn König [AfD]: Machen Sie doch einfach 
eine Restreserve!)

Es verbleiben die strategische Vermögensreserve und der 
Staatsfonds. Eine staatliche Reserve muss aber ein stabi-
les Wertaufbewahrungsmittel sein.

(Jörn König [AfD]: Das ist der Euro nicht!)

Sie nennen El Salvador als Musterbeispiel. Was Sie nicht 
wussten: Das Land musste Anfang dieses Jahres zurück-
rudern; denn das Risiko für die Finanzstabilität des Lan-
des wurde einfach viel zu groß.

(Jens Behrens [SPD]: Sehr richtig!)

Das ist kein Vorbild, das ist vielmehr eine Warnung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Persönlich teile ich durchaus die Ansicht, mal mutig zu 
sein und durch die Bundesrepublik beschlagnahmte Bit-
coins langfristig zu halten.

Außerdem sprechen Sie in dem Antrag den digitalen 
Euro an und kritisieren diesen als zentral gesteuertes 
Kontrollsystem. Ich möchte klarstellen: Der digitale 
Euro ist kein Teufelswerk. Er ist ein zusätzliches An-
gebot.

Zum Schluss. Warum reden wir nicht über ein breite-
res, technologieneutraleres Angebot im Bereich der 
Kryptowährungen? Ich sehe in Ihrem Antrag Angebote, 
den Bitcoin zu integrieren; aber dies muss unter den 
bisherigen rechtlichen Rahmenbedingungen erfolgen. 
Ich bin offen für eine sichere und transparente Anwen-
dung beim Bitcoin und anderen Kryptowährungen. Ihr 
Antrag bewirkt das nicht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner in der Debatte ist 

Rainer Groß für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Rainer Groß (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Bürger! Sie haben es selbst erlebt, dass es 
am Dienstag in unserer Kantine hieß: heute nur Barzah-
lung. – Der gute alte Geldbeutel, es geht wohl doch nicht 
ohne.

Ein digitaler Euro nach dem aktuellen Zeitplan der 
EZB? Nicht vor 2029. Das liegt vor allem daran, dass 
es zwischen der EZB und den Mitgliedstaaten nach wie 
vor ungelöste Fragen gibt – sowohl auf technischer Ebene 
als auch insbesondere hinsichtlich der Frage, inwiefern 
digitale Währungen resilient und verfügbar sein können. 
Und nicht zuletzt geht es auch um den Schutz der per-
sönlichen Daten. Angesichts dieser Probleme backen 
EZB und EU nun kleinere Brötchen und befürworten 
mit Wero einfach nur eine EU-Alternative zu den dollar-
basierten Bezahlsystemen. Das Ganze fliegt aber nicht, 
weil die Kreditwirtschaft den Ast des Zahlungsverkehrs, 
auf dem sie sitzt, nicht so einfach absägen will und kann.

Nach Zahlen des Europäischen Rechnungshofes be-
läuft sich der Wert digitaler Zahlungen, die es ja bereits 
gibt, allein im Einzelhandel auf über 1 Billion Euro im 
Jahr. Das funktioniert also alles schon.

(Jens Behrens [SPD]: Sie haben es nicht ver-
standen! Sie haben nicht verstanden, was das 
Problem ist!)

Wozu brauchen wir dann einen digitalen Euro? Aus 
Machtgründen der EU? Man könnte es vermuten, wenn 
völlig sachfremd davon die Rede ist, dass der digitale 
Euro der EU-Souveränität diene. Meine Damen und Her-
ren, gerade das brauchen wir nicht.

(Beifall bei der AfD – Jens Behrens [SPD]: 
Gucken Sie sich doch mal an, wie Zahlungs-
dienste funktionieren!)

Wir wären schlecht beraten, wenn wir unsere bewährten 
Zahlungsverkehrsstrukturen – und vor allem das Bar-
geld – auf dem Altar von Machtfantasien opfern würden.

Ich erinnere Sie an die Finanzkrise 2007: Die Bundes-
regierung befürchtete einen Bankenrun und verhängte 
eine Nachrichtensperre über Bargeldressourcen. Was ler-
nen wir daraus? Das Vertrauen in Bargeld wirkt auf Fi-
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nanzinstitute disziplinierend, da die Kunden ihre Ein-
lagen immer abziehen können. Wie sieht denn eine Ver-
trauenskrise bei einer digitalen Währung aus?

(Anja Karliczek [CDU/CSU]: Genau so!)

Flüchten die Bürger dann digital? Schaltet der Staat dann 
die Wallets ab,

(Zuruf des Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

oder werden wir per Knopfdruck elegant enteignet? Was 
geschieht bei einem flächendeckenden Stromausfall – wir 
haben es heute schon gehört –, wie jüngst in Berlin durch 
Linksextreme verursacht?

(Zurufe von der SPD)

Das wäre eine währungspolitische Katastrophe.

(Beifall bei der AfD)

Bargeld, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
funktioniert auch im Kerzenlicht. Bargeld ist gedruckte 
Freiheit. Ein digitaler Euro hingegen lädt zu vielfältigen 
staatlichen, supranationalen Manipulationen ein. Vor 
allem das Grundrecht auf informationelle Selbstbestim-
mung steht dem entgegen. Bargeld ist unstreitig gesetzli-
ches Zahlungsmittel, und wenn wir eine Akzeptanz-
pflicht dafür vorsehen, sind wir auf der sicheren Seite. 
Der digitale Euro hingegen ist eine Kopfgeburt und über-
flüssig.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Jens Behrens [SPD]: 
Keine Ahnung!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Philipp 

Rottwilm für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Philipp Rottwilm (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

debattieren heute drei Anträge der AfD. Ich möchte diese 
Gelegenheit nutzen, um einige grundsätzliche Dinge zu 
Währung, Geldordnung und digitaler Infrastruktur klar-
zustellen. Denn für den Wohlstand unseres Landes ist 
nichts gefährlicher als eine politische Kraft, die Halb-
wahrheiten verbreitet und das Vertrauen in unsere Insti-
tutionen untergräbt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Jens Behrens [SPD]: Genau so 
ist es! Genau so!)

Geld, meine Damen und Herren, ist nicht einfach 
schimmerndes Metall. Es ist auch nicht lediglich, wie 
man früher glaubte, ein praktisches Tauschmittel. Nein, 
Geld ist vor allem eine politische Institution. Erst die 
staatliche Ordnung verleiht ihm seinen Wert. Deshalb 
finde ich es auch so ironisch, wenn die AfD in schöner 
Regelmäßigkeit behauptet, wir würden die Stabilität des 
Geldes gefährden. Denn in Wahrheit sind Sie es, die den 

Wert unseres Geldes untergraben, wenn Sie wieder und 
wieder falsche Behauptungen über unser Währungssys-
tem verbreiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Jörn König [AfD]: Das macht 
die EZB schon ganz alleine!)

Im ersten Antrag behaupten Sie, digitale Zahlungs-
methoden und Kryptowährungen hätten den Euro in ei-
nen Systemwettbewerb gezwungen, und deshalb solle 
nun der digitale Euro eingeführt werden. Das Gegenteil 
ist der Fall: Digitale Zahlungssysteme sind keine Alter-
nativen zum Euro. Sie basieren auf dem Euro – und auf 
unserem Zentralbankgeld, unserem Giralgeld und unse-
rem Währungsrecht. Das geht für Sie wahrscheinlich ein 
bisschen weit.

(Jörn König [AfD]: Sie haben das aber auch 
nicht verstanden!)

Das wirkliche Problem liegt woanders. Über 70 Prozent 
aller digitalen Zahlungen in Europa laufen über drei ame-
rikanische Plattformen – wir haben das eben schon ge-
hört –: Visa, Mastercard, PayPal. Wir sind hier strukturell 
abhängig von den USA. Weil Europa es bisher leider 
nicht geschafft hat, ein eigenes breit genutztes System 
zu entwickeln – wir haben eben von Wero gehört; dieser 
hat noch einen überschaubaren Marktanteil –, muss der 
digitale Euro kommen. Diese Währung ist notwendig, um 
die Abhängigkeit zu verringern.

(Beifall bei der SPD)
Die Industrie fordert ihn übrigens auch. Viele neue 

Geschäftsmodelle, insbesondere Pay per Use, funktionie-
ren nur mit einem sicheren, direkten und durchgehend 
digitalen Zahlungsinstrument.

Noch viel absurder aber ist es, dass Sie in Ihrem zwei-
ten Antrag fordern, Bargeld müsse im Einzelhandel ver-
pflichtend angenommen werden. Sie wissen ganz genau – 
zumindest das würde ich Ihnen jetzt unterstellen –, dass 
diese Regelung Teil der Einführung des digitalen Euro 
sein wird. Wir haben immer gesagt – wir haben das schon 
mehrmals gehört –: Den digitalen Euro gibt es nur, wenn 
parallel auch das Bargeld verpflichtend angenommen 
werden muss. Beides geht für uns Hand in Hand.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Niemand will das Bargeld abschaffen, auch wenn Sie es 
hier täglich behaupten, um Ängste in unserem Land zu 
schüren.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])
Im dritten Antrag wollen Sie Bitcoin fördern und sogar 

von der Bundesbank als strategische Reserve kaufen las-
sen. Meine Damen und Herren, da wird es jetzt volks-
wirtschaftlich grotesk. Egal wie oft Sie das Gegenteil 
behaupten: Der Bitcoin ist kein Zahlungsmittel, kein 
Wertaufbewahrungsmittel und auch kein ökonomisches 
Gut, hinter dem eine reale Wirtschaftsleistung steht. Er 
ist eine technologische Innovation – das haben wir eben 
gehört –, aber sein Wert ergibt sich ausschließlich aus 
dem Dollar-Gegenwert und einem Marktpreis, der inner-
halb weniger Wochen prozentual zweistellig schwanken 
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kann. Er ist also – ob wir das jetzt gut finden oder nicht – 
ein Spekulationsobjekt, und deswegen müssen wir auch 
darüber reden, dass die Abschaffung der Spekulations-
frist kommt, sehr geehrte Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Hinzu kommt: Das Bitcoin-Netzwerk verbraucht heute 
mehr Energie als ganz Argentinien – eine unglaubliche 
Ressourcenverschwendung.

Die Lampe des Präsidenten leuchtet, daher mein letzter 
Satz. Sie werden sich jetzt nicht darüber wundern: Wir 
lehnen alle drei Anträge ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Als Nächstes spricht Iris Nieland für 

die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Iris Nieland (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegen! 

Sehr geehrte Bürger! Es ist schon bemerkenswert, dass 
Sie als rechtstreue und mündige Bürger hier und heute 
von den linken Parteien, wenn Sie mit Bargeld zahlen, 
unter den Generalverdacht der Geldwäsche gestellt wer-
den. Und daher unser Antrag.

(Beifall bei der AfD – Jens Behrens [SPD]: 
Das ist doch gar nicht wahr! Das hat niemand 
behauptet!)

Unser Antrag fordert die verpflichtende Annahme von 
Eurobargeld im stationären Einzelhandel, in der Gastro-
nomie und bei Dienstleistungen, immer wenn persönli-
cher Kundenkontakt da ist. Damit wird verhindert, dass 
Ladengeschäfte eigenmächtig entscheiden, Bargeld nicht 
mehr zu akzeptieren. Ausgenommen haben wir selbstver-
ständlich Bereiche ohne persönlichen Kontakt wie On-
linehandel, Automaten oder rein digitale Dienstleistun-
gen.

Meine Damen und Herren, Bargeld funktioniert im-
mer, Bargeld ist anonym und bedingungslos. Warum die-
ser Antrag so wichtig und so richtig ist, will ich Ihnen 
sagen. Wir schützen die Wahlfreiheit. Jeder Bürger muss 
frei entscheiden können, ob er bar oder digital zahlen 
möchte. Wir verhindern damit soziale Spaltung. Wenn 
Bargeld abgelehnt wird, verlieren insbesondere ältere 
Menschen oder sozial Schwächere oder Bürger ohne 
Smartphone oder Bürger, die es einfach nicht wollen, 
Zugang zu ganz normalen Alltagsleistungen. Die Pflicht 
zur Annahme von Bargeld verhindert solche Benachtei-
ligungen.

(Beifall bei der AfD)
Wir stärken ein stabiles Zahlungssystem. Bargeld ist 

unabhängig von Energieversorgung, Netzabdeckung 
oder privaten Zahlungsdienstleistern. Wir erzielen Ver-
braucherschutz durch klare Regeln: Wahrung nationaler 
Souveränität, geringe Belastung, großer Nutzen. Ja, wir 

sind uns bewusst, dass wir damit gewohnte Abläufe im 
Geschäftsalltag berühren. Gleiches galt aber auch schon 
für die Pflicht zur Preisauszeichnung oder zur Einhaltung 
von Gewährleistungsregeln. Und solche Vorlagen werden 
längst als übliche und verhältnismäßige Rahmenbedin-
gungen angesehen.

Meine Damen und Herren, dies gilt in unseren Augen 
auch für die Pflicht zur Annahme von Bargeld. Sie ist 
nicht nur verhältnismäßig, sie ist notwendig, damit der 
einzige Zahlungsweg, der wirklich selbstbestimmt ist, 
seine wichtige Bedeutung behält. Bargeld hinterlässt 
keine Datenspur, braucht keine Energieversorgung und 
erfordert keine Konzerne als Vermittler. Kurz gesagt: 
Der Antrag schützt Freiheit und Selbstbestimmung, ver-
hindert soziale Ausgrenzung und sichert die Bedeutung 
des Bargelds als stabile, verlässliche und unabhängige 
Grundlage unseres Zahlungssystems. Deshalb werben 
wir als AfD-Fraktion für den Erhalt und die Nutzung 
des Bargelds; denn Freiheit beginnt im Portemonnaie. 
Freiheit beginnt mit der AfD.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die letzte Rede in dieser Aussprache 

hält Heiko Hain für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Heiko Hain (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mit gleich drei Anträgen versucht die AfD 
erneut, die Bürgerinnen und Bürger zu verunsichern. In-
teressant ist dabei, dass ich im November zu einem An-
trag der AfD gesprochen habe, in dem es Ihnen darum 
ging, unbedingt ein Bankkonto haben zu wollen,

(Enrico Komning [AfD]: Daran kann sich 
keiner erinnern!)

also pro digitaler Zahlungsverkehr. Und heute wollen Sie 
die Rettung des Bargelds, weil angeblich alles zu digital 
ist. Also was denn jetzt?

(Jörn König [AfD]: Wir wollen Wahlfreiheit!)
Jetzt aber zu Ihren Anträgen. Mit dem Titel „Bargeld 

ist gedruckte Freiheit – Vorhaben der Europäischen Zen-
tralbank für digitales Zentralbankgeld stoppen“ stellen 
Sie erneut die These auf, in Deutschland stünde die Ab-
schaffung des Bargelds zur Diskussion. Ich kenne keinen 
Vertreter der Bundesbank und ich kenne auch keinen 
ernsthaften Abgeordneten, der über die Abschaffung 
des Bargelds auch nur diskutiert. Das Thema kommt selt-
samerweise immer nur aus Ihrer wirren Blase, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Jörn 
König [AfD]: Das stimmt nicht!)

Werfen wir einen Blick in unseren Koalitionsvertrag. 
Zum Nachlesen: Seite 49, Zeile 1 578: „Das Bargeld als 
gängige Zahlungsform erhalten wir.“ Punkt!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Und auch in der EU-Verordnung zum digitalen Euro 
wird zukünftig die Akzeptanz des Bargelds allgemein 
festgeschrieben, also sogar eine Stärkung des Bargelds. 
Auch in den Berichten der EZB zum Stand des digitalen 
Euro steht immer: als Ergänzung zum Bargeld. Klar ist 
also: Die Bevölkerung braucht sich keine Sorgen zu ma-
chen. Ich sage den Bürgerinnen und Bürgern in unserem 
Land ganz deutlich: Das Bargeld wird in Deutschland 
bleiben. Da können Sie Anträge stellen, so viel Sie wol-
len, da können Sie hier Tiktok-Videos drehen, so viel Sie 
wollen, da können Sie den Menschen Angst machen, so 
viel Sie wollen, aber das ist nun einmal Ihr Geschäfts-
modell.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch auf 
einen Aspekt des digitalen Euro konkret eingehen. Wir 
sind bei digitalen Zahlungsdienstleistungen von US-Un-
ternehmen regelrecht abhängig. Wir haben das in der Dis-
kussion schon gehört. Daher ist es doch im Sinne der 
Souveränität und der Lösung von Abhängigkeiten nur 
folgerichtig, dass wir mit dem digitalen Euro etwas Ei-
genes auf die Beine stellen – wichtig: immer als Ergän-
zung zum Bargeld.

Wieso sollen Deutsche bei der Bezahlung für Gewinne 
ausländischer Zahlungsdienstleistungsunternehmen auf-
kommen? Diese Argumentation müsste doch auch für 
Sie von der AfD schlüssig sein.

Der andere Antrag von Ihnen startet mit dem knacki-
gen Titel „Verpflichtende Annahme von Bargeld“. Was 
dann kommt, ist aber viel Widerspruch in sich. Sie schrei-
ben selbst, Bargeld in Euro ist das gesetzliche Zahlungs-
mittel im Euroraum. Und genau das ist es auch. Dank 
Bargeld können wir also frei entscheiden, wie wir bezah-
len wollen. Bargeld ist wichtig für die finanzielle Teil-
habe aller Menschen in unserer Gesellschaft. Wir und 
speziell Sie müssen aber auch die Realitäten anerkennen. 
Bargeld bleibt auf Platz eins, aber Kartenzahlung und 
mobiles Bezahlen gewinnen seit Jahren hinzu. Im Jahr 
2024 bezahlten die Menschen nur noch 52 Prozent aller 
Transaktionen mit Bargeld, im Jahr 2008 waren es noch 
83 Prozent. Wir sehen also einen Trend, und dieser Trend 
wird sich fortsetzen.

Herr Kollege Groß, Sie haben ja gesagt, dass diese 
Woche die Kartenzahlung in der Kantine ausgefallen 
ist. Was war in der Kantine dann noch los? Fast nichts; 
denn viele junge Menschen wollen ausschließlich bar-
geldlos bezahlen. Das ist einfach der Trend, und dem 
müssen auch Sie sich stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir setzen weiterhin auf die Wahlfreiheit. Wir wollen 
und sollten bei Neuerungen am Finanzmarkt lieber von 
Anfang an dabei sein. Wir wollen sie begleiten, wir wol-
len sie mitgestalten. Und wir wollen vor allen Dingen, 
dass sie europäisch beaufsichtigt werden und wir in keine 
Abhängigkeiten kommen, sondern bestehende Abhän-
gigkeiten sogar minimieren.

Wir werden das weiter diskutieren und voranbringen. 
Wir lehnen Ihre Anträge ab.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Das war der letzte Beitrag in dieser Aussprache. Ich 

schließe diese damit.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/3038, 21/2301 und 21/3039 an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. – Weitere Überweisungsvorschläge sehe ich 
nicht. Dann verfahren wir so.

Wir kommen zurück zum Tagesordnungspunkt 27a. 
Mir liegt nun das Protokoll vor des von den Schriftfüh-
rerinnen und Schriftführern dankenswerterweise ermit-
telten Ergebnisses der namentlichen Schlussabstim-
mung über den Gesetzentwurf der Bundesregierung – 
Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Wehr-
dienstes (Wehrdienst-Modernisierungsgesetz – 
WDModG) –, Drucksachen 21/1853, 21/2581 und 
21/3076: 

Abgegebene Stimmkarten 596. Mit Ja haben gestimmt 
323, mit Nein haben gestimmt 272, Enthaltungen 1. Da-
mit ist der Gesetzentwurf angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            596;
davon

ja:                                      323
nein:                                  272
enthalten:                              1

Ja
CDU/CSU
Knut Abraham
Anna Aeikens
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Dr. Reza Asghari

Tijen Ataoğlu
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dr. Cornell-Anette 

Babendererde
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Günter Baumgartner
Sascha van Beek
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Florian Bilic
Leif Erik Bodin
Simone Borchardt

Caroline Bosbach
Frederik Bouffier
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Ralph Brinkhaus
Lutz Brinkmann
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Benedikt Büdenbender
Dr. Yannick Bury
Sandra Carstensen
Gitta Connemann
Wolfgang Dahler
Ellen Demuth
Alexander Dobrindt

Michael Donth
Dr. Florian Dorn
Dr. Hülya Düber
Hansjörg Durz
Joachim Ebmeyer
Ralph Edelhäußer
Lars Ehm
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Bastian Ernst
Hermann Färber
Uwe Feiler
Christoph Frauenpreiß
Thorsten Frei
Wilhelm Gebhard
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Dr. Thomas Gebhart
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Dr. Matthias Hiller
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
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Michael Hose
Anne Janssen
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Alexander Jordan
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Ronja Kemmer
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Gunther Krichbaum
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Tilman Kuban
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Dr. Saskia Ludwig
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Dr. Michael Meister
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Christian Moser
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Florian Müller
Sepp Müller
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Dr. Stefan Nacke
Wilfried Oellers
Florian Oest
Harald Orthey
Florian Oßner
Josef Oster
Dr. Thomas Pauls
Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Jan-Wilhelm Pohlmann
Oliver Pöpsel
Dr. David Preisendanz
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Pascal Reddig
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Lars Rohwer
Johannes Rothenberger
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Stefan Rouenhoff
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Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
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Dr. Christiane Schenderlein
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Sebastian Schmidt
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Tino Sorge
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Katrin Staffler
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Albert Stegemann
Sebastian Steineke
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Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
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Dr. Hendrik Streeck

Christina Stumpp
Vivian Tauschwitz
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Dr. Hans Theiss
Alexander Throm
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Emmi Zeulner
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SPD
Sanae Abdi
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Reem Alabali Radovan
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Hauke Finger
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Maximilian Kneller
Heinrich Koch
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Enrico Komning
Jörn König
Thomas Korell
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Dr. Maximilian Krah
Manuel Krauthausen
Thomas Ladzinski
Pierre Lamely
Sascha Lensing
Rüdiger Lucassen
Sebastian Maack
Johann Martel
Markus Matzerath
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Reinhard Mixl
Stefan Möller
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Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
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Arne Raue
Christian Reck
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Martin Reichardt
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Dr. Rainer Rothfuß

Ruben Rupp
Bernd Schattner
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Volker Scheurell
Ulrike Schielke-Ziesing
Lars Schieske
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Manfred Schiller
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Dr. Paul Schmidt
Stefan Schröder
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Martin Sichert
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Otto Strauß
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Dr. Alice Weidel
Mathias Weiser
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Sven Wendorf
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Dr. Alexander Wolf
Christian Zaum
Kay-Uwe Ziegler
Diana Zimmer
Jörg Zirwes
Ulrich von Zons

SPD
Jan Dieren

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Dr. Alaa Alhamwi
Tarek Al-Wazir
Luise Amtsberg
Ayse Asar
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Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär
Katharina Beck
Victoria Broßart
Agnieszka Brugger
Dr. Janosch Dahmen
Dr. Sandra Detzer
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Katharina Dröge
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Timon Dzienus
Harald Ebner
Marcel Emmerich
Simone Fischer
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Dr. Lena Gumnior
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Dr. Kirsten Kappert-Gonther
Michael Kellner
Misbah Khan
Chantal Kopf
Ricarda Lang
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Rebecca Lenhard
Helge Limburg
Dr. Andrea Lübcke
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Dr. Zoe Mayer
Swantje Henrike Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatović
Claudia Müller
Sascha Müller
Sara Nanni
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
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Karoline Otte
Lisa Paus
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Sylvia Rietenberg
Claudia Roth
Corinna Rüffer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Julia Schneider
Marlene Schönberger
Nyke Slawik
Dr. Till Steffen
Sandra Stein
Hanna Steinmüller
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Mayra Vriesema
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Tina Winklmann

Die Linke
Doris Achelwilm
Gökay Akbulut
Jan van Aken
Dr. Michael Arndt
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Dr. Dietmar Bartsch
Marcel Bauer
Desiree Becker
Violetta Bock
Jorrit Bosch
Janina Böttger
Maik Brückner
Clara Bünger
Jörg Cezanne
Agnes Conrad
Mirze Edis
Mandy Eißing
Dr. Fabian Fahl
Katrin Fey
Katalin Gennburg
Vinzenz Glaser

Nicole Gohlke
Christian Görke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Mareike Hermeier
Luke Hoß
Cem Ince
Maren Kaminski
Jan Köstering
Ina Latendorf
Sonja Lemke
Tamara Mazzi
Pascal Meiser
Sahra Mirow
Charlotte Antonia 

Neuhäuser

Cansu Özdemir
Luigi Pantisano
Sören Pellmann
Bodo Ramelow
Heidi Reichinnek
Lea Reisner
Zada Salihović
David Schliesing
Evelyn Schötz
Lisa Schubert
Ines Schwerdtner
Julia-Christina Stange
Ulrich Thoden
Aaron Valent
Isabelle Vandre
Donata Vogtschmidt

Sarah Vollath
Sascha Wagner
Janine Wissler
Anne Zerr

Fraktionslos
Stefan Seidler

Enthalten
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Dr. Paula Piechotta

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Damit kommen wir zu zwei weiteren Abstimmungen 
zum Tagesordnungspunkt 27a.

Der Verteidigungsausschuss empfiehlt unter Buch-
stabe b seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
21/3076, eine Entschließung anzunehmen. Wer stimmt 
für diese Beschlussempfehlung? – Das ist die Unions-
fraktion, und das ist die SPD-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind die AfD, Bündnis 90/Die Grünen und 
Die Linke. Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Dann ist die 
Beschlussempfehlung mit den beschriebenen Mehrheits-
verhältnissen angenommen.

Schließlich stimmen wir über den Entschließungs-
antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Druck-
sache 21/3081 ab. Wer stimmt dafür? – Das ist die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – 
CDU/CSU, AfD, SPD und Die Linke. Enthaltungen? – 
Sehe ich nicht. Damit ist der Entschließungsantrag abge-
lehnt.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 6 bis 11: 

ZP 6 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Stabilisierung des Renten-
niveaus und zur vollständigen Gleichstel-
lung der Kindererziehungszeiten 

Drucksache 21/1929

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Soziales (11. Aus-
schuss)

Drucksache 21/3112

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 21/3113

ZP 7 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Stärkung der be-
trieblichen Altersversorgung und zur Än-
derung anderer Gesetze (Zweites Betriebs-
rentenstärkungsgesetz) 
Drucksachen 21/1859, 21/2455, 21/2669 Nr. 
13
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Soziales (11. Aus-
schuss)
Drucksache 21/3085

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
Drucksache 21/3086

ZP 8 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur steuerlichen Förderung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
im Rentenalter (Aktivrentengesetz) 
Drucksachen 21/2673, 21/2984
Beschlussempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuss)
Drucksache 21/3098

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
Drucksache 21/3099

ZP 9 Beratung des Antrags der Abgeordneten Gerrit 
Huy, René Springer, Peter Bohnhof, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der AfD 
Rentenversicherung transparent und fair fi-
nanzieren – Gesamtstaatliche Finanzierungs-
verantwortung einlösen
Drucksache 21/3040
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuss

ZP 10 Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulrike 
Schielke-Ziesing, René Springer, Peter Bohnhof, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Betriebliche Altersvorsorge modernisieren – 
ETF-Betriebsrente ermöglichen

Drucksache 21/2302
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung 
Haushaltsausschuss

ZP 11 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Finanzausschusses (7. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Gerrit Huy, Kay 
Gottschalk, René Springer, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der AfD 

Steuerfreier Hinzuverdienst für Senioren – 
Neuen 12.000-Euro-Freibetrag zusätzlich 
zum bestehenden Grundfreibetrag einführen

Drucksachen 21/1620, 21/3098

Über den Gesetzentwurf zur Stabilisierung des Renten-
niveaus und zur vollständigen Gleichstellung der Kinder-
erziehungszeiten werden wir später namentlich abstim-
men.

Außerdem liegt zu diesem Gesetzentwurf ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion Die Linke vor.

Zum Aktivrentengesetz hat im Übrigen die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen einen Entschließungsantrag ein-
gebracht.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Da ich davon ausgehe, dass alle Anwesenden der De-
batte beiwohnen wollen und uns kaum jemand verlässt, 
bedanke ich mich für das große Interesse. Ich freue mich 
auf eine konstruktive und konzentrierte Debatte.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
Dagmar Schmidt für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten 
und beschließen heute ein großes Rentenpaket mit der 
vollständigen Gleichstellung der Kindererziehungszei-
ten, mit der Stärkung der Betriebsrenten und mit einem 
starken Anreiz – mit der Aktivrente –, länger zu arbeiten, 
wenn man das kann. Und wir beschließen – das ist der 
SPD ganz besonders wichtig – die Stabilisierung des 
Rentenniveaus.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das ist uns wichtig, weil wir damit ein Sozialstaats-
versprechen erneuern. 70 Prozent der Menschen in 
Deutschland stimmen dem zu, über alle Altersgruppen 
hinweg. Die Menschen wollen, dass man sich auf die 
Rente verlassen kann, wenn man sein ganzes Arbeits-
leben lang Beiträge gezahlt hat. Und sie wollen, dass 
uns das als Gesellschaft etwas wert ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Diese Sicherheit und Verlässlichkeit unterstützen Junge 
wie Alte. Es gibt eine hohe Bereitschaft, in die solidari-
schen Versicherungssysteme einzuzahlen, wenn es am 
Ende dafür auch eine gute Leistung gibt. Und genau dafür 
steht eine stabile Haltelinie.

Wahr ist aber auch: Die gesetzliche Rente allein leistet 
heute nicht, was viele Menschen erwarten. Bürgerinnen 
und Bürger, die mit ihrer Arbeit ihr Leben finanzieren, 
mit kleinen, mit mittleren, mit ganz normalen Einkom-
men, erwarten zu Recht, dass es für sie leistbar sein muss, 
ihren Lebensstandard aus der Zeit des Erwerbslebens 
auch im Rentenalter zu halten. Deswegen beschließen 
wir heute Verbesserungen bei der wichtigsten Ergänzung 
zur gesetzlichen Rentenversicherung: bei der Betriebs-
rente.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Und weil wir die Erwartung, im Alter den Lebensstan-
dard halten zu können, ernst nehmen, weil wir auch über 
2031 hinaus Sicherheit und Verlässlichkeit schaffen wol-
len – gerade für die, die heute und zukünftig arbeiten und 
Beiträge zahlen –, ist es richtig, dass wir uns in einer 
Rentenkommission zusammensetzen und das schnell ge-
meinsam beraten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

In der öffentlichen Debatte und auch in unserer Koali-
tion wurde die Frage gestellt, ob das Rentenpaket gerecht 
gegenüber der jungen Generation sei. In der Umfrage 
letzte Woche haben deutlich mehr als zwei Drittel der 
jungen Menschen gesagt, dass sie das Rentenpaket als 
gerecht empfinden. Die jungen Menschen finden das ge-
recht! Und das zeigt, dass Werte wie Solidarität und Zu-
sammenhalt immer noch eine große Bedeutung in unserer 
Gesellschaft haben, und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Denn die großen Herausforderungen unserer Gesell-
schaft, die großen Herausforderungen unserer Zeit kön-
nen wir nur gemeinsam stemmen, indem wir zum Bei-
spiel die Stabilität der Rente mit den Steuern aller 
sichern, indem wir gerade für die jungen Menschen in 
unsere Infrastruktur, in Bildung, in Klimaschutz und in 
Ausbildung investieren. Nicht: Jung gegen Alt, sondern: 
alle gemeinsam. Und die mit den großen Vermögen und 
mit den großen Einkommen können gerne auch ein biss-
chen mehr dazu beitragen.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Bei allen Rechenmodellen und Prognosen: Über eine 
gute Rente wird im Wesentlichen am Arbeitsmarkt ent-
schieden. Das gilt für die Höhe der eigenen späteren 
Rente genauso wie für die Finanzierung der Rente durch 
heutige Beiträge. Deswegen gehört zu einer guten Ren-
tenpolitik auch, in Wachstum und in gute Arbeit zu in-
vestieren. Und das macht diese Koalition in großer Ge-
meinsamkeit: mit einem 500-Milliarden-Euro- 
Investitionspaket in unsere Infrastruktur, für mehr 
Wachstum, mit Bürokratieabbau und Erleichterungen 
für die Wirtschaft, mit einem guten Mindestlohn und 
mit mehr Tarifbindung.

Wir brauchen mehr Fachkräfte und dafür eine bessere 
Kinderbetreuung zur Entlastung der Eltern und vor allem 
der Mütter. Und wir brauchen mehr Einwanderung in den 
Arbeitsmarkt. Das erleichtern wir mit der Work-and- 
Stay-Agentur. Und wir müssen denen helfen, deren Ar-
beitsplätze heute verloren gehen oder in Gefahr sind. 
Gerade sie müssen wir unterstützen, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, Frau Kollegin.

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD):
– damit sie schnell eine gute neue Arbeit finden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich möchte mich bei allen bedanken, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD):
– die heute diesem Rentenpaket zustimmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Die nächste Rednerin ist Ulrike 

Schielke-Ziesing für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Ulrike Schielke-Ziesing (AfD):
Herr Präsident! Liebe Kollegen! Verehrte Bürger! Jetzt 

stehen wir also hier: mit einem Gesetz, das die Union mit 
Linksextremisten durchbringen will,

(Steffen Bilger [CDU/CSU]: Unsinn!)
um es einer anderen Linkspartei recht zu machen.

(Zuruf des Abg. Sören Pellmann [Die Linke])
Es ist ein Gesetz, das der Kanzler ausdrücklich als falsch 
bezeichnet hat und an dem seine eigene Partei zerbricht. 
Herr Klingbeil hat sich dafür auch schon ausgiebig bei 
den Linken bedankt. Damit, liebe Kollegen, haben Sie 
das Vertrauen der Menschen in die gesetzliche Rente 
und vor allem in die Politik nachhaltig beschädigt.

(Beifall bei der AfD)
Schon heute geht ein Viertel der Mittel des Bundes-

haushalts in die Rente. In Zukunft wird das bekanntlich 
noch mehr werden. Sie alle kennen die Alterspyramide, 
das zukünftige Verhältnis zwischen Rentnern und Arbeit-
nehmern, und wissen, was das für Steuern und Beiträge 
bedeutet. Das Rentensystem ist nicht mehr finanzierbar, 
wenn es nicht grundlegend reformiert wird.

Ich bin seit 2017 im Bundestag. Seitdem hat es unter 
den verantwortlichen Ministern der SPD keine einzige 
sinnvolle Reform gegeben, und ich ergänze: in den vielen 
Jahren zuvor auch nicht. Seit Jahrzehnten rettet sich die 
jeweilige Regierung mit der Einrichtung von Experten-
räten und Kommissionen. Die werden dann zwar beauf-
tragt, sinnvolle Vorschläge zu erarbeiten, doch die Ergeb-
nisse werden jedes Mal ignoriert. In der Zwischenzeit 
kann die Rentenkasse dann ungestört weiter belastet wer-
den. Die Methode hat sich bewährt, und die SPD hat sie 
über Jahrzehnte perfektioniert.

(Beifall bei der AfD)
So entstand ein stetig wachsender Berg von Sozialleis-
tungen für die eigene Klientel und auf Kosten der Bei-
tragszahler. Und jetzt erleben wir also das Gleiche von 
vorn mit einer neuen Kommission. Nur wird das Geld, 
um das es ab 2031 gehen soll, schon heute verbraten.

Liebe Kollegen, die Stellschrauben des Rentensystems 
sind begrenzt, und sie sind bekannt. Wir haben längst 
kein Erkenntnisproblem mehr, sondern ein Umsetzungs-
problem.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie haben vor allem 
Ahnungslosigkeit!)

Dieses Rentenpaket darf nicht kommen, jedenfalls nicht 
so, wenn wir die gesetzliche Altersvorsorge erhalten wol-
len. Das haben die jungen Abgeordneten der Union ganz 
richtig erkannt. Es gibt einen breiten Widerstand auch aus 
den Unternehmen und, was noch schwerer wiegt, vom 
gesamten ökonomischen Sachverstand des Landes. Es 
ist erschütternd, mit welchem Druck das alles von oben 
niedergewalzt wurde. Das geschah aus einem einzigen 
Grund: weil dem Kanzler sein Sessel wichtiger ist als 
alles andere,

(Beifall bei der AfD)
wichtiger als die nächste Generation, wichtiger als seine 
Partei.

120 Milliarden Euro Mehrkosten ab 2029, zusätzlich 
zu den 150 Milliarden Euro, die 2030 ohnehin anstehen. 
Das wird dieses Land nicht verkraften, nicht das Renten-
system und auch nicht unsere Wirtschaft – oder das, was 
davon noch übrig ist.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: 70 Prozent Renten-
niveau sage ich nur!)

Liebe Kollegen, es geht hier nicht um ein rententech-
nisches Detail, wie Frau Bas das ausdrückte, sondern um 
die Zukunftsfähigkeit unseres Sozialstaates. Wir stehen 
deshalb vor einer Richtungsentscheidung: Wollen wir 
den Weg in die sozialistische Armut für alle, wie sie 
von der SPD angelegt ist? Oder bekommen wir noch 
die Kurve, um unsere Sozialsysteme zu retten?
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(Zuruf des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])

Das aber ist nur möglich, wenn wir gleichzeitig auch die 
wirtschaftlichen Voraussetzungen dafür schaffen.

(Beifall bei der AfD)

Herr Merz hat vor der Wahl genau das versprochen: 
eine Politik der wirtschaftlichen Vernunft, der Konsoli-
dierung und struktureller Reformen. Was dabei heraus-
gekommen ist, sehen wir: heiße Luft und ein gigantisches 
Schuldenpaket zur freien Verfügung; ein Freibrief für 
Verschwendung, der, wie wir inzwischen wissen, eben 
nicht für Investitionen eingesetzt wird, sondern für die 
reibungslose Fortsetzung links-grüner Politik inklusive 
Umweltauflagen, NGOs und ausufernder Migrationskos-
ten. Nicht nur wir haben das vorhergesagt. Und das soll 
jetzt auch alles für die Rente gelten. Auf Wunsch der SPD 
wird der Rentenentwurf nicht mehr geändert. – Das wa-
ren die Worte von Friedrich Merz. Mehr muss man dazu 
nicht sagen. Wie man den eigenen Parteigenossen und 
seiner Basis einen solchen Offenbarungseid zumuten 
kann, ist mir ein Rätsel. Da muss doch irgendwo eine 
Schmerzgrenze sein – oder auch nicht.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der Linken)

Zu den 120 Milliarden Euro für die Haltelinie sollen 
jetzt noch weitere 10 Milliarden Euro Schulden kommen 
für ein Minigenerationenkapital aus der FDP-Mottenkiste 
und als Krönung noch die Habeck-Steuer: Das ist die 
nach dem großen Ökonomen Robert Habeck benannte 
Schnapsidee,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Sozialbeiträge auch auf Miet- und Kapitalerträge zu er-
heben.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der Linken)

Damit wären dann auch die Frühstartrente und andere 
Formen der privaten Altersvorsorge Geschichte.

Liebe Kollegen, was für ein Schlag ins Gesicht der 
vielen Menschen – viele Selbstständige darunter –, die 
versuchen, selbst für ihr Alter vorzusorgen! Eine solche 
kontraproduktive Dreistigkeit hat die Union noch vor der 
Wahl heftigst bekämpft, und siehe da: Plötzlich war das 
Prüfauftrag der Kommission, festgehalten im Beipack-
zettel, verhandelt von der CDU.

(Beatrix von Storch [AfD]: Hört! Hört!)

Ich glaube, die Sektkorken, die bei der SPD geknallt 
haben, hat man auch noch bei der Jungen Union gehört.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Was will die AfD 
denn?)

Ob das so kommt, weiß keiner; denn der entsprechende 
Entschließungsantrag wurde ja kurzerhand zurückgezo-
gen. Ich denke aber, die SPD wird schon dafür sorgen.

Liebe Kollegen, die SPD kann keine Reformen, und sie 
will keine Reformen. Sie will ins sozialistische Lummer-
land.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Wir haben eine Arbeitsministerin, die auf offener Bühne 
zum Klassenkampf aufruft, die ausgerechnet gegen jene 
Arbeitgeber agitiert, die so leidensfähig sind, sich die 
deutschen Verhältnisse noch anzutun.

(Zuruf von der AfD: Ja! Richtig!)

Respekt! Ich glaube, das gab es noch nie.

(Beifall bei der AfD)

Milliardeninvestitionen deutscher Unternehmen lan-
den im Ausland, über die Hälfte investiert nicht mehr in 
Deutschland. Jeden Monat gehen Zehntausende Indus-
triearbeitsplätze in Deutschland verloren. Die Gründe 
sind bekannt. Da sollte man meinen, dass man Unter-
nehmer nicht auch noch beleidigt; denn, liebe Kollegen, 
Rentenbeiträge entstehen durch Arbeit, und Arbeit 
braucht Wachstum, braucht Investitionen in Bildung, in 
Wirtschaft, Digitalisierung und Infrastruktur.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: AfD heißt „Arbeits-
losigkeit für Deutschland“!)

Ich wiederhole deshalb meinen Satz vom Beginn: Die-
ses Rentenpaket darf nicht kommen, jedenfalls nicht so, 
wenn wir die gesetzliche Altersvorsorge erhalten wollen. 
Irgendwann macht auch die Haltelinie keinen Sinn mehr, 
nämlich dann, wenn es nichts gibt, was man halten kann.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Genau!)

Liebe Kollegen, es braucht Einsicht, um das zu erken-
nen, und Mut, um dagegen aufzustehen.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Und wie macht ihr 
die 70 Prozent?)

Dieser Mut war bei vielen erkennbar, und diese Stand-
haftigkeit war angesichts des enormen Gegendrucks von 
oben beeindruckend. Es konnte ja keiner ahnen, dass die 
Führung kurzerhand das Pferd wechselt und gegen die 
Interessen der eigenen Partei mit den Linksextremisten 
paktiert.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Sören 
Pellmann [Die Linke])

So weiß jedenfalls jeder Abgeordnete der Union in Zu-
kunft, was seine Meinung wert ist, nämlich gar nichts. 
Deshalb werden wir heute also höchstwahrscheinlich 
wieder einmal in die falsche Richtung gehen mit einem 
Rentenpaket, das die finanziellen Handlungsspielräume 
der jungen Generation vollends ruiniert. Geht es nach 
uns, der AfD, wird das nicht passieren. Ich hoffe sehr, 
dass möglichst viele Kollegen aus anderen Fraktionen 
das genauso sehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort Dr. Carsten Linnemann von der CDU/CSU-Frakti-
on.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Dr. Carsten Linnemann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Damen! Meine Herren! Hermann Bergmann hat 
mich angerufen vor einigen Monaten:

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Was für eine Mes-
sage!)

66 Jahre alt, im wohlverdienten Ruhestand, kommt aus 
meinem Wahlkreis, hat in einer Großbäckerei gearbeitet 
und dort Filialen organisiert und geplant. Er rief mich an 
und fragte mich damals, was es mit der Aktivrente auf 
sich hat. Er hat sich informiert in steuerlicher Hinsicht 
usw. Vor wenigen Tagen rief er wieder an und fragte 
mich: Wie geht das jetzt weiter? Er würde die Aktivrente 
gerne in Anspruch nehmen. Er hat sich damit auseinan-
dergesetzt, mit seinem Chef gesprochen und würde gerne 
zurückkehren. Ich habe ihm Mut gemacht und ihm ge-
sagt, dass wir auf gutem Wege sind.

Wir sehen an diesem Beispiel, dass allein die Debatte 
über die Aktivrente in den letzten Monaten dazu geführt 
hat, dass sie Wirkung zeigt. Sie wird erfolgreich sein, 
weil das eine Win-win-Situation ist:

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

sowohl für die Arbeitgeber, weil sie sich über eine neue 
Fachkraft freuen, als auch für die Arbeitnehmer, die sich 
über mehr Netto freuen, und für uns als Gesellschaft ins-
gesamt. Für mich persönlich ist es das innovativste Ele-
ment in diesem Rentenpaket.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Dirk Wiese [SPD])

Es hat das Potenzial, Rente neu zu denken. Es hat das 
Potenzial, einen Paradigmenwechsel einzuleiten dahin 
gehend, dass freiwilliges Arbeiten im Alter etwas Positi-
ves ist, wenn man Anreize setzt, dass Menschen, die 
wollen und können, freiwillig länger arbeiten dürfen 
und dabei 2 000 Euro im Monat vom Einkommen steuer-
frei bleiben.

Aber – und das hat die kontroverse Debatte in den 
letzten Wochen und Monaten gezeigt – die Aktivrente 
und das Rentenpaket insgesamt werden nicht ausreichen, 
um die Zukunft des Rentensystems – und ich gehe noch 
einen Schritt weiter – und der Sozialversicherung ins-
gesamt zu meistern. Wir brauchen einen zweiten Schritt.

(Zurufe von der Linken: Genau! Solidarsys-
tem! – Vermögensteuer! – Erbschaftsteuer!)

Der zweite Schritt muss kommen, und deshalb bin ich 
froh, dass wir jetzt durch das Kabinett eine Rentenkom-
mission in Auftrag geben, durch die die Präsentation von 
Ergebnissen nicht auf den Sankt-Nimmerleins-Tag ver-
schoben wird und auch nicht ins Jahr 2027, wo ursprüng-
lich Ergebnisse präsentiert werden sollten, sondern die 
bereits in wenigen Monaten, spätestens im zweiten Quar-
tal 2026, Ergebnisse vorlegen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Auch das ist meines Erachtens das Verdienst der Debatte, 
die wir in den letzten Wochen und Monaten geführt ha-
ben.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Abgeordneter Linnemann, erlauben Sie eine Zwi-

schenfrage?

Dr. Carsten Linnemann (CDU/CSU):
Ich habe noch eine Minute, die würde ich jetzt gerne 

noch nutzen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte.

Dr. Carsten Linnemann (CDU/CSU):
Diese Rentenkommission wird dann Ergebnisse vor-

stellen, mehr nicht; sie wird Vorschläge machen. Aber 
die Entscheidungen werden wir hier im Deutschen Bun-
destag treffen.

(Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Das ist nicht 
unabhängig! – Zuruf von der Linken)

Dafür müssen wir Verantwortung übernehmen, dafür 
braucht es Mut. Diesen Mut hat man in den letzten Jahren 
vielleicht vermissen lassen; auch das gehört zur Ehrlich-
keit dazu.

(Zuruf des Abg. Felix Banaszak [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber diesen Mut werden wir an den Tag legen, werden 
wir an den Tag legen müssen.

(Zurufe von der Linken)
Und um das zu erreichen, auch um die Verantwortung zu 
übernehmen für diesen nächsten Schritt, brauchen wir 
nach meiner festen Überzeugung heute ein starkes Man-
dat für dieses Paket, ein starkes Mandat für diese Koali-
tion,

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Zurufe von der 
Linken)

ein starkes Mandat für die Bundesregierung und ein 
starkes Mandat für den Bundeskanzler der Bundesrepu-
blik Deutschland.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Kanzlermehr-
heit!)

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

das Wort dem Abgeordneten Martin Reichardt von der 
AfD-Fraktion.

Martin Reichardt (AfD):
Herr Linnemann, ich möchte Ihnen die Gelegenheit 

geben, hier und heute Transparenz zu schaffen und den 
Menschen im Land offenzulegen, welche Angebote und 
Zugeständnisse Sie den Linken

(Lachen bei der Linken)
für ihre Enthaltung im Machtpoker gegeben haben.
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(Zurufe von der Linken)
Waren es vielleicht weitere Millionen Euro für linke 
NGOs? Oder war es der Platz im Kontrollgremium für 
einen Linken?

(Zurufe von der Linken)
Schaffen Sie Transparenz! Das ist hier bitter nötig in 
dieser Debatte!

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Linnemann, möchten Sie erwidern?

(Heidi Reichinnek [Die Linke], an die CDU/ 
CSU gewandt: Wir arbeiten mit euch zusam-
men, ihr aber nicht mit uns!)

Dr. Carsten Linnemann (CDU/CSU):
Herzlichen Dank für Ihre Kurzintervention. – Das kann 

ich kurz und knapp beantworten: Wir werden uns als 
Union auch bei dieser Abstimmung hier und heute – 
das habe ich auch gestern schon gesagt – nicht von der 
Partei Die Linke abhängig machen. Punkt!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Sören Pellmann [Die Linke]: 
Da sind wir einmal gespannt!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Wir setzen die Aussprache fort. Der 

nächste Redner ist Andreas Audretsch für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Herr Linnemann, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der Union, Sie standen mal für Stabilität. Wir 
müssen feststellen: Die Union steht heute für Chaos, für 
nichts anderes mehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Peter Aumer [CDU/CSU]: Wohl eher die Grü-
nen!)

Zum dritten Mal wankt Ihre Mehrheit: verpatzte Kanz-
lerwahl, eine Implosion der Union bei der Nichtwahl von 
Frauke Brosius-Gersdorf, und heute laufen Sie Gefahr, 
dass Sie hier ein Gesetz nicht mehr mit eigener Mehrheit, 
sondern nur noch mit der Unterstützung der Linken 
durchbringen können.

(Cem Ince [Die Linke]: Wir enthalten uns! 
Keine Angst!)

Man muss es so sagen: Sie sind gescheitert. So funk-
tioniert das nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und jetzt in Richtung der Linken: Die Linke ist offen-

sichtlich in kompletter strategischer Auflösung.
(Lachen bei Abgeordneten der Linken – Zuruf 

des Abg. Cem Ince [Die Linke])

Heidi Reichinnek, Ines Schwerdtner, Sie hatten Revolu-
tion versprochen; damit sind Sie angetreten.

(Zuruf von der Linken: Das kommt noch! Das 
ist der nächste Schritt!)

Sie enden hier heute als Mehrheitsbeschafferinnen
(Janine Wissler [Die Linke]: … für die Rente, 

für eine stabile Rente!)
von Friedrich Merz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf der Abg. Heidi Reichinnek [Die Linke])

Das Schlimmste daran ist Ihre Ambitionslosigkeit.
(Zuruf des Abg. Sören Pellmann [Die Linke])

Wenn man kooperativ ist – und man kann hier im Haus 
kooperativ sein –, dann kämpft man,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zurufe von der Linken)

dann geht man los, dann verteidigt man die eigenen Po-
sitionen,

(Sören Pellmann [Die Linke]: Wir machen das 
im Gegensatz zu euch!)

dann holt man etwas für die Menschen in diesem Land 
heraus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie haben nicht gekämpft. Sie haben nicht eine Sekunde 
verhandelt. Sie haben sich im ersten Moment, in dem es 
möglich war, den herrschenden Verhältnissen unterwor-
fen

(Zurufe von der Linken)
und haben sich zum Stimmengeber für Friedrich Merz 
gemacht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der AfD)

So steht man nicht an der Seite der Menschen im Land. 
So verrät man die Menschen im Land.

(Zurufe von der Linken)
Das ist keine linke Politik. Das ist ein Versagen auf Ihrer 
Seite.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der AfD – Beifall 
bei Abgeordneten der Linken – Zurufe von 
der Linken)

Wir lehnen das Rentenpaket von Friedrich Merz 
und – –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Eine Sekunde, Herr Audretsch. – Ich würde gerne, 

wenigstens der Ordnung halber, den Worten jedes Red-
ners und jeder Rednerin folgen können.

(Zurufe von der Linken)
Dafür braucht es ein Mindestmaß an Verlässlichkeit, dass 
es hier eine Dezibelhöhe gibt, die die Zahl 100 nicht 
überschreitet. Darum bitte ich, damit wir einander zuhö-
ren können. – Herr Audretsch, setzen Sie gerne fort.
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Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wir lehnen das falsche Rentenpaket von Friedrich 

Merz und Bärbel Bas ab,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

weil es erstens Armut nicht verhindert – übrigens ver-
hindert auch die Mütterrente Armut nicht, weil die 
20 Euro extra bei denen mit kleinen Renten auf der an-
deren Seite sofort wieder abgezogen werden –

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und weil Sie zweitens die künftige, die heute junge Ge-
neration im Stich lassen.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Hättet ihr mal die 
Reform gemacht! – Zuruf von der Linken)

Was bringt es, wenn die große, die ganz große Koalition 
von CDU/CSU, SPD und Linken das Rentenniveau heute 
gerade mal bis 2031 stabilisiert?

(Sören Pellmann [Die Linke]: Na, immerhin!)

Mickrige sechs Jahre sind das. Ich will, dass die heute 
jungen Leute auch in Zukunft, in 40 und 50 Jahren, noch 
ein stabiles Rentenniveau haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Sören Pellmann [Die Linke])

Deswegen wollen wir die Rente konsequent für immer 
stabilisieren.

(Zuruf des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])

Das wäre hier die richtige Vorgehensweise.
Ein weiterer Punkt ist: Wer auf der einen Seite sagt, 

dass er die Rente stabilisieren will, der muss auf der 
anderen Seite sagen, was getan wird, um die Beitrags-
sätze im Griff zu behalten.

(Zurufe von der Linken)

Deswegen braucht es jetzt grundlegende Reformen. Wir 
werden nicht zulassen, dass die Kosten aus dem Ruder 
laufen, dass sie auf der einen Seite der jungen Generation 
und auf der anderen Seite den Unternehmen aufgebürdet 
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zurufe von der Linken)

Es geht hier auch um die Wettbewerbsfähigkeit unseres 
Landes.

Deswegen: Alle müssen einzahlen. – Das ist die erste 
Prämisse, und sie gilt als Allererstes für uns hier im 
Deutschen Bundestag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass Sie von der Union das seit Jahren blockieren, zeigt, 
dass Ihr Reformwille da endet, wo es an ihr eigenes 
Portemonnaie geht. Sie sind nicht reformwillig. Tun Sie 
das! Dann können Sie Ihren Reformwillen als Allererstes 
beim eigenen Portemonnaie beweisen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Abgeordneter, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

der Abgeordneten Wissler von der Fraktion Die Linke?

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Wissler, bitte.

Janine Wissler (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Kollege Audretsch, dass Sie die 

Frage zulassen. – Was wir hier im Deutschen Bundestag 
entscheiden, beeinflusst das Leben von Menschen. An 
dieser Stelle geht es um Millionen von Rentnern, von 
zukünftigen Rentnern. Es geht hier nicht um das Ansehen 
einer Regierung; denn wir stimmen hier nicht über Merz 
oder Spahn ab,

(Zuruf von der AfD: Doch! – Zuruf vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

sondern über die Zukunft der Rente.
Ich möchte Sie gerne etwas fragen. Sie haben ja im 

Wahlprogramm der Grünen auf Seite 97 – ich habe das 
noch mal nachgeschaut – die Aussage getroffen:

„Daher werden wir das gesetzliche Rentenniveau 
bei mindestens 48 Prozent halten und nachhaltig 
stabilisieren.“

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zurufe 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das steht so im grünen Wahlprogramm.
Sie schreiben im grünen Wahlprogramm auch, dass die 

zunehmende Altersarmut ein Problem ist. Viele Men-
schen können sich das Eisessen mit den Enkeln nicht 
mehr leisten oder sitzen im Winter in der kalten Woh-
nung, weil sie es sich nicht leisten können, zu heizen; 
Sie haben diese Aussage gemacht. Ich bin ein bisschen 
verwundert darüber, dass die Grünen, möglicherweise 
mit Teilen der Jungen Union oder auch nicht – das weiß 
man nicht so genau –, jetzt gegen die Stabilisierung des 
Rentenniveaus stimmen, obwohl sie doch im Wahlpro-
gramm eine andere Aussage gemacht haben und gefor-
dert haben: Stabilisierung des Rentenniveaus bei mindes-
tens 48 Prozent. Das verstehe ich nicht. Vielleicht 
könnten Sie das erklären.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Audretsch, bitte.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das ist, um es mal so zu sagen, eine putzige Frage. Das, 

was Sie hier machen, ist, heute Ihr Wort dafür zu geben, 
dass das Rentenniveau gerade mal für sechs mickrige 
Jahre stabilisiert wird.

(Zurufe von der SPD und der Linken)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 48. Sitzung. Berlin, Freitag, den 5. Dezember 2025                                5650 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Das, was wir machen, ist, ganz klar zu sagen: Wir kämp-
fen dafür, dass das Rentenniveau dauerhaft stabil ist, dass 
es für immer stabil ist,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
dass sich auch die heute jungen Leute darauf verlassen 
können, dass wir in 40 und 50 Jahren noch ein stabiles 
Rentenniveau haben. Sie verraten die junge Generation. 
Sie verraten all die, die in Zukunft ein stabiles Renten-
niveau in Deutschland wollen.

Ich sage Ihnen, weil Sie Altersarmut angesprochen 
haben, noch etwas Zweites: Das, was wir brauchen – 
genau das steht in unseren Papieren, genau dafür kämpfen 
wir –, ist eine Garantierente, durch die deutlich gemacht 
wird, dass Menschen am unteren Ende nicht unter ein 
gewisses Niveau fallen, wenn sie lange eingezahlt haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Bernd Rützel [SPD])

Das sind ganz konkrete Forderungen gegen Alters-
armut, weil wir es uns in Deutschland nicht leisten kön-
nen, dass vor allem Frauen in Altersarmut fallen, dass 
Frauen in den Städten Flaschen sammeln müssen. Das 
geht nicht. Dafür muss man kämpfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zurufe von der Linken)

Da kann man sich nicht im erstbesten Moment zu den 
Füßen von Friedrich Merz niederlegen und sich den herr-
schenden Verhältnisse unterwerfen, weil man nicht mal 
bereit ist, hier im Deutschen Bundestag für irgendetwas 
zu kämpfen. Das ist ein blamabler Auftritt der Linken. 
Und man muss Ihnen sagen: Sie sind offensichtlich stra-
tegisch mit Ihrem Latein am Ende.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der AfD – Sören 
Pellmann [Die Linke]: Keine Antwort! – Wei-
tere Zurufe von der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Jetzt setzen Sie gerne Ihre Rede fort.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Zweiter Punkt. Nur etwa 40 Prozent der Beschäftigten 

arbeiten heute bis zum gesetzlichen Rentenalter. Wenn 
ich gesagt habe: „Wir brauchen echte Reformen“, dann 
meine ich damit: Wir müssen an den Rentenübergang ran. 
Wir brauchen eine Reform der Rente mit 63, und zwar 
folgendermaßen:

(Zuruf der Abg. Kathrin Michel [SPD])
Diejenigen, die tatsächlich nicht mehr können – die 
Dachdecker, die Pflegekräfte –, sollen sogar einfacher 
abschlagsfrei in Rente gehen. Alle anderen sollten mög-
lichst bis 67 arbeiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wenn wir das hinkriegen, dann haben wir am Ende einen 
um 1 Prozentpunkt niedrigeren Beitragssatz. Das ist eine 
Entlastung für die junge Generation. Das ist auch eine 
Entlastung für die Unternehmen im Lande.

(Zuruf von der Linken)

Nicht zuletzt brauchen wir eine Reform der privaten 
Altersvorsorge. Die Riester-Rente ist grandios geschei-
tert.

(Zurufe von der Linken)

Und ehrlich: Ihre Frühstartrente mit eingeplanten Mitteln 
von 50 Millionen Euro und den gleichen Fehlern wie die 
Riester-Rente wird niemandem helfen. Wir wollen ein 
öffentliches Standardprodukt,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

gute Renditen, minimale Verwaltungskosten, einen ech-
ten Neustart in der privaten Altersvorsorge.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, bitte.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und wenn hier die große Koalition von CDU/CSU, 

SPD und Linken sagt, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– dass sie gemeinsam dieses falsche Programm durch-

bringen, dann sagen wir: Wir sind die einzige demokra-
tische Opposition, die ein Gegenmodell vorlegt

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, bitte, Herr Audretsch.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– und die sagt, wie eine stabile Rente und gute Bei-

tragssätze gemeinsam funktionieren können.
Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zurufe von der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Heidi 

Reichinnek für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken – Martin Hess [AfD]: 
Die rote Heidi!)

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Seit Wochen müssen wir zusehen, wie die 
Union ihre Machtspielchen auf dem Rücken von über 
21 Millionen Rentnerinnen und Rentnern austrägt. Der 
Zwergenaufstand der Jungen Gruppe legt die ganze Koa-
lition lahm. Und warum? Weil diese Damen und Herren 
den Rentnerinnen und Rentnern nicht mal die Butter auf 
dem Brot gönnen. Das ist ein Skandal!

(Beifall bei der Linken)
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Worum geht es denn hier im Kern? Das Rentenniveau 
soll bei 48 Prozent abgesichert werden. Aber genau das 
will ein Teil der Union verhindern.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das 
stimmt doch gar nicht! – Martin Reichardt 
[AfD]: So ein Schmierentheater!)

Die Konsequenz: Über 21 Millionen Menschen haben am 
Ende des Monats noch weniger Geld im Portemonnaie. 
Und ich sage bewusst „noch weniger“, weil schon jetzt 
jeder fünfte Rentner, jede fünfte Rentnerin in diesem 
Land in Armut lebt oder armutsgefährdet ist. Und seit 
wann? Seit Rot-Grün das Rentenniveau von 53 Prozent 
auf 48 Prozent gedrückt hat.

(Beifall bei der Linken)

Seitdem hat sich die Altersarmut fast verdoppelt. Und 
sich jetzt hier so hinzustellen, Herr Audretsch, und sich 
zum Retter der Rentner aufzuschwingen, nachdem Sie 
schuld daran sind, dass die Situation so ist, wie sie ist, 
das ist peinlich, scheinheilig und eine absolute Schande.

(Beifall bei der Linken – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach Heidi!)

Überlegen Sie mal, wo der Feind wirklich steht!
Was Sie hier planen, liebe Union, ist, die gesetzliche 

Rente auszuhöhlen. Man soll privat vorsorgen, ist dann 
Ihre Lösung. Aber mehr als ein Viertel der Menschen in 
Deutschland hat am Ende des Monats keinen Cent mehr 
übrig. Aber Ihnen ist das ja egal. Was bedeutet das für die 
Leute? Ich kann Ihnen das gerne sagen. Denn wenn ich an 
den Haustüren mit den Menschen rede,

(Zuruf von der CDU/CSU)

dann kommen mir Leute entgegen, die mehrere Pullover 
tragen und in Decken eingehüllt sind, weil sie selbst im 
Winter nicht richtig heizen können. Dann sagen die Leute 
mir, dass schon ab Mitte des Monats das Geld nur noch 
für zwei belegte Brote am Tag reicht. Sollen die gar nichts 
mehr essen? Sollen die Leute ihre Wohnung verlieren? 
Das ist doch die Konsequenz von dem, was Sie planen. 
Haben Sie sich darüber jemals Gedanken gemacht? 
Wahrscheinlich nicht. Und auch das ist einfach nur er-
bärmlich.

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der CDU/ 
CSU)

Diese Menschen existieren in Ihrer Realität überhaupt 
nicht.

Und was so richtig schäbig ist: Sie reden von Genera-
tionengerechtigkeit! Junge Menschen sind Ihnen doch 
egal.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und warum stimmen Sie dann zu?)

Denen haben Sie heute die Wehrpflicht gegeben, aber 
sonst nichts.

(Beifall bei der Linken)

Keine echte Kindergrundsicherung, keinen Klimaschutz, 
keinen bezahlbaren Wohnraum. Mehr noch: Die schlech-
ten Renten treffen die jetzigen Rentnerinnen und Rentner, 

aber die junge Generation doch später noch viel mehr. Es 
gibt keinen Generationenkonflikt, es gibt einen Vertei-
lungskonflikt! Und Sie sind Teil des Problems!

(Beifall bei der Linken)
Ja, wir müssen das Rentenniveau auf 53 Prozent an-

heben. Wir brauchen eine Rentenversicherung, in die alle 
Erwerbstätigen einzahlen, und eine solidarische Mindest-
rente. Dafür kämpfen wir Linke. Und das ist auch finan-
zierbar.

(Beifall bei der Linken)
Aber wir sehen doch gleichzeitig nicht zu, wie es im-

mer mehr Menschen schlechter geht, liebe Grüne. Sie 
sind vielleicht eine Gutverdienendenpartei. Wir nicht! 
Wir sind für die Mehrheit im Land da.

(Beifall bei der Linken – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Verdammt noch mal! Deutschland ist die drittgrößte 
Volkswirtschaft auf dieser Welt! Erzählen Sie uns doch 
nicht, dass es uns nicht möglich ist – –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage aus der Reihe der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen?

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Na unbedingt!

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ist das billig!)

– Ja von billig versteht ihr so einiges nach der Rede von 
eurem Kollegen. Das ist richtig, ja.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Heitmann, bitte.

Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Liebe Frau Reichinnek, wenn ich Ihrer Rede so folge, 

dann ist es ja so, dass Sie durchaus vieles an dem Renten-
paket, das heute vorliegt, kritisieren. Ich frage mich: Wa-
rum kommen Sie in Ihrer Fraktion denn dann zu dem 
Entschluss, sich zu diesem Paket zu enthalten, anstatt es 
klar abzulehnen?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Reichinnek, bitte.

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Gerne. – Also, Frau Kollegin, Sie haben mir anschei-

nend nicht richtig zugehört; denn wir sagen es doch ganz 
klar – aber auch für Sie jetzt noch mal sehr, sehr deut-
lich –: Es geht hier um das Leben von 21 Millionen 
Rentnerinnen und Rentnern. Wenn dieses Paket hier nicht 
durchkommt, dann geht es denen schlechter, dann haben 
die weniger Geld.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie hätten verhandeln können! – Britta 
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Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Warum haben Sie denn nicht verhandelt? – Zu-
rufe von der AfD)

Schon jetzt müssen so viele Menschen mit über 70 noch 
an der Kasse stehen oder Zeitungen austragen. Schon 
jetzt müssen die Flaschen sammeln. Schon jetzt stehen 
die bei den Tafeln Schlange. Diese Rentnerinnen und 
Rentner können nicht mal darüber nachdenken, mit ihren 
Enkelkindern auf den Weihnachtsmarkt zu gehen.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihr hättet das besser machen müssen! – 
Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und Sie sagen mir wirklich, dass es jetzt das Richtige 
wäre, diese Menschen über die Klinge springen zu las-
sen?

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Widerspruch beim BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich weiß, Sie haben eine Obsession mit Jens Spahn und 
Friedrich Merz, aber entschuldigen Sie: Unsere Politik 
orientiert sich an Sachfragen. – Tut mir leid, dass Sie es 
so erfahren müssen, Herr Spahn, aber so ist es nun mal.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und ich finde es wirklich beachtlich, dass die Parteien, 
die Fraktionen, die als alte Mehrheiten hier zusammen-
gerufen wurden, um maßlose Aufrüstung und grenzen-
lose Militarisierung zu beschließen, gar nicht schnell ge-
nug Ja schreien konnten.

(Beifall bei der Linken)
Anstatt mit uns die Schuldenbremse zu reformieren, ha-
ben Sie das durchgewunken. Aber jetzt, wenn es um die 
Rente von über 21 Millionen Menschen geht, ist bei 
Ihnen auf einmal eine rote Haltelinie. Ich glaube, das 
sagt alles, was man über die Grünen wissen muss. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Rasha 
Nasr [SPD] – Zuruf des Abg. Tarek Al-Wazir 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Und jetzt können Sie gerne Ihre Rede fortsetzen, die 

Zeit läuft weiter.

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Vielen Dank. – Also noch mal: Deutschland ist die 

drittgrößte Volkswirtschaft auf der Welt. Mir muss 
niemand erzählen, dass wir es uns nicht leisten können, 
dass die Menschen hier im Alter ein Leben in Würde 
leben können. Uns interessiert kein Herr Merz, kein 
Herr Spahn, keine Junge Gruppe. Wir machen keine An-
gebote und keine Deals.

(Lachen bei der AfD)
Wir verhindern, dass das Rentenniveau noch weiter ge-
drückt wird – von Ihnen! Denn die Rentnerinnen und 
Rentner in diesem Land können sich zumindest auf eine 
Partei verlassen: Und das ist Die Linke!

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Bernd Rützel 

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Bernd Rützel (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es geht um was in dieser Debatte, und das 
spürt man auch. Es geht um sehr viel: Es geht um die 
Rentnerinnen und Rentner, die in Rente sind, aber auch 
um die, die in Rente gehen. Und deswegen will ich deut-
lich sagen: Die Rente ist doch kein Geschenk. Die Rente 
ist auch keine Sozialleistung. Sie ist eine Versicherungs-
leistung. Viele sind ihr Leben lang jeden Tag aufgestan-
den, sind auf die Arbeit gegangen, haben in die Renten-
kasse eingezahlt. Und diese darf man doch jetzt, wo sie 
Rentner sind, nicht im Stich lassen. Die müssen sich auf 
die Rente verlassen können, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Und wir denken auch an die Jungen, die sich auch 
irgendwann am Ende ihres Arbeitslebens auf dieses Ver-
sprechen verlassen können müssen. Der SPD ist es wich-
tig, dass dieses Rentenniveau nicht absinkt, dass die Ren-
ten weiterhin mit den Löhnen standhalten, dass sie sich 
entwickeln und dass sich die Menschen auf diese Rente 
verlassen können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich möchte aber mal grundsätzlich ein großes Loblied 
auf die Rente halten. Viele Experten und solche, die sich 
dafür halten, haben seit vielen Jahren schlecht über die 
Rente gesprochen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Genau!)

Vor 20 Jahren sagte die Prognose der Rentenversicherer 
für 2025 einen Beitragssatz von 23 Prozent voraus. Und 
wenn man alte Zeitungsartikel liest – von der „Bild“ über 
das „Handelsblatt“, die „Süddeutsche“ und „Die Welt“ 
und wie sie alle heißen –, stellt man fest, dass diese mit 
ihren Prognosen alle danebenlagen.

(Zuruf von der CDU/CSU)

Jetzt will ich diese Prognosen nicht verspotten; aber ich 
will mich dagegen wehren, dass immer noch das Gleiche 
erzählt und weitererzählt wird, obwohl man festgestellt 
hat, wie falsch man lag.

Denn die Rente ist unschlagbar. Die Rente ist un-
schlagbar sicher,

(Lachen bei der AfD – Dr. Alice Weidel [AfD]: 
Unschlagbar! – Zurufe von der AfD)

die Rente ist unschlagbar günstig, und die Rente ist un-
schlagbar zuverlässig. Und da braucht man nicht zu la-
chen.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 48. Sitzung. Berlin, Freitag, den 5. Dezember 2025                                                                                                                                                                                                 5653 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Heidi Reichinnek 



(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken)

Denn die Rente hat Weltkriege überstanden. Sie hat Geld-
entwertungen überstanden. Und sie hat viele Krisen über-
standen. Die Rente ist oftmals das Einzige, was den Men-
schen am Ende eines langen Erwerbslebens bleibt.

(Zuruf der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])
Und wer Glück hat, hat noch eine Betriebsrente. Deswe-
gen stärken wir heute auch noch die Betriebsrenten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ja, das Rentenniveau von 48 Prozent ist wirklich kein 
Weltrekord.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Spitzenwert!)
Da hatten wir schon viel mehr. Man muss sich auch zu 
sagen trauen, wo wir mal waren. Wir waren Anfang die-
ses Jahrtausends bei 53 Prozent. Dann ist es immer mehr 
gesunken. Deswegen stoppen wir dieses Sinken jetzt. Wir 
halten das Rentenniveau, aber wir entwickeln die Rente 
auch mit einer Rentenkommission weiter, damit wieder 
mehr Rente ausbezahlt werden kann.

Mit der Rente ist es wie bei einer langen Bahnfahrt.
(Lachen bei der AfD – Zuruf von der AfD: 

Oje!)
– Ja, oje. – Die Signale müssen richtig gestellt sein,

(Zuruf von der AfD: Die Deutsche Bahn ist ein 
schlechtes Beispiel!)

die Weichen müssen richtig gelegt sein, dann geht’s vor-
wärts und nicht aufs Abstellgleis.

(Zurufe von der Linken)
Und heute –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Und Sie müssen jetzt im Bahnhof ankommen.

Bernd Rützel (SPD):
– haben wir hoffentlich die Signale richtig gestellt, 

liebe Kolleginnen und Kollegen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Gerrit Huy für 

die Fraktion der AfD.
(Beifall bei der AfD)

Gerrit Huy (AfD):
Herr Präsident! Werte Kollegen! Liebe Zuschauer! Der 

Mütterrente III stimmen wir zu, aber den Rest des Pakets 
lehnen wir ab. Und damit komme ich zu den Jüngeren in 
der Union: Sie möchten dem Rentenpaket auch nicht zu-
stimmen? Gut so! Es ist Flickwerk und schiebt die Pro-
bleme vor sich her. Es ist aber der falsche Ort, um sich da 
auszutoben. Nehmen Sie dafür lieber das Bürgergeld her 
oder die Schuldenorgie Ihres Vorsitzenden. Da lohnt sich 

der Kampf; denn beides ist grottenschlecht für Deutsch-
land.

Eine gute Rente aber wäre gut für Deutschland. Unsere 
Medianrente liegt jedoch nur bei 1 124 Euro im Monat: 
50 Prozent bekommen mehr, 50 Prozent bekommen we-
niger. Können Sie sich vorstellen, von 1 124 Euro im 
Monat zu leben? Der Betrag liegt deutlich unter der Ar-
mutsgrenze. Aber selbst nach 45 Arbeitsjahren liegt die 
Durchschnittsrente nur knapp darüber. Gut die Hälfte 
unserer Alten hat aber nur die Rente zum Leben. Die 
Jugend sieht das und will weg aus Deutschland.

Spätestens hier wird klar, dass eine bessere Rente auch 
den Jüngeren nützt. Dazu müssen Sie verstehen, dass es 
immer die Jüngeren sind, die Ihre Altersvorsorge erwirt-
schaften, egal ob umlagefinanziert oder kapitalgedeckt. 
Wer, glauben Sie, erwirtschaftet die Zinsen auf Ihre Ka-
pitalanlage? Ihr Bankkonto?

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Jens 
Spahn [CDU/CSU]: Wie war das mit 70 Pro-
zent Rentenniveau? – Zuruf des Abg. Peter 
Aumer [CDU/CSU])

Es sind Menschen, die mit ihrer Arbeit Ihre Zinserträge 
erwirtschaften, also die Jüngeren. Sie sind es auch, die die 
Dinge herstellen, die Sie später mit Ihrem Ersparten ein-
mal kaufen können. Wenn es keine Jüngeren mehr gibt, 
die etwas produzieren, etwas anbauen oder Ihnen die 
Haare schneiden, was nützen Ihnen dann Ihre ganzen 
Ersparnisse?

Die Altersvorsorge in Deutschland muss also auf bes-
sere Füße gestellt werden. Die 5,5 Millionen Bürgergeld-
empfänger etwa sind dem Staat 80 Milliarden Euro wert: 
13 Milliarden davon lässt er die gesetzlich Versicherten 
zahlen. Was glauben Sie, was dem Staat seine 21 Millio-
nen Rentner wert sind, immerhin ein Viertel der Bevöl-
kerung, und zwar das Viertel, deren Aufbauarbeit die 
Bürgergeldempfänger ihr Geld zu verdanken haben?

(Beifall bei der AfD)
Gar nichts sind sie dem Staat wert. Erst greift er sich 
140 Milliarden Euro aus der Rentenkasse und gibt sie 
für versicherungsfremde Sozialleistungen aus, und dann 
gibt er nur 100 Milliarden Euro zurück. Das Defizit von 
40 Milliarden Euro lässt er die Rentner zahlen. Das ist 
verwerflich.

(Beifall bei der AfD)
Einzig die Kosten der Grundsicherung im Alter und 

des schäbigen Bedarfszuschlags für 33 und mehr Ver-
sicherungsjahre trägt der Staat selbst und macht dabei 
diese Rentner auch noch zu Sozialfällen. Warum muss 
er das zahlen? Weil unsere Renten so niedrig sind. Da 
beißt sich die Katze in den Schwanz.

Deutschland gönnt seinen alten Menschen gerade ein-
mal 10 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Die Österrei-
cher gönnen ihnen 14 Prozent, Italiener und Franzosen 
15 Prozent und die Schweizer sogar 16 Prozent. Daran 
können Sie ablesen, wie schäbig unsere Rentenpolitik ist.

(Beifall bei der AfD)
Dabei verzinsen sich Rentenbeiträge, die Sie ja alle 

nicht zahlen, mit gut 3 Prozent.
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(Peter Aumer [CDU/CSU]: Wo sind denn Ihre 
Vorschläge, Frau Huy?)

Das war auch in den langen Nullzinsjahren so und lag 
damit höher, als Sie damals sicher am Kapitalmarkt hät-
ten erwirtschaften können. Und wenn man höhere Ren-
tenbeiträge zahlt, kriegt man auch auf höhere Beiträge 
diese Zinsen.

Also: Junge Union und junge Menschen in der Union, 
Sie müssen keine Angst vor unserem Rentensystem ha-
ben. Im Gegenteil. Dank Ihrer Jugend können Sie selbst 
etwas dafür tun. Statt sich zu beschweren, dass die Boo-
mer zu wenig Kinder produziert haben,

(Annika Klose [SPD]: „Produzieren“!)

machen Sie sie doch. Wenn jeder aus Ihrer Generation 
zwei, drei Kinder kriegt, lösen sich die Rentenprobleme 
in Luft auf.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Claudia Roth [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was für ein Niveau!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Marc Biadacz 

für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Deutschland steht vor großen sozial-
politischen Herausforderungen. Die Lebenserwartung 
steigt, und damit steigen auch die Ansprüche der Men-
schen, die mit ihren Abgaben und Beiträgen den Sozial-
staat finanzieren und sich zu Recht auf seine Versprechen 
verlassen. Unser Rentensystem muss daher stabil blei-
ben – für alle Generationen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Die Reformen, die wir heute vorlegen – beim Renten-
niveau, bei der Mütterrente, bei der Betriebsrente und bei 
der Aktivrente –, sind ein erster Schritt, und sie sind ver-
antwortungsvoll und sozial gerecht. Ich will drei Punkte 
nennen:

. 
Erstens. Das Rentenniveau bleibt bis 2031 stabil bei 

48 Prozent. Damit schützen wir alle, die ein Leben lang 
fleißig waren. Sie erhalten im Alter eine auskömmliche 
Rente.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Zweitens. Wir erkennen die Lebensleistung der Mütter 
in unserem Land an. Das ist die Achtung vor der Erzie-
hungsleistung von vielen Millionen Frauen in unserem 
Land.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Drittens. Wir öffnen den Weg für eine neue Form des 
Arbeitens im Alter. Wir heben das Vorbeschäftigungs-
verbot auf und ermöglichen damit die Aktivrente. Die 
Lebenserfahrung der Älteren ist eine Stärke, die wir jetzt 
nutzen wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Last, but not least bringen wir mit dem Betriebsrenten-
stärkungsgesetz ein Maßnahmenpaket auf den Weg, da-
mit mehr Menschen eine betriebliche Altersvorsorge ha-
ben.

(Cem Ince [Die Linke]: Das schaffen Sie doch 
nie!)

Meine Damen und Herren, wir reformieren nicht, weil 
es einfach ist. Wir reformieren, weil es notwendig ist: für 
die Menschen, die arbeiten, die Kinder erziehen, die pfle-
gen, die Unternehmen führen und die unser Land tragen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Re-
det euch das nur schön!)

Mit der Rentenkommission stellen wir die Weichen für 
die Zeit nach 2031.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage aus den Reihen der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen?

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Sehr gerne.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte schön, Herr Taher Saleh.

Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Kollege, vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage 
zulassen. – Sie haben soeben drei Punkte erwähnt, wie 
Sie die Rente stabilisieren. Ich bin 32 Jahre alt und habe 
exakt noch 30 Jahre, bis ich in Rente gehe.

(Lachen bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD und der Linken – Zu-
ruf von der Linken: Das wäre schön! – Ulrike 
Schielke-Ziesing [AfD]: Nein, ein bisschen 
mehr!)

– Verzeihung. 35 Jahre. – Und eines kann ich Ihnen 
sagen: Ich verstehe nicht, warum Ihr Gesetzentwurf nicht 
vorsieht, dass Sie oder ich in die Rentenversicherung 
einzahlen. Es gibt da draußen Menschen, die arbeiten 
jahrzehntelang dafür, dass sie eine stabile Rente bekom-
men. Wie erklären Sie den Menschen da draußen, dass 
wir als Abgeordnete und die neuen Beamten nicht Teil 
Ihres Rentenpakets sind?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Ihr habt das 
doch abgelehnt! – Zuruf des Abg. Peter Aumer 
[CDU/CSU])
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Marc Biadacz (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Kollege, für Ihre Frage. – Ich 

möchte gleich ganz konkret darauf eingehen. Jetzt sind 
die Grünen gefordert. Herr Audretsch hat gerade eine 
Rede gehalten, und übrigens auch Frau Reichinnek: Da 
war mehr Schaum vor dem Mund als Inhalt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Widerspruch bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Da war mehr Schaum vor dem Mund als Inhalt! Sie haben 
doch gerade nur gesagt, was nicht geht und was wir 
anders machen sollen. Jetzt sind Sie dran.

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Unser Ent-
schließungsantrag liegt vor! Sie müssen lesen 
und zustimmen!)

Lieber Kollege, Sie haben die Chance, uns gute Ideen 
für die Rentenkommission mitzugeben. Wir starten im 
Januar.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
– Doch. – Sie können mich persönlich ansprechen, und 
ich nehme diese Ideen mit in die Rentenkommission. 
Aber Sie müssen auch Ideen entwickeln und hier nicht 
nur Fensterreden halten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf des Abg. Felix 
Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Setzen Sie gerne fort.

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Ich komme noch mal auf das Rentenpaket zurück. Die 

heute vorliegenden Gesetzentwürfe zur Rente sind der 
Anfang der Reformen. Wir als SPD, CDU und CSU pa-
cken das jetzt gemeinsam an. Auf geht’s! Los geht’s!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf der Abg. Claudia Roth 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Armin Grau 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Jetzt schaffen Sie es in der Koalition 
also doch noch, das Rentenpaket auf die Tagesordnung zu 
bringen. Immerhin. Aber Sie müssen immer noch zittern, 
ob Sie eine eigene Mehrheit dafür haben, auch wenn 
Ihnen Die Linke bei diesem fatalen Schlitterkurs schon 
viel geholfen hat.

(Zurufe der Abg. Cem Ince [Die Linke] und 
Sören Pellmann [Die Linke])

So ein Spiel mit dem Feuer, gerade in der Rentenpolitik, 
wo es Sicherheit braucht, zeigt, dass Sie, Herr Spahn, Ihre 
Fraktion überhaupt nicht im Griff haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ja, viele junge Leute sind verunsichert, ob sie im Alter 
noch eine ausreichende Rente bekommen oder sich die 
Beiträge noch leisten können. Das nehmen wir Grüne 
ebenso ernst wie die Beitragsbelastung für die Unterneh-
men. Wir brauchen gute Lösungen, die das Vertrauen 
stärken. Aber was Sie von der Jungen Gruppe der Union 
im Bundestag machen, führt zu weiterem Vertrauensver-
lust.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Peter Aumer [CDU/ 
CSU]: Das ist eine Frage der Perspektive!)

Sie handeln auch nicht im Interesse der jungen Generati-
on. Sie sprechen für wohlhabende Menschen, die ganz 
auf private Altersvorsorge mit Aktien und Fonds setzen 
können und glauben, die gesetzliche Rente kaum mehr zu 
brauchen.

Dieses Rentenpaket ist schlecht, aber aus anderen 
Gründen, als die Kritiker aus der Union meinen. Es greift 
viel zu kurz, weil es das Rentenniveau nur bis 2031 ab-
sichert. Wir fordern eine dauerhafte Stabilisierung. Das 
will im Übrigen auch die Mehrheit der Jüngeren laut 
ARD-DeutschlandTrend von gestern.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Und sie haben recht. Die Renten dürfen nicht immer 
weiter fallen ohne Auffangnetz. Sonst haben die Jungen – 
und ich denke da auch an meine fünf Kinder – irgend-
wann überhaupt nichts mehr davon.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf der Abg. 
Janine Wissler [Die Linke])

Viel zu oft wird in der aktuellen Debatte vergessen, 
dass die Renten schon heute viel zu niedrig sind: rund 
1 150 Euro im Durchschnitt, für Frauen noch 200 Euro 
weniger.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Was soll eine Verkäuferin von dieser Debatte in der Koa-
lition halten, die nach 40 Berufsjahren kaum mehr als 
1 000 Euro Rente bekommt? Sie ist darauf angewiesen, 
dass die Renten wenigstens wie bisher mit den Löhnen 
steigen. Dass Sie in der Union sich da in einen Unterbie-
tungswettbewerb verstricken, ist schon sträflich.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage aus der SPD-Frakti-

on, von der Abgeordneten Klose?

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, bitte.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte.
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Annika Klose (SPD):
Sehr geehrter Herr Kollege, vielen Dank, dass Sie die 

Zwischenfrage zulassen. – Ich musste mich doch gerade 
etwas wundern. Sie haben mit Blick auf eine Kassiererin 
ausgeführt, dass das jetzige Rentenniveau, das für viele 
jetzt schon sehr niedrig ist, nicht weiter sinken soll. Das 
teile ich völlig. Nun hat Ihr Kollege Audretsch eben aus-
geführt, dass das Rentenniveau ja nur für „mickrige sechs 
Jahre“ stabilisiert werde. Teilen Sie diese Einschätzung, 
gerade mit Blick auf die eben angesprochene Kassiererin, 
dass sechs Jahre stabiles Rentenniveau „mickrig“ sind? 
Sind sechs Jahre Stabilisierung des Rentenniveaus für Sie 
eigentlich gar nichts wert?

(Beifall bei der SPD – Zuruf der Abg. 
Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte schön.

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Kollegin, da muss ich Sie mal darauf hinweisen, 

dass die Rente etwas sehr Langfristiges ist. Bei der Rente 
denken wir in Jahrzehnten und nicht in Sechsjahresschrit-
ten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kollege Audretsch hat völlig recht, wenn er das als 
„mickrig“ bezeichnet; denn Sie sind ja in einem Wett-
bewerb darüber, was nach 2031 passiert, ob es schlagartig 
nach unten geht oder langsam absinkt. Aber das Absin-
ken ist ja jetzt schon Teil Ihres Ansatzes. Deswegen sagen 
wir, wir brauchen eine dauerhafte Stabilisierung. Was Sie 
machen, ist völlig verfehlt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf der Abg. Rasha Nasr [SPD])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Setzen Sie gerne Ihre Rede fort.

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die Junge Gruppe sagt, das Rentenpaket sei nicht fi-

nanzierbar und nicht generationengerecht. Doch bei der 
Mütterrente haben Sie keine Bedenken, obwohl sie teuer 
ist und für ärmere Frauen überhaupt keine Lösung dar-
stellt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch bei der Aktivrente sagen sie nicht Nein, obwohl sie 
ganz klar Selbstständige, aber vor allem auch die Jungen 
benachteiligt.

Wir Grüne machen wichtige Verbesserungsvorschläge 
zur Rente, auch zu ihrer Finanzierung. Das fehlt völlig bei 
der Koalition. Für die langfristige Stabilisierung des Ren-
tenniveaus wollen wir den Haushalt durch die Erträge 
eines wachsenden öffentlichen Kapitalstocks entlasten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])

Im vielzitierten Nachhaltigkeitsfaktor steckt das Ver-
hältnis zwischen Rentnerinnen und Rentnern und Be-
schäftigten. Dieses Verhältnis wollen wir verbessern 
durch eine bessere Kinderbetreuung – für mehr Frauen 
in Erwerbstätigkeit –,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

durch mehr Fachkräfteeinwanderung und durch mehr Be-
schäftigung bei den Älteren.

Wir setzen auf freiwilliges längeres Arbeiten. Dazu 
müssen die Menschen länger gesund bleiben. Dafür 
sorgen wir mit mehr Prävention, mehr Reha und mehr 
altersgerechten Arbeitsplätzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir wollen abschaffen, dass Arbeitsverträge zum ge-
setzlichen Rentenalter automatisch enden.

(Rasha Nasr [SPD]: Ihr sorgt für gar nichts!)

Ein früheres Rentenalter wollen wir aber für diejenigen 
ermöglichen, die nicht so lange arbeiten können.

Das sind die großen Hebel für die Finanzierbarkeit der 
Renten; da tun Sie in der Koalition viel zu wenig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir wollen nichtabgesicherte Selbstständige, uns Ab-
geordnete und perspektivisch Beamtinnen und Beamte in 
die gesetzliche Rente einbeziehen und so in den nächsten 
Jahren für mehr Beiträge sorgen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])

Und gegen die viel zu hohe Altersarmut schlagen wir 
eine Garantierente vor: Wer 30 Versicherungsjahre hat, 
soll mindestens 30 Rentenpunkte, also über 1 200 Euro 
bekommen.

Das Mehrgenerationenhaus Rente darf nicht bröckeln. 
Wir Grüne haben dafür ein schlüssiges Konzept. Die 
Bundesregierung dagegen zerlegt sich bei der Rente. Ihr 
schlechtes Gesetz lehnen wir ab, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssten zum Ende kommen, bitte.

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– anders als Die Linke, die uns Scheinheiligkeit vor-

wirft, –

(Zuruf der Abg. Rasha Nasr [SPD])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssten bitte zum Ende kommen, Herr Grau.

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– aber im Übrigen höhere Beiträge will und in ihrem 

Konzept keineswegs die Reichen belastet.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Sören Pellmann [Die Linke])
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Die nächste Rednerin ist Sarah 

Vollath von der Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Sarah Vollath (Die Linke):
Herr Präsident! Gott sei Dank wird diese unwürdige 

Debatte heute endlich beendet!
(Beifall bei der Linken)

Was wir in den letzten Wochen erlebt haben – Koalitions-
streit, Machtspiele, das peinliche Auftreten der JU –,

(Zuruf der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])
all das fand auf dem Rücken von 21 Millionen Rentne-
rinnen und Rentnern statt. Das wird der Verantwortung, 
die wir alle hier tragen, absolut nicht gerecht.

(Beifall bei der Linken)
Beim Rentenpaket geht es längst nicht mehr um die 

Sache. Es geht um parteitaktische Krawallpolitik, um 
Profilierungssucht und um das ständige Austesten, wie 
weit man eigentlich noch gehen kann, ohne die Verant-
wortung zu tragen.

(Beifall bei der Linken)
Und das ist ein fatales Signal für die heutigen Rentner/- 

innen, aber besonders auch für meine Generation. Diese 
Regierung hat erneut gezeigt, dass sie keinen Mut hat, die 
wirklich notwendigen und überfälligen Reformen endlich 
anzupacken.

(Beifall bei der Linken – Ulrike Schielke- 
Ziesing [AfD]: Deshalb enthaltet ihr euch, ja? – 
Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Anstatt Vertrauen in das gesetzliche Rentensystem zu-
rückzugewinnen, haben Sie sozialen Unfrieden gestiftet 
und die Generationen gegeneinander aufgehetzt. Viel 
schlimmer geht es wirklich nicht.

(Beifall bei der Linken – Heidi Reichinnek 
[Die Linke]: Genau!)

Kommen wir aber endlich wieder zur Sache. Das Ren-
tenpaket besteht aus mehreren Bausteinen, und es lohnt 
sich, sie im Detail anzuschauen, gerade weil diese Ebene 
in den letzten Wochen völlig untergegangen ist.

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Inhalte! Auf-
passen!)

Erstens: die Aufhebung des Vorbeschäftigungsverbots 
für ältere Beschäftigte. Das lehnen wir entschieden ab; 
denn hier geht es nicht um Flexibilität, sondern darum, 
Arbeitgeberinteressen über den Schutz älterer Menschen 
zu stellen.

(Beifall bei der Linken)
Zweitens: die Mütterrente III. Die Gleichstellung der 

Kindererziehungszeiten fordern wir Linke seit Jahren.
(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Genau! Richtig 

so!)
Es ist richtig, dass diese Gerechtigkeitslücke endlich ge-
schlossen wird – viel zu spät, aber immerhin ein Schritt, 
auf den viele Betroffene lange gewartet haben.

(Beifall bei der Linken)
Drittens: das Rentenniveau. Die Regierung will es bis 

2031 bei 48 Prozent stabilisieren. Was danach passiert? 
Egal! – Diese Kurzsichtigkeit kritisieren wir Linken seit 
Beginn der Debatte. Schon heute ist jede fünfte Person 
über 65 armutsgefährdet. Ein Rentenniveau von 48 Pro-
zent löst das nicht.

(Beifall bei der Linken – Ulrike Schielke- 
Ziesing [AfD]: Deshalb enthaltet ihr euch!)

Wir Linken sagen klar: Das Rentenniveau muss hoch 
auf 53 Prozent, und es braucht eine solidarische Mindest-
rente.

(Beifall bei der Linken)
Aber die politische Realität ist: Ohne Stabilisierung 

würde sich die Lage dramatisch verschärfen. Die Alter-
native mit dieser Regierung wäre nicht die große Renten-
reform, die es dringend braucht und die wir in unserem 
Entschließungsantrag auch fordern, sondern ein Absin-
ken des Rentenniveaus oder noch weitere Verschlechte-
rungen, weil die SPD mal wieder einknickt.

(Beifall bei der Linken)
Wer heute eine Absenkung des Rentenniveaus zulässt, 

legt den Grundstein für die Altersarmut von morgen. Es 
wäre schlicht verantwortungslos, dieses Paket abzuleh-
nen. Darum enthalten wir uns heute: weil wir verhindern 
wollen, dass die Renten weiter geschwächt werden.

(Beifall bei der Linken – Heidi Reichinnek 
[Die Linke]: Genau!)

Wir handeln verantwortungsvoll, auch wenn andere 
das gerade nicht tun.

(Beifall bei der Linken)
Wir Linken stehen zu unserem Wort: immer gegen 
Friedrich Merz, aber immer für die Rentner/-innen.

(Lebhafter Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Frauke 

Heiligenstadt von der SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Frauke Heiligenstadt (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Heute entscheiden wir über ein zentrales Ver-
sprechen unseres Sozialstaats: die verlässliche Rente für 
Millionen Menschen in unserem Land.

Für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
ist klar: Wer sein Leben lang gearbeitet hat, Kinder groß-
gezogen hat, Angehörige gepflegt hat oder im Schicht-
dienst das Land am Laufen gehalten hat, der hat im Alter 
Respekt, Sicherheit und eine starke gesetzliche Rente 
verdient.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
der Abg. Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])
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Deshalb setzen wir mit diesem Rentenpaket ein klares 
Zeichen: Wir garantieren das Rentenniveau von 48 Pro-
zent. Das ist ein wichtiges Signal für alle: für die jungen 
und die älteren Menschen in unserem Land.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Sören 
Pellmann [Die Linke])

Diese Haltelinie ist kein technisches Detail. Sie ist ein 
politischer Schutzschild gegen Altersarmut,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

und sie ist eine klare Botschaft für diejenigen, die auf 
Solidarität zwischen den Generationen angewiesen sind.

Und wir gehen weiter, meine Damen und Herren: Wir 
stabilisieren den Beitragssatz und sichern so, dass Be-
schäftigte und Arbeitgeber auch künftig solidarisch und 
fair zur Rente in unserem Land beitragen.

Das Paket beinhaltet auch eine Stärkung der Betriebs-
rente und die Mütterrente. Und ja, wir stehen auch zur 
Aktivrente. Unternehmen können damit erfahrene Fach-
kräfte länger halten. So kann Wissen weitergegeben wer-
den, und Fachkräftelücken können abgemildert werden. 
Bei der Aktivrente laufen die Sozialbeiträge weiter; die 
Rentenversicherung bleibt stabil. Es ist ein zusätzlicher 
Bonus ohne Gefährdung der Systeme.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ja, meine sehr verehrten Damen und Herren, bei der 
Diskussion zu diesem Rentenpaket geht es um Zahlen, 
aber auch um Ängste, um Unsicherheit und um Halte-
linien. Aber es sollte uns nicht nur um Haltelinien gehen, 
sondern auch um Haltung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es geht um Verantwortung für Deutschland, es geht um 
Kompromissfähigkeit, und es geht um das große Ganze: 
um Respekt vor der Lebensleistung der Menschen, die in 
den letzten Jahrzehnten unser Land durch ihre Arbeit 
geprägt haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieses Rentenpaket 
ist kein Zufallsprodukt; es ist das Ergebnis sozialer und 
demokratischer Politik, die anpackt, die schützt und die 
gestaltet.

(Zuruf des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

Wir stehen für Respekt im Alter und für einen Sozialstaat, 
der hält, was er verspricht.

Lassen Sie uns daher gemeinsam dafür sorgen, dass 
niemand im Alter zurückgelassen wird! Die Menschen 
müssen sich auf uns verlassen können.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Und Sie müssen zum Ende kommen, bitte.

Frauke Heiligenstadt (SPD):
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Thomas 

Stephan von der AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Thomas Stephan (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Heute ist er 

also da: der große Tag, an dem wir über das umstrittene 
Rentenpaket entscheiden werden. Eines kann man dieser 
Koalition wirklich nicht vorwerfen, nämlich dass sie ih-
ren Streit darüber versteckt hätte.

(Beifall bei der AfD)

Nein, zwei Monate lang haben Sie sich auf offener Bühne 
gegenseitig zerlegt,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Lächerlich!)

lächerlich gemacht und öffentlich an die Wand gestellt.
Alleine dafür, dass Sie mit Ihrem Rentenchaos Millio-

nen Rentner in Angst und Schrecken versetzt haben, ob 
nicht doch irgendwo eine versteckte Rentenkürzung lau-
ert, sollten Sie sich schämen und sich bei den Rentnern in 
diesem Land entschuldigen. Sie sind einer Regierung 
nicht würdig!

(Beifall bei der AfD)

Eine Chaostruppe namens „Koalition“. Auf der einen 
Seite die Union im Panikmodus: Da werden Mitglieder 
der Jungen Gruppe aus Ausschusssitzungen geholt, damit 
sie ja nicht falsch abstimmen. Und man hat fast den Ein-
druck, auch heute würde Herr Spahn einige lieber im 
Bällebad parken als sie hier im Plenarsaal sehen.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD – Zuruf 
von der CDU/CSU)

Auf der anderen Seite eine SPD, die Öl ins Feuer gießt: 
eine Arbeits- und Sozialministerin, die Arbeitgeber schon 
mal zu Klassenfeinden erklärt

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Hat sie ja gar 
nicht gemacht! Blödsinn!)

und sich dann wundert, warum die Wirtschaft kein Ver-
trauen zu dieser Koalition hat.

(Beifall bei der AfD – Dr. Alice Weidel [AfD]: 
Richtig!)

Und über allem steht ein Bundeskanzler Friedrich 
Merz, der laut Umfragen so unbeliebt ist wie nie zuvor, 
ein Kanzler, der bei Abstimmungen um seine Kanzler-
mehrheit betteln muss. Herr Merz, wer um die eigene 
Mehrheit fleht, hat sie längst verloren.

(Beifall bei der AfD)

Sie sind kein Kanzler; Sie sind ein Getriebener.
Doch damit nicht genug: Da wird ein Entschließungs-

antrag zur Rentenkommission eingebracht und kurz da-
rauf heimlich wieder zurückgezogen. Das sind Zustände 
wie im Taka-Tuka-Land.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 48. Sitzung. Berlin, Freitag, den 5. Dezember 2025                                                                                                                                                                                                 5659 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Frauke Heiligenstadt 



Sie machen Rentenpolitik an den Bürgern vorbei. So 
haben zum Beispiel über 100 000 Bürger in einer Petition 
gefordert, die Aktivrente auch für Selbstständige zu öff-
nen, und diese Bundesregierung ignoriert sie einfach. 
Unglaublich!

Zur Klarstellung: Wir würden einer Mütterrente sofort 
zustimmen, wenn sie getrennt abgestimmt würde. Denn 
Deutschland verdient endlich eine ehrliche Rentenpolitik. 
Deutschland verdient Respekt vor den Menschen, die 
arbeiten. Und Deutschland verdient endlich wieder eine 
Regierung, die nicht streitet, sondern handelt.

(Beifall bei der AfD)

Liebe Bürger, wenn Sie wollen, dass Vernunft, Klartext 
und Respekt zurückkehren, dann geben Sie bei der nächs-
ten Wahl uns, der AfD, Ihre Stimme.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Bitte nicht! – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Auf keinen Fall!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. Sie müssen zum Ende kommen.

Thomas Stephan (AfD):
Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Stefan 

Nacke für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dr. Stefan Nacke (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! 1957 hat Konrad Adenauer mit der Dynami-
sierung der Rente gesellschaftlichen Zusammenhalt ge-
schaffen, indem er alle an den Früchten des Wirtschafts-
wunders beteiligt hat. Adenauers Fähigkeit, Menschen zu 
motivieren und dabei immer realistisch zu bleiben, sorgte 
dafür, dass die Menschen ihm vertrauten.

Die heftige Debatte der letzten Wochen hat viel Ver-
trauen gekostet: bei den Älteren, die jahrzehntelang ein-
gezahlt haben und nun in Sorge sind, wie viel am Ende 
übrig bleibt, und bei den Jungen, die fürchten, erst zu viel 
zu zahlen, um am Ende viel zu wenig zu bekommen.

Wir müssen ehrlich sein. Ja, es gibt Herausforderungen 
durch den demografischen Wandel, und die müssen wir 
klar benennen;

(Beifall bei der CDU/CSU)

aber wir dürfen nicht zulassen, dass aus berechtigten 
Fragen Angst gemacht wird.

Der Soziologe El-Mafaalani weist in seinem neuen 
Buch „Misstrauensgemeinschaften“ darauf hin, dass es 
Kipppunkte gibt, an denen Vertrauen in Misstrauen um-
schlagen kann, wenn Erwartungen immer wieder ent-
täuscht werden. Genau das konnte man in diesen Wochen 
beobachten. Misstrauen wurde identitätsstiftend und zu 
einem verbindenden Element. Eine stetig größer wer-

dende Gruppe definierte sich über das gemeinsame Zwei-
feln – konkret an der Frage, ob die Altersvorsorge noch 
verlässlich ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will keinem nai-
ven Optimismus das Wort reden; aber wenn unsere Vor-
gänger immer nur gesehen hätten, was nicht geht, wäre 
nach dem Zweiten Weltkrieg der Wiederaufbau der neuen 
Bundesrepublik nicht gelungen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Eine politische Kultur, die vom Misstrauen geprägt ist, 
gefährdet unser gemeinschaftliches Fundament. Wohin 
sie führt, zeigt der bekannte Satz des Kommunisten 
Lenin: Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser! – Eine 
solche Haltung führt in eine versteinerte Gesellschaft, 
geprägt von Mangel, Misstrauen und Missgunst.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Dem setzen wir unsere christdemokratische Grundhal-

tung entgegen, die aus der Hoffnung schöpft. Sie ist nicht 
naiv, sondern von einem aufgeklärten Optimismus getra-
gen, dem Vertrauen, dass wir Herausforderungen gemein-
sam bewältigen können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wie bauen wir nun neues Vertrauen auf? Dem Sozio-
logen Niklas Luhmann nach durch Legitimation durch 
Verfahren. Politik schafft Vertrauen, wenn Prozesse klar, 
nachvollziehbar und fair sind. Genau hier setzt der 
jüngste Vorschlag des Koalitionsausschusses an. Er legt 
verbindliche Spielregeln für das Verfahren der neuen 
Rentenkommission fest. Sie wird noch in diesem Jahr 
eingesetzt und soll, was mir besonders wichtig ist, ohne 
Denkverbote über die drei Säulen der Alterssicherung 
hinweg Lösungsvorschläge erarbeiten.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, Herr Kollege.

Dr. Stefan Nacke (CDU/CSU):
Wenn wir nun heute das Paket verabschieden, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ich hätte sicher auch ein Soziologenzitat dazu parat; 

aber sie müssen jetzt wirklich zum Ende kommen.
(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dr. Stefan Nacke (CDU/CSU):
– dann ist das ein Vertrauensvorschuss.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Matthias 

Hiller für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Dr. Matthias Hiller (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir sprechen heute über nichts weniger als 
eine zentrale Zukunftsfrage unseres Landes: Wie sichern 
wir Wohlstand und Generationengerechtigkeit in einer 
älter werdenden Gesellschaft?

Wir wissen: Deutschland steht vor einem tiefgreifen-
den Umbruch durch technologischen und geopolitischen 
Wandel. Gerade in dieser Zeit des Wandels müssen wir 
deutlich machen: Unser Staat ist willens und auch in der 
Lage, die großen Herausforderungen unserer Zeit zu 
meistern und Reformen anzuschieben.

Wir haben uns auf das vorliegende Rentenpaket ge-
einigt, um Stabilität zu sichern, bis die Maßnahmen, die 
die Rentenkommission vorschlägt, Wirkung zeigen kön-
nen. Wir haben uns auf eine Haltelinie geeinigt, die das 
Rentenniveau bei 48 Prozent stabilisiert, weil diese Hal-
telinie für viele Menschen in unserem Land essenziell ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir haben uns auf diese Vorgehensweise geeinigt, da 
in vielen anderen Bereichen weitere Schritte nötig sind, 
damit der hart erarbeitete Wohlstand in unserem Land 
auch längerfristig gesichert werden kann. Auch deswe-
gen beraten wir heute nicht nur über eine Haltelinie, nicht 
nur über die Mütterrente, nicht nur über die Stärkung der 
Betriebsrente, sondern auch über die Aktivierung von 
älteren Mitarbeitern.

Sehr geehrte Damen und Herren, Deutschland nimmt 
bei der Erwerbsquote der bis 64-Jährigen im OECD-Ver-
gleich einen Spitzenplatz ein, aber bei den Personen, die 
das 65. Lebensjahr erreicht haben oder älter sind, nur 
einen Platz im Mittelfeld. Viele Rentnerinnen und Rent-
ner arbeiten im Minijob und wollen aufgrund von steuer-
lichen Rahmenbedingungen dieses Engagement nicht er-
höhen. Dabei erkennen immer mehr Arbeitgeber den 
Wert ihrer älteren Beschäftigten, schätzen ihre Erfahrung, 
ihre Verlässlichkeit und vor allem ihre Fachkenntnis.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage aus den Reihen der 

AfD?

Dr. Matthias Hiller (CDU/CSU):
Nein, ich würde fortfahren.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Setzen Sie gerne fort.

Dr. Matthias Hiller (CDU/CSU):
Genau hier setzt die Aktivrente an. Sie steht für einen 

positiven Anreiz, den wir als Koalition gewählt haben: 
bis zu 36 000 Euro im Jahr steuerfrei für Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer, die nach Erreichen des Regel-
renteneintrittsalters weiterarbeiten wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir haben diesen Ansatz gewählt, weil wir wissen, 
dass viele der Arbeitnehmer in diesem Altersbereich 
prinzipiell gerne bereit wären, weiterzuarbeiten. Und 
wir wissen: Ein steuerlicher Freibetrag setzt einen großen 
Anreiz, dieses Beschäftigungspotenzial zu erhöhen. Nur 
wenn es uns gelingt, dieses Erwerbspotenzial zu erhöhen 
und dem Fachkräftemangel zu begegnen, können wir den 
Wohlstand auch dauerhaft sichern.

Erwerbstätigkeit im Alter ist eine Entwicklung, die wir 
als Politik positiv begleiten müssen; wir dürfen nicht 
weitere Hemmnisse aufbauen. Deswegen wollen wir 
heute die Aktivrente beschließen. Sie ist ein Bestandteil 
der Rentenreform. Im nächsten Jahr ergänzen wir die 
Rentenreform durch eine Frühstartrente.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit der Ak-
tivrente gehen wir einen pragmatischen und vor allem 
unbürokratischen Weg. Wir wollen die Aktivrente ein-
führen, diese in zwei Jahren evaluieren und, wenn mög-
lich, auch für weitere Beschäftigungsgruppen ausbauen. 
Die Aktivrente ist damit mehr als ein steuerpolitisches 
Detail. Sie ist ein wesentliches Element, damit ein Men-
talitätswechsel in diesem Land stattfindet: dass sich 
Mehrarbeit in diesem Land lohnt und wir als Politik diese 
Mehrarbeit honorieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Aktivrente ist ein Signal an unsere Wirtschaft, die 
so dringend Fachkräfte benötigt. Sie ist aber gleichzeitig 
ein Signal an die Arbeitnehmer, die die Fachkenntnis und 
die Lust haben, im Ruhestand weiterzuarbeiten. Ich freue 
mich auf die Einführung der Aktivrente.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

das Wort Dr. Birghan von der AfD.

Dr. Christoph Birghan (AfD):
Lieber Herr Kollege Hiller, Sie haben jetzt sehr viel 

über die Aktivrente geredet. Sie wollen damit ältere Ar-
beitnehmer wieder dem Berufsleben sozusagen zuführen 
und damit Unternehmen stärken. Aber auf der anderen 
Seite lassen Sie das nicht zu für Unternehmer, für Frei-
berufler, für Land- und Forstwirte.

Wie erklären Sie diesen Leuten da draußen, die ihr 
Leben lang geschuftet haben – wenn sie Landwirte wa-
ren, sogar teilweise in jugendlichen Jahren schon ge-
schuftet haben –, dass diese Vergünstigung nur Angestell-
ten zugänglich ist?

Danke. 

Vizepräsident Omid Nouripour:
Möchten Sie erwidern, Herr Dr. Hiller?

Dr. Matthias Hiller (CDU/CSU):
Gerne. – Zunächst mal die Feststellung: Selbstständi-

ge, gewerbliche und land- und forstwirtschaftliche Be-
triebe tragen hier in Deutschland eine große Verantwor-
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tung und sind ein wesentlicher Teil unserer Wertschöp-
fung. – Das ist mal der erste Teil.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Natürlich haben wir auch geprüft, diese Bereiche ein-
zubeziehen. In diesen Bereichen wäre es aber eben sehr 
schwierig, Abgrenzungen zu finden, weil dort eben nicht 
nur eine aktive Tätigkeit ausgeübt wird.

Nehmen Sie den PV-Anlagenfonds: Er erwirtschaftet 
gewerbliche Einkünfte. Wenn man gewerbliche Ein-
künfte einbezogen hätte, dann würde damit eine Steuer-
freistellung verbunden sein, die wir mit dem Gesetz aber 
gar nicht möchten, weil wir eine Aktivierung schaffen 
wollen. Und deswegen haben wir uns dazu entschieden, 
in zwei Jahren zu evaluieren und im Rahmen dieser Eva-
luierung zu prüfen, ob wir die Aktivrente für weitere 
Gruppen scharfstellen können. Ich halte das für ein sehr 
seriöses Vorgehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Wir setzen die Debatte fort. Der 

nächste Redner ist Jens Peick für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Jens Peick (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Die SPD ist im letzten Bundestagswahlkampf mit 
einem klaren Versprechen angetreten – es stand auf un-
seren Plakaten –: „Mit Sicherheit stabile Renten“. Und 
genau dieses Versprechen setzen wir heute um: stabile 
Renten für die Menschen in unserem Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es wurde in den vergangenen Tagen, Wochen und Mo-
naten ja viel über Generationengerechtigkeit diskutiert, 
und ich sage an dieser Stelle auch sehr klar: Für mich 
persönlich, aber auch für meine Partei, die SPD, heißt 
Generationengerechtigkeit vor allem, dass wir den 
jungen Menschen in unserem Land heute sagen, dass 
auch sie und ihre Eltern in Zukunft eine gute Rente haben 
werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich finde es vollkommen okay, dass es dazu Diskus-
sionen gibt, dass es dazu auch Diskussionen in der Jungen 
Gruppe gibt – vielleicht auch ein bisschen Show; das 
gehört zur Rolle einer Jugendorganisation einer Partei –, 
auch wenn ich die Argumente nicht teile. Aber ich sage 
mal ganz klar: Wir haben Reformbedarf im System; das 
wissen wir. Deswegen setzen wir heute auch eine Renten-
kommission ein, die sich damit beschäftigt.

Aber unser Ziel kann ja nicht sein, die Rente dadurch 
zu retten, dass wir sie so weit absenken, dass man davon 
nicht mehr leben kann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Ulrike Schielke-Ziesing 
[AfD]: Sehr gut!)

Auch das muss uns, glaube ich, allen klar sein; denn unser 
Auftrag ist es, als Parlamentarierinnen und Parlamenta-
rier dafür zu sorgen, dass die Rente lebensstandardsicher 
ist.

Und was musste ich in den Zeitungen nicht alles lesen? 
Was wurde auch vorgetragen? – Man müsste das ja nur 
mal durchrechnen, dann wüsste man, dass es nicht funk-
tioniert. Was ist das denn für ein politisches Verständnis? 
Als sei es ein unabänderbares Naturgesetz – –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage aus der AfD-Frakti-

on?

Jens Peick (SPD):
Nein.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Dann setzen Sie fort.

Jens Peick (SPD):
Ich glaube, dass es viele Fragen gibt. Aber das ist ein 

größerer Bildungsauftrag; den kann ich hier nicht erfül-
len.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU, des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Also: Als sei es ein unabänderbares Naturgesetz, dass 
die Rente sinkt! Nein, das hängt von politischen Ent-
scheidungen ab, und die treffen wir im Parlament. Des-
wegen freue ich mich, dass Die Linke diesen parlamen-
tarischen Auftrag verstanden hat und heute dafür sorgt, 
dass wir eine stabile Mehrheit haben.

Und, liebe Grüne – das will ich auch sagen –, Sie 
müssen sich jetzt mal überlegen, was Ihnen eigentlich 
wichtiger ist: entweder vermeintlich dem Bundeskanzler 
eins auszuwischen oder die Millionen Rentnerinnen und 
Rentner in diesem Land, um die es heute geht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken)

Wir machen Politik für diese Menschen; da sind wir 
klar. Deswegen beschließen wir dieses Gesetz.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU und der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Der nächste Redner ist Pascal 

Reddig für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Pascal Reddig (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der demografische Wandel wartet nicht auf die 
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nächste Wahl. Der demografische Wandel schlägt in den 
2030er-Jahren mit mathematischer Präzision auf unsere 
Staatsfinanzen durch. Genau für diese Zeit sieht das Ren-
tenpaket Mehrkosten in Höhe von 120 Milliarden Euro 
vor – Geld, das wir ohne Reformen absehbar nicht haben 
werden und das im Zweifel auch zu einer Versteinerung 
des Bundeshaushalts führen kann.

In den 2030er-Jahren werden dann weniger als 3 Pro-
zent der Haushaltsmittel noch frei verfügbar sein.

(Zurufe von der Linken)

Rentenzuschüsse, Tilgung und Zinsen lassen dann kaum 
Raum für Investitionen. Damit setzt das Rentenpaket eine 
Praxis der Vergangenheit fort: Wir beschließen erst ver-
bindliche Kosten und verlassen uns dann auf unverbind-
liche Reformversprechen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Genau!)

Und, liebe Kolleginnen und Kollegen, mangelnde Re-
formfähigkeit gefährdet am Ende auch die politische 
Handlungsfähigkeit des Landes. Das kann und wird nicht 
länger gut gehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Der Gesetzentwurf geht – und das will ich ganz deut-
lich sagen – gegen meine fundamentalen Überzeugun-
gen, gegen alles, wofür ich Politik gemacht habe, gegen 
Generationengerechtigkeit. Und deshalb habe ich mich 
entschieden, diesem Gesetz nicht zuzustimmen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Toll! Was für ein Mut!)

Es ist eine Entscheidung, die ich mir nicht leicht gemacht 
habe, und ich weiß, dass es vielen Kolleginnen und Kol-
legen aus unserer Fraktion auch so ging – in der Jungen 
Gruppe, aber auch darüber hinaus. Und ja, diese Abwä-
gungsfrage, die ich mir gestellt habe, kann man auch 
anders beantworten, und davor habe ich allergrößten Res-
pekt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich danke an dieser Stelle meiner Fraktion, dass ich 
trotz meines Abstimmungsverhaltens heute in der De-
batte das Wort ergreifen darf. Das ist Ausdruck einer 
Demokratie und der Debattenfähigkeit, das ist Ausdruck 
des Parlamentarismus, und das ist auch Ausdruck von uns 
als Volkspartei, als Union.

(Beifall bei der CDU/CSU)

In den letzten Wochen haben wir als Junge Gruppe für 
unsere Position viel Zuspruch bekommen.

(Zuruf von der Linken: Von wem? Von der 
FDP?)

Das zeigt mir: Viele Menschen in Deutschland glauben 
daran – genauso wie wir als Union –, dass unser Land 
reformfähig ist. Mit Blick nach vorn ist dies natürlich 
genau das, worum es eigentlich heute geht: Unser Land 
sehnt sich nach einer ehrlichen, glaubwürdigen Reforma-
genda. – Und Grundlage dafür sind drei Bedingungen.

Erstens: weniger Schulden und keine weitere Aufwei-
chung der Schuldenbremse.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Luigi Pantisano [Die Linke])

Zweitens. Unser Land muss auf Wachstumskurs kom-
men. Das geht nur miteinander – mit Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern.

Und drittens. Deutschland braucht Reformen. Auf das 
heutige Rentenpaket muss deshalb eine große Renten-
reform folgen – das haben die Koalitionsspitzen verspro-
chen. Denn die weitere Entkoppelung von Sozialstaat und 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit muss jedenfalls ein 
Ende haben.

Daran arbeiten wir gerne mit. Denn eines ist klar: Auch 
nach der heutigen Abstimmung wird der Einsatz für Re-
formen, für Generationengerechtigkeit und für Wachstum 
weitergehen müssen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Zum Abschluss dieser Aussprache er-

teile ich das Wort Peter Aumer für die CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Peter Aumer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! „Verantwortung für Deutschland“ stand 
auf einem einfachen Zettel, den Lars Klingbeil unserem 
Bundeskanzler zum 70. Geburtstag geschenkt hat. Das, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, war mehr als ein 
Geschenk. Das war ein Symbol, ein Symbol dafür, dass 
wir als Koalition handeln, anders als die Debatte das 
heute in weiten Teilen klarmacht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir als Koa-
lition übernehmen Verantwortung für unser Land. Wir 
übernehmen Verantwortung für die Menschen, die uns 
ihr Vertrauen geschenkt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und eines ist klar: Verantwortung und Vertrauen ge-
hören untrennbar zusammen – das Vertrauen der Bür-
gerinnen und Bürger in Staat und Politik, das Vertrauen 
in die Koalition und innerhalb dieser Koalition und, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, auch das Ver-
trauen, dass die Rente auch in Zukunft sicher ist. Deswe-
gen haben wir drei wesentliche Punkte, die bei der De-
batte zu beachten sind.

Erstens. Verantwortung heißt, Stabilität zu geben. Die 
Menschen wollen wissen, was ihre Lebensleistung mor-
gen für einen Wert hat. Deshalb ist es richtig und wichtig, 
dass wir das Rentenniveau stabilisieren, und ich bin 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, sehr dankbar, dass Sie in 
der Debatte das auch eingefordert haben.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 48. Sitzung. Berlin, Freitag, den 5. Dezember 2025                                                                                                                                                                                                 5663 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Pascal Reddig 



Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, ein ver-
lässliches Rentenniveau braucht auch eine solide Finan-
zierung. Reformen müssen dem demografischen Wandel 
standhalten und verhindern, dass Beiträge und Belastun-
gen aus dem Ruder laufen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zweitens. Verantwortung heißt auch Gerechtigkeit. 
Der Generationenvertrag verbindet die Lebensleistung 
der Älteren mit den Chancen der Jüngeren. Diese Ver-
bindung, meine sehr geehrten Damen und Herren, müs-
sen wir im nächsten Jahr zukunftsfest gestalten. Und zur 
Gerechtigkeit gehört auch die Gleichbehandlung der Kin-
dererziehungszeiten. Die Vollendung der Mütterrente ist 
ein konsequenter Schritt, der die Leistung der Mütter 
wertschätzt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Drittens. Verantwortung heißt auch, die Realität ernst 
zu nehmen. Die Debatte heute hat gezeigt, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, dass es nicht reicht, die 
Frage „Darf es noch ein bisschen mehr sein?“ einfach 
in den Raum zu werfen, Frau Reichinnek und Frau 
Weidel, ohne zu sagen, wie man das Ganze finanziert.

(Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Machen wir 
doch! – Heidi Reichinnek [Die Linke]: Steht 
doch in unserem Antrag! – Gegenrufe von 
der CDU/CSU)

Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist nicht 
verantwortungsvoll.

Wir in diesem Hohen Haus müssen Mut haben, diese 
Debatte zu führen. Und vor allem: Wir müssen einen 
Rentenkompromiss herbeiführen im nächsten Jahr, damit 
das Ganze funktioniert.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

1986 hat Norbert Blüm für die Bundesregierung ein 
großes Versprechen gegeben: „Die Rente ist sicher.“ 
Knapp 40 Jahre danach, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, starten wir in eine Debatte, um dieses Ver-
sprechen zu erneuern. Bitte helfen Sie mit, dass das funk-
tioniert – aus Verantwortung für Deutschland!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Stabilisie-
rung des Rentenniveaus und zur vollständigen Gleich-
stellung der Kindererziehungszeiten. Der Ausschuss für 
Arbeit und Soziales empfiehlt in seiner Beschlussemp-
fehlung auf Drucksache 21/3112, den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf Drucksache 21/1929 anzuneh-
men.

Die Fraktion der AfD hat gemäß § 47 der Geschäfts-
ordnung die Teilung der Abstimmung beantragt, und 
zwar zum einen über den Teil, der die sogenannte Müt-
terrente betrifft, und zum anderen über den Gesetzent-
wurf im Übrigen. Die Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD lehnen die Teilung der Abstimmung ab. Ist die Tei-
lung der Abstimmung bei Vorlagen, die nicht aus der 
Mitte des Hauses kommen, strittig, ist über die Frage 
der Teilung nach § 47 Satz 2 der Geschäftsordnung ab-
zustimmen.

Wir kommen daher zunächst zur Abstimmung über 
den Geschäftsordnungsantrag der AfD-Fraktion auf Tei-
lung der Abstimmung. Wer stimmt für die Teilung der 
Abstimmung? – Das ist die AfD-Fraktion. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind die anderen Fraktionen.

(Zuruf von der AfD: Überraschung!)

Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Damit ist der Antrag 
abgelehnt.

Wir stimmen nun in zweiter Beratung über den Gesetz-
entwurf als Ganzes ab.

Es liegen zahlreiche Erklärungen von Kolleginnen 
und Kollegen zur Abstimmung vor.1)

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf der Bun-
desregierung auf Drucksache 21/1929 zustimmen wollen, 
um das Handzeichen. – Das sind die CDU/CSU und die 
SPD. Wer stimmt dagegen? – Das sind die AfD-Fraktion, 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Enthaltungen? – 
Die Linkspartei.

(Zurufe von der AfD: Oh!)

Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung an-
genommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung: Die Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD haben namentliche Abstimmung verlangt. Das 
Ergebnis dieser Abstimmung wird erst nach dem folgen-
den Tagesordnungspunkt 30 bekannt gegeben. Erst da-
nach folgen alle weiteren Abstimmungen und Überwei-
sungen zu den Zusatzpunkten 6 bis 11.

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimme nach Eröffnung 
der Abstimmung 20 Minuten Zeit. Die Schriftführerinnen 
und Schriftführer bitte ich, die vorgesehenen Plätze ein-
zunehmen. – Sie sind alle besetzt. Dann eröffne ich die 
namentliche Schlussabstimmung über den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf Drucksache 21/1929. Das Ende 
der Abstimmung wird rechtzeitig bekannt gegeben. Die 
Abstimmungsurnen werden um 13:02 Uhr geschlossen.2)

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 30: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Pascal 
Meiser, Janine Wissler, Doris Achelwilm, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke 

1) Anlagen 6 bis 11
2) Ergebnis Seite 5673 C
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Paketzustellerinnen und Paketzusteller wirk-
sam vor Überlastung und Ausbeutung schüt-
zen

Drucksache 21/2911
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Die Eröffnung der Aussprache setzt voraus, dass alle, 
die jetzt rausgehen wollen, das zügig tun, und alle, die der 
Debatte beiwohnen wollen, Platz nehmen, sodass wir den 
Rednerinnen und Rednern konzentriert folgen können. 
Ich bitte auch, die Türen des Plenarsaals hinten zu schlie-
ßen, damit es hier im Saal leiser wird. – Vielen Dank.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort für die Fraktion 
Die Linke hat Pascal Meiser.

(Beifall bei der Linken)

Pascal Meiser (Die Linke):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Geschätzt 

4,4 Milliarden Pakete werden allein in diesem Jahr kreuz 
und quer durch unser Land verschickt. Hinter jeder ein-
zelnen dieser Paketsendungen steht knüppelharte kör-
perliche Arbeit. Dahinter stehen Paketzustellerinnen 
und Paketzusteller, die gerade jetzt, in der Weihnachts-
zeit, bei Wind und Wetter unterwegs sind, und ich freue 
mich sehr, einige von ihnen auch heute hier auf der Tri-
büne begrüßen zu dürfen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir wissen, unter welch schwierigen Umständen sie 
alle Ihre wichtige Arbeit verrichten müssen, und deshalb 
haben wir als Linke dieses Thema heute hier auf die 
Tagesordnung gesetzt. Die Krankenstände in der Paket-
branche sind im Branchenvergleich inzwischen die dritt-
höchsten überhaupt. Erkrankungen des Muskel-Skelett- 
Systems treten sogar doppelt so häufig auf wie in anderen 
Berufsgruppen. Kein Wunder, denn auch schwerste Pa-
kete – im Extremfall bis zu 70 Kilo schwer – müssen zum 
Teil von einer Person ohne Aufzug bis in den fünf-
ten Stock oder auch höher geschleppt werden.

Trotz aller anderslautenden Versprechungen ist das 
weiterhin möglich und weiterhin Realität. Deshalb, Frau 
Reiche, Frau Bas, muss jetzt endlich dafür gesorgt wer-
den, dass Pakete ab 20 Kilo nicht mehr allein durch eine 
Person zugestellt werden, auch dann nicht, wenn zum 
Beispiel eine Sackkarre als sogenanntes technisches 
Hilfsmittel zur Verfügung gestellt wird.

(Beifall bei der Linken)
Aber die Probleme der Paketbranche sind leider noch 

viel, viel größer; denn die Branche ist noch immer in 
vielen Teilen – bei Hermes, DPD oder GLS – von zum 
Teil kriminellen Subunternehmerketten geprägt. Dazu ein 
konkretes Beispiel: Drei im Auftrag von Hermes arbei-
tende Kurierfahrer wurden von dem Subunternehmen, 
bei dem sie beschäftigt waren, aufgefordert, an einem 
Sonntag alle Transporter in die Betriebsstätte zu bringen. 

Am darauffolgenden Tag sollten sie neue Fahrzeuge be-
kommen. Aber als sie am Montag wieder erschienen, 
fanden sie lediglich leere Garagen vor. Seitdem können 
die Beschäftigten ihren Arbeitgeber nicht mehr erreichen, 
obwohl dieser ihnen zwei Monatslöhne, ihre Lohn-
abrechnung und selbst ein Kündigungsschreiben schuldig 
blieb. Als sie schließlich mit großem Aufwand ihre An-
sprüche einklagen wollten, konnte der entsprechende Ge-
richtstermin nicht stattfinden, weil dem Arbeitgeber das 
Ladungsschreiben nicht zugestellt werden konnte.

Ich sage Ihnen: Mit solchen Zuständen dürfen wir uns 
hier doch nicht einfach schulterzuckend abfinden, meine 
Damen und Herren!

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Ricarda 
Lang [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Denn es handelt sich dabei beileibe nicht um irgendwel-
che Einzelfälle. Das haben die landesweiten Kontroll-
aktionen, die in NRW bei Subunternehmen in der Paket-
branche durchgeführt worden sind, ja gerade noch mal 
eindrücklich gezeigt.

Lediglich bei 6 Prozent der Subunternehmen wurden 
keine relevanten Mängel festgestellt. Bei 6 Prozent! 
Lohnklau, massive Verstöße gegen den Arbeitsschutz, 
das alles wird in dieser Branche erst möglich, weil in-
transparente Subunternehmerstrukturen die Rechtsdurch-
setzung vielerorts fast unmöglich machen. Damit, meine 
Damen und Herren, muss jetzt endlich mal Schluss ge-
macht werden!

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der Linken: 
Genau!)

Dazu braucht es auch in der Paketbranche dringend ein 
Verbot dieser Subunternehmerketten, so wie es in der 
Fleischindustrie erfolgreich praktiziert wurde, so wie es 
auch der Bundesrat fordert, so wie es auch Herr 
Laumann – seines Zeichens bekanntlich nicht von der 
Linken, sondern von der CDU und Arbeitsminister in 
NRW – gerade noch mal gefordert hat. Also hören Sie 
auf uns, hören Sie auf die Länder, hören Sie auf Herrn 
Laumann, und lassen Sie uns hier gemeinsam endlich für 
bessere Arbeitsbedingungen sorgen, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Pascal Meiser (Die Linke):
– damit in Zukunft auch die Weihnachtszeit für die 

Paketzustellerinnen und Paketzusteller nicht mehr die 
Belastung ist, die sie im Moment ist!

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Lars Ehm für 

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Lars Ehm (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Und auch ein herzlicher Gruß an die an-
wesenden Paketzustellerinnen und Paketzusteller unter 
den Besuchern!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist Adventszeit. 
Frühmorgens, es regnet, es ist dunkel; ein Lieferwagen, 
über 200 Pakete, Termindruck, alles muss pünktlich raus: 
So sieht der Alltag Tausender Paketzustellerinnen und 
Paketzusteller in Deutschland aus. Diese Paketfahrerin-
nen und -fahrer verdienen unseren Respekt für einen 
herausfordernden Job – insbesondere in dieser Zeit. 
Und sie verdienen Schutz. Diesen Schutz gewähren ihnen 
bestehende Gesetze.

Und ich sage ganz deutlich: Wir sind auch weiterhin in 
der Diskussion, um Regelungen überlegt und pragma-
tisch weiterzuentwickeln. Denn, meine Damen und Her-
ren, Arbeitsschutz braucht vernünftig gesetztes und kon-
sequent weiterentwickeltes und kontrolliertes Recht. Was 
er nicht braucht, sind ideologisierte Verbote und starre 
Regulierungen.

Der Antrag der Linkspartei behauptet, die große Lö-
sung liege in pauschalen Verboten und staatlicher Regu-
lierung bis ins letzte Detail. Wer so argumentiert, ver-
einfacht eine hochkomplexe Realität. Und wer die 
betriebliche Machbarkeit der Vorschläge nicht bedenkt, 
der gefährdet am Ende den Arbeitsplatz genau der Men-
schen, deren Schutz er vorgibt erreichen zu wollen.

Schauen wir uns das nüchtern an:
Erstens. Die Rolle der Subunternehmer bei der Paket-

zustellung gilt es differenziert zu betrachten. Für die In-
anspruchnahme flexibler Arbeitsmodelle gibt es gerade 
zu Stoßzeiten, wie beim Weihnachtsgeschäft, Gründe. 
Die Existenz der Subunternehmer muss man allerdings 
kritisch betrachten, und im Zweifel bevorzugen auch wir 
tarifgebundene, feste Anstellungen.

Gleichzeitig setzen wir uns in der Union auch mit dem 
wirtschaftlichen Erfordernis solcher Strukturen in einer 
Branche mit saisonalen Schwankungen auseinander. Da-
her gilt es, pragmatisch Politik im Sinne der Arbeitneh-
mer zu gestalten. Genau deswegen haben wir jüngst an 
dieser Stelle als Koalition das Paketboten-Schutz-Gesetz 
dauerhaft entfristet – eben um Problemen und Miss-
brauch in der Branche entgegenzuwirken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir sind da in einem Spannungsverhältnis: Wir wollen 
Arbeitnehmerrechte schützen, dabei aber gleichzeitig die 
notwendige Flexibilität in einer Branche ermöglichen.

Zweitens: die gesundheitlichen Belastungen der Be-
schäftigten in der Branche. Der Antrag nennt hohe Kran-
kenstände und körperliche Belastungen in der Kurierver-
sorgung. Ja, diese Problematik ist real, und wir müssen 
sie ernst nehmen. Aber wer ernsthaft etwas ändern will, 
muss mehr tun, als nur gesetzliche Verbote zu fordern. 
Was wir stattdessen brauchen, sind mehr betriebliche 

Gesundheitsförderung, klare Kontrollstrukturen, die kon-
sequente Ahndung von Verstößen, eine Stärkung der Ta-
rifbindung und Mitbestimmung in der Branche – nicht 
Symbolpolitik, sondern sachbezogene Politik und Kon-
trolle derselben.

(Ina Latendorf [Die Linke]: Dann machen Sie 
mal!)

Drittens: das Zweipersonenprinzip bei Paketen über 
20 Kilogramm. Ja, schwere Pakete sind eine enorme Be-
lastung. Gerade deshalb nutzen die Paketzusteller vor-
handene technische Hilfsmittel wie Rollwagen, Sackkar-
ren und Hebehilfen. Übrigens: Um Sendungen 
ergonomisch zu greifen, müssen Mitarbeiter geschult 
werden; da stehen die Arbeitgeber in der Pflicht. Und 
lassen Sie mich an dieser Stelle auch einmal sagen: Es 
steht – anders als oft behauptet – im vitalen Interesse der 
Arbeitgeber in diesem Lande, dass die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter gesund sind. Und deshalb ist es auch in 
ihrem Interesse, sie entsprechend zu schulen. Aber auch 
arbeitswissenschaftlich wird beim Thema Pakete häufig 
ein Kontextbezug vorgeschlagen – und eben nicht pau-
schalierte Grenzwerte. Das zeigt: Starre gesetzliche Re-
gelungen sind häufig nicht so zielführend, wie sie 
klingen.

Deshalb, meine Damen und Herren: Paketzustellerin-
nen und Paketzusteller tragen Tag für Tag ein Stück weit 
Pakete, aber auch Verlässlichkeit und Verantwortung in 
diesem Land.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, bitte.

Lars Ehm (CDU/CSU):
Lassen Sie uns Ihnen mit Respekt statt mit Phrasen – 

und mit Lösungen statt mit Ideologien begegnen!

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen trotzdem zum Ende kommen.

Lars Ehm (CDU/CSU):
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Der nächste Redner ist Peter 

Bohnhof für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Peter Bohnhof (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kollegen! Liebe 

Bürgerinnen und Bürger! Liebe Paketzusteller! Liebe 
Freunde des überkommenen Sozialismus!

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Es ist schon interessant: Vor unseren hohen Feiertagen 
erkennt Die Linke regelmäßig die Gesetze des Marktes 
an und handelt sogar danach. Wahlweise zu Ostern oder 
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zu Weihnachten bringen Sie einen Antrag zum Thema 
Paketzustellung ein. Das ist klassische Aufmerksamkeits-
ökonomie – oder ich nenne es: Propaganda.

(Beifall bei der AfD – Ricarda Lang [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Lesen Sie mal ein 
Geschichtsbuch!)

Der Antrag greift ein Problem in der Paketbranche auf, 
bietet aber keine sinnvolle Lösung. Der hohe Anteil von 
Werkverträgen, Leiharbeit und Verstößen gegen arbeits-
rechtliche Vorgaben sind Missstände, die abgestellt wer-
den müssen – auch die ungleiche Bezahlung von festen 
Beschäftigten und Leiharbeitnehmern. – So weit die La-
ge.

Aber die Linken fordern, bei der Paketzustellung den 
Einsatz von Fremdpersonal gänzlich zu untersagen. Das 
ist aus unserer Sicht zu pauschal, wirtschafts- und vor 
allen Dingen kundenfeindlich. Wenn Sie den Unterneh-
men jede Möglichkeit nehmen, flexibel auf saison-
bedingte Spitzen zu reagieren, wird es Weihnachten und 
Ostern traurige Kinderaugen geben, weil die Geschenke 
nicht rechtzeitig angekommen sind – es sei denn, Die 
Linke glaubt an den Weihnachtsmann.

(Beifall bei der AfD – Ates Gürpinar [Die 
Linke]: Oijoijoi! Gestern die ganze Nacht an 
dem Spruch gesessen!)

Mit Stammpersonal sind rechtzeitige Zustellungen 
aufgrund des erhöhten Sendungsaufkommens nicht zu 
schaffen. Das Stammpersonal wäre einer noch höheren 
Belastung ausgesetzt. Dies ließe sich nur verhindern, 
wenn die Zustellunternehmen das ganze Jahr über so 
viel Personal vorhalten, dass sie die großen Paketmengen 
auch an den Feiertagen gut bewältigen können. Das ist 
aber nicht wirtschaftlich. Unternehmen, die das machen, 
sind ganz schnell pleite, und die komplette Belegschaft 
steht dann auf der Straße. Das pauschale Verbot, Leih-
arbeitnehmer oder Werkvertragsarbeitnehmer einzuset-
zen, ist also am Ende ganz und gar nicht im Sinne der 
Beschäftigten, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Sinnvoller ist es, den Anteil der Werkvertrags- und 

Leiharbeitnehmer in der Paketzustellung zu begrenzen, 
anteilig oder saisonal – können wir ja mal im Ausschuss 
besprechen. Das verhindert Lohndumping, und gleich-
zeitig bleibt den Unternehmen Flexibilität, um Auftrags-
spitzen abdecken zu können. Im Gegensatz zu Ihnen set-
zen wir nämlich auf echte Fairness und tragfähige 
Kompromisse zwischen Unternehmen und Beschäftig-
ten. Das ist der Grund, warum die Beschäftigten mitt-
lerweile mehrheitlich uns, der Alternative für Deutsch-
land, vertrauen.

(Beifall bei der AfD – Pascal Meiser [Die 
Linke]: Die Paketzusteller nicht mehr nach die-
ser Rede! Da müssen Sie sich keine Sorgen 
machen!)

Auch die zweite Forderung, eine 20-Kilo-Grenze für 
einen Zusteller einzufordern, hat Nebenwirkungen. Was 
passiert denn in der Praxis, wenn Pakete aufgrund der 20- 
Kilo-Grenze schon beim Verpacken gestückelt werden? 
Dann haben Sie zum Beispiel ein Paket mit 19,9 Kilo und 

ein zweites mit 10 Kilo. Das erhöht die Stückzahl, pro-
duziert mehr Verpackungsmüll. Der Zusteller muss zwei-
mal heben und unter Umständen sogar zweimal laufen – 
mit gleichen Gewichten.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Nein, nicht mit 
gleichen Gewichten! – Pascal Meiser [Die 
Linke]: Nein, mit der Hälfte des Gewichts! 
Aber das mit dem Rechnen erklären wir Ihnen 
noch mal!)

Statt starrer Grenzen sind effiziente Hilfsmittel die bes-
sere Wahl.

Schauen Sie sich zum Beispiel mal den Smarcel an: 
eine Packstation, die zum Kunden fährt, entwickelt von 
einem deutschen Start-up mit der Unterstützung des 
Fraunhofer-Instituts – übrigens aus meiner Heimatstadt 
Dortmund.

(Stephan Brandner [AfD]: Prima!)
Wissen Sie, wo DHL den Smarcel in diesem Sommer 
einen Monat lang getestet hat? Nein, wissen Sie nicht. 
In Schweden! Ein deutsches Unternehmen testet eine 
deutsche Entwicklung im Ausland. Denn bei uns geht 
Regulierung vor Innovation. – Das wird die AfD ändern.

Oder machen Sie es dieses Jahr einfach so, wie ich es 
mache: Helfen Sie den Zustellern bei schweren Lieferun-
gen!

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Wer will mit 
Ihnen denn zusammenarbeiten?)

Das ist gelebte Solidarität, meine Damen und Herren.
Den vorliegenden Antrag lehnen wir ab.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich will nur darauf hinweisen: Wer 

noch nicht abgestimmt hat, hat noch sechs Minuten Zeit, 
dies zu tun.

Der nächste Redner ist für die Sozialdemokratie Jan 
Dieren. Bitte, Sie haben das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf von der SPD: Jetzt wird es 
gut!)

Jan Dieren (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Abgeordnete! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Vielen Dank erst mal an Die 
Linke, dass wir das Thema hier heute vor der Weih-
nachtszeit noch mal diskutieren. Es passt ganz gut dazu, 
dass ich erst vor zwei Wochen in einem Paketzentrum bei 
mir in Krefeld war und da auch mit ausgeliefert habe – 
mit dem Kollegen Frank nämlich.

Wir saßen da zusammen in diesem Paketwagen, hinten 
drin 150, 200 Pakete. Zusammen machen die übrigens 
auch mal ein Gewicht von 2 Tonnen aus. Es ist ungefähr 
das Gewicht eines Elefanten, das jeder Paketbote und 
jede Paketbotin jeden Tag schleppt. Vorne rechts im Wa-
gen ist eine Schiebetür, und bei kleinen Paketen greift 
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man sich hinten eins raus, läuft vorne aus der Schiebetür 
raus, liefert es ab und fährt weiter. Bei großen Paketen 
geht das aber natürlich nicht. Dafür gibt es eine Sack-
karre. Das heißt aber: Nach hinten laufen, durch den 
Wagen durch, zu der kleinen Aussparung, wo die Sack-
karre ist, Sackkarre nehmen, mit der Sackkarre rausklet-
tern, wieder in den Wagen reinklettern, das Paket alleine 
aus dem Regal heben, nach unten packen, im Auto nach 
hinten schieben, aus dem Auto rausklettern, das Paket 
alleine wieder hoch- und aus dem Auto heben, auf die 
Sackkarre packen und dann alleine mit der Sackkarre und 
dem Paket zur Haustür, klingeln. Wenn man dann Pech 
hat, wohnt die Person im vierten oder fünften Stock, und 
da helfen einem keine Sackkarre und keine zweite Per-
son, die dieses Paket mitschleppt.

Und dann darf man sich jetzt noch vorstellen: Die 
Kolleginnen und Kollegen, die hier oben sitzen, stehen 
unter Zeitdruck. Am Abend dürfen sie mit allerhöchstens 
7 Prozent der Pakete, die hinten im Wagen sind, 150 bis 
200, am Paketzentrum wieder ankommen. Das heißt, bei 
jedem einzelnen schweren Paket muss man sich über-
legen: Habe ich wirklich die Zeit, jetzt die Sackkarre 
rauszuholen, oder trage ich es alleine?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der Linken)

Ich habe dann gesagt: Ich mache das alleine. – Frank 
hat mich dann nur müde angelächelt und gesagt: Ja, ein-
mal machst du das, dreimal vielleicht; aber mach das mal 
zehnmal, dann wirst du das heute Abend merken.

Frank ist ordentlich angestellt. Er hat einen Tarifver-
trag, er hat geregelte Arbeitszeiten, sodass er sogar noch 
ehrenamtlich im Vorstand eines Fußballvereins aktiv sein 
kann. Aber mehr als die Hälfte der Paketzustellerinnen 
und Paketzusteller in Deutschland arbeiten bei Unterneh-
men, die im Auftrag anderer Unternehmen unterwegs 
sind. Und damit das so günstig wie möglich ist, sparen 
diese an den Arbeitsbedingungen. Das heißt: noch mehr 
Pakete, noch mehr Zeitdruck, niedrigere Löhne und un-
geregelte, ausufernde Arbeitszeiten. Das macht einen oh-
nehin harten Job zu einem Knochenjob, den die Kolle-
ginnen und Kollegen da machen.

Das Gesetz sagt jetzt schon: Pakete über 20 Kilo dürfen 
nur zu zweit oder mit einem geeigneten Hilfsmittel ver-
bracht werden. Jetzt sagen Sie mir: Ist die Sackkarre in so 
einem Szenario wirklich geeignet?

(Ricarda Lang [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein! – Cem Ince [Die Linke]: Nein!)

Unternehmen müssen jetzt schon, sagt das Gesetz, Un-
ternehmen, die für sie tätig sind, kontrollieren. Aber da-
mit diese gesetzlichen Regelungen wirklich wirksam 
werden, braucht es zwei Verordnungen aus dem Wirt-
schaftsministerium, auf die wir immer noch warten.

Ich finde, Frank und all die anderen Paketbotinnen und 
Paketboten –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Jan Dieren (SPD):
– ich komme zum Schluss – haben es verdient, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Das ist gut.

Jan Dieren (SPD):
– dass ihre Arbeitsbedingungen besser werden; denn 

sie sind es, die den Laden hier jeden Tag am Laufen 
halten. Dafür verdienen sie unseren Respekt und unsere 
Unterstützung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Nach der nächsten Rede wird die na-

mentliche Abstimmung zum Zusatzpunkt 6 geschlossen. 
Wer noch nicht abgestimmt hat: Das ist der letzte Aufruf.

Die nächste Rednerin ist Ricarda Lang für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ricarda Lang (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Für viele Menschen in diesem Land steht jetzt 
die schönste Zeit des Jahres an, aber für einige Menschen 
wie die Paketboten steht die härteste Zeit des Jahres an. 
Das anzuerkennen, ist übrigens keine Propaganda, son-
dern das ist die Realität. Aber dass Sie von der AfD sich 
für die Lebensrealität der arbeitenden Bevölkerung einen 
feuchten Dreck interessieren, beweisen Sie hier jede ein-
zelne Woche.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken und des Abg. Dr. Hendrik Hoppenstedt 
[CDU/CSU])

Dabei braucht es nicht mal die Weihnachtszeit, um zu 
zeigen, wie hart dieser Job heute schon ist. Es gibt eine 
neue Befragung von Verdi unter Paketboten, die gezeigt 
hat, dass an vielen Stellen – gerade dort, wo es keine 
Tarifverträge gibt – die Paketboten bis zu 50 Stunden 
die Woche arbeiten, dass 93 Prozent aller Paketboten 
angeben, dass sie immer wieder über ihre Belastungs-
grenze hinausgehen, und nur 17 Prozent davon ausgehen, 
dass sie das gesetzliche Renteneintrittsalter mit dieser 
harten körperlichen Arbeit überhaupt erreichen können.

Noch viel schlimmer sieht es bei den Subunternehmen 
aus, wo es immer wieder zu strukturellem Missbrauch, zu 
Verstößen gegen den Mindestlohn kommt. 60 Prozent 
aller Paketboten arbeiten mittlerweile in Subunterneh-
men. Für mich ist klar: Das ist ein strukturelles Problem, 
und dafür braucht es auch strukturelle Lösungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Deshalb bin ich der Linken dankbar für ihren Antrag, 
den sie hier vorgelegt hat. Ich glaube, es war ein guter 
Schritt, den wir gegangen sind, dass die Nachunterneh-
merhaftung jetzt auf Dauer festgeschrieben wurde. Aber 
wenn wir uns die Realität der Paketboten anschauen, 
dann sehen wir: Das reicht bei Weitem nicht aus, sondern 
es braucht weitere Schritte:

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Dann braucht es die 20-Kilo-Grenze. Da kann ich die 
Frage von Herrn Dieren beantworten, auch wenn sie viel-
leicht eher rhetorisch gemeint war. Nein, die Sackkarre 
reicht in diesem Fall nicht aus.

(Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So ist es!)

Die technischen Hilfsmittel schaffen hier eher eine Ver-
schleierung der harten Arbeit. Es braucht eine klare Gren-
ze: Für Pakete über 20 Kilo braucht es mindestens zwei 
Zusteller.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Pascal Meiser [Die Linke])

Denn wir wollen nicht zuschauen, wie sich Paketboten 
den Rücken kaputt schaffen.

Wir müssen aber auch an das System der Subunterneh-
men ran. Das Mindeste, was wir tun können, ist, dass es 
nur eine Stufe geben kann. Ich persönlich finde, dass wir 
da noch einen Schritt weitergehen sollten: in Richtung 
eines Direktanstellungsgebotes.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Pascal 
Meiser [Die Linke])

Dieses hat hohe verfassungsrechtliche Hürden; denn das 
ist ein intensiver Eingriff in die Berufsfreiheit.

Es gibt aber ein neues Gutachten von der Hans-Böck-
ler-Stiftung im Auftrag des WSI, das klar zeigt: Weil es 
immer wieder zu einem strukturellen Missbrauch kommt 
und weil hier eine Verschleierung von Tatsachen wie 
auch von Arbeitgeberverhältnissen vorliegt, kann man 
davon ausgehen, dass ein Direktanstellungsgebot sowohl 
geeignet als auch erforderlich als auch zumutbar ist, um 
die Situation der Paketboten zu verbessern. Ich finde, 
diesen Weg sollten wir gehen. Denn wenn man Arbeits-
schutz ernst nimmt, dann muss man das System, diesen 
Sumpf von Subunternehmen, endlich dauerhaft austrock-
nen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Und das, liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU, ist 
übrigens auch nicht einfach nur Ideologie, sondern das ist 
Pragmatismus. Dafür zu sorgen, dass es den Paketboten 
nicht nur auf dem Blatt Papier, sondern in der Realität 
wirklich besser geht, das ist unser Ziel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Zum Ende hin möchte ich einen großen Dank ausspre-

chen an die Paketboten hier im Land und Ihnen meinen 
großen Respekt ausdrücken. Das ist eine verdammt harte 

Arbeit; das wurde hier an vielen Stellen geschildert. Vie-
len Menschen werden Sie in diesem Jahr das Weihnachts-
fest versüßen.

Vielleicht können wir uns alle aber auch mal selbst 
hinterfragen – auch in der Bevölkerung –, ob es immer 
die schnelle Bestellung sein muss. Ich weiß, es gibt viele 
Menschen, die keine Zeit haben, selbst einkaufen zu ge-
hen. Es gibt viele Menschen, die wenig Geld haben und 
auf Sparangebote angewiesen sind.

Aber oft ist es auch ein bisschen die Komfortabilität, 
die überwiegt. Da würde ich mir wünschen, dass nicht 
immer nur gilt: „Einfacher, billiger, schneller“, sondern 
dass wir den Einzelhandel stärken, dass wir die Paketbo-
ten schützen; denn sie haben es verdammt noch mal ver-
dient, dass wir für sie jetzt handeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich komme zurück zum Zusatzpunkt 6 und frage, ob 

jemand im Haus anwesend ist, der seine Stimme noch 
nicht abgegeben hat. – Das kann ich nicht erkennen. 
Dann schließe ich die Abstimmung und bitte die Schrift-
führerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung wird Ihnen spä-
ter bekannt gegeben.1)

Ich darf jetzt für die CDU/CSU-Fraktion Nora Seitz 
das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nora Seitz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Wir beraten heute einen 

Antrag der Linken, der leider wie so oft eine Reihe reali-
tätsferner Forderungen enthält. Ein Beschäftigungsverbot 
von Dritten, beispielsweise von Leiharbeitern, bei der 
Paketzustellung ist kurzsichtig und hätte verheerende 
Auswirkungen auf die Branche.

Gerade jetzt in der Vorweihnachtszeit arbeiten unzäh-
lige zusätzliche Kräfte Tag für Tag dafür, dass die Men-
schen in unserem Land ihre Pakete pünktlich erhalten. 
Diese Mitarbeitenden leisten einen wichtigen Beitrag 
für unser Gemeinwesen. Ohne diese zusätzlichen Hände 
würde es schlicht nicht funktionieren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wer ernsthaft fordert, diese Flexibilität abzuschaffen, der 
belastet die Branche, anstatt sie zu entlasten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gleiches gilt auch für Ihre Forderung, Pakete über 
20 Kilogramm grundsätzlich nur noch von zwei Personen 
zustellen zu lassen. Ein Blick in den Koalitionsvertrag 
und in die Ausschussprotokolle hätte hier geholfen. Wir 
haben uns auf einen Branchendialog Post verständigt, der 
unter Federführung des BMWE noch im Dezember be-
ginnen wird, also früher als ursprünglich vorgesehen. 

1) Ergebnis Seite 5673 C

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 48. Sitzung. Berlin, Freitag, den 5. Dezember 2025                                                                                                                                                                                                 5669 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Ricarda Lang 



Auch im Ausschuss für Arbeit und Soziales wurde dies 
bereits ausführlich diskutiert. Und: Liebe Linke, wer soll 
das kontrollieren?

Ein politischer Vorgriff auf Ergebnisse, die noch nicht 
einmal erarbeitet wurden, ist nicht zielführend. Wie künf-
tig mit überschweren Paketen umgegangen werden soll, 
wird in diesem Dialog fachlich und sachlich beraten. Ihr 
dogmatischer Antrag ignoriert diesen Prozess jedoch 
vollständig.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wieder einmal zeichnen die zentralen Forderungen der 

Linken ein romantisiertes und überholtes Bild der Ar-
beitswelt –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete, würden Sie eine Zwischenfrage aus 

der Linksfraktion zulassen?

Nora Seitz (CDU/CSU):
– nein, danke – und bedienen das alte ideologische 

Narrativ vom ausbeutenden kapitalistischen Unterneh-
mer und dem grundsätzlich benachteiligten Arbeitneh-
mer, all das eingebettet in einer David-gegen-Goliath- 
Erzählung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, entgegen sämtlichen Ge-

rüchten: So sieht die heutige Arbeitswelt nicht aus. Die-
ser Antrag ist respektlos und abschätzig gegenüber Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Heute erfolgreiche Wirtschaftsbeziehungen beruhen 
nicht auf ungleichen Geschäftsverständnissen, sondern 
auf Geben und Nehmen, auf Vertrauen, auf Kooperation 
und auf Verantwortung auf beiden Seiten.

Wer ständig alte Klischees bedient und permanent Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer gegeneinander auszuspielen 
versucht, schadet der Sachdebatte, und das ist ein fatales 
Alarmzeichen für den gesamten deutschen Wirtschafts-
standort.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir als CDU/CSU stehen für eine Arbeitswelt, die fair, 

flexibel und verantwortungsvoll gestaltet ist, gerade weil 
wir die Interessen beider Seiten im Blick haben, und nicht 
für eine Arbeitswelt, die von ideologischen Scheuklap-
pen geprägt wird und wichtige Branchen durch über-
zogene Forderungen lähmt.

Vielen Dank dafür.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer Kurzintervention darf ich das Wort erteilen an 

den Abgeordneten Pascal Meiser.

Pascal Meiser (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Präsident, dass Sie die Intervention 

zulassen. – Frau Seitz, ich habe kurz überlegt, ob ich das, 

was Sie jetzt gesagt haben, so stehen lasse und es bei den 
Paketzustellerinnen und Paketzustellern, die sich die De-
batte auf der Tribüne und zu Hause an den Fernsehern 
anschauen, einfach nur wirken lasse, damit sie wissen, 
wofür die Union steht.

Ich habe verstanden: Sie sind gegen die harte 20-Kilo- 
Grenze, und Sie sind gegen eine Einschränkung des Sub-
unternehmerunwesens bei den Paketunternehmen. Sub-
unternehmen werden übrigens nicht nur zu Spitzenzeiten 
eingesetzt, sondern, das ist die Regel, das ganze Jahr 
über, nämlich um Kontrollen zur Durchsetzung von Ar-
beitsrecht zu erschweren. Ich dachte zunächst: Das lasse 
ich jetzt mal so stehen.

Aber dann ist mir eingefallen: Ich will Ihnen die 
Chance geben, zu Ihrer Ehrenrettung darauf zu verwei-
sen, dass es in der Union auch noch andere Stimmen gibt. 
Sie haben uns gerade vorgeworfen, dass wir ideologisch 
sind, altbacken sind und keine Ahnung von der Realität 
haben. Gilt das auch für die Ministerpräsidenten der 
CDU, die im Bundesrat, als das Postgesetz verhandelt 
wurde, der Forderung nach einem Direktanstellungsgebot 
zugestimmt haben? Gilt dieser Vorwurf „ideologisch, alt-
backen, keine Ahnung von der Realität“ auch für Herrn 
Laumann, der meines Wissens immer noch in der CDU 
und Arbeitsminister in NRW ist, der sich von seinen 
Behörden gerade hat berichten lassen,

(Catarina dos Santos-Wintz [CDU/CSU]: 
Kurzreferat, oder?)

dass diese Strukturen verhindern, dass die Behörden das 
Recht durchsetzen können?

Wir wollen kein neues Recht. Wir wollen, dass das 
Recht durchgesetzt wird. Also: Zu Ihrer Ehrenrettung 
haben Sie jetzt die Möglichkeit, zu sagen, ob es in der 
CDU auch andere Stimmen gibt

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Haben 
wir verstanden!)

oder ob alle so verbohrt sind wie Sie.
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Nora Seitz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Kollege, ich habe auf den vom 

BMWE initiierten Branchendialog Post hingewiesen. 
Des Weiteren bin ich an einem guten Arbeitsschutz in 
der gesamten Arbeitswelt interessiert. Als Fleischermeis-
terin habe ich in meinem Arbeitsalltag mit manchem zu 
tun, das über der 20-Kilo-Leistbarkeitsgrenze liegt.

Aber Arbeitsschutz ist nicht nur Aufgabe des Arbeit-
gebers, sondern auch Aufgabe des Arbeitnehmers. Genau 
deswegen ist im Grunde genommen immer auch ein 
Stück weit Eigenverantwortung gefragt. Man muss ge-
meinsam an einem Konzept arbeiten, das in einem Un-
ternehmen auch umsetzbar ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Hans-Jürgen Goßner das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Hans-Jürgen Goßner (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Morgen kommt der Weihnachtsmann, und die 
Linken stecken uns einen aufgewärmten Antrag aus den 
vergangenen Jahren in den Stiefel.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Morgen kommt 
der Nikolaus!)

Wer den Antrag der umgelabelten SED liest, merkt 
sofort: Diese Partei denkt Wirtschaft so, dass es am 
Ende ohnehin nichts mehr zu verschicken gibt.

(Stephan Brandner [AfD]: So wie Habeck!)

In dem sozialistischen Mangelwirtschaftsparadies, das 
Sie seit Jahrzehnten predigen, sind die Regale nämlich 
leer, da sind die Lager leer, die Geldbeutel sind leer. Da 
braucht es dann auch keine Paketbranche mehr.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Bei Ihnen ist der 
Verstandesspeicher leer!)

Ihr eigener Antrag schafft sich im linken Endstadium 
selbst ab: ideologisch konsequent, praktisch grotesk.

(Beifall bei der AfD)

Niemand bestreitet die Missstände in der Paketbran-
che: Subunternehmerketten, Druck, schlechte Bezahlung. 
Aber Ihre Antwort lautet: Verbot, Verbot, Verbot. Sie ver-
bieten die Strukturen, bis kein Unternehmen mehr Luft 
bekommt, und wundern sich dann, wenn am Ende weder 
Arbeitsplätze noch Dienstleistungen übrig bleiben.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Wir wollen, dass 
die Arbeiter Luft kriegen!)

Wir sagen: Das Kerngeschäft gehört in die Hände or-
dentlich angestellter Beschäftigter. Aber Betriebe brau-
chen Spielraum, um echte Spitzen abzufangen. Dafür ist 
Fremdpersonal da, nicht um Stammbelegschaften zu er-
setzen. Genau deshalb wollen wir den Einsatz von 
Fremdpersonal in der Paketbranche bei 15 Prozent de-
ckeln.

Das ist hart gegenüber Missbrauch, aber ehrlich gegen-
über der Realität und schafft gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen statt eines Wettbewerbs darum, wer den längsten 
Subunternehmerrattenschwanz organisiert. Ein Totalver-
bot von Fremdpersonal mag im linken Theorieseminar 
Applaus bringen, in der Praxis scheitert es an Verfas-
sungsrecht, an Europarecht und schlicht am gesunden 
Menschenverstand.

(Beifall bei der AfD – Pascal Meiser [Die 
Linke]: Schauen Sie doch mal in die Fleisch-
industrie!)

Man muss Missbrauch bekämpfen und nicht jede Form 
von Flexibilität.

Zum angeblich untragbaren Beruf des Paketzustellers 
noch eine kleine Erinnerung. Saskia Esken – da hinten 
sitzt sie – hat in ihrer Karriere ja alles gemacht: Straßen-
musikerin, Kellnerin und auch Paketzustellerin – eine Art 
sozialdemokratische Multitasking-Legende.

(Cem Ince [Die Linke]: Das hat sie sehr gut 
gemacht!)

Die Belastung als Paketzustellerin war offenbar nicht zu 
groß.

(Zuruf von der SPD: Was ist das für eine 
Frechheit!)

Sie hatte noch genug Energie, um aus der einst stolzen 
großen Volkspartei die kleinste Volkspartei der Ge-
schichte zu machen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Unverschämtheit, 
was Sie hier machen!)

Herzlichen Glückwunsch! So geht Transformation.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Ricarda 
Lang [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Schä-
men Sie sich! – Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das 
ist unparlamentarisch! – Weitere Zurufe von 
der SPD)

Wir als AfD wollen keine Mangelverwaltung und 
keine ideologischen Totalsperren.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Hans-Jürgen Goßner (AfD):
Wir wollen Ordnung auf dem Arbeitsmarkt, Schutz vor 

Ausbeutung –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ihre Redezeit ist zu Ende.

Hans-Jürgen Goßner (AfD):
– und funktionierende Betriebe und Kunden, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Hans-Jürgen Goßner (AfD):
– die ihre Pakete auch morgen noch bekommen –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter! Die Redezeit ist abgelaufen.

Hans-Jürgen Goßner (AfD):
– in einem Land, in dem es überhaupt noch etwas zu 

liefern gibt.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Es gibt extra einen Signalpunkt, der irgendwann an-

fängt zu leuchten. Ich fange immer fünf Sekunden vorher 
an, darauf hinzuweisen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Bei dem leuchtet gar 
nichts mehr!)

Ich versuche danach, sanft darauf hinzuweisen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das war aber 
nicht sehr sanft!)

dass die Redezeit längst abgelaufen ist. Ich finde eine 30- 
sekündige Überziehung dann nicht mehr angemessen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken – Stephan Brandner [AfD]: 
Sie können ja mit Giftpilzen werfen, Herr 
Ramelow!)

– Ach, Herr Brandner. – Für die SPD-Fraktion darf ich 
Herrn Bernd Rützel aufrufen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Bernd Rützel (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Es passiert täglich 10 Millionen Mal in 
Deutschland, und jetzt in der Vorweihnachtszeit noch 
viel, viel häufiger: Ein Mensch bringt uns ein Paket, das 
gestern oder vorgestern noch Hunderte von Kilometern 
entfernt gelagert war. Dahinter steckt eine unglaubliche 
Logistik. Vor allem stehen hinter dieser Logistik viele 
Menschen – Menschen, die hart arbeiten. Diese Men-
schen verdienen nicht nur unseren Dank und Respekt. 
Sie verdienen eine ordentliche Entlohnung. Sie verdienen 
ordentliche Arbeitsbedingungen. Das Ganze darf nicht 
auf dem Rücken der Beschäftigten ausgetragen werden.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben hier im Deutschen Bundestag am 16. Okto-
ber – es ist noch gar nicht so lange her – mit den Stimmen 
aller Fraktionen außer der AfD die Entfristung der Nach-
unternehmerhaftung in der Paketbranche beschlossen; 
das ist auch in dieser Debatte angesprochen worden. 
Die Auswertung hat eben gezeigt, dass die Entfristung 
der Nachunternehmerhaftung wirkt. Wir wollen ja, dass 
Menschen sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind.

Die Bundesagentur für Arbeit hat berichtet, dass die 
KEP-Branche – das sind Kurier-, Express- und Paket-
dienste – einen kontinuierlichen Anstieg der sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung aufzeigt. Sie liegt 
jetzt bei über 80 Prozent, aber da ist noch Luft nach oben.

Nicht nur Jan Dieren hat Pakete geschleppt. Ich glaube, 
jeder von uns war schon mal im Praxiseinsatz; ich selber 
war auch ein paarmal dabei. Pakete über 20 Kilo zu 
bewegen, ist schon sehr, sehr schwer. Das Maximalge-
wicht sind 31,5 Kilogramm. Das sind auch nicht immer 
Pakete, die gut zu handhaben sind: rechteckig, klein, mit 
einem Griff. Es sind oftmals zerfledderte Kartons, die 
sehr schwer anzupacken oder zu fassen sind. Mineral-
wasserkisten, Brennholz, Katzenstreu: All das lassen 

sich die Menschen liefern. Das ist in Ordnung. Aber 
muss all das wirklich von den Paketboten in den zweiten, 
dritten oder vierten Stock hochgetragen werden?

Wenn man es aus gesundheitlicher Perspektive be-
trachtet, sieht man, dass oftmals schon Belastungen von 
15 Kilogramm dauerhafte Schäden verursachen: Es geht 
auf die Knie, auf die Hüften, auf die Knochen; es geht auf 
die Bandscheiben, es geht aufs Muskelskelett. Wer das 
dauerhaft tut, der trägt etwas davon.

Deswegen ist es so wichtig, dass wir uns zusammen 
mit dem Wirtschaftsministerium dieses Themas noch mal 
annehmen. Jährlich werden in Deutschland 4,5 Milliarden 
Pakete verschickt – Tendenz steigend. Das, was wir be-
stellen und verschicken, wird immer mehr. Wir müssen 
nur auf unser Smartphone klicken, und morgen ist es da. 
Aber wir müssen auch überlegen: Wer steht dahinter? Die 
Menschen, die diese Arbeit für uns leisten, haben es ver-
dient.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir für die 

CDU/CSU-Fraktion Florian Bilic.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Florian Bilic (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Was haben 
eine Mülltonne, lebendige Fische und Maden gemein-
sam? Das waren wohl die außergewöhnlichsten Gegen-
stände, die ich als Zusteller in meiner Heimat, im wun-
derschönen Dahner Felsenland, den Menschen an die 
Haustür gebracht habe.

Nach meinem Abitur habe ich dort als Paketbote ge-
jobbt und weiß, was die Kollegen Tag für Tag Großarti-
ges leisten. Gerade jetzt vor Weihnachten steigt das Pa-
ketvolumen und damit die Arbeit der Paketboten. Ich 
möchte mich an dieser Stelle ganz, ganz herzlich bei 
den Zustellerinnen und Zustellern für ihre tägliche Arbeit 
in unserem Land bedanken.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Dank ihnen bekommen viele Menschen rechtzeitig die 
Geschenke für ihre Liebsten.

Für uns als Koalition ist es daher ein Grundanliegen, 
unseren Paketboten gute Arbeitsbedingungen zu ermög-
lichen. Deshalb haben wir gerade erst im Oktober – das 
haben wir schon ein paarmal gehört – mit einer großen 
Mehrheit – ohne die AfD – der Entfristung des Paketbo-
ten-Schutz-Gesetzes zugestimmt, übrigens auch mit Zu-
stimmung der Linken.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Ja, klar!)
Sie haben damit unser Anliegen bekräftigt.
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Und ja, Gesundheitsschutz ist uns ein wichtiges An-
liegen. Aber der vorliegende Antrag geht an der Realität 
vorbei. Wollen Sie den Menschen an Weihnachten die 
Geschenke vorenthalten?

(Pascal Meiser [Die Linke]: Das ist doch unter 
Ihrem Niveau! – Zuruf der Abg. Isabelle 
Vandre [Die Linke])

Die Branche machte doch jüngst im Oktober deutlich, 
dass die vorgeschlagenen Regeln den ohnehin vorhande-
nen Personalmangel um ein Vielfaches verschärfen wür-
den. Die Konsequenzen wären erhebliche Verzögerun-
gen, ausbleibende Lieferungen und deutlich höhere 
Kosten für die Verbraucher.

In der gesamten EU gelten einheitliche Gewichtsgren-
zen. Eine deutsche Absenkung wäre ein kostspieliger 
Alleingang, der sich auf die Wettbewerbsfähigkeit unse-
res Standorts auswirken würde. Von den Linken gibt es zu 
Weihnachten wohl nur feinstes Gold-Plating statt Ge-
schenke.

Noch weiter schießen Sie über das Ziel hinaus, wenn 
Sie fordern, dass Paketdienstleister künftig kein Fremd-
personal mehr einsetzen dürfen. In einer sozialen Markt-
wirtschaft entscheiden Unternehmen selbstständig über 
Personalstrukturen – unter fairen Rahmenbedingungen 
für die Beschäftigten.

Ich stehe fest an der Seite unserer Arbeitnehmer, aber 
eben genauso an der Seite unserer Arbeitgeber; denn nur 
gemeinsam schaffen wir soziale Sicherheit, gute Arbeits-
bedingungen und wirtschaftliches Wachstum.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf die Aussprache schließen.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/2911 an den Ausschuss für Arbeit und 
Soziales vorgeschlagen. Gibt es weitere Überweisungs-
vorschläge? – Das kann ich nicht erkennen. Dann ver-
fahren wir wie vorgeschlagen.

Ich komme zurück zu den Zusatzpunkten 6 bis 11 und 
darf das Protokoll des von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ermittelten Ergebnisses der namentli-
chen Abstimmung zu dem Gesetzentwurf der Bundes-
regierung – Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung des 
Rentenniveaus und zur vollständigen Gleichstellung der 
Kindererziehungszeiten – auf den Drucksachen 21/1929 
und 21/3112 verlesen: 

Abgegebene Stimmkarten 597. Mit Ja haben gestimmt 
319,

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

mit Nein haben gestimmt 225, Enthaltungen gab es 53. 
Damit ist der Gesetzentwurf angenommen. – Ich denke, 
Sie haben die Steine, die von manchen Herzen geplumpst 
sind, gehört.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            595;
davon

ja:                                      318
nein:                                  224
enthalten:                            53

Ja
CDU/CSU
Knut Abraham
Anna Aeikens
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Dr. Reza Asghari
Tijen Ataoğlu
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dr. Cornell-Anette 

Babendererde
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Günter Baumgartner
Sascha van Beek
Melanie Bernstein
Peter Beyer

Marc Biadacz
Steffen Bilger
Florian Bilic
Leif Erik Bodin
Simone Borchardt
Caroline Bosbach
Frederik Bouffier
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Ralph Brinkhaus
Lutz Brinkmann
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Benedikt Büdenbender
Sandra Carstensen
Gitta Connemann
Wolfgang Dahler
Ellen Demuth
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Dr. Florian Dorn
Dr. Hülya Düber
Hansjörg Durz
Joachim Ebmeyer
Ralph Edelhäußer

Lars Ehm
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Bastian Ernst
Hermann Färber
Uwe Feiler
Christoph Frauenpreiß
Thorsten Frei
Michael Frieser
Wilhelm Gebhard
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Adrian Grasse
Dr. Inge Gräßle
David Gregosz
Serap Güler
Georg Günther
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Heiko Hain
Jürgen Hardt
Matthias Hauer

Mechthild Heil
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Diana Herbstreuth
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Dr. Matthias Hiller
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Philip M. A. Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Michael Hose
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Alexander Jordan
Andreas Jung
Anja Karliczek
Ronja Kemmer
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Daniel Kölbl
Hans Koller
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Anne König
Markus Koob
Dr. Stefan Korbach
Carsten Körber
Gunther Krichbaum
Lukas Krieger
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Dr. Saskia Ludwig
Klaus Mack
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Christian Moser
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Wilfried Oellers
Florian Oest
Harald Orthey
Florian Oßner
Josef Oster
Dr. Thomas Pauls
Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Jan-Wilhelm Pohlmann
Oliver Pöpsel
Dr. David Preisendanz
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Lars Rohwer
Johannes Rothenberger
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Carl-Philipp Sassenrath
Dr. Christiane Schenderlein
Henri Schmidt
Sebastian Schmidt
Patrick Schnieder

Felix Schreiner
Detlef Seif
Nora Seitz
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Dr. Katja Strauss-Köster
Dr. Hendrik Streeck
Christina Stumpp
Vivian Tauschwitz
Roland Theis
Dr. Hans Theiss
Alexander Throm
Astrid Timmermann- 

Fechter
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Siegfried Walch
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Dr. Maria-Lena Weiss
Kai Whittaker
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Vanessa Zobel

SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
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Sören Pellmann
Bodo Ramelow
Heidi Reichinnek
Lea Reisner
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Fraktionslos

Stefan Seidler

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Die Linke auf Drucksache 
21/3115.

Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? – Das ist 
die Fraktion Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das sind 
alle anderen. Wer möchte sich enthalten? – Das kann ich 
nicht erkennen. Damit ist der Entschließungsantrag abge-
lehnt.

Zusatzpunkt 7. Abstimmung über den von der Bundes-
regierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Stärkung der 
betrieblichen Altersvorsorge und zur Änderung anderer 
Gesetze. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales emp-
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
21/3085, den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf 
den Drucksachen 21/1859 und 21/2455 in der Ausschuss-
fassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Ge-
setzentwurf in der Ausschussfassung zustimmen wollen, 
um das Handzeichen. – CDU/CSU und SPD. Wer stimmt 
dagegen? – Das ist die AfD. Wer enthält sich? – Bünd-
nis 90/Die Grünen und die Fraktion Die Linke. Damit ist 
der Gesetzentwurf in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind CDU/CSU und SPD. Wer stimmt dagegen? – 
Das ist die AfD. Wer enthält sich? – Bündnis 90/Die 
Grünen und die Fraktion Die Linke. Damit ist der Gesetz-
entwurf angenommen.

Zusatzpunkt 8. Abstimmung über den von der Bundes-
regierung eingebrachten Gesetzentwurf zur steuerlichen 
Förderung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
im Rentenalter. Der Finanzausschuss empfiehlt unter 
Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
21/3098, den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf 
den Drucksachen 21/2673 und 21/2984 in der Ausschuss-
fassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Ge-
setzentwurf in der Ausschussfassung zustimmen wollen, 
um das Handzeichen. – Das sind die CDU/CSU-Fraktion 
und die SPD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind 
Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen und die AfD. Wer 
möchte sich der Stimme enthalten? – Das ist niemand. 
Damit ist der Gesetzentwurf in seiner zweiten Beratung 
angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
CDU/CSU-Fraktion und SPD-Fraktion. Wer stimmt da-

gegen? – Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen und AfD. 
Wer möchte sich der Stimme enthalten? – Das ist 
niemand. Damit ist der Gesetzentwurf angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 21/3102. Wer stimmt dafür? – Bündnis 90/ 
Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – CDU/CSU-Fraktion 
und SPD-Fraktion. Wer enthält sich? – Die Linke und die 
AfD. Damit ist der Entschließungsantrag abgelehnt.

Zusatzpunkte 9 und 10. Interfraktionell wird die Über-
weisung der Vorlagen auf den Drucksachen 21/3040 und 
21/2302 an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Überweisungs-
vorschläge? – Das kann ich nicht erkennen. Dann ver-
fahren wir wie vorgeschlagen.

Wir setzen die Abstimmung zu der Beschlussempfeh-
lung des Finanzausschusses auf der Drucksache 21/3098 
fort.

Zusatzpunkt 11. Der Ausschuss empfiehlt unter Buch-
stabe b seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des 
Antrages der Fraktion der AfD auf Drucksache 21/1620 
mit dem Titel: „Steuerfreier Hinzuverdienst für Senio-
ren – Neuen 12.000-Euro-Freibetrag zusätzlich zum be-
stehenden Grundfreibetrag einführen“. Wer stimmt für 
die Beschlussempfehlung? – CDU/CSU-Fraktion, Bünd-
nis 90/Die Grünen, SPD-Fraktion, Die Linke. Gegenpro-
be! – Die AfD-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Kann ich 
nicht erkennen. Damit ist die Beschlussempfehlung an-
genommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 29: 

Zweite und dritte Beratung des von den Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Bestimmung sicherer 
Herkunftsstaaten durch Rechtsverordnung 
und Abschaffung des anwaltlichen Vertreters 
bei Abschiebungshaft und Ausreisegewahr-
sam 

Drucksache 21/780

Beschlussempfehlung und Bericht des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss)

Drucksache 21/3079

Über den Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU 
und SPD werden wir später namentlich abstimmen.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.
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Ich darf die Aussprache eröffnen und für die CDU/ 
CSU-Fraktion Alexander Throm das Wort erteilen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Marja-Liisa Völlers [SPD])

Alexander Throm (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Nachdem das Rentenpaket jetzt beschlossen 
wurde, können wir Schritt für Schritt weiter für mehr 
Ordnung in der Migrationspolitik in Deutschland sorgen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, genau, Ordnung ist das richtige Schlagwort! 
Chaos war das!)

Denn diese Koalition hat im Koalitionsvertrag vereinbart, 
dass wir einen anderen, einen konsequenteren Kurs in der 
Migrationspolitik einschlagen. Und das setzen wir heute 
mit dem nächsten Maßnahmenpaket fort, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

Wir schaffen endlich die Möglichkeit, sogenannte si-
chere Herkunftsstaaten auch per Rechtsverordnung der 
Bundesregierung auszuweisen und zu bestimmen. Damit 
braucht es keine Beschlussfassung des Bundestages und 
des Bundesrates mehr. Das geht schnell. Das ist wichtig, 
weil wir mit diesen sicheren Herkunftsländern besser 
steuern und begrenzen können; Stichwort „schnelle Ver-
fahren“. Es besteht ein dauerhaftes Arbeitsverbot. Wir 
senden, liebe Kolleginnen und Kollegen, in die entspre-
chenden Länder das klare Signal: Es gibt keine Perspek-
tive, hier nach Deutschland zu kommen und Asyl zu 
beantragen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das trifft 
aber alle! Wissen Sie, wie viele Menschen da-
durch nicht arbeiten dürfen?)

Die Bundesregierung wird beginnen mit den Staaten 
Marokko, Tunesien, Algerien und Indien: alles Staaten, 
die eine Anerkennungsquote zwischen 0,3 und 2,2 Pro-
zent haben.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich denke, die Menschenrechtslage ist noch 
gar nicht eruiert? Hat Frau Ludwig im Aus-
schuss gesagt!)

– Auch das, Frau Kollegin Polat, ist überfällig. Sie von 
den Grünen haben es jahrelang verhindert und damit 
einen großen Schaden für unser Land angerichtet.

(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Kennen Sie 
die Menschenrechtslage? Ihre Staatssekretä-
rin! – Weitere Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

In den polizeilichen Statistiken nach Staatsangehörigkeit 
zeigen sich die höchsten Kriminalitätsraten bei Menschen 
aus den Staaten Marokko, Tunesien und Algerien.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ihre Staatssekretärin!)

Das heißt, wir schaffen damit auch mehr Sicherheit in 
unserem Land, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Brandner 
[AfD]: Mutige Worte aus der CDU! – Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was ist mit Schriftstellern und Thinktanks? – 
Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Keine Rechtsstaatlichkeit!)

Und wir setzen die Migrationswende fort, eine 180- 
Grad-Wende, indem wir den sogenannten Pflichtanwalt 
bei Abschiebehaft abschaffen. Die Ampel hat das ein-
geführt, vor allem auf Drängen der Grünen. Wir machen 
das Gegenteil: Wir schaffen ihn wieder ab.

(Stephan Brandner [AfD]: Er wurde erst ein-
geführt, dann abgeschafft!)

Er ist weder rechtsstaatlich notwendig noch sinnvoll; er 
verlängert die Verfahren. Nochmals: Wir reden hier über 
Personen, die ein langes rechtsstaatliches Verfahren hin-
ter sich haben, das rechtskräftig abgeschlossen ist, und 
ausreisepflichtig sind. Ihr Aufenthalt in Deutschland ist 
rechtswidrig. Wir sorgen dafür, dass die Ausreise auch 
umgesetzt wird.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

vom Bündnis 90/Die Grünen zulassen?

Alexander Throm (CDU/CSU):
Aber selbstverständlich.

Claudia Roth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Verehrter Herr Throm, Sie haben gerade von Tunesien 

gesprochen. Ich möchte gerne von Ihnen wissen: Wie 
definieren Sie „sicher“ und „Sicherheit“ in einem Her-
kunftsland Tunesien?

(Stephan Brandner [AfD]: Wie definieren Sie 
„Tunesien“?)

Wie definieren Sie „sicher“ angesichts einer Repressions-
welle, die in diesem Land stattfindet, angesichts eines 
Präsidenten, der mehr und mehr die demokratischen 
Strukturen im Parlament zertrümmert, angesichts der 
Massenverhaftungen von Frauen aus demokratischen 
Frauenorganisationen, aus Journalistenverbänden, aus 
Anwaltsverbänden, aus Flüchtlingsorganisationen, aus 
dem großen Gewerkschaftsverband? Wie definieren Sie 
„sicher“, wenn in dieser Woche bekannte Oppositionelle, 
demokratische Politiker, verhaftet worden sind, unter an-
derem der ehemalige Minister und Gründer der progres-
siven Demokratischen Fortschrittspartei Ahmad Nad-
schib Al-Schabbi, dem eine hohe Haftstrafe droht? Er 
ist 81 Jahre alt, ein bekannter Demokrat. Was bitte ist 
daran „sicher“?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Roth, danke für diese Frage. – Wir 

müssen erstens feststellen, dass wir nicht die hohen Maß-
stäbe unseres Rechtsstaates, die wir in Deutschland über 
Jahrzehnte entwickelt haben, zur Grundlage für alle an-
deren Staaten dieser Welt machen müssen.
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(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das wird verfassungsrechtlich schwierig!)

Zweitens. Bei sicheren Herkunftsstaaten ist Asyl nicht 
ausgeschlossen. Jeder, der kommt, auch aus Tunesien, hat 
die Möglichkeit, vorzutragen, warum gerade er als Per-
son verfolgt wird oder beeinträchtigt ist. Das gilt wie 
bisher. Wir haben bei Menschen, die aus Tunesien nach 
Deutschland kommen und hier Asyl oder Schutz beantra-
gen, eine Anerkennungsquote von etwa 2 Prozent. Damit 
sehen Sie, dass das eine sehr geringe Quote ist; und diese 
kann es auch in Zukunft geben, nur in einem anderen 
Verfahren. Aber die 98 Prozent, die nicht schutzberech-
tigt sind, oder andere, die sich überlegen, nach Deutsch-
land zu kommen, bekommen das Signal, dass hier grund-
sätzlich keine Perspektive besteht, Schutz und Asyl zu 
erhalten, sehr geehrte Frau Roth.

(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es geht nicht 
um Signale! Es geht um unser Grundgesetz!)

Wir machen etwas Weiteres, das im ursprünglichen 
Gesetzentwurf nicht enthalten war. Wir schaffen im 
Staatsangehörigkeitsgesetz für Personen, die versuchen, 
bei der Einbürgerung zu täuschen, eine zehnjährige Ein-
bürgerungssperre. Das machen wir als Konsequenz auf 
die Erkenntnisse der letzten Monate; denn insbesondere 
bei sogenannten gefälschten Sprachzertifikaten haben 
wir es offensichtlich mit Organisierter Kriminalität zu 
tun. Daraus wurde ein Geschäftsmodell entwickelt. Viele 
Hundert Fälle sind bekannt geworden, insbesondere vor 
Kurzem in Baden-Württemberg und Hessen, wo es Haus-
durchsuchungen mit 200 Polizistinnen und Polizisten im 
Einsatz gab. Wir finden: Wer versucht, schon im Einbür-
gerungsverfahren zu täuschen,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es 
geht ja nicht nur um Täuschung! Sie sprechen 
von „unvollständigen Angaben“!)

der hat den deutschen Pass nicht verdient und darf ihn 
dann auch zehn Jahre lang nicht erhalten, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir erhoffen uns dadurch, diesen Sumpf auszutrocknen. 
Wir wollen präventiv wirken und alle Redlichen, die sich 
überlegen, deutsche Staatsbürger zu werden, von derarti-
gen Täuschungsversuchen von vornherein abhalten, weil 
sie sonst mindestens zehn Jahre keine Möglichkeit haben, 
deutsche Staatsbürger zu werden.

Sie sehen: Schritt für Schritt geht diese Koalition bei 
Ordnung, Steuerung und Begrenzung der illegalen Mi-
gration in diesem Land voran.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter!

Alexander Throm (CDU/CSU):
Heute machen wir einen weiteren entscheidenden 

Schritt.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Dr. Christian Wirth das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christian Wirth (AfD):
Herr Präsident! Werte Kollegen! Wir debattieren heute 

den Gesetzentwurf der Union und der SPD zur Bestim-
mung sicherer Herkunftsstaaten per Rechtsverordnung 
sowie zur Abschaffung des Pflichtanwalts in Abschie-
bungshaft und Ausreisegewahrsam. Die AfD-Fraktion 
wird diesem Vorhaben zustimmen, dies, obwohl wir ei-
gentlich weitreichendere Maßnahmen für notwendig er-
achten.

Die zügige Bestimmung von sicheren Herkunftsstaa-
ten ist überfällig. Die Bundesregierung soll künftig Staa-
ten als sichere Herkunftsstaaten für den internationalen 
Schutz nach EU-Recht per Rechtsverordnung bestimmen 
können, und zwar ohne Zustimmung des Bundesrates. 
Das ist ein gangbarer Schritt; denn seit Jahren scheitern 
notwendige Einstufungen an wesentlichen Mehrheiten 
im Bundesrat. Die Grünen blockieren ein solches Vor-
haben seit Jahren.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Vielleicht hat das auch was mit der Unsicher-
heit in den Ländern zu tun!)

Staaten mit minimalen Anerkennungsquoten wurden 
nicht als sicher eingestuft, obwohl objektiv keinerlei sys-
tematische Verfolgung droht.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ah!)

So wenig, so gut. Rechtspolitisch und dogmatisch ist das 
nicht unproblematisch, aber wir erwarten mehr.

Seit zehn Jahren kommen jedes Jahr großstädteweise 
Migranten, gerade aus kritischen Kulturen wie aus Af-
ghanistan, Irak und Syrien, nach Deutschland. Wer hier 
ist, bleibt hier. Dass sich die Regierung feiert, Herr 
Throm, sie habe die Migration eingedämmt, ist unseres 
Erachtens allerdings Augenwischerei. Die Asylanträge 
sind wieder über die 100 000-Marke geschnellt. Die Ab-
schiebezahlen sind lächerlich niedrig; Berlin will gar 
nicht mehr abschieben, wie man heute gehört hat. Es 
gibt eine Viertelmillion vollziehbar Ausreisepflichtige, 
zuzüglich fast 1 Million Menschen, deren Asylanspruch 
bereits gerichtlich abgelehnt wurde. Hinzu kommen zahl-
reiche weitere Hunderttausende Syrer, deren Schutz-
anspruch spätestens seit dem Ende des Assad-Regimes 
erloschen ist.

Erinnern wir uns ein Jahr zurück: Die Union brachte 
ihr Zustrombegrenzungsgesetz in den Bundestag ein, 
eine Sammlung so ziemlich aller Anträge der AfD der 
letzten Jahre, um die illegale Migration zu beenden.

(Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie haben das unterstützt als AfD!)
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„Wir haben verstanden“, so Frau Lindholz und Herr Seif 
wörtlich hier am Podium. Vor der Wahl wollte Merz noch 
mit einem Fünf-Punkte-Plan punkten und erklärte, dass er 
nach der Wahl aufgrund seiner Richtlinienkompetenz 
keine Migranten mehr über deutsche Grenzen lässt.

(Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ihre Partei hat das unterstützt!)

Mit diesen Versprechen haben Sie nicht nur die Wahl 
gewonnen, sondern eine bürgerliche Mehrheit für eine 
striktere Migrationspolitik erreicht. Nur blöd, wenn man 
nach der Wahl die Richtlinienkompetenz kampflos an den 
Juniorpartner abgibt und den Vizekanzler, der nachweis-
lich keine Kompetenzen hat.

(Beifall bei der AfD)
Wir wissen, dass das EU-Asylrecht dysfunktional ist, 

insbesondere die Dublin-Verordnung. Aber anstatt an 
diesen Sekundärregeln herumzudoktern, müssen wir an 
das Primärrecht heran – das habe ich schon mehrfach hier 
erwähnt –, um diese Migrationskrise zu beenden.

Der Vertrag über die Europäische Union verpflichtet 
die EU-Staaten in Artikel 3 Absatz 2 zu offenen Binnen-
grenzen. Das wollen wir alle. Aber – ich habe es mehr-
fach ausgeführt – im Gegenzug verpflichtet sich die EU 
für die offenen Binnengrenzen in Artikel 3 Absatz 2 zu 
geeigneten Maßnahmen in Bezug auf erstens die Kon-
trolle an den Außengrenzen, zweitens das Asyl, drittens 
die Einwanderung sowie viertens die Verhütung und Be-
kämpfung der Kriminalität. Keine dieser Verpflichtungen 
erfüllt die EU; die wenigsten EU-Staaten halten sich an 
die Dublin-Verordnung. Die EU ist ein Staatenbund. Wir 
sind ein Bundesstaat, wir sind souverän. Auch das neue 
GEAS wird hier nichts ändern. Solange wir souverän 
sind, müssen wir deutsches Recht anwenden, bis die EU 
in der Lage ist, ihre vertraglichen Verpflichtungen zu 
erfüllen.

(Beifall bei der AfD)
Deutschland hat als souveräner Staat selbst das Recht, 

die eigenen Grenzen zu schützen sowie festzulegen, wer 
in Deutschland ein Bleiberecht hat und wer nicht.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sagen nur Antieuropäer! Das ist 
doch keine Alternative!)

Und das kann nach deutschem Recht niemand sein, der 
aus einem sicheren Drittstaat einreist; das ergibt sich be-
reits aus dem Grundgesetz. Hierzu bedarf es politischen 
Willens, Rückgrat oder, wie ein großer Fußballphilosoph 
einmal gesagt hat: „Eier, wir brauchen Eier.“ Die haben 
wir.

Vielen Dank und Glück auf!
(Beifall bei der AfD – Zurufe von der SPD und 

dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Sebastian Fiedler das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Sebastian Fiedler (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich muss 

hier noch ein bisschen die Testosteronfahne an mir vor-
beiziehen lassen

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Martin Hess [AfD]: Das passt zu 
Ihnen! Das glaube ich Ihnen!)

und den Würgereflex unterdrücken, beginne aber gerne 
mit meiner Rede.

Wir entscheiden hier heute über Ordnung, über Ge-
rechtigkeit und die Fähigkeit unseres Staates, zu handeln.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das gibt’s doch nicht! Ihr Einknicker 
von der SPD!)

Und ja, wir entscheiden darüber, ob Menschen unserem 
Land vertrauen können.

Der Gesetzentwurf, den wir heute beraten, und die drei 
Änderungen, die wir im Omnibusverfahren ergänzen, ge-
hören genau in diese Kategorie.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mein Gott! Was für Umfaller!)

Er ist Teil des Koalitionsvertrages und Teil unseres Ver-
sprechens. Und er ist Ausdruck einer Grundhaltung, die 
ich für die SPD, aber auch für die Koalition formuliere: 
Humanität und Ordnung sind keine Gegensätze; sie ge-
hören zusammen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Worum geht’s? Es geht, wie wir alle wissen, darum, 

dass ein funktionierendes Asylsystem zwei Dinge erfül-
len muss: Es muss Schutz gewähren, wenn Schutz gebo-
ten ist,

(Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das tut es ja gerade nicht!)

und es muss schneller zu klaren Entscheidungen kom-
men, wenn Schutz nicht erforderlich ist. Mit der Möglich-
keit, sichere Herkunftsstaaten künftig durch Rechtsver-
ordnung zu bestimmen, setzen wir ein zentrales 
Vorhaben der Koalition um. Wir beschleunigen Asyl- 
und Gerichtsverfahren. Wir schaffen Klarheit, und wir 
schaffen sie, ohne den Kern unseres Asylrechts anzutas-
ten; denn – das ist wichtig und gilt auch weiterhin – jede 
und jeder, der begründen kann, dass Verfolgung droht, 
erhält Schutz. Das bleibt unantastbar, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist so unterirdisch, was 
Sie von sich geben! Menschenrechtlich über-
haupt nicht vertretbar!)

Unsere nationale Regelung greift dort, wo unser Haus 
und der Bundesrat nicht bereits Entscheidungen getroffen 
haben. Im Anschluss schafft die Europäische Union künf-
tig Recht mit einer eigenen Liste; auf die Staaten hat 
Kollege Throm in Teilen schon hingewiesen. Wir stellen 
sicher, dass dieses Instrument verantwortungsvoll bleibt – 
das ist uns als Parlament natürlich wichtig –; denn wir 
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verpflichten die Bundesregierung, dem Bundestag alle 
zwei Jahre darüber zu berichten, wie sich die Lage in 
den jeweiligen Herkunftsstaaten geändert hat. Das ist 
Transparenz, das ist Kontrolle, und das ist gelebter 
Rechtsstaat.

Lassen Sie mich, weil das im Vorfeld häufig angespro-
chen worden ist, auch etwas zur Abschaffung des ver-
pflichtenden anwaltlichen Beistands sagen.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau!)

Wir Sozialdemokraten sind die Partei des Rechtsstaats 
und die Partei der Grundrechte,

(Zurufe von der AfD: Ah!)

aber auch die Partei der Realität und des Realismus,

(Stephan Brandner [AfD]: Seit wann das denn? 
Das ist ja ganz was Neues!)

und das ist keine Schwäche, sondern Zeichen einer guten 
Politik. Die verpflichtende Bestellung des Rechtsanwalts 
in jedem Abschiebungsverfahren klang richtig. Sie sollte 
Rückführungen erleichtern; doch sie hat das in der Praxis 
nicht bewirkt. Deswegen haben die Justizministerinnen 
und Justizminister der Länder uns zu einer Abschaffung 
geraten, und deswegen schaffen wir die Pflichtbeiord-
nung ab.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Anwälte, die Menschenrechte vertre-
ten! Das schaffen Sie jetzt ab!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zulassen?

Sebastian Fiedler (SPD):
Sehr gerne.

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Kollege Fiedler, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen. – Zu Ihren Ausführungen zur Ab-
schaffung des Pflichtanwalts in Abschiebehaftsachen: Es 
ist seit Jahren bekannt – und das ist jüngst durch Erhe-
bungen noch mal bestätigt worden –, dass wir in Abschie-
behaftsachen – und nur darum geht es ja: um Abschiebe-
haft – nach wissenschaftlichen Erhebungen eine 
Rechtswidrigkeitsquote zwischen 50 und 60 Prozent der 
Fälle haben. Das heißt: Rund die Hälfte – vielleicht 
mehr – aller Entscheidungen ist falsch. Das bedeutet: 
Menschen sind in diesem Rechtsstaat zu Unrecht in 
Haft genommen worden. Und in einer solchen Lage wol-
len Sie die Möglichkeit der Menschen, sich mit Unter-
stützung eines Anwaltes gegen rechtswidrige Entschei-
dungen dieses Staates zur Wehr zu setzen, streichen. 
Wie, Herr Kollege Fiedler, verträgt sich das mit Ihrem 
gerade vorgetragenen Bekenntnis zum Rechtsstaat?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Ein Rechtsstaat, Herr Fiedler, muss Gerechtigkeit gegen-
über jedermann, auch gegenüber ausreisepflichtigen Mi-
grantinnen und Migranten, üben und ihnen in solch ex-
tremen Situationen wie Haft natürlich einen Anwalt 
beiseitestellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Sebastian Fiedler (SPD):
Die Erklärung dafür hätte der weitere Teil meiner Rede 

geliefert: Die Grunderzählung ist falsch. Es gibt einen 
sehr guten Grund dafür, dass die Justizministerinnen 
und Justizminister der Länder, denen Sie ja implizit un-
terstellen, ihnen seien solche Zusammenhänge potenziell 
nicht bekannt oder sie würden sich nicht für einen hinrei-
chenden Rechtsbeistand einsetzen und eine ganz merk-
würdige Haltung in den Ländern einnehmen, die Ab-
schaffung befürworten.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nur die Mehrheit der Justizminister! 
Nicht alle! – Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir stellen doch nur drei Justiz-
minister/-innen! Wir haben nur drei! Wäre ja 
schön, wenn wir mehr wären!)

Es sollte Ihnen zu denken geben, dass das so ist. Zudem 
verschweigen Sie die übrigen Möglichkeiten, die es gibt. 
Es gibt ja weiterhin die Möglichkeit, anwaltliche Hilfe zu 
erhalten, so wie es das alte Recht schon beinhaltete. Es 
gibt die Möglichkeit, dass die Gerichte Verfahrenspfleger 
bereitstellen. Und es wird ein Anwalt beigeordnet, wenn 
die Rechtslage schwierig ist. Insoweit geht Ihre Grund-
darstellung fehl, wenn Sie das Wort „Pflicht“ so über-
höhen und suggerieren, es gäbe gar keine anwaltliche 
Beistellung mehr. Das ist grundfalsch und entspricht 
nicht den Tatsachen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das haben wir zusammen be-
schlossen, mit der SPD und den Grünen! Und 
jetzt knicken Sie ein! Das ist ein Fakt!)

Ich will noch ein paar Hinweise zu den drei Omnibus-
verfahren, also zu den gesetzlichen Änderungen, die wir 
hier angehängt haben, geben, weil sie sehr bedeutsam 
sind und jedes einzelne davon sehr wichtig ist. Ein Teil 
betrifft die Korrektur eines gesetzlichen Fehlers, der im 
Gesetzgebungsvorhaben des Chancen-Aufenthaltsrechts 
gemacht worden ist. Das endet, wie geplant, am 31.12.; 
aber wir geben den betroffenen Menschen und unseren 
Behörden die Sicherheit zurück, die der Bundestag ihnen 
ursprünglich versprochen hat. Hier geht es um eine sehr 
technische Korrektur. Diese Reparatur ist insoweit keine 
Gefälligkeit; sie ist einfach Ausdruck des Rechtsstaats 
und Anstands, meine Damen und Herren.

Ein weiterer Punkt ist uns wichtig. Der Kollege Throm 
hat es schon gut erläutert: Einbürgerung ist ein starkes 
Signal und ein Versprechen des Staates, das besagt: Du 
gehörst dazu. – Wer aber in diesem Prozess fälscht, 
täuscht oder besticht,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
„Unvollständige Angaben“!)
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der missbraucht dieses staatliche Versprechen. Genau 
deswegen führen wir eine zehnjährige Sperre ein. Das 
sind klare Regeln, klare Konsequenzen, und das ist eine 
klare Botschaft: Wer Deutsche oder Deutscher werden 
will, muss es redlich tun. So einfach ist der Zusammen-
hang.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wir tun noch etwas, was uns wichtig ist und was auch 

außenpolitisch große Bedeutung hat: Wir passen § 96 
Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes an und nehmen Groß-
britannien auf. Das war erforderlich nach dem Brexit. 
Hier muss eine Lücke geschlossen werden, die Schleuser 
ausgenutzt haben. Diese schließen wir. Das ist ein Beitrag 
zur Bekämpfung der Organisierten Kriminalität, ein Sig-
nal an unsere britischen Partner in den 17 gemeinsamen 
Leuchtturmprojekten und ein notwendiger Schritt für 
mehr Sicherheit in Europa.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusammen-
fassen: Das Gesetz wird von vielen möglicherweise nicht 
mit Fanfaren gefeiert; aber es ist ein Gesetz, das unseren 
Staat stärker und einen Schritt klarer, einen Schritt ge-
rechter und einen Schritt effizienter macht. Entgegen vie-
ler Erzählungen bleibt dieser Staat human, aber eben auch 
handlungsfähig, ein Staat, der schützt, aber eben nicht 
wegschaut, ein Staat, der fair ist zu denen, die Schutz 
suchen, und zu denen, die ihn geben. Wir legen ein Ge-
setz vor, das nicht von Ideologie getragen ist, sondern von 
Verantwortung, nicht von Symbolen, sondern von Lösun-
gen. Lassen Sie uns also bitte gemeinsam zustimmen, für 
einen Rechtsstaat, der stark ist, für ein geregeltes Asyl-
system und für ein Land, das bleibt, wie es ist, nämlich 
menschlich!

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Ulle 
Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Echt? Geht es noch ein bisschen weniger pa-
thetisch?)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen darf ich Filiz 

Polat das Wort erteilen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Mit der Einstufung sicherer Herkunftsstaaten per 
Rechtsverordnung greift die Bundesregierung gezielt 
rechtsstaatliche Grundpfeiler an. Für uns ist klar: Asyl-
verfahren werden ausgehöhlt, das Parlament systema-
tisch entmachtet und das Grundgesetz missachtet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Herr Dobrindt entzieht sich hier klar der parlamentari-
schen Kontrolle. Das findet nicht Zustimmung aus unse-
rer Fraktion. Das Vorgehen verstößt nach Auffassung 
meiner Fraktion dem Wesentlichkeitsgrundsatz und dem 
Parlamentsvorbehalt, die besagen, dass maßgebliche po-

litische Entscheidungen vom Parlament durch ein Ge-
setzgebungsverfahren zu treffen sind und nicht von Herrn 
Dobrindt durch Verordnung, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – 
Dr. Christian Wirth [AfD]: Das ist EU-Recht!)

Zugleich missachtet der Innenminister hier die klare Vor-
gabe des Grundgesetzes – ich empfehle allen, noch mal in 
Artikel 16a zu schauen –: Der Bundesrat ist zu beteiligen.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Ach! Plötzlich 
betonen Sie das!)

Diese Regelung findet nach unserer Rechtsauffassung 
eben auch Anwendung auf die europäisch geregelten 
Schutztitel.

Meine Damen und Herren, dieses Gesetz ist verfas-
sungswidrig; da sind wir uns sehr klar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)

Um es auch hier noch mal deutlich zu machen: Diese 
Rechtsauffassung wurde in der Sachverständigenanhö-
rung geteilt. Selbst der Sachverständige der SPD, Herr 
Wittmann, liebe Koalition, kommt zu dieser Einschät-
zung.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört!)

Ich will ihn zitieren:

„Auch wenn die Ausschaltung der Vetoposition des 
Bundesrats“

– also die Nichtbeteiligung des Bundesrates –

„… politisch opportun sein sollte, sprechen erheb-
liche Gründe der politischen Klugheit und des Res-
pekts vor fundamentalen Rechtspositionen dafür, 
die Entscheidung im Bundestag als unmittelbar le-
gitimierten Entscheidungsgremium zu belassen.“

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Throm [CDU/CSU]: Das ist aber 
kein Rechtsargument! – Martin Hess [AfD]: 
Das ist kein Rechtsgrund! Nicht mal argumen-
tieren können Sie!)

Er kommt eindeutig zu dem Schluss, dass dieses Gesetz 
verfassungswidrig sein wird.

Aber warum dieser verfassungswidrige Umgehungs-
tatbestand? Sie wollen – und das hat der Kollege Throm 
gesagt – Länder wie Marokko und Tunesien einfach mal 
so zu sicheren Herkunftsländern erklären.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Das steht im 
Koalitionsvertrag!)

Frau Ludwig, Sie haben ja etwas ganz anderes im Aus-
schuss gesagt. Sie haben gesagt, Sie wüssten noch gar 
nicht, wie die Menschenrechtslage ist, Sie müssten erst 
den Außenminister hinzuziehen. Aber Frau Roth hat es 
Ihnen ja noch einmal erklärt: Die Menschenrechtslage in 
diesen Ländern ist fatal. Sie ist für die queere Community 
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fatal; die Menschen werden systematisch diskriminiert, 
verfolgt und kriminalisiert. Das ist mit uns nicht zu ma-
chen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Das Problem, liebe SPD: Sie ermächtigen den Innen-
minister Dobrindt damit, Verfolgerstaaten einen Frei-
fahrtschein auszustellen. Das ist und wird menschen-
rechtlich eine Katastrophe sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie erklären jetzt reihenweise Länder als sicher. Die 
Folge ist übrigens – das hat Herr Throm gesagt –, dass 
Menschen aus diesen sicheren Herkunftsländern ein Ar-
beitsverbot bekommen. Wissen Sie, wie viele Geflüch-
tete dann hier leben werden, die nicht arbeiten dürfen? 
Und dann werden diese Fraktionen hier von einer Zuwan-
derung in die Sozialsysteme sprechen. Das geht gar nicht 
und ist mit uns nicht zu machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken – Martin Hess [AfD]: Wir 
schieben die gleich wieder ab, bzw. die kom-
men bei uns gar nicht erst rein!)

Dann noch ein Punkt – der Kollege Limburg hat es 
angesprochen –: Wir haben sehr lange für den Pflicht-
beistand in Abschiebehaftsachen gekämpft, und mit Er-
folg. Es geht auf unseren Verhandlungserfolg zurück, 
dass wir ihn in der Ampel erst letztes Jahr eingeführt 
haben. Denn wir haben eine systematisch rechtswidrige 
Anordnungspraxis. Bis zu 40 Prozent – andere sprechen 
von 60 Prozent – der Menschen, die inhaftiert werden, 
sind strafrechtlich nicht in Erscheinung getreten. Wir ha-
ben in Deutschland also bis zu 60 Prozent Menschen in 
Haft, die kein Verbrechen begangen haben.

(Martin Hess [AfD]: Das wissen Sie doch gar 
nicht! – Stephan Brandner [AfD]: Das kommt 
bei GEZ-Verweigerern auch vor!)

Deswegen muss dieser Pflichtbeistand beibehalten wer-
den.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)

Da sind wir uns mit dem Deutschen Anwaltverein und der 
Bundesrechtsanwaltskammer einig.

Und ganz ehrlich: Sie müssen noch einmal in Ihren 
Gesetzentwurf schauen. Wenn man 24 Stunden vor der 
entscheidenden Ausschusssitzung so eine Sperre rein-
haut –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete!

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– und jetzt hier davon spricht, dass bei Einbürgerungen 

falsche Angaben gemacht werden –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete!

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– im Gesetzestext steht: „unvollständige Angaben“ –, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin Polat, Ihre Redezeit!

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– dann wird das fatale Folgen haben für die Familien 

und die Kinder, die sich einbürgern lassen wollen.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich Clara Bünger das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Dobrindt, Sie reden immer von Ordnung, 
erzeugen aber Chaos. Ihre Politik ist ein offener Angriff 
auf Grundrechte und auf die Gewaltenteilung. Ihre Vor-
schläge in der Migrationspolitik bringen nichts außer Ap-
plaus vom rechten Rand.

(Stephan Brandner [AfD]: Das stimmt doch 
gar nicht!)

Mit Ihren illegalen Zurückweisungen, dem Aussetzen des 
Familiennachzugs, Ihrem eiskalten Umgang mit den 
Menschen aus Afghanistan setzen Sie die Forderungen 
der AfD um.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Skandal ist: Die stimmen Ihnen heute auch noch zu. 
Das sollte Ihnen zu denken geben.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und der 
Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Jetzt schlagen Sie vor, dass nicht mehr das Parlament 
entscheidet, welche Länder als sicher gelten und welche 
nicht, sondern die Bundesregierung per Verordnung.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Unfassbar!)

Das ist keine Reform, das ist eine Machtverschiebung – 
weg vom Parlament, weg von demokratischer Kontrolle, 
hin zu politischer Willkür.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber was heißt das konkret? Es heißt: Sie können mit 
einem Federstrich festlegen, welches Land sicher ist. 
Und wer aus diesem Land flieht, hat keine Chance auf 
Schutz. Es gibt keine fairen Verfahren, keinen effektiven 
Rechtsschutz. Das ist ein Asylverfahren zweiter Klasse, 
und das halten wir für verfassungswidrig, sehr geehrte 
Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)
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Sie sagen, dass die Einzelfallprüfung bleibt. Aber die 
Realität wird eine andere sein; denn wenn ein Staat als 
sicher gilt, wird der Asylantrag zur Formsache. Auch wer 
wirklich verfolgt ist, hat kaum noch eine Chance auf ein 
faires Verfahren und Anerkennung.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Das stimmt doch gar 
nicht!)

Als wäre das nicht schon schlimm genug, setzen Sie noch 
einen obendrauf und wollen den Menschen in Abschie-
behaft den Pflichtanwalt streichen, obwohl wir wissen: 
Jede zweite dieser Inhaftierungen ist rechtswidrig. Was 
bleibt denn noch vom Rechtsstaat, wenn ein entscheiden-
der Schutz, ein Anwalt oder eine Anwältin, gestrichen 
wird? Und das Schlimmste an diesem Gesetz: Es löst 
kein einziges Problem.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es baut keine Wohnung,
(Stephan Brandner [AfD]: Es macht Wohnun-

gen frei!)
es stellt keine Lehrkraft ein, es unterstützt keine einzige 
Kommune in diesem Land. Aber es erzeugt Bilder: Bilder 
von Härte, Bilder Ihrer rechten Symbolpolitik auf dem 
Rücken der Schutzlosen.

Wir wissen, wie diese Erzählung funktioniert: Der 
Druck kommt von rechts, die Mitte zieht nach, und am 
Ende verliert der Rechtsstaat, sehr geehrte Damen und 
Herren.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf von der AfD: 
Nein, der gewinnt dann!)

Doch ich sage Ihnen klipp und klar: Ein anderer Weg ist 
möglich. Wir können uns hier entscheiden für Grund-
rechte, die für alle gelten. Denn jedes Recht, das Sie einer 
Gruppe von Menschen wegnehmen, ist ein Recht, das wir 
am Ende alle verlieren werden.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Brandner [AfD]: Warum?)

Und ich sage Ihnen noch eines: Der größte Tiefpunkt 
ist nicht, dass der Innenminister diesen Vorschlag über-
haupt macht, sondern, dass die SPD diesen Vorschlag 
tatsächlich mitträgt.

(Stephan Brandner [AfD]: Was ist das denn für 
ein wirres Gerede? Das müssen Sie uns mal 
erklären!)

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken und dem BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Bundesregierung darf ich der Parlamentari-

schen Staatssekretärin beim Bundesminister des Inneren, 
Daniela Ludwig, das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Daniela Ludwig, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister des Innern:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, 
in der Tat, seit der Regierungsübernahme vollziehen wir, 
jedenfalls die Union, die von uns versprochene Migrati-
onswende. Wir ziehen dabei – ich glaube, das ist in dieser 
Debatte extrem wichtig – eine klare Grenze zwischen 
legaler und illegaler Migration; denn diese Unterschei-
dung geht in den öffentlichen Debatten oftmals gerne 
unter.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält mehrere sehr 
wichtige Schritte auf dem Weg zu noch mehr Migrations-
wende, wie sie dieses Land auch braucht.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das sind alles nur Plattitüden!)

Es ist gerade erläutert worden: Ja, wir bestimmen sichere 
Herkunftsländer künftig per Rechtsverordnung. Warum 
ist es wichtig, dass wir sichere Herkunftsländer rechts-
verbindlich bestimmen? Wenn wir es nicht tun, setzen wir 
die Überforderung von Ländern und Kommunen bei Fra-
gen der Asylantragsbearbeitung, der Unterbringung und 
auch der Versorgung ungehemmt weiter fort.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es 
geht um unsere Verfassung!)

Dem müssen wir endlich ein Ende setzen. – Das war 
Punkt eins.

Punkt zwei: Diese Regelung – das geht auch gerne 
unter – ist zugunsten derer, die wirklich unseren Schutz 
brauchen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was ist das denn für eine Sprache?)

Denn um die muss es uns doch gehen. Natürlich bleiben 
wir weiterhin ein Land, das Schutzsuchenden offensteht, 
selbstverständlich. Und diese Schutzsuchenden haben 
auch Anspruch auf ein ordentliches Verfahren und Kapa-
zitäten vor Ort. Das ist unsere Verpflichtung – deswegen 
dieser Gesetzentwurf.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Natürlich entlasten wir damit unsere Behörden vor Ort; 
denn was eine Überlastung von Ausländerbehörden be-
deutet, haben wir in den letzten Jahren zur Genüge gese-
hen: viel zu lange Verfahren, viel zu lange Rechtsunsi-
cherheit für die Menschen, die Anträge stellen. Das hat 
jetzt ein Ende. Deswegen ist es richtig, dass wir Her-
kunftsstaaten mit sehr geringer Anerkennungsquote im 
Wege der Rechtsverordnung schneller als bisher ver-
bescheiden.

Liebe Frau Polat, das ist auch ein Problem, weil Sie 
hier über Jahre blockiert haben: Sie haben über Jahre 
billigend in Kauf genommen, dass unsere Behörden über-
lastet sind, dass die Bundesländer überlastet sind und 
dass unsere Kommunen überlastet sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Das ist für uns definitiv nicht weiter akzeptabel. Wenn 
wir über die Verfahren sprechen und Sie sich hierhin-
stellen und sagen: „Wenn wir jetzt den verpflichtenden 
Rechtsbeistand abschaffen, sind die Menschen schutz-
los“, dann haben Sie vielleicht nicht gehört, wie es meine 
Vorredner aus den Koalitionsfraktionen gesagt haben, 
dass das Gegenteil richtig ist. Wir nehmen nur von der 
politischen Fehleinschätzung Abstand, dass es eine ver-
pflichtende Beistellung geben muss. Es gibt diese Bei-
stellung, wenn sie juristisch notwendig ist, aber auch 
nicht mehr.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Staatssekretärin, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zulassen?

Daniela Ludwig, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister des Innern:

Nein, ich bin schon fast im Minusbereich. Danke.
(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört! Im Minus, interessant!)

Neben allen anderen Dingen, die wir hier regeln, ist es 
mit Blick auf unsere Freunde aus Großbritannien wichtig, 
dass Schleusungen in Richtung Großbritannien künftig 
strafbar sind. Das ist ein ganz wichtiger außenpolitischer 
Punkt.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf auf die Redezeit aufmerksam machen.

Daniela Ludwig, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister des Innern:

Es ist auch richtig, dass wir bei der Frage der Einbür-
gerung Tricksern und Täuschern jetzt final das Handwerk 
legen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Staatssekretärin!

Daniela Ludwig, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister des Innern:

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU – Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dann hätten 
Sie auch noch eine Frage annehmen können!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Christopher Drößler das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Christopher Drößler (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir müs-

sen grundsätzlich über das Thema Migration sprechen, 
auch heute wieder. Ein Dreivierteljahr nachdem die 
Union die Migrationswende versprochen hat, sieht man 
erste zaghafte Vorstöße, um die legalistische Vorausset-
zung dafür zu schaffen.

Lassen Sie uns Klartext sprechen: Die ununterbro-
chene Zuwanderung nach Deutschland destabilisiert un-
sere Gesellschaft,

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie destabilisieren unsere Gesellschaft!)

bringt unseren Sozialstaat an den Rand des Kollapses und 
zieht nicht zuletzt jede Menge Kriminalität nach sich. Nur 
ein Beispiel: Im Jahr 2024 waren afghanische Staatsange-
hörige, bezogen auf die jeweilige Bevölkerungsgröße, 
gegenüber Deutschen rund 1 000-mal häufiger tatver-
dächtig als deutsche Staatsangehörige gegenüber Afgha-
nen. Und Asylbewerber mit afghanischer Staatsangehö-
rigkeit gehören zur Gruppe der drei am häufigsten 
abgelehnten Asylbewerber. Wer das noch mal nachlesen 
will: Das „Freilich Magazin“ hat einen Artikel zu meiner 
Kleinen Anfrage erst neulich auf seine Seite hochgela-
den.

Eine Umkehrung des Migrationswahnsinns ist somit 
eine Frage staats- und gesellschaftspolitischer Verant-
wortlichkeit.

(Beifall bei der AfD)
Natürlich würden rot-grüne Kräfte unser Land lieber im-
plodieren lassen, ehe sie die Grenzen schließen. Aber 
gegen diesen kosmopolitischen Wahnsinn von links 
wird sich eine verantwortungsbewusste Regierung nun 
mal durchsetzen müssen. Bislang hat die Union sich der 
SPD gefügt, und man muss davon ausgehen, dass dies 
auch so bleibt. Schließlich verlässt sich die CDU/CSU 
ja mittlerweile auch ganz offen auf links außen, um ihre 
Rentenpolitik durchzuboxen, so wie Kanzler Merz es 
auch nur dank der linken Stimmen in sein Amt schaffte.

(Zuruf von der CDU/CSU: Er hatte die Kanz-
lermehrheit!)

Es ist kein Geheimnis, dass die Massenmigration auch 
deshalb bislang nicht gestoppt wurde, weil der beste-
hende Rechtsrahmen dafür kaum Raum zulässt

(Clara Bünger [Die Linke]: Hören Sie auf, 
Lügen zu verbreiten!)

und politisierte Richter kontraproduktive Urteile spre-
chen. Man erinnere sich an die Posse um das Verwal-
tungsgericht Berlin und drei Somalier im Sommer dieses 
Jahres.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Clara 
Bünger [Die Linke]: Der Rechtsstaat!)

Es ist also sehr zu begrüßen, dass die Regierung die 
Rückführung von ausreisepflichtigen Ausländern erleich-
tern möchte. Es wäre ein erster, winziger Schritt in Rich-
tung Remigration. Das heißt: millionenfache Remigrati-
on.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Filiz 
Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Also, 
wirklich! Das darf hier nicht gesagt werden! 
Das ist verfassungswidrig! – Zuruf der Abg. 
Clara Bünger [Die Linke])

Es befinden sich knapp 1 Million abgelehnte Asylbewer-
ber in Deutschland und fast 2,5 Millionen weitere Aus-
länder mit Schutzstatus, die aber natürlich auch eines 
Tages wieder gehen müssen. Kleine Erinnerung: Asyl 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 48. Sitzung. Berlin, Freitag, den 5. Dezember 2025                                5684 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Parl. Staatssekretärin Daniela Ludwig 



ist nur temporär und kein Einwanderungsticket. Sofern 
bestehende Gesetze und supranationale Abkommen, 
Dinge wie Dublin Ill, hier ein Hindernis darstellen, so 
muss sich die Bundesregierung auch auf EU-Ebene dafür 
einsetzen, dass Europa sein Rechtswesen reformiert be-
kommt, und zwar nicht nur ein wenig, sondern fun-
damental.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Christopher Drößler (AfD):
Und wenn es nötig ist, muss man das nationale Recht 

wieder von der EU-Vereinnahmung befreien. Wenn Sie 
es nicht tun, dann werden wir es tun.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir für die 

CDU/CSU-Fraktion Detlef Seif.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Detlef Seif (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lassen Sie 

mich am Ende der Debatte noch auf einige Punkte ein-
gehen. Frau Bünger, Frau Polat, was war das wieder für 
ein Feuerwerk an Falschbehauptungen, an Fehleinschät-
zungen!

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt überhaupt nicht!)

Auch die Rechtslage wurde komplett falsch dargestellt.
(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hören Sie den Sachverständigen zu! 
Es ist verfassungswidrig, was Sie machen!)

Es ist einfach unzumutbar, dass Sie Begriffe wie „grund-
rechtswidrig“, „verfassungswidrig“, „rechtswidrig“ in so 
inflationärer Zahl in den Mund nehmen. Das ist nicht in 
Ordnung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Fiedler [SPD] – Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein! Das ist 
so! – Zuruf von der AfD: Das tun Sie ja auch 
bei uns! Das ist der Modus Operandi!)

Die Behauptung, dass die Bestimmung sicherer Her-
kunftsstaaten bei Flüchtlingsschutz und subsidiärem 
Schutz nicht durch Rechtsverordnung der Bundesregie-
rung erfolgen dürfe,

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das hat Herr Wittmann gesagt! Haben 
Sie zugehört? – Zuruf der Abg. Clara Bünger 
[Die Linke])

ist falsch. Linke und Grüne behaupten einen Verstoß ge-
gen die Wesentlichkeitstheorie und gegen den Par-
lamentsvorbehalt,

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

verschweigen aber einen wesentlichen Punkt, auf den 
Staatssekretärin Ludwig schon hingewiesen hat: Die 
Grundrechte sind in keinem Ansatz betroffen. Es geht 
um eine Beschleunigung der Verfahren. Es geht aber 
nicht darum, hier irgendwo in Grundrechte einzugreifen.

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])
Wer verfolgt ist, bekommt nach wie vor Schutz.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Der Bundesrat muss der Bestimmung sicherer Her-
kunftsländer nach der Richtlinie 2013/32/EU nicht zu-
stimmen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Herr Seif, kennen Sie den Artikel 16a? – Ge-
genruf der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nee! Herr Seif kennt das 
Grundgesetz nicht mehr! Das ist unfassbar! 
Das hätte ich ihm nicht zugetraut!)

Denn die Zustimmungspflicht nach Artikel 16a Absatz 3 
des Grundgesetzes bezieht sich ausschließlich auf das 
Asylrecht.

(Clara Bünger [Die Linke]: Nein, eben nicht!
Bei Einführung des Artikels 16a im Jahr 1993 konnte der 
Gesetzgeber doch noch gar nicht wissen, dass einige 
Jahre später die Schutzformen des subsidiären Schutzes 
und des Flüchtlingsschutzes von der EU entwickelt wür-
den.

(Clara Bünger [Die Linke]: Das muss ja ir-
gendwie ausgelegt werden!)

Deshalb können diese Schutzformen schon wegen der 
Entstehungsgeschichte gar nicht von der Vorschrift er-
fasst sein. In der Sachverständigenanhörung wurde auch 
darauf hingewiesen, dass dies

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: … mit Verfassungsrecht unvereinbar 
ist!)

systematisch so auszulegen ist, wie ich es Ihnen gerade 
gesagt habe. Wenn es nämlich eine weiter gehende Zu-
stimmungspflicht des Bundesrates gegeben hätte, dann 
hätte der Gesetzgeber sie seinerzeit bei den allgemeinen 
Zuständigkeitsregeln nach Artikel 72 und 74 des Grund-
gesetzes verortet und eben nicht bei der speziellen Vor-
schrift des Artikels 16a Absatz 3. Da wundert es mich, 
mit welcher Nonchalance und Oberflächlichkeit Sie sol-
che Dinge hier bewerten, die man einfach nachvollziehen 
könnte.

(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Man merkt, 
dass Sie nervös werden, Herr Seif!)

Auch bei der Abschaffung des Pflichtanwalts bei Ab-
schiebehaft und Ausreisegewahrsam liegen die Grünen 
und die Linken falsch. Ja, ich habe die Worte von einer 
Rechtsanwältin im Ohr, die Sachverständige war und be-
hauptet hat, es gebe hier 50 Prozent Rechtswidrigkeit.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 48. Sitzung. Berlin, Freitag, den 5. Dezember 2025                                                                                                                                                                                                 5685 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Christopher Drößler 



(Clara Bünger [Die Linke]: Die hat mehr Sach-
verstand als Sie! – Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: 50 Organisationen ha-
ben Ihnen das geschrieben!)

Das habe ich gehört. Ich habe auch Pro Asyl gehört, das 
sich auf genau diese Aussage bezieht. Ich habe aber keine 
Untersuchung dazu gefunden.

Sie behaupten, es gebe Untersuchungen und Feststel-
lungen. Entsprechendes gibt es überhaupt nicht; auch das 
ist eine Falschbehauptung.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Ein Sachverständiger, der Sachverständige Fritzsch, 

hat zu Recht gesagt, dass durch die verpflichtende An-
waltsbeiordnung ein Frühwarnsystem geschaffen wurde, 
das es den Betroffenen ermöglicht, unterzutauchen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Kollege Seif.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Es ist gut, dass wir mit dem heutigen Gesetz diesem 

Spuk ein Ende bereiten.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie schleifen hier wirklich die Grund-
sätze der Menschenrechte und verkaufen uns 
das so! Das ist unfassbar!)

Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir kommen zur Abstimmung über den von den Frak-

tionen der CDU/CSU und SPD eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Bestimmung sicherer Herkunftsstaaten durch 
Rechtsverordnung und Abschaffung des anwaltlichen 
Vertreters bei Abschiebungshaft und Ausreisegewahr-
sam.

Dazu liegen zwei Erklärungen zum Abstimmverhal-
ten vor.1)

Der Innenausschuss empfiehlt in seiner Beschlussemp-
fehlung auf Drucksache 21/3079, den Gesetzentwurf der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 
21/780 in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfas-
sung zustimmen wollen, um das Handzeichen. – AfD- 
Fraktion, CDU/CSU-Fraktion, SPD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke. 
Wer möchte sich der Stimme enthalten? – Das ist 
niemand. Damit ist der Gesetzentwurf in der zweiten 
Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Die Fraktionen Bündnis 90/Die 
Grünen und Die Linke haben namentliche Abstimmung 
verlangt. Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimme nach Eröff-
nung der Abstimmung 20 Minuten Zeit. Die Schriftfüh-
rerinnen und Schriftführer bitte ich, die vorgesehenen 
Plätze einzunehmen. – Ich sehe das Zeichen, dass die 
Plätze an den Urnen besetzt sind.

Damit eröffne ich die namentliche Abstimmung über 
den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD. Das bevorstehende Ende der namentlichen Abstim-
mung wird rechtzeitig bekannt gegeben. Die Abstim-
mungsurnen werden um 14:27 Uhr geschlossen.2)

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 32 sowie den 
Zusatzpunkt 12: 

32 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Finanzausschusses (7. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Robin Wagener, 
Dr. Sebastian Schäfer, Claudia Roth, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
Eingefrorenes russisches Staatsvermögen der 
Ukraine vollumfänglich zur Verfügung stellen

Drucksachen 21/572, 21/3084

ZP 12 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit (16. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Harald 
Ebner, Dr. Konstantin von Notz, Dr. Julia 
Verlinden, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Sicherheit stärken – Russische Atomgeschäfte 
in der Brennelementefabrik Lingen unterbin-
den

Drucksachen 21/354, 21/3103

Über beide Beschlussempfehlungen werden wir später 
namentlich abstimmen.

Für die Aussprache haben wir eine Dauer von 30 Mi-
nuten vereinbart.

Ich darf die Aussprache eröffnen. Für die SPD-Frak-
tion hat Johannes Schraps das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Johannes Schraps (SPD):
Vielen Dank. – Verehrter Herr Präsident! Sehr geehrte 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Menschen in der Ukraine bereiten sich gerade auf 
den vierten Kriegswinter vor – vier Jahre, vier Winter 
in Folge, in denen Russland immer wieder gezielt Ener-
gieinfrastruktur und zivile Wohngegenden angreift, um 
die ukrainische Zivilbevölkerung zu zermürben. Genau 
vor diesem Hintergrund müssen wir heute über die Nut-

1) Anlage 12 2) Ergebnis Seite 5694 A
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zung eingefrorener russischer Vermögen und über den 
vorliegenden Antrag der Grünen sprechen,

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der ist gut, gell?)

der in seiner Zielrichtung – und das will ich hier zu 
Beginn sehr klar sagen – absolut richtig ist. Die Ukraine 
braucht unsere ungebrochene Solidarität. Sie braucht un-
sere verlässliche militärische Unterstützung. Sie braucht 
humanitäre Hilfe. Und sie braucht auch langfristige fi-
nanzielle Zusagen, verehrte Kolleginnen und Kollegen. 
Darum geht es.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Russland wird für die verheerenden Schäden dieses 
Angriffskrieges zahlen müssen. Auch die Koalitionsfrak-
tionen teilen dieses Ziel ausdrücklich. Für die Bundes-
regierung hat Kanzler Merz zu Beginn dieser Woche 
nochmals deutlich gemacht, dass die EU Verantwortung 
übernehmen muss, dass Europa selbst entscheidet, wie 
wir mit den eingefrorenen Vermögen umgehen. Deshalb 
finde ich es sehr begrüßenswert, dass Friedrich Merz 
heute kurzfristig – wenn ich das der Presse richtig ent-
nommen habe – noch nach Belgien reist und vielleicht 
sogar schon auf dem Weg ist, um dort mit Bart De Wever 
darüber zu sprechen, wie wir die rechtlich möglichen 
Wege nutzen können, um zusätzliche Mittel für die 
Ukraine zu mobilisieren. Das ist richtig, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Isabelle Vandre [Die 
Linke])

Zusätzliche Mittel – das betone ich ausdrücklich – müs-
sen genau das sein, nämlich zusätzlich. Sie dürfen bishe-
rige Hilfen nicht einfach ersetzen. Auch deshalb wün-
schen wir Herrn Bundeskanzler Merz für die Gespräche 
in Belgien ein gutes Händchen.

Trotz Übereinstimmung in der Zielrichtung können 
wir den Antrag der Grünen leider nicht mittragen, und 
das will ich natürlich gerne begründen.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist sehr schade!)

Ich würde das gerne an zwei Punkten deutlich machen. 
Die EU-Kommission hat gerade vorgestern ganz kon-
krete Vorschläge vorgelegt, um die russischen Vermögen 
tatsächlich nutzbar zu machen. Während der Antrag der 
Grünen – das wird ja schon in der Überschrift deutlich – 
eine vollumfängliche Übertragung der Vermögen fordert, 
was völkerrechtlich mindestens ungeklärt und damit sehr 
problematisch ist, zeigt die EU-Kommission in ihrem 
Vorschlag auf, wie die Nutzung über das Modell eines 
sogenannten Reparationsdarlehens rechtssicher gestaltet 
werden könnte.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Unser Antrag wurde auch geschrieben 
vor diesem Vorschlag!)

Es ist ein Modell, bei dem die Vermögenswerte eingefro-
ren bleiben und das vorsieht, dass die Ukraine dieses 
Darlehen nur dann zurückzahlen muss, wenn Russland 
Reparationen leistet. Ansonsten greifen die eingefrorenen 
Assets. Das ermöglicht die Nutzung dieser eingefrorenen 
Vermögenswerte, kommt aber eben nicht einer direkten 
Enteignung gleich und berücksichtigt deshalb die Staa-
tenimmunität, die für uns an anderer Stelle auch wichtig 
ist, verehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Der Antrag verlangt leider genau das, was ich gerade 
beschrieben habe und wovor uns mehrere EU-Rechts-
dienste, auch internationale Juristinnen und Juristen und 
nicht zuletzt Belgien ausdrücklich warnen, nämlich eine 
rechtlich angreifbare Maßnahme, die am Ende die 
Ukraine sogar schwächen könnte, wenn sie vor Gericht 
scheitert. Und schwächen möchten wir die Ukraine auf 
keinen Fall, verehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Deborah Düring [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Welches Modell wollt ihr 
denn?)

Gerade mit Blick auf Belgien wird ein zweiter zentra-
ler Punkt deutlich; denn dort zeigt sich, dass der Antrag 
der Grünen die zentrale Rolle dieses Landes und die Not-
wendigkeit, zu einer gemeinsamen europäischen Lösung 
zu kommen, leider ignoriert. Es sind 185 Milliarden Euro 
der russischen Zentralbank, die bei Euroclear in Belgien 
liegen, in einem belgischen Finanzinstitut. Belgien trägt 
damit ein enormes Haftungs- und Regressrisiko. Das hat 
es in den vergangenen Wochen mehrfach deutlich ge-
macht. Und selbst Bundeskanzler Merz hat vor einigen 
Tagen eingeräumt, dass er anstelle der belgischen Regie-
rung ganz ähnlich argumentieren würde. Deshalb ist es 
gut, dass wir die Sorgen unseres Nachbarn ernst nehmen 
und viele Gespräche dazu führen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wenn wir heute also beschließen würden, was die Grü-

nen fordern, nämlich dass die Bundesregierung voll-
umfänglich, wie es in dem Antrag heißt, darauf hinwirken 
soll, dann riskieren wir, dass Belgien blockiert. Wir ris-
kieren, dass der gesamte EU-Kompromiss scheitert, und 
wir riskieren, dass damit auch die Nutzung der russischen 
Assets im Rahmen des Kommissionsvorschlags nicht 
mehr möglich ist. Das sollten wir nicht riskieren. Ohne 
Belgien, den Staat, der die Vermögen hält, wird es ganz 
real keine Lösung in dieser Situation geben.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Der Kanzler hätte auch schon letzte Woche 
fahren können!)

Der Antrag der Grünen blendet diese politische Realität 
leider völlig aus, verehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, als Sozialdemokra-

tinnen und Sozialdemokraten unterstützen wir den Vor-
schlag der EU-Kommission ausdrücklich; denn aus unse-
rer Sicht ermöglicht er die Nutzung der russischen 
Vermögen im Einklang mit dem Völkerrecht. Er ermög-
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licht ein Reparationsdarlehen von bis zu 210 Milliarden 
Euro. Er ermöglicht eine faire Risikoteilung unter allen 
EU-Mitgliedstaaten. Er ermöglicht zusätzliche Mittel für 
die Ukraine, und – vielleicht am allerwichtigsten – er 
setzt ein ganz starkes europäisches Signal an Russland, 
dass Aggression nicht belohnt wird, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen. Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass auf 
dem anstehenden EU-Gipfel eine Grundsatzentscheidung 
für die Nutzung der Assets getroffen wird, wie sie bereits 
auf dem Gipfel in Kopenhagen Anfang Oktober vorberei-
tet wurde.

Wir stehen fest an der Seite der Ukraine. Wir wollen, 
dass Russland für seinen Angriffskrieg zahlt. Wir wollen 
die eingefrorenen Vermögen nutzen, soweit das rechtlich 
möglich und politisch durchsetzbar ist. Aber wir wollen 
keinen Antrag, der das juristische Fundament untergräbt, 
der Belgien isoliert und damit die Lösung insgesamt ge-
fährdet. Deshalb lehnen wir den Antrag der Grünen ab, 
nicht trotz, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Kollege.

Johannes Schraps (SPD):
– sondern gerade wegen unseres fest entschlossenen 

Engagements für die Ukraine.
Ich danke herzlich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Kay Gottschalk das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Kay Gottschalk (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Zuschauer! Ich 

muss die Rede wieder umstellen. Reparationsdarlehen – 
Chapeau! Ich denke, eine Friedenskonferenz legt fest, 
wer Reparationen zu zahlen hat. Dass Reparationen meis-
tens zu noch schlimmeren Eskalationen führen, hat Ver-
sailles bestätigt. Dass Sie sich hier so äußern, also aus der 
Geschichte nichts lernen, zeigt Naivität oder Kalkül, Herr 
Schraps.

(Beifall bei der AfD – Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was? Ich 
glaube, eine Partei hat nichts aus der Ge-
schichte gelernt! – Johannes Schraps [SPD]: 
Das sagen Sie?)

Zum Antrag der Grünen muss ich sagen: Naivität, 
Dummheit, was ist es?

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Reden Sie von sich gerade?)

Ich zitiere:

„Die vollumfängliche Nutzung der eingefrorenen 
russischen Staatsvermögen stellt eine geeignete 
Maßnahme […] dar, die politisch und moralisch ge-
boten ist.“

Meine Damen und Herren, wer Moral über das Recht 
stellt, der bedient das Ende des Rechtsstaats. Und wir 
als AfD sind Rechtsstaatspartei und bleiben auf dem 
Boden des Rechtsstaates!

(Beifall bei der AfD – Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: Ein Teil des russischen Geldes 
liegt bei Ihnen im Koffer! – Zurufe der Abg. 
Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Ich komme immer mehr zum Schluss, dass die Bünd-
nisgrünen mit diesem Antrag das größte innen- und auch 
außenpolitische Risiko für Deutschland sind, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der AfD – Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich glaube, 
Sie reden von sich bei dem Risiko!)

Mit Ihrer Gründung als friedensbewegte Partei hat das 
allemal nichts mehr zu tun. Sie sind Kriegspartei.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So ein Quatsch!)

Sie sind kriegslüstern, meine Damen und Herren von den 
Grünen. Das muss man Ihnen in dieser Offenheit einfach 
mal sagen.

(Beifall bei der AfD – Thomas Rachel [CDU/ 
CSU]: Sie unterstützen einen Aggressor!)

Selbst wenn man nicht mehr mit beiden Beinen auf 
dem Boden des Rechtsstaats steht

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: So 
wie Sie, meinen Sie?)

– was die Grünen mit diesem Antrag zeigen –, muss man 
sagen: Wer Ideologie zum Dogma erhebt, bei dem fehlt 
meistens auch die Rationalität bei der Entscheidungsfin-
dung.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt haben Sie aber alles aus der Mot-
tenkiste herausgeholt! – Weiterer Zuruf vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Schließen Sie 
doch bitte von sich selbst nicht auf andere! – 
Zuruf von der SPD: Reden Sie eigentlich die 
ganze Zeit über sich selber?)

Auch da haben Sie völlig danebengelegen.
Die EU hat das, was Sie beantragen, doch längst auf-

gegriffen; das hat der Kollege Schraps hier eben erwähnt. 
Und sie hat das getan, was man eigentlich auch von Ihnen 
als Ex-Regierungspartei als Minimum hätte erwarten 
können, nämlich erstens zu prüfen, ob die Maßnahmen 
einen verfassungskonformen, legitimen Zweck verfol-
gen, der im deutschen – ja, merken Sie von den Grünen 
sich das Wort! – Interesse liegt. Das tut er absolut nicht, 
meine Damen und Herren.

(Lachen der Abg. Deborah Düring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Michael Brand [Ful-
da] [CDU/CSU]: Putin nachlaufen ist nicht im 
deutschen Interesse! – Agnieszka Brugger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Sicher-
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heit unseres Landes ist unser Kerninteresse, im 
Gegensatz zur AfD!)

Zweitens wäre zu prüfen, ob die Konfiskation des russi-
schen Staatsvermögens nicht doch eine Verletzung der 
Staatenimmunität sein könnte. Drittens ist zu prüfen, ob 
die Maßnahme die am wenigsten eingriffsintensive Op-
tion ist. Und viertens sollte man vielleicht mal prüfen, 
welche Außenwirkung russische Retorsionsmaßnahmen 
haben könnten. Meine Damen und Herren, das hätte Sie 
doch interessieren müssen. Aber mitnichten! Das kann 
man Ihrem Antrag leider nicht entnehmen.

(Zuruf der Abg. Agnieszka Brugger [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Kommen wir zu einem anderen Punkt, der deutsche 
Ansichten und deutsche Interessen betrifft:

Erstens. Haben Sie überhaupt die Risiken einer nach-
folgenden Eskalation oder dauerhaften Entfremdung von 
Russland kalkuliert?

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer eskaliert denn hier gerade?)

Russland wird in den nächsten 100 und 200 Jahren unser 
Nachbar bleiben, und wir sollten alles daransetzen, wie-
der gute Beziehungen zu Russland aufzubauen.

(Beifall bei der AfD – Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, genau! 
Machen Sie ja jeden Tag mit Ihren Reisen! – 
Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau!)

Zweitens. Die Konsequenzen für die deutsche Souve-
ränität – ein Begriff, der links aus dem Fokus geraten ist –, 
die Energieversorgung und die Wirtschaft blenden Sie 
einfach aus,

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sie 
blenden aus, wer den Krieg verloren hat!)

natürlich zu Recht; denn Sie mit Ihrer Politik sind für die 
Wirtschaftskrise in Deutschland und die Arbeitslosigkeit 
verantwortlich – niemand anders! Dort sitzen die Schul-
digen.

(Beifall bei der AfD)
Drittens. Das Vertrauen in den Euro wäre dahin, die 

Gelder flössen ab. Die Folgen für den Status des Euros – 
und das aus dem Munde eines Eurokritikers und eines 
Eurogegners – wären für unsere Währung und die vielen 
Menschen, die gespart haben, unklar. Ist Ihnen das ei-
gentlich alles egal geworden?

Deutsche Interessen müssten bei der Entscheidung des 
Parlaments an erster Stelle stehen. Es geht wie immer – 
auch bei Herrn Merz, wenn er jetzt nach Belgien fährt, 
um den Widerstand der Belgier zu brechen – nicht um 
deutsche Interessen.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben wirklich überhaupt nicht ver-
standen, was die Interessen von Deutschland 
sind!)

Da, finde ich, sollten sich links im Parlament allesamt 
schämen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Bei diesem sogenannten Deal gibt es für Deutschland 
nichts zu gewinnen.

Nochmals: Wir werden niemals Moral über das Gesetz 
stellen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Dazu 
muss man erst mal Moral haben!)

Daher lehnen wir jeglichen Zugriff auf das russische 
Staatsvermögen und das Vermögen privater russischer 
Sparer ab, meine Damen und Herren.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Johannes Schraps 
[SPD]: Wer keine moralische Grundlage hat, 
der kann auch keine Moral irgendwo drüber-
stellen!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich komme noch mal zurück auf den Tagesordnungs-

punkt 29 und darf auf die namentliche Abstimmung hin-
weisen. Ich bitte diejenigen, die noch nicht ihre Stimme 
abgegeben haben, sich aufzumachen und die Zeit bis 
14:27 Uhr zu nutzen.

Jetzt darf ich aufrufen für die CDU/CSU-Fraktion 
Philip Hoffmann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Philip M. A. Hoffmann (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn wir über die Unterstützung der Ukraine 
sprechen, dann geht es um die Stärkung unseres Partners, 
aber auch um unsere eigene Sicherheit und die Werte, für 
die wir als Deutschland und als Europäische Union ste-
hen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es geht um die Menschen, die ihre Heimat verteidigen, 
um Familien, die ums Überleben kämpfen, und um die 
Frage, wie Europa auf Aggression und Völkerrechts-
bruch reagiert – ein Thema, das für die Sicherheit unseres 
Kontinents und für unsere Sicherheit hier vor Ort von 
zentraler Bedeutung ist. Denn eines ist klar: Wir müssen 
die Ukraine aus Gründen der Solidarität und wegen un-
serer eigenen deutschen und europäischen Sicherheits-
interessen weiter entschlossen unterstützen. Ein Erfolg 
für Russland in der Ukraine wäre ein fatales Signal für 
das Baltikum, für unsere Partner an der NATO-Ostflanke, 
und für die gesamte europäische Sicherheitsordnung. 
Deshalb müssen wir deutlich machen: Ein Völkerrechts-
bruch hat Folgen, auch finanzielle Folgen. Wer einen 
Angriffskrieg führt, wer Städte zerstört, Infrastruktur ver-
nichtet und Millionen Menschen vertreibt, kann nicht 
erwarten, dass Europa am Ende die Rechnung dafür zahlt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Gleichzeitig haben wir eine Verantwortung. Die 
Ukraine braucht unsere Unterstützung, materiell, wirt-
schaftlich und finanziell. Und wir leisten diese Unterstüt-
zung. Was wir jedoch nicht können, nicht wollen und was 
wir als Deutschland nicht mittragen werden, sind neue 
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gemeinsame europäische Schulden; denn wir tragen Ver-
antwortung für die Finanzen unseres Landes. Deshalb 
bleibt klar: Eurobonds wird es mit uns nicht geben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Umso wichtiger ist ein Ansatz, der die Ukraine stärkt, 
ohne neue gemeinsame Schulden zu schaffen. Deswegen 
ist der Vorschlag des Bundeskanzlers ein kluger Weg. 
Denn wie der Kanzler diese Woche betont hat: Wenn 
wir diesen Weg gehen, senden wir damit kein Signal für 
eine Verlängerung des Krieges, sondern ein Signal zur 
Beendigung. Das bedeutet konkret: Die Ukraine erhält 
einen Kredit, der durch die eingefrorenen russischen Ver-
mögenswerte abgesichert ist. Dieser wird später mit Re-
parationszahlungen Russlands verrechnet. Und am wich-
tigsten: Damit können wir die Ukraine militärisch und 
finanziell unterstützen. Deswegen sage ich ausdrücklich: 
Ich bin froh, dass die Grünen diese Linie des Bundes-
kanzlers unterstützen.

(Robin Wagener [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Tun Sie das auch? – Zuruf der Abg. 
Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Gut, dass wir aus der demokratischen Mitte des Hauses 
ein klares Signal für die Verhandlungen in Brüssel sen-
den. Es muss aber auch klar sein: Wir brauchen eine 
europäische Einigung und einen europäischen Weg, und 
erst dann können wir mit der G7 sprechen.

Natürlich freuen wir uns, wenn unsere Partner diesen 
Weg auch gehen. Kanada und Großbritannien haben das 
bereits signalisiert. Was aber am Antrag der Grünen 
falsch ist,

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nix!)

ist die Priorisierung; denn militärische Unterstützung und 
der Schutz der kritischen Infrastruktur müssen weiterhin 
an allererster Stelle stehen.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Damit können wir leben, wenn das die 
Kritik ist!)

Das entscheidet über die Verteidigungsfähigkeit des Lan-
des und damit auch über die Sicherheit Europas. Deswe-
gen sagen wir klar: zuerst militärische Handlungsfähig-
keit, dann Infrastruktur, dann der umfassende 
Wiederaufbau. Aus diesen Gründen lehnen wir den An-
trag ab.

Zu der Frage, ob das alles schnell genug geht. Die EU- 
Kommission hat vorgestern Vorschläge vorgelegt. Der 
Kanzler ist unterwegs nach Brüssel. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wir stehen fest an der Seite der Ukraine. 
Wir verteidigen unsere europäische Sicherheitsordnung, 
und wir senden ein klares Signal nach Moskau. Dieser 
Angriffskrieg wird teuer, und er darf sich für Russland 
nicht lohnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Robin Wagener 

das Wort erteilen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Robin Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Heute wurden hier im Haus schon ziemlich schwierige 
Entscheidungen getroffen, Gewissensentscheidungen, 
die über den Tag hinausreichen. In der Rentenpolitik hat 
diese Koalition sehr hart mit sich gerungen. Bei der 
Wehrpflicht hat viele das Spannungsfeld zwischen not-
wendiger Verteidigungsfähigkeit und Generationenge-
rechtigkeit umgetrieben.

Junge Menschen fragen sich, warum sie für die ver-
fehlte Russlandpolitik der vergangenen Jahre geradeste-
hen sollen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
eine naive Politik, die für Gas und Öl Milliarden an Putin 
zahlte und damit diesen Angriffskrieg überhaupt erst er-
möglicht hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Jetzt sind es diese jungen Menschen, die bei Corona oft 
übersehen wurden, an deren Bildung gespart wird, deren 
Rente unsicher ist, die mit den krassen Folgen des Klima-
wandels alleingelassen werden sollen. Es sind auch diese 
jungen Menschen, die den Karren der schwarz-roten 
Russlandpolitik aus dem Dreck ziehen sollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Warum sage ich das? Ich sage das, weil wir dieser 

Jugend so viel abverlangen und es bei Ihnen immer 
noch nicht die Entschlossenheit gibt, das Notwendige 
zu tun, um für Frieden und Sicherheit in Europa auch 
für diese Generation zu sorgen, um eine Zukunft in Frei-
heit, Würde, Frieden und Sicherheit zu ermöglichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich sage das, weil die russischen Bomben, Raketen und 
Drohnen auf die Ukraine leider viel zu oft nur noch 
Schulterzucken hervorrufen. Ich sage das, weil sich die 
Moskau-Connection aus SPD und CDU/CSU in Geheim-
gesprächen einem Regime an den Hals wirft, das außer 
Gas, Gewalt und Geldwäsche nicht viel zu bieten hat. 
Diese Naivität ist kostspielig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD – Johannes Schraps [SPD]: Was 
ist denn nun los?)

Ich sage das, weil Die Linke nicht nur jede Form von 
Wehrdienst und Verantwortung ablehnt, sondern sich 
auch der Realität verweigert. Ich sage das ganz besonders 
in Richtung der AfD, die russische Oligarchen mehr 
schützen will als unsere Heimat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Raimond Scheirich [AfD])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es kann nicht sein, 
dass russisches Vermögen in Europa geschützter ist als 
die Menschen in der Ukraine.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Nach 1 381 Tagen russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine liegen Putins Kriegsmilliarden noch immer si-
cher auf europäischen Konten. Sie müssten längst zum 
Schutz der Ukraine eingesetzt werden,

(Zuruf von der AfD: Das wäre Diebstahl!)
zum Schutz von Wasser, Strom und Licht, zum Schutz 
von Krankenhäusern, von Schulen, von Wohnhäusern, 
für den Schutz von Menschen. Herr Bundeskanzler, wir 
müssen jetzt handeln. Ich bitte Sie: Überzeugen Sie die 
europäischen Partner, an dieses russische Geld heran-
zugehen, für die Ukraine.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Es ist ja nicht selbstverständlich, dass man das als 
Grüner sagt, aber Kanzler Friedrich Merz hat absolut 
recht. Ich möchte ihn zitieren:

„Es liegt damit in unserer Hand, nicht nur die 
Ukraine zu stärken, sondern auch ein unmissver-
ständliches Signal an Moskau zu senden, dass eine 
Fortsetzung dieses Angriffskrieges sinnlos ist. Dies 
ist ein Signal nicht zur Verlängerung dieses Kriegs, 
sondern zu seiner Beendigung.“

(Zuruf des Abg. Udo Theodor Hemmelgarn 
[AfD])

Unser Antrag stützt diese Regierung, stützt diesen 
Kanzler. Wir geben Ihnen Rückenwind zur Nutzung der 
Putin-Milliarden. Wir wollen die Kriegskassen von Putin 
leeren und die Menschen in der Ukraine schützen und 
damit auch uns. Darum: Verzichten Sie auf die üblichen 
Spielchen. Stimmen Sie dem Antrag zu. Lassen Sie uns 
gemeinsam ein starkes Signal von hier in Richtung Mos-
kau, in Richtung Washington, aber auch an den Kanzler 
in Richtung Brüssel senden und ihm den notwendigen 
Rückenwind für alle schwierigen Verhandlungen geben, 
die er jetzt in unserem Interesse führen soll.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Noch viel wichtiger nach der anstehenden Abstim-

mung ist: Lassen Sie uns gemeinsam keinen Zweifel 
daran lassen, dass wir zusammen an der Seite des Bun-
deskanzlers in dieser wichtigen Frage stehen, und zwar 
nicht nur heute, sondern in allen folgenden Entscheidun-
gen, die noch kommen müssen. Russland muss für seinen 
Terror bezahlen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme zurück 

zum Tagesordnungspunkt 29. Ist ein Mitglied des Hauses 
anwesend, das seine Stimme noch nicht abgegeben hat? – 
Das ist nicht der Fall. Damit schließe ich die Abstimmung 
und bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der 
Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung 
wird Ihnen dann später bekannt gegeben.1)

Ich darf für die Fraktion Die Linke Isabelle Vandre das 
Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Isabelle Vandre (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Abgeordnete! Das 

Allerwichtigste zuerst: Das Einfrieren des russischen 
Staatsvermögens war vollkommen richtig. Putin darf 
nicht an das Geld kommen, weil es ihn stärkt und seinen 
brutalen Angriffskrieg verlängert. Das geht zulasten bei-
der Zivilbevölkerungen sowie der Zukunft der Ukraine. 
Das müssen wir verhindern.

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. 
Johannes Schraps [SPD])

Neben dem russischen Staatsvermögen müssen wir 
aber ehrlicherweise auch die Vermögenswerte russischer 
Oligarchen endlich in den Blick nehmen. Noch immer 
fehlt ein europaweites Immobilienregister, vom deut-
schen ganz zu schweigen. Wer allerdings Kriegsprofi-
teure treffen will, muss auch privates Vermögen systema-
tisch erfassen, offenlegen und einfrieren.

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. 
Johannes Schraps [SPD])

Ohne diese Maßnahmen entsteht ein Sanktionsregime, 
das unvollständig, ungerecht und ineffektiv bleibt. Das 
würde übrigens auch gegen Finanzkriminalität helfen.

Und ja, natürlich ist es vollkommen richtig, dass das 
eingefrorene russische Staatsvermögen zum Zweck der 
Reparations- und Entschädigungszahlungen genutzt wer-
den soll. Offen ist jedoch nach wie vor die Frage: Welche 
Institution soll die Vermögenswerte wann und zu wel-
chen Konditionen ausschütten? Bisher haben wir ledig-
lich einen Kommissionsvorschlag, aber noch kein geein-
tes europäisches Vorgehen.

Diese offene Frage hat mindestens drei Dimensionen: 
erstens eine außenpolitische, zweitens eine finanzpoliti-
sche und drittens eine juristische.

Beginnen wir mit der außenpolitischen Dimension. 
Wir haben hier gestern bereits über den Verlauf des 
Krieges diskutiert. Was mir allerdings in der Debatte voll-
kommen fehlt, ist die sich abzeichnende humanitäre Not-
lage, vor der die Ukraine steht. Zerstörte Energieinfra-
struktur, löchrige Flugabwehr, massive Strom- und 
Heizungsausfälle, Versorgungsengpässe – all das wird 
die Lage der Zivilbevölkerung dramatisch verschlech-
tern. Dabei dürfen wir nicht zuschauen. Das muss ver-
hindert werden!

(Beifall bei der Linken)

Wenn wir jedoch über die Frage diskutieren, wie der 
Krieg in der Ukraine schnellstmöglich beendet werden 
und ob die Auszahlung der eingefrorenen russischen 
Staatsvermögen dabei unterstützen kann, dürfen wir die 
derzeit diskutierten Friedenspläne von Trump nicht außer 
Acht lassen.

Tatsächlich verfolgt Trump offenbar den Plan, dass 
Russland sogar einen Teil der Gelder zurückerhalten soll. 
Außerdem droht Russland mit der Beschlagnahmung von 1) Ergebnis Seite 5694 A
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263 Milliarden Euro westlicher Assets in Russland. Da-
mit bleibt vollkommen offen, welche außenpolitische 
Wirkung diese Maßnahmen tatsächlich entfalten würden.

Kommen wir zur finanzpolitischen Dimension; darü-
ber haben wir bereits gesprochen. Der belgische Premier-
minister Bart De Wever hat in den letzten Tagen sehr 
deutlich gemacht, dass der belgische Staat die Haftungs-
risiken weder allein tragen kann noch möchte.

(Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])
Wir finden: Ein gemeinsam getragenes Agieren der Mit-
gliedstaaten der EU muss auch eine gemeinsame Verant-
wortungsübernahme zur Folge haben, auch in diesem 
Fall.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. 
Johannes Schraps [SPD] und Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Tatsächlich vollkommen ausgeblendet wird bisher die 
Frage des Schuldenschnitts. Die Ukraine steht mit 60 bis 
70 Prozent Auslandsschuldenquote bei einem Brutto-
inlandsprodukt von nur 180 Milliarden US-Dollar schon 
heute am Limit. Das heißt, wir brauchen einen Schulden-
schnitt,

(Kay Gottschalk [AfD]: Ah!)
um überhaupt ein tragfähiges Wiederaufbaukonzept zu 
entwickeln.

(Beifall bei der Linken)
Kommen wir zur juristischen Dimension. Ihr Antrag 

fordert Schritte, die juristisch ungeklärt und politisch 
schwer umsetzbar sind.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin.

Isabelle Vandre (Die Linke):
Deswegen können wir uns bei diesem Antrag nur ent-

halten.
(Beifall bei der Linken sowie des Abg. 

Johannes Schraps [SPD])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Dr. Florian Dorn 

das Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Florian Dorn (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Im Februar nächsten Jahres wird der Angriffs-
krieg von Russland auf das Staatsgebiet der Ukraine seit 
vier Jahren andauern – vier Jahre, in denen das russische 
Regime Tag für Tag unschuldige Zivilisten bombardiert, 
schlimmste Kriegsverbrechen begeht und das Völker-
recht mit Füßen tritt.

Nach der russischen Invasion im Frühjahr 2022 haben 
wir in der Europäischen Union konsequent reagiert und 
seither 19 Sanktionspakete gegen Russland auf den Weg 
gebracht. Aber wir wissen auch: Trotz der wirtschaftli-

chen Sanktionen und der Schwächung der russischen 
Wirtschaft ist die Kriegskasse Russlands leider weiterhin 
gefüllt.

Das russische Regime ist auf Kriegswirtschaft umge-
stiegen. Russland gibt dafür je nach Quelle bereits bis zu 
einem Drittel seines Staatshaushalts aus. Es werden Res-
sourcen umgesteuert und zivile Sektoren heruntergefah-
ren, um die Rüstungsproduktion zu steigern und gleich-
zeitig die Wirtschaftskraft zu halten. Die langfristigen 
Folgen für die Wirtschaft werden Russland wohl erst 
mit der Zeit einholen.

Gleichzeitig stopft Moskau seine fiskalischen Löcher 
mit Mitteln, beispielsweise aus Russlands National Wel-
fare Fund. Dieser Staatsfonds war zu Beginn des Krieges 
noch mit über 200 Milliarden US-Dollar ausgestattet; 
heute ist er um ein Drittel geschrumpft, aber immer 
noch ein zentraler Baustein, um Defizite durch die hohen 
Kriegskosten zu stemmen.

Seit vier Jahren erleben wir außerdem immer wieder 
das gleiche Muster: Scheinverhandlungen, angebliche 
Gesprächsbereitschaft, aber keine echten Zugeständnisse. 
Russland zeigt keinerlei ernsthafte Kompromissbereit-
schaft. Wenn aber Verhandlungen zu keinem Ergebnis 
führen und Sanktionen bisher nur beschränkt wirksam 
sind, dann müssen wir, meine Damen und Herren, den 
Preis für diesen völkerrechtswidrigen Krieg für Russland 
weiter erhöhen.

Und genau darum geht es in der Debatte heute. An 
dieser Stelle ist es doch sehr begrüßenswert, dass hier 
die demokratischen Parteien in diesem Haus das gleiche 
Ziel teilen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

nämlich die Ukraine langfristig zu befähigen und finan-
ziell zu stützen. Dazu haben wir der Ukraine gemeinsam 
mit europäischen Partnern finanzielle Unterstützung, hu-
manitäre Hilfen und militärisches Gerät in hoher zwei-
stelliger Milliardenhöhe in den vergangenen Jahren zur 
Verfügung gestellt.

Zum anderen geht es aber natürlich auch darum, Russ-
land für diesen Krieg spürbar zahlen zu lassen und dafür 
die russischen Vermögen heranzuziehen. Nach Kriegs-
beginn haben die G7-Staaten Vermögen der russischen 
Zentralbanken in Höhe von knapp 260 Milliarden Euro 
eingefroren; davon liegen allein 80 Prozent innerhalb der 
Europäischen Union.

Der heute vorliegende Antrag der Grünen fordert so-
fort die große globale Lösung: eine umfassende G7-Re-
gelung zur Nutzung der gesamten eingefrorenen russi-
schen Staatsvermögen. Wir wissen aber auch: Eine G7- 
Einigung ist politisch und rechtlich durchaus komplex, 
sie braucht nämlich Zeit und Einstimmigkeit. Sie ist 
von innenpolitischen Entwicklungen und vielleicht auch 
von der Stimmung einzelner Staatschefs wie dem der 
USA abhängig.

Wir brauchen aber für die Ukraine sofort eine stand-
hafte und planbare Unterstützung. Gleichzeitig ist eine 
langatmige, milliardenhohe Unterstützung für die Ukra-
ine auch ein ernstzunehmender Faktor für Russland. 
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Putin hofft natürlich darauf, dass die westliche Unterstüt-
zung abnimmt, wenn er den Krieg nur lange genug führt. 
Da müssen wir dagegenhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf des Abg. Kay 
Gottschalk [AfD])

Meine Damen und Herren, statt auf eine globale Lö-
sung mit der G7, wie jetzt auch im Antrag gefordert, zu 
hoffen, sollten wir das europäische Potenzial schnell nut-
zen, aber nicht mit EU- Krediten. Wir unterstützen viel-
mehr den Weg einer rechtssicheren EU-Lösung, die die 
Ukraine schnell handlungsfähig hält.

Ich finde, die EU-Kommission hat hier am Mittwoch 
eine schnelle und effektive Lösung vorgeschlagen, näm-
lich der Ukraine allein für 2026 und 2027 Reparations-
darlehen in Höhe von 90 Milliarden Euro zur Verfügung 
zu stellen. Auch die Bundesregierung setzt sich gerade 
intensiv dafür ein, wie die heutige Reise unseres Bundes-
kanzlers nach Belgien zeigt, um über die eingefrorenen 
Vermögen zu sprechen.

Deshalb sagen wir: Am effektivsten und am schnells-
ten umsetzbar ist die EU-Lösung, die bereits 80 Prozent 
der russischen Zentralbankreserven aller G7-Länder um-
fasst. – Europa ist auch in der Verantwortung; hier wütet 
der Krieg. Wir haben bereits gemeinsam rechtliche Rah-
menbedingungen für Sanktionspakete abgestimmt. Wir 
tragen auch hier dann die Hauptlast für die humanitäre 
Hilfe, die militärische Unterstützung und perspektivisch 
für den Wiederaufbau.

Eine starke und schnelle europäische Lösung, meine 
Damen und Herren, schließt auch eine spätere G7-Rege-
lung nicht aus. Aber Ihr Antrag könnte die aktuellen 
Bestrebungen auf EU-Ebene erschweren. Daher lehnen 
wir Ihren Antrag zum aktuellen Zeitpunkt ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf von der AfD: Wir 
auch!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir für die 

AfD-Fraktion Stefan Keuter.

(Beifall bei der AfD)

Stefan Keuter (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Die Union hat hier gestern in der Aktuellen Stunde 
zum Thema Ukraine die Maske fallen lassen. Sie hat 
nämlich eingestanden, dass es zu dem Griff auf das rus-
sische Vermögen keinen Plan B gibt. Dieser Vorschlag ist 
juristisch fragwürdig, ökonomisch brandgefährlich und 
ein direkter Angriff auf die deutschen Interessen.

(Beifall bei der AfD)

Schauen wir uns den Rechtsrahmen an: Geltendes Völ-
kerrecht ist, dass Staatsvermögen im Ausland besonders 
geschützt sind. Renommierte Völkerrechtsexperten sa-

gen: Eine solche Enteignung kennt keinen Präzedenzfall 
und wäre ein Bruch mit den Prinzipien des internationa-
len Rechts.

Die wirtschaftlichen Risiken sollten wir uns auch an-
schauen. Die belgische Wertpapierverwahrstelle Euro-
clear, die bereits jetzt rund 183 Milliarden Euro russi-
sches Vermögen verwahrt, hat die EU-Kommission 
eindringlich gewarnt: Eine solche Maßnahme würde die 
Stabilität der europäischen Finanzmärkte gefährden, die 
Spreads europäischer Staatsanleihen erhöhen und die 
Kreditkosten für alle Mitgliedstaaten noch weiter nach 
oben treiben. Das bedeutet höhere Zinsen, weniger Inves-
titionsspielraum und eine zusätzliche Belastung unserer 
ohnehin schon überschuldeten Haushalte.

Die Folgen für die deutschen Unternehmen sind auch 
nicht zu missachten. Wir haben Unternehmen, die nach 
wie vor in Russland investiert sind und dort Geschäfte 
machen – Metro, Knauf, Hochland, um nur einige zu 
nennen –, mit Milliardenbeträgen. Ihnen drohen Gegen-
maßnahmen, etwa Enteignungen. Davor haben wir die 
deutsche Wirtschaft zu schützen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der AfD – Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: Sprich mal mit Putin drüber!)

Wollen wir wirklich die Grundprinzipien von Eigen-
tum und Rechtsstaatlichkeit opfern, um kurzfristig poli-
tische Zeichen zu setzen, die aber deutschen Interessen 
zuwiderlaufen? Neben uns gibt es weitere seriöse Stim-
men von der belgischen Regierung über Euroclear bis hin 
zu namhaften Völkerrechtsexperten, die eindringlich vor 
diesem Schritt warnen.

Ich sage Ihnen: Wer heute den Rechtsstaat beugt, um 
vermeintlich Gutes zu tun, wird morgen erleben, dass 
niemand mehr Vertrauen in unsere Institutionen und un-
sere Märkte hat. Wir brauchen eine Politik, die auf Di-
plomatie, Verhandlungen und Rechtsstaatlichkeit setzt, 
nicht auf grüne Forderungen nach Enteignung und Eska-
lation.

(Beifall bei der AfD)

Bereits diese Debatte hier und heute ist Gift für unsere 
Finanzplätze, die von Vertrauen, Berechenbarkeit und 
Zuverlässigkeit leben. Aus meiner Zeit bei der Deutschen 
Bank kenne ich noch den Spruch „Geld ist scheuer als ein 
Reh und schneller als ein Windhund“. Wir müssen auf-
passen, dass Vermögen nicht aus den europäischen Märk-
ten abfließen und wir internationalen Investoren gegen-
über ein verlässlicher Partner bleiben. Wenn ich von 
solchen Hirngespinsten wie „Reparationsdarlehen“ höre, 
muss ich sagen: Das ist genauso eine Augenwischerei wie 
der Begriff „Sondervermögen“, was überhaupt gar nichts 
ist.

(Beifall bei der AfD)

Sie glauben doch nicht wirklich, wenn es zu einem 
Ende des Sterbens in der Ukraine kommt, dass es hier 
eine Rückzahlung dieser Darlehen geben würde. Das 
sind Ihre Hirngespinste. Hiervon bitte ich Sie dringend 
Abstand zu nehmen. Fassen Sie kein fremdes Geld an!

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
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(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich schließe die Aus-

sprache.
Ich darf nun das von den Schriftführerinnen und 

Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung zu Tagesordnungspunkt 29 über den von 
den Fraktionen der CDU/CSU und SPD eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Bestimmung sicherer Her-
kunftsstaaten durch Rechtsverordnung und Abschaffung 
des anwaltlichen Vertreters bei Abschiebungshaft und 
Ausreisegewahrsam – Drucksachen 21/780 und 
21/3079 – vortragen: 

Abgegebene Stimmen 590. Mit Ja haben gestimmt 
457, mit Nein haben gestimmt 130, Enthaltungen gab es 
3. Damit ist der Gesetzentwurf angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            588;
davon

ja:                                      455
nein:                                  130
enthalten:                              3

Ja
CDU/CSU
Knut Abraham
Anna Aeikens
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Dr. Reza Asghari
Tijen Ataoğlu
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dr. Cornell-Anette 

Babendererde
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Günter Baumgartner
Sascha van Beek
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Florian Bilic
Leif Erik Bodin
Simone Borchardt
Caroline Bosbach
Frederik Bouffier
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Ralph Brinkhaus
Lutz Brinkmann
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Benedikt Büdenbender
Dr. Yannick Bury
Sandra Carstensen
Gitta Connemann
Wolfgang Dahler
Ellen Demuth
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Dr. Florian Dorn
Dr. Hülya Düber
Hansjörg Durz

Joachim Ebmeyer
Ralph Edelhäußer
Lars Ehm
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Bastian Ernst
Hermann Färber
Uwe Feiler
Christoph Frauenpreiß
Thorsten Frei
Wilhelm Gebhard
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Adrian Grasse
Dr. Inge Gräßle
David Gregosz
Serap Güler
Georg Günther
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Heiko Hain
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mechthild Heil
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Diana Herbstreuth
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Dr. Matthias Hiller
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Philip M. A. Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Michael Hose
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Alexander Jordan
Andreas Jung
Nicklas Kappe
Anja Karliczek
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Julia Klöckner

Axel Knoerig
Daniel Kölbl
Hans Koller
Anne König
Markus Koob
Dr. Stefan Korbach
Carsten Körber
Dr. Konrad Körner
Gunther Krichbaum
Lukas Krieger
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Dr. Saskia Ludwig
Klaus Mack
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Christian Moser
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Wilfried Oellers
Florian Oest
Harald Orthey
Florian Oßner
Josef Oster
Dr. Thomas Pauls
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Jan-Wilhelm Pohlmann
Oliver Pöpsel
Dr. David Preisendanz
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer

Pascal Reddig
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Lars Rohwer
Johannes Rothenberger
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Carl-Philipp Sassenrath
Dr. Christiane Schenderlein
Henri Schmidt
Sebastian Schmidt
Patrick Schnieder
Felix Schreiner
Marvin Schulz
Detlef Seif
Nora Seitz
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Dr. Katja Strauss-Köster
Dr. Hendrik Streeck
Christina Stumpp
Vivian Tauschwitz
Roland Theis
Dr. Hans Theiss
Alexander Throm
Astrid Timmermann-Fechter
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Johannes Volkmann
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Siegfried Walch
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Dr. Maria-Lena Weiss
Kai Whittaker
Johannes Wiegelmann
Dr. Klaus Wiener
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Klaus-Peter Willsch
Johannes Winkel
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius
Vanessa Zobel

AfD
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Neuhäuser
Cansu Özdemir
Luigi Pantisano
Sören Pellmann
Bodo Ramelow
Heidi Reichinnek
Lea Reisner
Zada Salihović
David Schliesing
Evelyn Schötz
Lisa Schubert
Ines Schwerdtner
Julia-Christina Stange
Ulrich Thoden
Aaron Valent
Isabelle Vandre
Donata Vogtschmidt
Sarah Vollath
Janine Wissler
Anne Zerr

Fraktionslos
Stefan Seidler

Enthalten
AfD
Knuth Meyer-Soltau

SPD
Jan Dieren
Annika Klose

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir kommen zu weiteren Abstimmungen.
Tagesordnungspunkt 32. Der Finanzausschuss emp-

fiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
21/3084 die Ablehnung des Antrags der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen auf Drucksache 21/572 mit dem Titel 
„Eingefrorenes russisches Staatsvermögen der Ukraine 
vollumfänglich zur Verfügung stellen“.

Zusatzpunkt 12. Der Ausschuss für Umwelt, Klima-
schutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit empfiehlt 
in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/3103 
die Ablehnung des Antrags der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen auf Drucksache 21/354 mit dem Titel „Sicherheit 
stärken – Russische Atomgeschäfte in der Brennelemen-
tefabrik Lingen unterbinden“.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat zu beiden 
Beschlussempfehlungen namentliche Abstimmung ver-
langt. Beide namentlichen Abstimmungen erfolgen 
gleichzeitig und parallel in der Westlobby. In der West-
lobby finden Sie für beide Abstimmungen entsprechend 
unterschiedlich gekennzeichnete Urnen. Achten Sie bitte 
darauf, dass Sie Ihre Stimmkarte in die jeweils richtige 
Urne werfen.

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimmen nach der Eröff-
nung der Abstimmung 20 Minuten Zeit. Die Schriftfüh-
rerinnen und Schriftführer bitte ich, die vorgesehenen 
Plätze einzunehmen. Sind die Plätze der Urnen besetzt? – 
Ich sehe das Zeichen „positiv“; das ist der Fall. Ich bitte 
die Schriftführerinnen und Schriftführer, die vorgesehe-
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nen Plätze einzunehmen, auch für die zweite Abstim-
mung. Auch da sehe ich das Zeichen, dass die Plätze an 
den Urnen besetzt sind.

Ich eröffne die namentlichen Abstimmungen über die 
Beschlussempfehlungen auf Drucksachen 21/3084 und 
21/3103. Die Abstimmungsurnen werden um 15:03 Uhr 
geschlossen. Das Ende der Abstimmungen wird recht-
zeitig bekannt gegeben.1)

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 11: 

Vereinbarte Debatte: 

30. Jahrestag des Vertrags von Dayton
Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 

vereinbart.
Ich eröffne die Aussprache und darf für die Bundes-

regierung dem Bundesminister des Auswärtigen, 
Dr. Johann David Wadephul, das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des 
Auswärtigen:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wenn man durch die Straßen Sarajevos läuft, ist es fast 
egal, von welchem Ort man in die Hügel und Hänge 
schaut, die die Stadt umgeben. Fast überall sind dort 
weiße Felder zu erkennen. Das sind keine blühenden 
Bäume oder Pflanzen, sondern Grabstätten. Sie stehen 
für die Toten des Krieges. Der Bosnien-Krieg kostete 
Anfang der 1990er-Jahre mehr als 100 000 Menschen 
das Leben. 2 Millionen Menschen wurden Opfer von Ver-
treibung, Zehntausende Frauen vergewaltigt.

Eines der dunkelsten Kapitel dieses Krieges, der inter-
national anerkannte Völkermord von Srebrenica, hat sich 
tief in unser Gedächtnis eingebrannt, die systematische 
Ermordung Zehntausender muslimischer Jungen und 
Männer vor den Augen der Weltöffentlichkeit, einer Staa-
tengemeinschaft, die in diesem Moment – das muss man 
so klar sagen – versagt hat.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Stimmt!)

Der Verantwortung, und das möchte ich hier an dieser 
Stelle auch noch einmal ganz klar sagen, dieser Verant-
wortung sind wir uns sehr bewusst.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vor 30 Jahren setzte das Friedensabkommen von Day-
ton endlich diesem Leiden, dem Krieg in der Mitte Euro-
pas ein Ende – ein historischer Meilenstein, der die Waf-
fen zum Schweigen brachte, der es aber darüber hinaus 
nicht vermochte, die Ursachen des Krieges zu beseitigen, 
der im Verlauf der letzten 30 Jahre zwar Stabilität brach-
te, aber bei Weitem nicht alle Gräben zuschütten konnte, 
und der es letztlich auch nicht schaffte, die Wunden zu 

heilen oder gar Ausgangspunkt für eine herzliche Ver-
söhnung der Menschen dieses geschundenen Landes zu 
sein.

Das liegt sicher zum Teil auch an der Struktur des 
Abkommens selbst. Es war mehr auf das Ende der krie-
gerischen Gewalt gerichtet als auf einen Frieden für ein 
fragiles Staatswesen. Resultat war: Das war der Preis für 
die Betonierung des ethnischen Proporzes in Vertrags-
form.

Ganz sicher liegt es aber auch an führenden Politikern 
in Bosnien und Herzegowina, die nur zu gerne das eth-
nonationalistische Lied singen, auch um zu verschleiern, 
dass ihnen Spaltung dienlicher ist, und zwar oftmals zur 
Verfolgung eigener Interessen, als Versöhnung und Ver-
ständigung.

Nicht selten sehen wir, dass diese Agitation, so muss 
man das nennen, von Akteuren auch außerhalb des Lan-
des befördert wird – von einem Akteur, der die Welt 
wieder in Einflusszonen teilen will und der heute Europa 
so aktiv bedroht wie seit dem Ende des Kalten Krieges 
nicht mehr: von Russland.

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: So ist es!)

Trotzdem müssen wir heute festhalten: Dayton ist auch 
30 Jahre nach der Unterzeichnung ein Garant für Stabili-
tät. Im November habe ich alle sechs Staaten des West-
balkans besucht,

(Johannes Schraps [SPD]: Sehr gut und sehr 
richtig!)

im Übrigen begleitet von einigen Kollegen aus diesem 
Hause; ich bedanke mich dafür sehr. In Bosnien und 
Herzegowina habe ich den Hohen Repräsentanten für 
Bosnien und Herzegowina, Christian Schmidt, getroffen, 
der ja früher auch diesem Hohen Haus angehört hat. Er 
überwacht die zivilen Aspekte des Friedensprozesses. 
Seine Arbeit ist für Bosnien und Herzegowina von he-
rausragender Bedeutung. Ich danke Christian Schmidt 
sehr herzlich und versichere ihm die Unterstützung der 
Bundesregierung für seine Arbeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir sind uns einig: Der Schutz der Grundprinzipien 
von Dayton, die Wahrung der Souveränität und der terri-
torialen Integrität des Gesamtstaates, bleiben essenziell. 
Frieden und Stabilität im Herzen Europas sind und blei-
ben für uns eine Verpflichtung. Deswegen genießen die 
Institutionen und die Verfassung in Bosnien und Her-
zegowina nach dem Abkommen von Dayton volles Ver-
trauen. Und deswegen stehen wir als Bundesregierung – 
und ich hoffe, auch das Hohe Haus – zur EU-Beitritts-
perspektive von Bosnien und Herzegowina

(Zuruf von der AfD: Unglaublich!)

und setzen unsere Unterstützungsanstrengungen fort.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)1) Ergebnis Seite 5703 C
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Dayton war damals wie heute nur der Beginn eines 
Prozesses, der das Land aus eigener Kraft in die EU 
bringen soll. Es braucht entschiedenes Handeln der Ak-
teure vor Ort über jede Grenze hinweg zu einem gemein-
samen Miteinander.

Wir wollen auch weiterhin in diese Kräfte investieren, 
weil wir überzeugt sind: 30 Jahre nach dem Ende des 
Bosnien-Krieges, 30 Jahre nach Srebrenica, in einer Zeit, 
in der wir erneut von geopolitischen Krisen umgeben 
sind, ist das eine Investition – eine Investition nicht nur 
in Bosnien und Herzegowina, sondern in den ganzen 
Westbalkan, eine Investition aber auch für uns, für uns 
Europäer und Deutsche, eine Investition in unsere Sicher-
heit, unsere Freiheit, unseren Wohlstand.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Dr. Alexander Wolf das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Alexander Wolf (AfD):
Wertes Präsidium! Meine Damen und Herren! 30 Jahre 

Dayton ist ein schwieriges Thema. Das eignet sich nicht 
für parteipolitische Spielchen, sondern hier müssen wir in 
die Geschichte einsteigen und in das Spannungsverhält-
nis von Demokratie einerseits und dem Selbstbestim-
mungsrecht der Völker andererseits.

Dieses Abkommen, das den blutigen Jugoslawien- 
Kriegen vor 30 Jahren ein Ende setzte, hat keine reine 
Demokratie implementiert. Es hat kein allgemeines, glei-
ches Wahlrecht nach dem Motto „One man, one vote“ mit 
sich gebracht, aber es hat Frieden gebracht in dieser in-
stabilen Gegend Europas, und das ist viel wert. Wir soll-
ten nicht vergessen, dass der Erste Weltkrieg hier seinen 
Ausgang nahm.

Etliche Tausend Menschen auf allen Seiten starben, 
bevor es zur Einigung von Dayton kam. Bosnien und 
Herzegowina ist ohne die Grundsätze von Dayton kaum 
überlebensfähig; denn ein einheitliches Staatsvolk exis-
tiert in Bosnien und Herzegowina nicht. Es ist kein Na-
tionalstaat, sondern ein Vielvölkerstaat, ein Stück weit 
wie einstmals Jugoslawien, und daher wäre eine Abkehr 
von Dayton brandgefährlich.

Ich führe das gerne auch aus: Mit Dayton entstanden 
unter dem losen Dach Bosnien-Herzegowina zwei na-
hezu souveräne Teilstaaten, die bosniakisch-kroatische 
Föderation sowie die Republika Srpska, mit einem drei-
köpfigen, paritätisch besetzten Präsidium und einem 
Oberhaus auf Bundesebene, dessen Sitze gleichmäßig 
auf alle Volksgruppen verteilt sind. Ethnische Säuberun-
gen wurden nicht rückgängig gemacht, aber anders waren 
klare Siedlungsgrenzen nicht herzustellen. Warum?

Die geschichtsvergessene Linke in diesem Hohen 
Haus wird es nur ungern hören, aber moderne Demokra-
tien funktionieren nur in Nationalstaaten; denn Demokra-

tie setzt – zumindest bis zu einem gewissen Grad – eine 
kulturelle Homogenität voraus, ein Fundament gemein-
samer Wertvorstellungen von ungeschriebenen Regeln 
und Voraussetzungen des Zusammenlebens. Erst auf der 
Grundlage dieses vorpolitischen Fundaments können 
dann konkrete politische Meinungsverschiedenheiten 
ausgehalten und zivilisiert ausgetragen werden.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wissen eigentlich die Bayern, was Sie 
hier reden?)

Es ist daher kein Zufall, dass Demokratie und Natio-
nalbewegung Hand in Hand gingen und gehen: ohne Na-
tionalbewegung keine moderne Demokratie und ohne 
Demokratie keine europäischen Nationalbewegungen.

(Beifall bei der AfD)

Bei uns in Deutschland will man heutzutage nichts von 
Ethnien hören, und Die Linke wie der Verfassungsschutz 
spitzen geradezu die Ohren, wenn man überhaupt von 
Ethnien spricht. Dort aber, in Bosnien-Herzegowina, 
spielen Ethnien, Völker, eine wesentliche, ja vielleicht 
die entscheidende Rolle, und dem trägt der Vertrag von 
Dayton Rechnung. Er hat Frieden geschaffen, indem er 
einen schwachen Zentralstaat mit einer starken Auto-
nomie der ethnisch geprägten Teilstaaten kombiniert hat.

Natürlich gibt es Kritik an Dayton, auch berechtigte 
Kritik, interessant zum Beispiel der Ansatz der Trump- 
Administration, die Rolle des Hohen Kommissars zu be-
grenzen. Auch die Europäische Union dringt auf eine 
Revision, allerdings in eine andere, meines Erachtens 
problematische Richtung. Wer von Dayton abgehen will, 
muss sich fragen, was die Alternative ist. Oder anders 
formuliert: Wer versucht, den Frieden zu erhalten, und 
wer gießt Öl ins Feuer? Wer versucht, die Volksgruppen 
auszutarieren, und wer ergreift einseitig Partei?

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte, der 
Bosnien und Herzegowina ein gleiches Wahlrecht auf-
zwingen wollte, gießt Öl ins Feuer; denn ein gleiches 
Wahlrecht würde keinen Nationalstaat quasi aus dem 
Nichts erschaffen, sondern zwangsläufig zu einer eth-
nischen Wahl führen und damit zu einer Vorherrschaft 
der größten Volksgruppe, der muslimischen Bosniaken.

Die vermeintlich christliche Union macht dabei kaum 
eine bessere Figur als die Links-Grünen. Michael Brand, 
inzwischen zum Parlamentarischen Staatssekretär auf-
gestiegen, polemisierte letztes Jahr im Interview mit einer 
Sarajevoer Zeitung gegen Dayton, das Abkommen sei 
unfair und unerträglich und verstoße gegen europäische 
und westliche Grundwerte.

(Adis Ahmetovic [SPD]: Richtig!)

Der Mann hat nichts begriffen, weder von Geschichte 
noch vom komplexen Zusammenleben von Menschen 
und Volksgruppen in Vielvölkerstaaten.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sagt der Richtige!)

Die christlichen Serben und Kroaten in Bosnien und 
Herzegowina wollen eben keine Minderheit im eigenen 
Land werden. Sie wollen sich nicht einer muslimischen 
Herrschaft unterwerfen, die über ihr Leben und ihre Zu-
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kunft entscheidet, wie es seinerzeit unter den Osmanen 
der Fall war. Und das drücken sowohl die Serben als auch 
die Kroaten regelmäßig bei Wahlen und Volksabstim-
mungen aus. Das gilt es zu respektieren. Auch das ist 
Demokratie.

Dodiks Partei hat die Präsidentschaftswahl in der Re-
publika Srpska vor zwei Wochen gewonnen. Die UN und 
der Hohe Repräsentant Schmidt – seine Verdienste um 
Bayern und Deutschland in allen Ehren – müssen ein-
sehen, dass ihre Strategie gescheitert ist und dass sich 
die Serben nicht durch internationalen Druck in ihrer 
Wahlentscheidung umstimmen lassen.

Ein Beispiel sollten Sie sich auch hier an Trump neh-
men: Während die Bundesrepublik dem damals noch am-
tierenden Präsidenten Dodik ein Einreiseverbot erteilte, 
setzen die USA inzwischen auf Deeskalation. Sie sahen, 
Sanktionen haben nicht weitergeführt, und hoben die un-
ter Biden eingeführten Sanktionen gegen Dodik auf. Und 
sie sind von einer Unterstützung des Hohen Kommissars, 
ohne viel Tamtam dazu zu machen, zu einer Begrenzung 
und Eingrenzung und de facto einer Rückführung seiner 
Rolle umgeschwenkt. Das geht in die richtige Richtung.

Wir müssen zurückkehren zu Deeskalation und zu den 
Grundsätzen von Dayton – ich wiederhole es –, ohne 
Parteinahme für eine Seite. Das erfordert das Selbst-
bestimmungsrecht der Völker, und das erfordert auch 
eine realpolitische Einsicht in die politischen Realitäten 
dieses schönen, aber von der Geschichte gebeutelten 
multiethnischen Landes,

(Beifall bei der AfD – Boris Mijatović 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Bisschen 
spärlicher Applaus, oder?)

dessen drei unterschiedliche Volksgruppen von sehr un-
terschiedlichen Sichtweisen auf die gemeinsame Ge-
schichte geprägt sind. Das müssen wir akzeptieren.

Wenn manche das Abkommen heute pauschal attackie-
ren – ich komme zum Schluss –, ist das im besten Fall 
naiv, im schlimmsten Fall Beihilfe zur Eskalation in der 
Region, und eine solche Eskalation liegt weder im deut-
schen noch im europäischen Interesse.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich komme zurück zu Tagesordnungspunkt 32 sowie 

Zusatzpunkt 12 und darf darauf hinweisen, dass wir noch 
in der namentlichen Abstimmung sind. Um 15:03 Uhr 
werden die Urnen geschlossen, und ich darf diejenigen 
bitten, die noch nicht abgestimmt haben, dem jetzt nach-
zukommen.

Jetzt darf ich für die SPD Adis Ahmetovic das Wort 
erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Adis Ahmetovic (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Vor 30 Jahren hat 

das Abkommen von Dayton unermessliches Leid been-
det: Millionen von Vertriebenen, Millionen von Trauma-
tisierten, 100 000 Tote, Zehntausende von vergewaltigten 
Frauen, und es mündete in den Völkermord von Srebre-
nica. Dieses Leid ist mit Dayton beendet worden.

Positiv hervorzuheben ist, dass Diplomatie am Ende 
den Weg geebnet hat für ein Ende dieses Krieges. Das 
ist keine Kleinigkeit. Es ist ein Erfolg der internationalen 
Gemeinschaft, und deshalb ist es richtig, dass wir heute 
hier aus dem Deutschen Bundestag daran erinnern, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Doch zugleich, meine Damen und Herren, kann es 
nicht so bleiben. Dayton war nie als endgültige Ordnung 
gedacht, sondern Dayton stellte vor 30 Jahren ein Provi-
sorium dar, einen ersten Schritt. Das sagte sehr prominent 
auch der ehemalige Diplomat der Vereinigten Staaten von 
Amerika, Holbrooke, der sehr aktiv im Auftrag von Bill 
Clinton zusammen mit den Europäern diesen Vertrag mit 
verhandelt hat und in seiner eigenen Biografie am Ende 
klargemacht hat, dass man Dayton weiterdenken muss 
und es ein großer Fehler war, dass man nicht nach dem 
ersten Schritt gleich den zweiten Schritt mitgedacht hat.

Deshalb braucht Bosnien und Herzegowina – das sage 
ich jetzt, im Jahr 2025, 30 Jahre später – eine neue Ver-
fassung. Es braucht eine moderne und gerechte Verfas-
sung, die den Kopenhagener Kriterien entspricht und 
allen Menschen in diesem Land gleiche Rechte garan-
tiert. Sie sollte das Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte berücksichtigen, das genau dies sehr 
deutlich sagt: Alle Menschen müssen unabhängig von 
ihrer ethnischen Zugehörigkeit dieselben Rechte, vor 
allem dieselben gesellschaftspolitischen und politischen 
Partizipationsrechte, bekommen. Deshalb ist heute der 
Tag, an dem wir sehr deutlich sagen sollten: Dayton ist 
richtig, Dayton war gut. Wir brauchen aber eine neue 
Verfassung für dieses Land, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Knut Abraham [CDU/CSU] und Zada 
Salihović [Die Linke])

Diese Verfassung sollten nicht wir von außen indok-
trinieren. Die Menschen in Bosnien und Herzegowina 
sind ziemlich weit. Ich finde es immer sehr befremdlich, 
wenn Unterschiede zwischen diesen Völkern heraus-
gestellt werden. Ich kann Ihnen sagen: Die größte Staats-
trauer der letzten Wochen, die Kroaten, Serben und Bos-
niaken gemeinsam durchlebten, fand statt, als der 
bosniakische Musiker Halid Bešlić von dieser Welt ge-
gangen ist. Er war einer der berühmtesten Musiker seit 
Jahrzehnten und hat diese Völker mit seinem Song „Mil-
jacka“ zusammengebracht. Ich kann Ihnen sagen, dass 
Serben, Kroaten wie auch Bosniaken gemeinsam Cevap-
cici, Palatschinken und auch am Ende einen Sliwowitz zu 
sich nehmen.

Ich bin Ihnen sehr dankbar, Herr Botschafter, dass Sie 
heute mit Ihrem Sohn da sind. Sie sind Bosniake, Ihre 
Frau ist Kroatin. Sie haben einen Sohn, der das Ergebnis 
einer Mischehe ist. Dieser Sohn, dieser junge Mann, der 
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heute hier ist, kann nicht Präsident werden, weil der Ver-
trag von Dayton es nicht zulässt. Deshalb müssen wir 
alles daransetzen, dass die Jugend in Zukunft diese Mög-
lichkeiten bekommt – unabhängig davon, ob kroatisch, 
serbisch-orthodox oder bosniakisch. Dayton muss daher 
neu gedacht werden.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Adis Ahmetovic (SPD):
Deshalb ist es richtig und gut, dass wir heute diese 

Debatte haben.
Danke, Herr Präsident.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Boris Mijatović 

aufrufen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Boris Mijatović (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Ich habe meiner Kollegin Deborah Düring ver-
sprochen, nicht zu singen; von daher muss ich Sie jetzt 
mitnehmen in den Bereich der Fantasie.

Erinnern Sie sich an Vučko? Vučko war dieses kleine 
Wölflein, das 1984 bei den Olympischen Winterspielen 
in Sarajevo diese Stadt wunderbar repräsentiert hat. Ich 
würde sein Heulen gerne vortragen, aber es ist Freitag-
nachmittag, und Sie wollen ja ohne Hörschaden nach 
Hause. Ich war damals zehn Jahre alt, und dieses Mas-
kottchen trage ich bis heute im Herzen. Es ist eines mei-
ner Lieblingsmaskottchen. Ich war in dieser Stadt ein 
Jahr zuvor Eis essen – und plötzlich stand Sarajevo im 
Mittelpunkt des Weltgeschehens. Sie können sich nicht 
vorstellen, wie ich als Zehnjähriger stolz wie Bolle war: 
UdSSR gegen ČSSR im Eishockeyfinale. Kati Witt holte 
Gold; damals war das noch schwierig, weil Deutschland 
geteilt war. Meine Klassenkameraden fragten: Was willst 
du mit Eiskunstlaufen? – Aber mir war das völlig wurst.

Keine zehn Jahre später stand Sarajevo wieder im Mit-
telpunkt des Weltgeschehens. Es ist schwer, darüber zu 
reden. Die Scharfschützen haben von den Bergen ge-
schossen, Mörsergranaten sind eingeschlagen, und dieser 
Krieg hat wirklich viele Familien auseinandergerissen.

Meine Damen und Herren, der Vertrag von Dayton ist 
ein diplomatischer Erfolg, für den ich immer dankbar 
sein werde. Aber dieser diplomatische Erfolg hat eben 
auch Hürden errichtet, und über die müssen wir reden. 
Deswegen möchte ich gern ein paar Punkte aufgreifen, 
die von Adis Ahmetovic schon angesprochen wurden.

Ich glaube, es ist wichtig, dass wir Frieden nicht nur als 
die Abwesenheit von Gewalt betrachten, sondern als die 
Anwesenheit von Gerechtigkeit. Dieser Satz ist nicht von 
mir, sondern von Martin Luther King Junior. Wenn wir 

heute die Leugner des Völkermordes von Srebrenica se-
hen, dann müssen wir das verurteilen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der Linken)

Lieber Herr Botschafter, das ist eine klare Botschaft: 
Dieses Haus steht, so hoffe ich es, geschlossen hinter 
Ihnen. Für die AfD-Fraktion kann ich das nach den ge-
hörten Ausführungen leider nicht sagen.

Das Zweite, was ich Ihnen mitgeben möchte, ist: Das 
Friedensabkommen von Dayton hat die ethnische Spal-
tung im Staat Bosnien-Herzegowina leider zementiert. 
Wenn wir heute sehen, welche Blockaden es entlang eth-
nischer Spaltung gibt, dann müssen wir feststellen: Das 
ist ein Problem. Drei Völker, zwei Entitäten, ein Staat – 
diese Idee ist in dieser Form gescheitert. Als Beispiel sind 
hier die Urteile vom Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte genannt worden. Wir unterstützen Bosnien- 
Herzegowina auf dem Weg in die Europäische Union. 
Wir unterstützen es auch bei der schweren Aufgabe, die 
Verbrechen anzuerkennen, die Vergangenheit aufzuarbei-
ten und die Reformen umzusetzen, die es braucht, um 
voranzukommen.

Meine Damen und Herren, ich möchte einen dritten 
Punkt anführen, der mir ebenfalls sehr wichtig ist. Wir 
begehen den 30. Jahrestag des Friedensabkommens von 
Dayton. Es sind aber auch 25 Jahre seit der UN-Resolu-
tion 1325 „Frauen, Frieden und Sicherheit“ vergangen. 
Beide Ereignisse sind direkt miteinander verbunden. 
Wenn man sich vor Augen hält, dass systematische Ver-
gewaltigungen – ein Kriegsverbrechen – eingesetzt wur-
den, dann ist es nur folgerichtig, dass wir diese Verbre-
chen in der internationalen Gemeinschaft ahnden, 
thematisieren und dafür sorgen, dass die Verbrecher vor 
Gericht gestellt und verurteilt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken und des 
Abg. Knut Abraham [CDU/CSU])

In diesem Zusammenhang, meine Damen und Herren, 
möchte ich die Nachbarstaaten Serbien und Kroatien 
dringend dazu aufrufen, die War Crimes Chamber in 
Sarajevo bei der Strafverfolgung der weiterhin offenen 
300 Fälle zu unterstützen. Es kann nicht sein, dass hier 
Fälle offenbleiben. Es muss zum Teil der Aussöhnung 
werden, dass wir dies anerkennen.

Lassen Sie mich noch einen letzten Punkt ansprechen. 
Auch das ist eine Lehre aus dem Friedensabkommen von 
Dayton. Sie können nicht innerhalb von drei Wochen im 
Annex 4 eine Verfassung schreiben. Das ist die vierte und 
die gute Nachricht: Es gibt eine starke Zivilgesellschaft in 
Bosnien-Herzegowina, in allen Landesteilen, in allen 
Ethnien. Deswegen: Hören wir auf diese Leute! Setzen 
wir uns dafür ein, dass sie eine Stimme finden! Ich bin 
mir sicher, dass sie eine Verfassung für dieses Land 
schreiben können, die dieses Land verdient hat.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
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Linken und des Abg. Knut Abraham [CDU/ 
CSU])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich Gökay Akbulut 

aufrufen.
(Beifall bei der Linken)

Gökay Akbulut (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bot-

schafter! Liebe Gäste! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Vor 30 Jahren, im Dezember 1995, wurde in Paris das 
Dayton-Abkommen unterzeichnet, ein Vertrag, der den 
verheerenden Krieg in Bosnien und Herzegowina been-
dete. Über 100 000 Menschen verloren ihr Leben, darun-
ter viele Zivilisten. Nur wenige Monate vorher wurden in 
Srebrenica über 8 000 muslimische Bosnier ermordet. 
Das war das schlimmste Kriegsverbrechen in Europa 
seit dem Zweiten Weltkrieg, und wir gedenken jedes 
Jahr der Opfer.

Ja, Dayton hat die Waffen zum Schweigen gebracht. 
Aber 30 Jahre später müssen wir feststellen: Dayton hat 
nur einen fragilen Frieden geschaffen und ethnische und 
religiöse Trennlinien leider immer noch nicht überwun-
den. Bosnien und Herzegowina ist heute ein fragmentier-
tes Staatsgebilde. Das System ist schwerfällig, undurch-
sichtig und anfällig für Korruption. Davon profitieren vor 
allem nationalistische Eliten und ihre Klientel, die 
Mensch und Umwelt rücksichtslos ausbeuten. Gleichzei-
tig werden soziale Strukturen in Gesundheit und Bildung 
abgebaut.

Oberhalb dieses Gefüges steht der Hohe Repräsentant. 
Seit August 2021 ist dies Christian Schmidt von der CSU. 
Er hat exekutive Sonderrechte, die es ihm erlauben, Ge-
setze zu erlassen und Amtsträger abzusetzen. Meine Da-
men und Herren, diesen quasikolonialen Zustand können 
wir nicht länger unterstützen.

(Beifall bei der Linken)
Und was tun wir? Deutschland schickt die Bundes-

wehr, um den Status quo militärisch abzusichern. Die 
wahren Ursachen der Jugoslawien-Kriege – wirtschaftli-
che und soziale Ungleichheiten, ethnische und religiöse 
Konflikte – sind leider nach wie vor ungelöst. Deshalb ist 
es Zeit für einen Paradigmenwechsel. Wir müssen ins-
besondere in den nächsten Jahren die Verfassungsrefor-
men unterstützen, die dieses Blockadesystem überwinden 
können. Bosnien braucht demokratische Souveränität 
und gleiche Rechte für alle Bürgerinnen und Bürger.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Tilman Kuban [CDU/CSU])

Aber vor allem kommt es darauf an, den Menschen 
eine Perspektive zu geben. Armut, Jugendarbeitslosigkeit 
und Perspektivlosigkeit lähmen das Land. Deshalb müs-
sen wir jene Kräfte unterstützen, die über ethnische Gren-
zen hinweg für gelebte Solidarität stehen und den Wider-
stand gegen Umweltzerstörung und Sozialabbau 
organisieren. Die Menschen in Bosnien und Herzegowina 
verdienen einen Staat, der das Gemeinwohl in den Mittel-

punkt stellt. Wir als Linke fordern Investitionen in Ar-
beitsplätze, in das Bildungs- und Gesundheitssystem und 
in die Infrastruktur statt weiterer Militarisierung und Na-
tionalismus. Und wir unterstützen insbesondere die Zivil-
gesellschaft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich frage jetzt, ob 

noch irgendein Mitglied im Haus ist, das seine Stimme 
zur namentlichen Doppelabstimmung noch nicht abge-
geben hat. – Dann gehe ich jetzt mal davon aus, dass 
alle ihre Stimme abgegeben haben.

Ich schließe die Abstimmung und bitte die Schriftfüh-
rerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu begin-
nen. Die Ergebnisse der Abstimmung werden Ihnen spä-
ter bekannt gegeben.1)

Ich darf jetzt für die CDU/CSU-Fraktion Carl-Philipp 
Sassenrath das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Carl-Philipp Sassenrath (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr 

Bundesminister! Herr Botschafter! Über 100 000 Men-
schen wurden zwischen 1991 und 1995 im ehemaligen 
Jugoslawien getötet. Wenn wir heute über den Erfolg des 
Vertrags von Dayton sprechen, der den Krieg in Bosnien 
und Herzegowina beendet hat, dann müssen wir auch 
darüber sprechen, wie es so weit kommen konnte. Denn 
wir feiern in diesem Jahr nicht nur 30 Jahre Frieden seit 
dem Dayton-Abkommen. Wir gedenken auch des Völ-
kermords von Srebrenica vor 30 Jahren.

Wenn man dieser Tage in Deutschland immer wieder 
solche Aussagen hört wie: „Die Welt ist aus den Fugen“ 
oder etwa, der Krieg Russlands gegen die Ukraine sei der 
erste Krieg auf europäischem Boden seit dem Zweiten 
Weltkrieg, dann frage ich mich: Wie sehr kann man im-
mer noch die Augen vor dem verschließen, was in den 
90er-Jahren im ehemaligen Jugoslawien passiert ist? Und 
an meine eigene Generation gerichtet: Viele von uns be-
reisen die ganze Welt, von Südamerika bis Südostasien. 
Aber kennen wir eigentlich unsere eigenen Nachbarn, 
unsere europäischen Freunde, den Westbalkan?

So liegen die politischen und strategischen Lehren von 
Dayton vor uns. Peacekeeping kann dann noch nicht er-
folgreich sein, wenn es keinen Frieden zu halten gibt. 
Führung, hartnäckige Diplomatie und, wenn nötig, mi-
litärische Mittel gehen Hand in Hand. Es darf keine Straf-
losigkeit geben. Deswegen verdient gerade in diesen Zei-
ten die internationale Strafgerichtsbarkeit weiter unsere 
Unterstützung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

1) Ergebnis Seite 5703 C
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Einen Krieg zu beenden, bedeutet nicht automatisch, 
einen nachhaltigen Frieden zu schaffen und einen stabilen 
Staat zu bauen. Dayton war nicht nur ein Endpunkt für 
den Krieg, sondern bleibt ja leider immer noch ein Start-
punkt für den weiteren Weg. Daran haben wir uns in der 
vergangenen Woche, Herr Botschafter, gemeinsam er-
innert, als wir den Tag der Staatlichkeit Bosnien und 
Herzegowinas gefeiert haben. Dauerhaften Frieden kann 
man nicht verschreiben. Stabile staatliche und demokra-
tische Verhältnisse entstehen nicht von selbst. Beides 
muss von allen vor Ort und vor allem in der Region 
gewollt sein.

Ich bin dem Bundesminister des Auswärtigen dankbar, 
dass er aus voller Überzeugung den Berlin-Prozess und 
die europäische Integration der Staaten des Westbalkans 
weiter vorantreibt, wie zuletzt auf seiner Reise in die 
Region, und dass er immer die regionale, ganzheitliche 
Perspektive im Blick behält. Dabei ist klar:

Erstens. Der gesamte Westbalkan hat eine klare Per-
spektive für den Beitritt zur Europäischen Union.

Zweitens. Jeder einzelne Beitrittskandidat steht für 
sich und tritt bei, wenn und sobald er die Kopenhagener 
Kriterien erfüllt.

Drittens. Der Beitrittsprozess ist nicht nur ein Prozess 
des Beitritts zur EU, sondern auch der nachhaltigen Ver-
ständigung in der Region untereinander.

Viertens. Alle, die ein klares Bekenntnis zum EU-Bei-
tritt abgeben und entsprechend handeln – genauso wie 
alle Bürgerinnen und Bürger des Westbalkans, die sich 
leidenschaftlich für den EU-Beitritt einsetzen –, verdie-
nen unsere Unterstützung.

Fünftens. Dem EU-Beitritt des Westbalkans steht es 
nicht entgegen, wenn wir dabei auch unsere nationalen 
Interessen im Blick haben – keine sozialen Fehlanreize, 
sichere Außengrenze und eine geschlossene EU-Außen-
politik.

Wenn wir diesen Weg weiterverfolgen, kann aus „To 
End a War“, wie ein Buchtitel des amerikanischen Diplo-
maten Richard Holbrooke lautet, schon bald „To Build 
Europe“ werden. Auch dadurch kann ein stabiler und 
langfristiger Frieden für den Westbalkan und Europa ent-
stehen. Das ist unsere gemeinsame Verantwortung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir für die 

SPD-Fraktion Jasmina Hostert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Jasmina Hostert (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Das Daytoner Ab-
kommen hat den Krieg in Bosnien und Herzegowina be-

endet. Es hat dem Morden, dem Vergewaltigen, dem Ver-
treiben und dem Niederbrennen ganzer Dörfer ein Ende 
gesetzt. Allein dafür bleibt es ein Dokument von großer 
historischer Bedeutung.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Linken)

Das Abkommen stabilisierte das Land und legte eine 
Grundlage für den Wiederaufbau. Ohne Dayton wäre ein 
Ende des Krieges kaum so schnell möglich gewesen. 
Doch, liebe Kolleginnen und Kollegen, Dayton war ein 
Friedensvertrag und kein Gesellschaftsvertrag. Es hat die 
Gewalt beendet, aber es hat keine Voraussetzungen ge-
schaffen, die das Land langfristig demokratisch und ge-
recht machen. Mit komplizierten Vetostrukturen, mit ei-
nem komplexen Staatsaufbau, der Menschen nach Ethnie 
sortiert, ist Dayton heute eher ein Hindernis auf dem Weg 
zu einem modernen, rechtsstaatlichen, europäischen Bos-
nien und Herzegowina.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Dayton hat innerhalb des Landes Grenzen gezogen, 
aber keine Brücken zwischen den Menschen gebaut. Des-
halb müssen wir heute klar sagen: Nach drei Jahrzehnten 
braucht Dayton eine Reform, die die Menschen verbindet 
und nicht weiterhin trennt.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Es geht nicht darum, irgendjemandem seine ethnische 
Identität abzusprechen. Aber es geht darum, dass eth-
nische Identität nicht länger darüber entscheiden darf, 
welche Rechte ein Mensch hat. Im Mittelpunkt muss 
das stehen, was Europa ausmacht: Menschenrechte, in-
dividuelle Freiheiten, Rechtsstaatlichkeit und demokrati-
sche Teilhabe. Nicht Bosniaken, Serben oder Kroaten, 
sondern Bürgerinnen und Bürger, nicht Gruppenrechte, 
sondern gleiche Rechte für jeden Einzelnen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Bosnien und Herzegowina hat eine europäische Per-
spektive, und wir sollten weiterhin dieses Land auf die-
sem Weg aktiv unterstützen – klare Erwartungen, gezielte 
Förderung, Stärkung unabhängiger Institutionen und der 
Zivilgesellschaft, die sich seit Jahren wirklich mutig für 
Veränderung einsetzt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Linken)

Als Abgeordnete, aber auch als eine Person, die aus 
Bosnien und Herzegowina stammt, kenne ich so viele 
Menschen, für die die ethnische Zugehörigkeit zweitran-
gig, ja sogar unbedeutend ist. Diese Menschen wünschen 
sich eine gute Zukunft und Perspektiven für sich, ihre 
Kinder, ihre Familien. Das ist das, was sie möchten. Ich 
finde, wir sollten jetzt endlich, 30 Jahre danach, das auch 
erkennen und an der Seite dieser Menschen stehen und 
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für einen nachhaltigen Frieden und Demokratie in Bos-
nien und Herzegowina einstehen. Und dafür braucht es 
eine Reform.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind am Ende der 

Aussprache.
Wir warten jetzt noch auf die Ergebnisse der nament-

lichen Abstimmungen. Ich nutze die Zwischenzeit ein-
fach, um in Ihrem Namen mal den ganzen fleißigen Geis-
tern, die es uns als Abgeordnete ermöglichen, dass wir 
unsere Arbeit hier erledigen können, zu danken – all den 
Saaldienerinnen und Saaldienern, den Protokollanten, all 
den Kolleginnen und Kollegen in der Küche oder denje-
nigen, die als Reinigungskräfte hier tätig sind, den Poli-
zeibediensteten, allen, die als Techniker hier im Einsatz 
sind. Ich sage also allen fleißigen Geistern einfach mal 
ein dickes Dankeschön für die Arbeit und für die Unter-
stützung für uns.

(Beifall)
Da wir immer noch auf die Abstimmungsergebnisse 

warten, möchte ich Sie noch auf etwas aufmerksam ma-
chen. Wenn Sie nach einer langen anstrengenden Sit-
zungsperiode, wo viel geschafft worden ist, heute Abend 

bei Ihren Familien sein werden, denken Sie daran: Heute 
ist Stiefelputztag – morgen ist Nikolaus! Damit alle was 
im Stiefelchen haben, bitte ordentlich saubermachen!

(Heiterkeit)

In diesem Sinne unterbreche ich jetzt für ein paar Mi-
nuten die Sitzung, bis mir die Ergebnisse zum Verlesen 
übergeben werden.

(Unterbrechung von 15:18 bis 15:20 Uhr)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf wieder in die 

Tagesordnung eintreten und Ihnen die von den Schrift-
führerinnen und Schriftführern ermittelten Abstim-
mungsergebnisse vortragen: 

Zunächst zu der Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (16. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Harald Ebner, Dr. Konstantin von Notz, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
„Sicherheit stärken – Russische Atomgeschäfte in der 
Brennelementefabrik Lingen unterbinden“, Drucksachen 
21/3103 und 21/354:

Abgegebene Stimmkarten 583. Mit Ja haben gestimmt 
453. Mit Nein haben gestimmt 130. 0 Enthaltungen.

Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            584;
davon

ja:                                      454
nein:                                  130

Ja
CDU/CSU
Knut Abraham
Anna Aeikens
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Dr. Reza Asghari
Tijen Ataoğlu
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dr. Cornell-Anette 

Babendererde
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Günter Baumgartner
Sascha van Beek
Melanie Bernstein
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Florian Bilic
Leif Erik Bodin
Simone Borchardt
Caroline Bosbach
Frederik Bouffier

Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Ralph Brinkhaus
Lutz Brinkmann
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Benedikt Büdenbender
Dr. Yannick Bury
Sandra Carstensen
Gitta Connemann
Wolfgang Dahler
Ellen Demuth
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Dr. Florian Dorn
Dr. Hülya Düber
Hansjörg Durz
Joachim Ebmeyer
Ralph Edelhäußer
Lars Ehm
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Bastian Ernst
Hermann Färber
Uwe Feiler
Christoph Frauenpreiß
Thorsten Frei
Wilhelm Gebhard
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler

Fabian Gramling
Adrian Grasse
Dr. Inge Gräßle
David Gregosz
Serap Güler
Georg Günther
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Heiko Hain
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mechthild Heil
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Diana Herbstreuth
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Dr. Matthias Hiller
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Philip M. A. Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Michael Hose
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Alexander Jordan
Andreas Jung
Nicklas Kappe
Anja Karliczek

Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Daniel Kölbl
Hans Koller
Anne König
Markus Koob
Dr. Stefan Korbach
Carsten Körber
Dr. Konrad Körner
Gunther Krichbaum
Lukas Krieger
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Dr. Saskia Ludwig
Klaus Mack
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
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Jasmina Hostert 



Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Christian Moser
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Wilfried Oellers
Florian Oest
Harald Orthey
Florian Oßner
Josef Oster
Dr. Thomas Pauls
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Jan-Wilhelm Pohlmann
Oliver Pöpsel
Dr. David Preisendanz
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Pascal Reddig
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Lars Rohwer
Johannes Rothenberger
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Carl-Philipp Sassenrath
Dr. Christiane Schenderlein
Henri Schmidt
Sebastian Schmidt
Patrick Schnieder
Felix Schreiner
Marvin Schulz
Detlef Seif
Nora Seitz
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Dr. Katja Strauss-Köster
Dr. Hendrik Streeck
Christina Stumpp
Vivian Tauschwitz
Roland Theis
Dr. Hans Theiss

Alexander Throm
Astrid Timmermann- 

Fechter
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Johannes Volkmann
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Siegfried Walch
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Dr. Maria-Lena Weiss
Kai Whittaker
Johannes Wiegelmann
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Johannes Winkel
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius
Vanessa Zobel

AfD
Carolin Bachmann
Adam Balten
Dr. Christina Baum
Birgit Bessin
Dr. Christoph Birghan
Andreas Bleck
Joachim Bloch
Dr. Michael Blos
Peter Boehringer
Peter Bohnhof
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Erhard Brucker
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz
Christian Douglas
Christopher Drößler
Tobias Ebenberger
Dr. Michael Espendiller
Micha Fehre
Peter Felser
Jan Feser
Thomas Fetsch
Hauke Finger
Dr. Götz Frömming
Rainer Galla
Boris Gamanov
Dr. Alexander Gauland
Alexis L. Giersch
Ronald Gläser
Hannes Gnauck
Hans-Jürgen Goßner

Kay Gottschalk
Rainer Groß
Dr. Ingo Hahn
Lars Haise
Mirco Hanker
Jochen Haug
Matthias Helferich
Udo Theodor Hemmelgarn
Stefan Henze
Martin Hess
Nicole Hess
Olaf Hilmer
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Robin Jünger
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Martina Kempf
Stefan Keuter
Rocco Kever
Kurt Kleinschmidt
Maximilian Kneller
Heinrich Koch
Achim Köhler
Enrico Komning
Jörn König
Thomas Korell
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Dr. Maximilian Krah
Manuel Krauthausen
Thomas Ladzinski
Pierre Lamely
Sascha Lensing
Rüdiger Lucassen
Sebastian Maack
Johann Martel
Markus Matzerath
Andreas Mayer
Danny Meiners
Knuth Meyer-Soltau
Sergej Minich
Reinhard Mixl
Stefan Möller
Sebastian Münzenmaier
Edgar Naujok
Iris Nieland
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Andreas Paul
Denis Pauli
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Kerstin Przygodda
Marcel Queckemeyer
Dr. Anna Rathert
Arne Raue
Christian Reck
Lukas Rehm
Matthias Rentzsch

Dr. Rainer Rothfuß
Ruben Rupp
Bernd Schattner
Raimond Scheirich
Volker Scheurell
Ulrike Schielke-Ziesing
Lars Schieske
Carina Schießl
Manfred Schiller
Jan Wenzel Schmidt
Dr. Paul Schmidt
Georg Schroeter
Bernd Schuhmann
Uwe Schulz
Martin Sichert
René Springer
Thomas Stephan
Beatrix von Storch
Otto Strauß
Tobias Teich
Robert Teske
Bastian Treuheit
Martina Uhr
Mathias Weiser
Claudia Weiss
Sven Wendorf
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Dr. Alexander Wolf
Christian Zaum
Diana Zimmer
Jörg Zirwes
Ulrich von Zons

SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali Radovan
Daniel Baldy
Sören Bartol
Bärbel Bas
Jens Behrens
Daniel Bettermann
Jakob Blankenburg
Hendrik Bollmann
Isabel Cademartori
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Hakan Demir
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Sonja Eichwede
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Nancy Faeser
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese
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Bettina Hagedorn
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Nadine Heselhaus
Heike Heubach
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Frank Junge
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Dr. Karl Lauterbach
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Holger Mann
Parsa Marvi
Katja Mast
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Claudia Moll
Siemtje Möller
Dr. Rolf Mützenich
Rasha Nasr
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Natalie Pawlik
Jens Peick
Boris Pistorius
Sabine Poschmann
Martin Rabanus
Truels Reichardt
Daniel Rinkert
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Philipp Rottwilm
Dr. Thorsten Rudolph
Daniela Rump
Bernd Rützel
Johann Saathoff
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid

Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Dr. Ralf Stegner
Ruppert Stüwe
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Ingo Vogel
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Daniel Walter
Carmen Wegge
Dirk Wiese
Serdar Yüksel
Stefan Zierke
Armand Zorn

Nein
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Dr. Alaa Alhamwi
Tarek Al-Wazir
Luise Amtsberg
Ayse Asar
Andreas Audretsch
Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär
Katharina Beck
Victoria Broßart
Agnieszka Brugger
Dr. Janosch Dahmen
Dr. Sandra Detzer
Jeanne Dillschneider
Katharina Dröge
Deborah Düring
Timon Dzienus
Harald Ebner
Marcel Emmerich
Simone Fischer
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Katrin Göring-Eckardt

Dr. Armin Grau
Dr. Lena Gumnior
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Dr. Moritz Heuberger
Julian Joswig
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Misbah Khan
Chantal Kopf
Ricarda Lang
Steffi Lemke
Rebecca Lenhard
Helge Limburg
Dr. Andrea Lübcke
Max Lucks
Dr. Zoe Mayer
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatović
Claudia Müller
Sascha Müller
Sara Nanni
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Sylvia Rietenberg
Claudia Roth
Corinna Rüffer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Julia Schneider
Marlene Schönberger
Nyke Slawik
Dr. Till Steffen
Sandra Stein
Hanna Steinmüller
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Mayra Vriesema
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Tina Winklmann

Die Linke
Doris Achelwilm
Gökay Akbulut

Jan van Aken
Dr. Michael Arndt
Dr. Dietmar Bartsch
Marcel Bauer
Violetta Bock
Jorrit Bosch
Janina Böttger
Maik Brückner
Clara Bünger
Jörg Cezanne
Agnes Conrad
Mirze Edis
Mandy Eißing
Dr. Fabian Fahl
Katrin Fey
Kathrin Gebel
Katalin Gennburg
Nicole Gohlke
Christian Görke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Mareike Hermeier
Luke Hoß
Cem Ince
Maren Kaminski
Jan Köstering
Ina Latendorf
Sonja Lemke
Tamara Mazzi
Pascal Meiser
Sahra Mirow
Charlotte Antonia 

Neuhäuser
Cansu Özdemir
Luigi Pantisano
Sören Pellmann
Bodo Ramelow
Heidi Reichinnek
Lea Reisner
Zada Salihović
David Schliesing
Evelyn Schötz
Lisa Schubert
Ines Schwerdtner
Julia-Christina Stange
Ulrich Thoden
Aaron Valent
Isabelle Vandre
Donata Vogtschmidt
Sarah Vollath
Janine Wissler
Anne Zerr

Fraktionslos
Stefan Seidler

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.
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Des Weiteren das Abstimmungsergebnis zu der Be-
schlussempfehlung des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 
zu dem Antrag des Abgeordneten Robin Wagener, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen „Eingefrorenes russisches Staatsvermögen der 
Ukraine vollumfänglich zur Verfügung stellen“, Druck-
sachen 21/3084 und 21/572:

Abgegebene Stimmkarten 585. Mit Ja haben gestimmt 
455. Mit Nein haben gestimmt 77. Es gab 53 Enthaltun-
gen.

Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            584;
davon

ja:                                      454
nein:                                   77
enthalten:                            53

Ja
CDU/CSU
Knut Abraham
Anna Aeikens
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Dr. Reza Asghari
Tijen Ataoğlu
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dr. Cornell-Anette 

Babendererde
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Günter Baumgartner
Sascha van Beek
Melanie Bernstein
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Florian Bilic
Leif Erik Bodin
Simone Borchardt
Caroline Bosbach
Frederik Bouffier
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Ralph Brinkhaus
Lutz Brinkmann
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Benedikt Büdenbender
Dr. Yannick Bury
Sandra Carstensen
Gitta Connemann
Wolfgang Dahler
Ellen Demuth
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Dr. Florian Dorn
Dr. Hülya Düber
Hansjörg Durz
Joachim Ebmeyer
Ralph Edelhäußer
Lars Ehm

Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Bastian Ernst
Hermann Färber
Uwe Feiler
Christoph Frauenpreiß
Thorsten Frei
Wilhelm Gebhard
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Adrian Grasse
Dr. Inge Gräßle
David Gregosz
Serap Güler
Georg Günther
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Heiko Hain
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mechthild Heil
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Diana Herbstreuth
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Dr. Matthias Hiller
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Philip M. A. Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Michael Hose
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Alexander Jordan
Andreas Jung
Nicklas Kappe
Anja Karliczek
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Daniel Kölbl
Hans Koller
Anne König

Markus Koob
Dr. Stefan Korbach
Carsten Körber
Dr. Konrad Körner
Gunther Krichbaum
Lukas Krieger
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Dr. Saskia Ludwig
Klaus Mack
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Christian Moser
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Wilfried Oellers
Florian Oest
Harald Orthey
Florian Oßner
Josef Oster
Dr. Thomas Pauls
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Jan-Wilhelm Pohlmann
Oliver Pöpsel
Dr. David Preisendanz
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Pascal Reddig
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Lars Rohwer
Johannes Rothenberger

Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Carl-Philipp Sassenrath
Dr. Christiane Schenderlein
Henri Schmidt
Sebastian Schmidt
Patrick Schnieder
Felix Schreiner
Marvin Schulz
Detlef Seif
Nora Seitz
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Dr. Katja Strauss-Köster
Dr. Hendrik Streeck
Christina Stumpp
Vivian Tauschwitz
Roland Theis
Dr. Hans Theiss
Alexander Throm
Astrid Timmermann-Fechter
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Johannes Volkmann
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Siegfried Walch
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Dr. Maria-Lena Weiss
Kai Whittaker
Johannes Wiegelmann
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Johannes Winkel
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
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Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius
Vanessa Zobel

AfD
Carolin Bachmann
Adam Balten
Dr. Christina Baum
Birgit Bessin
Dr. Christoph Birghan
Andreas Bleck
Joachim Bloch
Dr. Michael Blos
Peter Boehringer
Peter Bohnhof
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Erhard Brucker
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz
Christian Douglas
Christopher Drößler
Tobias Ebenberger
Dr. Michael Espendiller
Micha Fehre
Peter Felser
Jan Feser
Thomas Fetsch
Hauke Finger
Dr. Götz Frömming
Rainer Galla
Boris Gamanov
Dr. Alexander Gauland
Alexis L. Giersch
Ronald Gläser
Hannes Gnauck
Hans-Jürgen Goßner
Kay Gottschalk
Rainer Groß
Dr. Ingo Hahn
Lars Haise
Mirco Hanker
Jochen Haug
Matthias Helferich
Udo Theodor Hemmelgarn
Stefan Henze
Martin Hess
Nicole Hess
Olaf Hilmer
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Robin Jünger
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann

Martina Kempf
Stefan Keuter
Rocco Kever
Kurt Kleinschmidt
Maximilian Kneller
Heinrich Koch
Achim Köhler
Enrico Komning
Jörn König
Thomas Korell
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Dr. Maximilian Krah
Manuel Krauthausen
Thomas Ladzinski
Pierre Lamely
Sascha Lensing
Rüdiger Lucassen
Sebastian Maack
Johann Martel
Markus Matzerath
Andreas Mayer
Danny Meiners
Knuth Meyer-Soltau
Sergej Minich
Reinhard Mixl
Stefan Möller
Sebastian Münzenmaier
Edgar Naujok
Iris Nieland
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Andreas Paul
Denis Pauli
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Kerstin Przygodda
Marcel Queckemeyer
Dr. Anna Rathert
Arne Raue
Christian Reck
Lukas Rehm
Matthias Rentzsch
Dr. Rainer Rothfuß
Ruben Rupp
Bernd Schattner
Raimond Scheirich
Volker Scheurell
Ulrike Schielke-Ziesing
Lars Schieske
Carina Schießl
Manfred Schiller
Jan Wenzel Schmidt
Dr. Paul Schmidt
Georg Schroeter
Bernd Schuhmann
Uwe Schulz
Martin Sichert
René Springer
Thomas Stephan
Beatrix von Storch
Otto Strauß
Tobias Teich
Robert Teske

Bastian Treuheit
Martina Uhr
Mathias Weiser
Claudia Weiss
Sven Wendorf
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Dr. Alexander Wolf
Christian Zaum
Diana Zimmer
Jörg Zirwes
Ulrich von Zons

SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali Radovan
Daniel Baldy
Sören Bartol
Bärbel Bas
Jens Behrens
Daniel Bettermann
Jakob Blankenburg
Hendrik Bollmann
Isabel Cademartori
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Hakan Demir
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Sonja Eichwede
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Nancy Faeser
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Bettina Hagedorn
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Nadine Heselhaus
Heike Heubach
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Frank Junge
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Dunja Kreiser

Martin Kröber
Dr. Karl Lauterbach
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Holger Mann
Parsa Marvi
Katja Mast
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Claudia Moll
Siemtje Möller
Dr. Rolf Mützenich
Rasha Nasr
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Natalie Pawlik
Jens Peick
Boris Pistorius
Sabine Poschmann
Martin Rabanus
Truels Reichardt
Daniel Rinkert
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Philipp Rottwilm
Dr. Thorsten Rudolph
Daniela Rump
Bernd Rützel
Johann Saathoff
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Dr. Ralf Stegner
Ruppert Stüwe
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Ingo Vogel
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
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Daniel Walter
Carmen Wegge
Dirk Wiese
Serdar Yüksel
Stefan Zierke
Armand Zorn

Nein
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Dr. Alaa Alhamwi
Tarek Al-Wazir
Luise Amtsberg
Ayse Asar
Andreas Audretsch
Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär
Katharina Beck
Victoria Broßart
Agnieszka Brugger
Dr. Janosch Dahmen
Dr. Sandra Detzer
Jeanne Dillschneider
Katharina Dröge
Deborah Düring
Timon Dzienus
Harald Ebner
Marcel Emmerich
Simone Fischer
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Dr. Lena Gumnior
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Dr. Moritz Heuberger

Julian Joswig
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Misbah Khan
Chantal Kopf
Ricarda Lang
Steffi Lemke
Rebecca Lenhard
Helge Limburg
Dr. Andrea Lübcke
Max Lucks
Dr. Zoe Mayer
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatović
Claudia Müller
Sascha Müller
Sara Nanni
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Sylvia Rietenberg
Claudia Roth
Corinna Rüffer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Julia Schneider
Marlene Schönberger
Nyke Slawik
Dr. Till Steffen

Sandra Stein
Hanna Steinmüller
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Mayra Vriesema
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Tina Winklmann

Fraktionslos
Stefan Seidler

Enthalten
Die Linke
Doris Achelwilm
Gökay Akbulut
Jan van Aken
Dr. Michael Arndt
Dr. Dietmar Bartsch
Marcel Bauer
Violetta Bock
Jorrit Bosch
Janina Böttger
Maik Brückner
Clara Bünger
Jörg Cezanne
Agnes Conrad
Mirze Edis
Mandy Eißing
Dr. Fabian Fahl
Katrin Fey
Kathrin Gebel
Katalin Gennburg
Nicole Gohlke

Christian Görke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Mareike Hermeier
Luke Hoß
Cem Ince
Maren Kaminski
Jan Köstering
Ina Latendorf
Sonja Lemke
Tamara Mazzi
Pascal Meiser
Sahra Mirow
Charlotte Antonia 

Neuhäuser
Cansu Özdemir
Luigi Pantisano
Sören Pellmann
Bodo Ramelow
Heidi Reichinnek
Lea Reisner
Zada Salihović
David Schliesing
Evelyn Schötz
Lisa Schubert
Ines Schwerdtner
Julia-Christina Stange
Ulrich Thoden
Aaron Valent
Isabelle Vandre
Donata Vogtschmidt
Sarah Vollath
Janine Wissler
Anne Zerr

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir sind damit am Schluss unserer Tagesordnung.

Ich darf Ihnen und allen Beschäftigten, allen Bediens-
teten und auch den Zuschauern einen frohen und geseg-
neten zweiten Advent wünschen.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages ein auf Mittwoch, den 17. Dezember 2025, 14 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 15:22 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Abdi, Sanae SPD

Arpaschi, Alexander AfD

Baumann, Dr. Bernd AfD

Benner, Lukas BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Bernhard, Marc AfD

Beutin, Lorenz Gösta Die Linke

Bochmann, René AfD

Borchardt, Simone CDU/CSU

Brantner, Dr. Franziska BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Bremer, Anne-Mieke Die Linke

Dobrindt, Alexander CDU/CSU

Gesenhues, Dr. Jan-Niclas BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Grimm, Christoph AfD

Hubertz, Verena 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Joswig, Julian BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Junge, Frank SPD

Knodel, Sieghard fraktionslos

Koçak, Ferat Die Linke

Koegel, Jürgen AfD

Köktürk, Cansin Die Linke

Kramme, Anette SPD

Lay, Caren Die Linke

Lehmann, Sven BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Loop, Denise BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Merendino, Stella Die Linke

Moosdorf, Matthias AfD

Otten, Gerold AfD

Abgeordnete(r)

Renner, Martin Erwin AfD

Roloff, Sebastian SPD

Rudzka, Angela 
(gesetzlicher Mutterschutz)

AfD

Schäfer, Jamila 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schmidt, Julian AfD

Willnat, Christin Die Linke

Zerbin, Dr. Daniel AfD

Anlage 2 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Tarek Al-Wazir, Ayse Asar, 
Katharina Beck, Katrin Göring-Eckardt, Linda 
Heitmann, Sascha Müller, Dr. Konstantin von Notz, 
Dr. Anja Reinalter, Sylvia Rietenberg, Sandra 
Stein, Niklas Wagener und Tina Winklmann (alle 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) zu der namentlichen 
Abstimmung über den von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Moder-
nisierung des Wehrdienstes (Wehrdienst-Moder-
nisierungsgesetz – WDModG) 
(Tagesordnungspunkt 27a)
Die heutige Abstimmung über das Wehrdienst-Moder-

nisierungsgesetz fällt uns nicht leicht. Deutschlands und 
Europas Sicherheit sind bedroht. Es ist deshalb nötig, 
dass die Bundeswehr wieder in eine Lage versetzt wird, 
in der sie ohne Zweifel jeden bewaffneten Angriff auf 
Landes- oder Bündnisgebiet stoppen könnte, immer mit 
dem Ziel, dass es diesen Angriff nie geben wird. Dazu 
braucht es auch mehr Soldatinnen und Soldaten. Es ist 
deshalb richtig, die Bundeswehr attraktiver zu machen, 
um mehr Freiwillige zu finden. Es ist angesichts der Be-
drohungslage auch richtig, die Musterung wieder ver-
pflichtend zu machen und auch dabei jungen Leuten die 
Bundeswehr und die Möglichkeit einer freiwilligen Ver-
pflichtung näherzubringen.

Wir haben trotzdem das Wehrdienst-Modernisierungs-
gesetz heute abgelehnt. Weil in diesem Gesetz schon 
skizziert wird, dass der nächste Schritt, falls sich nicht 
genügend Freiwillige melden, die Wiedereinsetzung der 
2011 ausgesetzten Wehrpflicht alten Typs wäre. Das Ge-
setz verpflichtet nur Männer zur Musterung und blickt 
allein auf den Wehrdienst, nicht auf die vielen anderen 
für unsere gesamtgesellschaftliche Resilienz ebenfalls 
bedeutsamen gesellschaftlichen Dienste. Falls sich nicht 
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ausreichend Freiwillige melden, will man eine Bedarfs-
wehrpflicht, die dann im Losverfahren eine Zufallspflicht 
nur für junge Männer wäre.

Die Wehrpflicht alten Typs sieht auch ausdrücklich den 
Dienst an der Waffe als Regelfall und die richtigerweise 
grundgesetzlich als Grundrecht garantierte Kriegsdienst-
verweigerung als nur aus Gewissensgründen eigens zu 
begründende Ausnahme vor. Wir sind uns bewusst, dass 
in der gegenwärtigen Bedrohungslage eine Pflicht zum 
Wehrdienst nicht ausgeschlossen werden kann, aber 
wenn eine Dienstpflicht nötig wäre, dann müsste sie nicht 
nur für Männer gelten und nicht wieder ein gesondertes 
Verfahren für die Verweigerung beinhalten. Stattdessen 
sollte es die freie Wahl geben, ob dieser Dienst bei der 
Bundeswehr, im Bevölkerungs- und Katastrophenschutz 
oder im sozialen oder ökologischen Bereich geleistet 
wird: Ein Gesellschaftsjahr für alle.

Wir sind uns bewusst, dass eine solche Debatte über 
gesellschaftliche Verantwortung kontrovers ist. Sie be-
rührt individuelle Freiheit und verlangt nach sorgfältiger 
politischer Abwägung und breitem gesellschaftlichem 
Konsens, weil auch eine Änderung des Grundgesetzes 
nötig wäre. Doch gerade in Zeiten, in denen unsere De-
mokratie von innen wie außen bedroht ist, brauchen wir 
eine gemeinsame Antwort. Ein verpflichtendes Gesell-
schaftsjahr könnte ein Gemeinschaftsprojekt für die Frei-
heit, die Demokratie und die Zukunftsfähigkeit unserer 
Gesellschaft werden. Wir sind überzeugt: Die Investition 
in Zusammenhalt, Resilienz und Demokratie würde sich 
lohnen.

Das heute zur Abstimmung vorgelegte Wehrdienst- 
Modernisierungsgesetz greift hier viel zu kurz.

Deshalb haben wir das Wehrdienst-Modernisierungs-
gesetz der Bundesregierung abgelehnt und dem Ent-
schließungsantrag der Bundestagsfraktion von Bünd-
nis 90/Die Grünen zugestimmt, in dem die Einsetzung 
einer Enquete-Kommission für gesamtgesellschaftliche 
Resilienz gefordert wird. Ziel ist ein ergebnisoffener Dis-
kussionsprozess darüber, wie militärische und zivile 
Dienstformen – freiwillige, hybride und verpflichtende – 
sowie weitere Formen gesellschaftlicher Mitwirkung zur 
Gesamtverteidigung und Resilienz beitragen können. 
Wichtig ist uns, dass die Erlangung gesellschaftlicher 
Resilienz nicht nur eine Aufgabe der jungen Generation, 
sondern aller Generationen ist. In die Arbeit einer solchen 
Enquete-Kommission sollen alle Beteiligten und Betrof-
fenen, insbesondere und maßgeblich junge Menschen, 
einbezogen werden.

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Dr. Janosch Dahmen, Chantal 
Kopf, Dr. Ophelia Nick, Dr. Sebastian Schäfer und 
Dr. Till Steffen (alle BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
zu der namentlichen Abstimmung über den von der 

Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Modernisierung des Wehrdienstes 
(Wehrdienst-Modernisierungsgesetz – WDModG) 
(Tagesordnungspunkt 27a)

Die heutige Abstimmung über das Wehrdienst-Moder-
nisierungsgesetz fällt uns nicht leicht. Deutschlands und 
Europas Sicherheit sind bedroht. Es ist deshalb nötig, 
dass die Bundeswehr wieder in eine Lage versetzt wird, 
in der sie ohne Zweifel jeden bewaffneten Angriff auf 
Landes- oder Bündnisgebiet stoppen könnte, immer mit 
dem Ziel, dass es diesen Angriff nie geben wird. Dazu 
braucht es auch mehr Soldatinnen und Soldaten. Es ist 
deshalb richtig, die Bundeswehr attraktiver zu machen, 
um mehr Freiwillige zu finden. Es ist angesichts der Be-
drohungslage auch richtig, die Musterung wieder ver-
pflichtend zu machen und auch dabei jungen Leuten die 
Bundeswehr und die Möglichkeit einer freiwilligen Ver-
pflichtung näherzubringen.

Wir haben trotzdem das Wehrdienst-Modernisierungs-
gesetz heute abgelehnt. Weil in diesem Gesetz schon 
skizziert wird, dass der nächste Schritt, falls sich nicht 
genügend Freiwillige melden, die Wiedereinsetzung der 
2011 ausgesetzten Wehrpflicht alten Typs wäre. Das Ge-
setz verpflichtet nur Männer zur Musterung und blickt 
allein auf den Wehrdienst, nicht auf die vielen anderen 
für unsere gesamtgesellschaftliche Resilienz ebenfalls 
bedeutsamen gesellschaftlichen Dienste. Falls sich nicht 
ausreichend Freiwillige melden, will man eine Bedarfs-
wehrpflicht, die dann im Losverfahren eine Zufallspflicht 
nur für junge Männer wäre.

Hinzu kommt: Die verpflichtende Musterung soll aus-
schließlich die jeweils neuen 18-jährigen Jahrgänge er-
fassen. Jahrgänge, die seit Aussetzung der Wehrpflicht 
nie gemustert wurden, bleiben außen vor. Damit entsteht 
kein vollständiges und gerechtes Lagebild, sondern eine 
einseitige Belastung der jungen Generation – und es wird 
ein erhebliches Potenzial an bereits volljährigen, bislang 
nicht erfassten Jahrgängen verschenkt.

Die Wehrpflicht alten Typs sieht auch ausdrücklich den 
Dienst an der Waffe als Regelfall und die richtigerweise 
grundgesetzlich als Grundrecht garantierte Kriegsdienst-
verweigerung als nur aus Gewissensgründen eigens zu 
begründende Ausnahme vor. Wir sind uns bewusst, dass 
in der gegenwärtigen Bedrohungslage eine Pflicht zum 
Wehrdienst nicht ausgeschlossen werden kann, aber 
wenn eine Dienstpflicht nötig wäre, dann müsste sie nicht 
nur für Männer gelten und nicht wieder ein gesondertes 
Verfahren für die Verweigerung beinhalten. Stattdessen 
sollte es die freie Wahl geben, ob dieser Dienst bei der 
Bundeswehr, im Bevölkerungs- und Katastrophenschutz 
oder im sozialen oder ökologischen Bereich geleistet 
wird: Ein Gesellschaftsjahr für alle.

Wir sind uns bewusst, dass eine solche Debatte über 
gesellschaftliche Verantwortung kontrovers ist. Sie be-
rührt individuelle Freiheit und verlangt nach sorgfältiger 
politischer Abwägung und breitem gesellschaftlichem 
Konsens, weil auch eine Änderung des Grundgesetzes 
nötig wäre. Doch gerade in Zeiten, in denen unsere De-
mokratie von innen wie außen bedroht ist, brauchen wir 
eine gemeinsame Antwort. Ein verpflichtendes Gesell-
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schaftsjahr könnte ein Gemeinschaftsprojekt für die Frei-
heit, die Demokratie und die Zukunftsfähigkeit unserer 
Gesellschaft werden. Wir sind überzeugt: Die Investition 
in Zusammenhalt, Resilienz und Demokratie würde sich 
lohnen.

Das heute zur Abstimmung vorgelegte Wehrdienst- 
Modernisierungsgesetz greift hier viel zu kurz. Denn 
selbst bei der Freiwilligengewinnung beschränkt es sich 
auf junge Jahrgänge. Statt alle erwachsenen Menschen 
zur freiwilligen Mitwirkung zu motivieren, adressiert es 
nur einen engen Alterskorridor. Damit verspielt die Bun-
desregierung Rekrutierungspotenziale, obwohl in allen 
Generationen eine spürbare Bereitschaft zum Dienst vor-
handen ist.

Diese einseitige Anlage birgt zudem ein hohes Risiko 
gesellschaftlicher Spaltung. Gerade Russland versucht im 
Rahmen hybrider Kriegsführung durch Desinformation, 
Wehrdienst und Verteidigungsbereitschaft insgesamt zu 
diskreditieren und Ungerechtigkeitsgefühle zu verstär-
ken. Ein Gesetz, das Belastung und Ansprache auf we-
nige Jahrgänge verengt, liefert dafür eine unnötige An-
griffsfläche – und kann so am Ende die Wehrhaftigkeit 
schwächen statt stärken.

Deshalb haben wir das Wehrdienst-Modernisierungs-
gesetz der Bundesregierung abgelehnt und dem Ent-
schließungsantrag der Bundestagsfraktion von Bünd-
nis 90/Die Grünen zugestimmt, in dem die Einsetzung 
einer Enquete-Kommission für gesamtgesellschaftliche 
Resilienz gefordert wird. Ziel ist ein ergebnisoffener Dis-
kussionsprozess darüber, wie militärische und zivile 
Dienstformen – freiwillige, hybride und verpflichtende – 
sowie weitere Formen gesellschaftlicher Mitwirkung zur 
Gesamtverteidigung und Resilienz beitragen können. 
Wichtig ist uns, dass die Erlangung gesellschaftlicher 
Resilienz nicht nur eine Aufgabe der jungen Generation, 
sondern aller Generationen ist. In die Arbeit einer solchen 
Enquete-Kommission sollen alle Beteiligten und Betrof-
fenen, insbesondere und maßgeblich junge Menschen, 
einbezogen werden.

Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Timon Dzienus, Dr. Lena 
Gumnior, Max Lucks, Claudia Roth, Corinna 
Rüffer und Johannes Wagner (alle BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) zu der namentlichen Abstimmung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung 
des Wehrdienstes (Wehrdienst-Modernisierungs-
gesetz – WDModG) 
(Tagesordnungspunkt 27a)
Wir lehnen das vorliegende Wehrdienst-Modernisie-

rungsgesetz entschieden ab.
Mit diesem Gesetz führt die Bundesregierung faktisch 

die Wehrpflicht wieder ein – ohne zuvor die naheliegen-
den sicherheits- und außenpolitischen Mittel auszuschöp-
fen, die Europas und Deutschlands bedrohte Sicherheit 
tatsächlich stärken könnten. Während immense Mengen 

eingefrorener russischer Vermögenswerte ungenutzt blei-
ben und ein dringend notwendiges politisches Signal an 
das Regime in Moskau ausbleibt, sollen nun ausgerechnet 
junge Männer als symbolisches Opfer herhalten. Das ist 
politisch falsch, sicherheitspolitisch unehrlich und gesell-
schaftlich inakzeptabel.

Wir halten fest: Eine moderne, einsatzfähige Bundes-
wehr stützt sich nicht auf zwangsrekrutierte Wehrpflich-
tige, sondern auf professionell ausgebildete, gut bezahlte 
und nachhaltig gebundene Berufssoldatinnen und Berufs-
soldaten. Die Bundesregierung weiß das – und setzt den-
noch auf ein Gesetz, das mehr PR-Effekt als realen si-
cherheitspolitischen sowie sicherheitsrelevanten Nutzen 
für die Bundesrepublik entfaltet.

Wir lehnen besonders entschieden ab, dass § 17 des 
Wehrpflichtgesetzes zur Musterung nahezu unverändert 
wieder eingeführt werden soll. Dieser Paragraf ist ver-
altet, verfassungsrechtlich höchst zweifelhaft und mit un-
serem heutigen modernen Verständnis von körperlicher 
Unversehrtheit und allgemeiner Handlungsfreiheit 
schlicht unvereinbar. Er legt explizit fest, dass bestimmte 
medizinische Eingriffe – darunter Blutentnahmen und 
röntgenologische Untersuchungen – nicht als Eingriffe 
in die körperliche Unversehrtheit gelten und daher auch 
gegen den Willen der Betroffenen vorgenommen werden 
dürfen. Das ist ein unverhältnismäßiger und schwerwie-
gender Eingriff in Grundrechte.

Eine moderne, gerechte und verfassungskonforme 
Musterung setzt zwingend voraus, dass jeder Mensch 
Eingriffe in den eigenen Körper verweigern kann. Statt-
dessen reaktiviert die Bundesregierung einen Paragrafen, 
der Untersuchungsmethoden zulässt, die wissenschaft-
lich überholt, nicht erforderlich und teils entwürdigend 
sind. § 17 des Wehrpflichtgesetzes definiert noch nicht 
einmal klar, welche medizinischen Maßnahmen über-
haupt vorgenommen werden dürfen – und welche aus-
drücklich nicht.

Besonders gravierend ist, dass das Gesetz nicht einmal 
klarstellt, dass der sogenannte „Hodengriff“ unzulässig 
ist. Diese Untersuchung ist nach heutigen medizinischen 
Leitlinien nicht evident; für die Feststellung der Tauglich-
keit medizinisch weitgehend wirkungslos und daher fach-
lich nicht erforderlich. Sein praktischer Nutzen ist nicht 
belegt – seine entwürdigende Wirkung hingegen offen-
kundig. Dass die Bundesregierung dies bewusst offen-
lässt, zeigt eine alarmierende Missachtung und Gering-
wertschätzung sowohl des Grundrechts auf körperliche 
Unversehrtheit als auch der allgemeinen Handlungsfrei-
heit junger Männer.

Der § 17 Wehrpflichtgesetz über eine Musterung hätte 
in einer Neuregelung verschiedene Verfassungsgüter bes-
ser miteinander in Einklang bringen können. Seine bloße 
Reaktivierung steht für einen unverhältnismäßigen Ein-
griff in das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit 
und allgemeine Handlungsfreiheit junger Männer. Das 
lehnen wir aus tiefster Überzeugung ab. Die Bundes-
regierung bleibt mit diesem Paragrafen in seiner alten 
und ungerechten Fassung hinter der fortschrittlichen Kul-
tur innerhalb der Bundeswehr zurück.
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Wir werden keinem Gesetz zustimmen, das mit einer 
derartigen Härte in die Selbstbestimmung junger Men-
schen eingreift und dabei auf veraltete, ungerechte und 
unverhältnismäßige Regelungen zurückgreift.

Wir lehnen dieses Gesetz ausdrücklich und aus Gewis-
sensgründen ab – nicht trotz, sondern gerade wegen der in 
§ 17 des Wehrpflichtgesetzes vorgesehenen Regelungen 
zur Musterung.

Anlage 5 

Erklärungen nach § 31 GO 
zu der namentlichen Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Modernisierung des Wehrdienstes 
(Wehrdienst-Modernisierungsgesetz – WDModG) 
(Tagesordnungspunkt 27a)

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Die Frage der Wehrpflicht ist im Kern eine Frage der 

Staatsbürgerschaft. Seit der Entstehung moderner Repu-
bliken gilt: Staatsbürgerschaft und Landesverteidigung 
sind zwei Seiten derselben Medaille. Wer die politischen 
Rechte eines Bürgers beansprucht, der muss – im äußers-
ten Fall – auch für deren Verteidigung einstehen können. 
Dieses Prinzip schließt niemanden aus. Und es darf auch 
niemanden ausnehmen.

Es gehört zur historischen Wahrheit, dass der Aus-
schluss von Frauen aus politischen Rechten früher mit 
ihrer angeblichen Nicht-Waffenfähigkeit begründet wur-
de. Diese Zeiten sind vorbei. Wenn wir im 21. Jahrhundert 
von Wehrpflicht reden, dann reden wir selbstverständlich 
von einer Wehr- und Ersatzdienstpflicht für alle Deut-
schen, für Männer und Frauen gleichermaßen.

Die Aussetzung der Wehrpflicht im Jahr 2011 war ein 
sicherheitspolitischer Fehler historischen Ausmaßes. 
Und er wurde nicht etwa von linken Parteien begangen, 
sondern von denjenigen, die sich damals „freiheitlich“ 
oder „konservativ“ nannten. Dieselben Parteien, die sonst 
gern von „Tradition“ und „Werten“ reden.

Sie haben 2011 mit der Aussetzung der Wehrpflicht 
nicht etwa Freiheit geschaffen, sie haben unsere Sicher-
heit dem Kassenstand geopfert.

Eine Demokratie kann nach innen und außen nur be-
stehen, wenn sie Bürger hervorbringt, die waffenfähig 
und verteidigungsbereit sind. Wer sich darauf verlässt, 
dass Berufssoldaten allein die Republik tragen, hat das 
Prinzip der Bürgersouveränität nicht verstanden.

Die Gutachterkommission des damaligen Ministers zu 
Guttenberg hat die Bundeswehr 2010 als überdehnt, un-
terfinanziert und strukturell dysfunktional beschrieben. 
Der politische Reflex darauf war jedoch nicht Stärkung, 
sondern Schrumpfung. Man glaubte, Landesverteidigung 
sei ein Relikt des Kalten Krieges. Heute wissen wir, dass 
diese Fehleinschätzung uns teuer zu stehen kommt.

Der vorliegende Vorschlag ist unzureichend, aber er ist 
notwendig.

Er ist unzureichend, weil er die strukturellen Fehler der 
Vergangenheit nicht wirklich korrigiert. Aber notwendig, 
weil wir nach den Jahren der sicherheitspolitischen 
Selbsttäuschung wenigstens einen Einstieg brauchen, 
um wieder zu erfassen, wer im Ernstfall überhaupt ver-
teidigungsfähig ist, wie es die Regierungsbegründung 
selbst feststellen muss. Genauso wichtig wäre es zudem, 
festzustellen, wer unabkömmlich für die Funktion unse-
res Gemeinwesens ist. Auch hierin ist der Vorschlag un-
zureichend.

Deutschland hat derzeit keine belastbaren Musterungs-
daten, keine personelle Basis, kein funktionsfähiges Er-
satzsystem. Die Bundeswehr verfügt, wie selbst die Re-
gierung einräumt, weder über die finanziellen noch die 
räumlichen noch die personellen Kapazitäten, um eine 
Wehrpflicht effektiv umzusetzen. Das ist ein Zustand, 
der eines souveränen Staats unwürdig ist und schnellstens 
überwunden werden muss.

Der Ersatzdienst ist ebenfalls unzureichend geregelt.

Eine moderne Gesellschaft kann nicht akzeptieren, 
dass Ersatzdienstleistende, wie es früher vorkam, von 
kirchlichen oder karitativen Trägern als billige Arbeits-
kräfte missbraucht werden. Der Ersatzdienst darf nicht 
dazu dienen, strukturelles Versagen im Gesundheits- 
und Pflegesystem zu kaschieren.

Wenn der Staat Ersatzdienst verlangt, muss er sein 
Pflege- und Gesundheitssystem zuvor selbst reformieren 
und nicht auf junge Menschen abwälzen.

Und selbstverständlich gilt im 21. Jahrhundert: Ersatz-
dienst bedeutet Dienstpflicht für alle Geschlechter. Ein 
weiterer Fehler: Seit 1982 hatten Wehrpflichtige massive 
Rentennachteile, weil pauschale Entgeltpunkte angesetzt 
wurden, die unterhalb des Durchschnitts lagen. Wer vor 
dem Dienst ein höheres Einkommen hatte, erhielt diese 
Leistung nicht angerechnet, ein klarer Verstoß gegen 
Wehr- und Rentengerechtigkeit. Eine verfassungsrecht-
liche Prüfung dazu steht bis heute aus, und die Problema-
tik wurde im vorgeblichen Modernisierungsgesetz auch 
nicht berücksichtigt.

Wenn der Staat Wehrdienst verlangt, dann muss er 
sicherstellen, dass der Wehrdienst dem Staat dient, aber 
auch dem Bürger. Eine Wehrpflicht, die den Wehrpflich-
tigen Nachteile bringt, widerspricht ihrem eigenen An-
spruch. Ich trete für eine Wehrpflicht ein, die allgemein, 
gerecht, zeitgemäß, wirksam und bürgerfreundlich ist. 
Eine Wehrpflicht, bei der der Staat sicherstellt, dass der 
Dienst an der Republik nicht zulasten derer geht, die ihn 
leisten. Eine Wehrpflicht, die wieder deutlich macht: 
Freiheit ist kein Selbstzweck, sondern eine Verantwor-
tung. Und vor allem: Eine Wehrpflicht, hinter der auch 
die Regierungsparteien nicht aus Angst, sondern aus 
Überzeugung stehen.

Stefan Seidler (fraktionslos):
Als Abgeordneter des SSW unterstütze ich das Anlie-

gen, der Bundeswehr das notwendige Personal und Mittel 
zur Verfügung zu stellen, damit sie ihre friedenssichern-
den und friedensschaffenden Aufgaben im Verbund mit 
internationalen Partnern zuverlässig erfüllen kann.
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Den vorliegenden Gesetzentwurf lehne ich jedoch ab. 
Das Wehrdienst-Modernisierungsgesetz führt verpflich-
tende Maßnahmen zur Wehrerfassung ein und eröffnet 
zudem die Möglichkeit, auch außerhalb des Spannungs- 
und Verteidigungsfalls durch einen Beschluss des Bun-
destages einen verpflichtenden Wehrdienst auszulösen. 
Eine solche Option eines Zwangsdienstes widerspricht 
dem Verständnis meiner Partei von individueller Freiheit 
und unserem Grundsatz, dass gesellschaftliches Engage-
ment stets auf Freiwilligkeit beruhen muss.

Zwar sind die im Gesetzentwurf vorgesehenen attrak-
tivitätssteigernden Maßnahmen – etwa höhere Soldzah-
lungen und Zuschüsse zum Erwerb einer Fahrerlaubnis – 
als grundsätzlich richtige und anschlussfähige Ansätze zu 
begrüßen. Allerdings müssen vergleichbare Verbesserun-
gen auch für alle anderen Formen freiwilligen Engage-
ments gelten. Freiwilligendienste in sozialen, kulturellen 
oder ökologischen Bereichen dürfen nicht schlechter-
gestellt werden. Sie müssen verlässlich gleichvergütet 
und finanziell abgesichert sein. Insbesondere vor dem 
Hintergrund der herausfordernden geopolitischen Lage 
müssen wir uns zudem mehr noch mit der Frage beschäf-
tigen, wie wir das freiwillige Engagement im Bereich des 
Bevölkerungsschutzes im Ernstfall aufstellen.

Ich würdige das Engagement von Wehrdienst- und 
Freiwilligendienstleistenden in allen Bereichen aus-
drücklich, bin jedoch überzeugt, dass diese Dienste ihre 
positive gesellschaftliche Wirkung nur entfalten können, 
wenn sie freiwillig bleiben und durch geeignete Anreize 
gestärkt werden. Der vorliegende Gesetzentwurf erfüllt 
diese Anforderungen nicht. Darum lehne ich den Gesetz-
entwurf ab.

Robin Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die Bedrohungslage für Europa ist real und ernst. Cy-

berangriffe, gezielte Desinformation, Drohnenüberflüge 
über kritische Infrastruktur und staatsterroristische An-
schläge auf EU-Gebiet zeigen: Der russische Angriffs-
krieg richtet sich nicht nur gegen die Ukraine, sondern 
auch gegen unsere Sicherheit. Moskaus massive Aufrüs-
tung und die offen ausgesprochene Bereitschaft, die 
NATO zu testen, verlangen eine klare politische Antwort.

Wir sind dieser Lage nicht passiv ausgeliefert. Mit ent-
schlossenem Handeln können wir unsere Demokratie, 
unsere Freiheit und unsere Verteidigungsfähigkeit schüt-
zen. Und jede und jeder Einzelne in diesem Land kann 
dazu beitragen.

Ich bin überzeugt: Mittelfristig brauchen wir ein all-
gemeines Gesellschaftsjahr für alle Generationen und 
Geschlechter – militärisch wie zivil, als Ausdruck ge-
meinsamer Verantwortung und als Antwort auf äußere 
Bedrohung und innere Spaltung. Nur alle gemeinsam 
können wir gesellschaftlichen Zusammenhalt leben und 
tragen. Für ein Gesellschaftsjahr gibt es derzeit keine 
verfassungsändernde Mehrheit. Umso wichtiger ist es, 
jetzt einen realistischen, wirksamen ersten Schritt zu ge-
hen.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung ist ein 
Schritt – aber er reicht in zentralen Punkten nicht aus 
und schafft unnötige Gefahren.

Erstens. Die Koalition beschränkt die Ansprache po-
tenziell Freiwilliger auf Männer bis 25 und Frauen bis 
23 Jahre. Das schöpft weder das vorhandene Verantwor-
tungs- und Einsatzpotenzial aus, noch entspricht es der 
Realität moderner Lebensläufe. Menschen nach dem Stu-
dium, in beruflichen Übergangsphasen oder mit späterer 
Bereitschaft zur Veränderung bleiben unberücksichtigt. 
Das verengt unnötig das Feld derjenigen, die freiwillig 
dienen wollen – und erzeugt zugleich den Eindruck ein-
seitiger Belastung der Jüngsten. Das birgt Risiken für 
gesellschaftliche Akzeptanz und eröffnet Angriffsflächen 
für Desinformation.

Zweitens. Die Bundesregierung verzichtet darauf, die 
seit Aussetzung der Wehrpflicht entstandene Muste-
rungslücke schrittweise zu schließen. Damit fehlen im 
Ernstfall entscheidende Informationen darüber, wer über-
haupt eingezogen werden könnte. Auch hier entsteht 
ohne Not der Eindruck, dass Lasten nicht fair verteilt 
werden. Beides schwächt unsere Verteidigungsfähigkeit – 
und die Resilienz unserer Gesellschaft.

Der Bedarf ist zu groß, um diese Potenziale nicht zu 
nutzen. Und die Erfahrungen mit dem russischen Infor-
mationskrieg sind zu deutlich, um solche Gefahren von 
Spaltung unnötig entstehen zu lassen.

Der Entschließungsantrag meiner Fraktion geht in die-
sen Punkten weiter: Er fordert eine verpflichtende Mus-
terung für alle Wehrpflichtigen, ein breites Werben um 
Freiwilligkeit in allen Altersgruppen und einen klareren 
Pfad zur Stärkung der Bundeswehr sowie der zivilen 
Dienste. Das ist gerechter, wirkungsvoller und sicher-
heitspolitisch angemessener.

Darum stimme ich gegen den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung und für den Entschließungsantrag meiner 
Fraktion.

Gleichzeitig müssen wir ehrlich sein: Es ist nicht si-
cher, dass verstärkte Freiwilligkeit allein reichen wird, 
um die notwendige Verteidigungsfähigkeit schnell genug 
aufzubauen. Wenn wir glaubwürdig abschrecken und im 
Notfall verteidigungsbereit sein wollen, brauchen wir ein 
Element der Pflicht. Zurzeit steht dafür ausschließlich die 
Wehrpflicht zur Verfügung.

Wir müssen jetzt die Grundlagen für eine verlässliche 
Sicherheitsarchitektur legen – mit einer Kombination aus 
konsequentem Werben um freiwilliges Engagement in 
allen Altersgruppen und der Entschlossenheit, Pflicht 
auch wieder zu verankern. Nur diese Verbindung schafft 
die Glaubwürdigkeit, die wir zur Abschreckung und zum 
Schutz unserer Freiheit brauchen.

Anlage 6 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Heidi Reichinnek und Sören 
Pellmann für die Fraktion Die Linke zu der na-
mentlichen Abstimmung über den von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
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zur Stabilisierung des Rentenniveaus und zur voll-
ständigen Gleichstellung der Kindererziehungszei-
ten 
(Zusatzpunkt 6)

Wir erklären im Namen der Fraktion Die Linke: Die 
gesetzliche Rente wurde durch die Rentenreformen der 
letzten 20 Jahre massiv geschwächt. Im Rahmen der 
Agenda 2010 der rot-grünen Bundesregierung wurde 
das vorher maßgebliche Ziel der Lebensstandardsiche-
rung durch die gesetzliche Rente aufgegeben und das 
Rentenniveau von 53 Prozent auf 48 Prozent abgesenkt. 
Das sogenannte Mehrsäulen-System aus gesetzlicher, be-
trieblicher und privater Altersvorsorge wurde eingeführt. 
Die Absenkung des Rentenniveaus sollte durch die staat-
lich geförderte Riester-Rente ausgeglichen werden. 
Heute ist klar: Das ist krachend gescheitert. Die Verbrei-
tung von Betriebsrenten und privater Altersvorsorge, die 
zudem überproportional von den Beschäftigten finanziert 
werden, ist viel zu niedrig. Seit Beginn der 2000er hat 
sich die Altersarmut in Deutschland nahezu verdoppelt. 
Im Jahr 2024 war jede fünfte Person über 65 Jahren ar-
mutsgefährdet.

Die gesetzliche Rente ist für die meisten Menschen die 
wichtigste Einkommensquelle im Alter. Das gilt ins-
besondere für Rentner/-innen in Ostdeutschland und für 
Frauen. Eine starke gesetzliche Rente ist somit die beste 
Vorbeugung vor Altersarmut und erhöht zudem das Ver-
trauen der jüngeren Generationen in das Alterssiche-
rungssystem. Deshalb fordern wir, das Rentenniveau 
wieder auf 53 Prozent anzuheben und dauerhaft auf die-
sem Niveau zu stabilisieren. Damit würde eine sofortige 
und zusätzliche Rentenerhöhung von 10 Prozent für alle 
Rentner/-innen einhergehen. Das wäre ein wichtiger 
Schritt, um die Lebensleistung der Menschen anzuerken-
nen, die jahrzehntelang hart gearbeitet und in das Renten-
system eingezahlt haben.

Ohne eine gesetzliche Stabilisierung des Renten-
niveaus droht das Rentenniveau in den kommenden Jah-
ren noch weiter abzusinken und die Situation für die über 
21 Millionen Rentner/-innen zu verschlechtern. Die Al-
tersarmut würde noch weiter zunehmen. Daher ist aus 
unserer Sicht eine Ablehnung der Stabilisierung des Ren-
tenniveaus verantwortungslos, obwohl eine Stabilisie-
rung lediglich bei 48 Prozent bis zum Jahr 2031 nicht 
ausreicht.

Die Anerkennung von Kindererziehungszeiten von 
drei Jahren für alle Kinder – unabhängig vom Geburts-
jahr – ist längst überfällig. Die Linke fordert die Schlie-
ßung dieser rentenrechtlichen Gerechtigkeitslücke bereits 
seit Jahren. Die Auszahlung ab dem Jahr 2027 aus ver-
waltungstechnischen Gründen kommt aber für die Be-
troffenen zu spät, deshalb sollte aus unserer Sicht der 
Gesetzentwurf um eine rückwirkende Auszahlung als 
einmalige Sonderzahlung, die nicht auf andere Sozialleis-
tungen angerechnet wird und nicht beitrags- und steuer-
pflichtig ist, ergänzt werden.

Mit der Aufhebung des Anschluss- bzw. Aufhebung 
des Vorbeschäftigungsverbots für Personen, die die Re-
gelaltersgrenze erreicht haben, stellt die Bundesregierung 
die Interessen der Arbeitgeber/-innen an befristeten Ar-

beitsverträgen über den Schutz von älteren Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitsnehmern. Das halten wir für grund-
legend falsch.

Es gibt keinen Generationenkonflikt bei der Rente. Es 
gibt einen Konflikt zwischen denen, die immer mehr 
haben, und denen, die immer weniger haben. Genau des-
halb fordern wir ein Rentensystem, in das alle Erwerbs-
tätigen einzahlen und das dafür sorgt, dass dieser Ver-
teilungskonflikt aufgelöst wird. Deshalb enthalten wir 
uns bei der Abstimmung.

Anlage 7 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Anna Aeikens, Florian Bilic, Leif 
Erik Bodin, Frederik Bouffier, Uwe Feiler, Philip 
M. A. Hoffmann, Ronja Kemmer, Daniel Kölbl, 
Lukas Krieger, Dr. Saskia Ludwig, Dr. Florian 
Müller, Thomas Pauls, Carl-Philipp Sassenrath, 
Sebastian Schmidt, Roland Theis, Dr. Maria-Lena 
Weiss, Klaus-Peter Willsch und Vanessa Zobel (alle 
CDU/CSU) zu der namentlichen Abstimmung über 
den von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurf eines Gesetzes zur Stabilisierung des Renten-
niveaus und zur vollständigen Gleichstellung der 
Kindererziehungszeiten 
(Zusatzpunkt 6)
Ich stimme dem Rentenpaket der Bundesregierung zu, 

um die Stabilität der Regierungskoalition zu stärken.
In der Sache halte ich den vorliegenden Entwurf, ins-

besondere durch die Vorfestlegungen, die darin für die 
2030er-Jahre getroffen werden, für verfehlt und weise 
nachfolgend ausdrücklich auf die Risiken hin, die der 
Gesetzentwurf zur Folge hat.

Erstens: Risiken für die künftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes. Der vorliegende Gesetzentwurf trifft finan-
zielle Vorfestlegungen für die Jahre nach 2030 in drei-
stelliger Milliardenhöhe, denen keine tragfähige Finan-
zierung gegenübersteht. In den 2030er-Jahren kommen 
erhebliche Belastungen aus Zinsausgaben und Tilgungs-
verpflichtungen auf den Bundeshaushalt zu, die absehbar 
zu einer „Versteinerung“ des Bundeshaushaltes führen 
werden. Darüber hinaus wird der seit Langem absehbare 
demografische Wandel in den 2030er-Jahren auf die 
Staatsfinanzen durchschlagen, da die geburtenstarken 
Jahrgänge in Rente gehen.

Bereits ohne die nun vorgesehenen Mehrausgaben ist 
die fiskalpolitische Handlungsfähigkeit des Bundes in 
Gefahr. Ohne ein finanziell handlungsfähiges Deutsch-
land ist die Widerstandsfähigkeit Europas in der Zukunft 
geschwächt. Der vorliegende Gesetzentwurf verstärkt 
diese Problematik zusätzlich und in erheblichem Ausmaß 
und gefährdet damit die zukünftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes innenpolitisch und ausdrücklich auch außen-
politisch.

Zweitens: Risiken für die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandortes. Dass dem Beschluss der Mehraus-
gaben keine tragfähige Finanzierung aus laufenden Ein-
nahmen gegenübersteht, droht zudem die angeschlagene 
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Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland weiter 
zu schädigen. Beitragssteigerungen sind unausweichlich 
und stehen bereits fest.

Darüber hinaus werden die beschlossenen Mehrausga-
ben angesichts der Haushaltslage des Bundes nur mit 
massiven Steuererhöhungen und/oder einer weiteren 
Aufweichung bzw. gänzlichen Abschaffung der Schul-
denbremse zu finanzieren sein. Dies muss unbedingt ver-
hindert werden. Mit dieser Aussicht wird Deutschland 
inmitten einer andauernden Stagnation nochmals un-
attraktiver für dringend benötigte private Investitionen.

Drittens: Risiken für kommende Generationen. Bereits 
heute zusätzliche Ausgaben in dreistelliger Milliarden-
höhe verbindlich festzuschreiben, vergrößert zudem den 
schon heute vorhandenen, immensen Reformbedarf in 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verteilt die finanziellen Lasten der Demo-
grafie noch stärker einseitig auf die Beitrags- und Steuer-
zahler und damit insbesondere auf die junge Generation.

Viertens: Risiken für den Sozialstaat. Die Entkoppe-
lung des Sozialstaates von der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit des Landes ist von der Ausnahme zur Re-
gel geworden. Das ist ein ordnungspolitischer Fehler. 
Dies ist nicht nur mit Blick auf Generationengerechtig-
keit und die Wettbewerbsfähigkeit unseres Wirtschafts-
standortes problematisch, sondern bringt am Ende den 
Sozialstaat selbst zunehmend in Gefahr. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verstärkt diese Entwicklung weiter.

Fünftens: Parlamentarisches Verfahren. Die Risiken 
des Gesetzentwurfes hätten durch gesetzliche Anpassun-
gen und Kompromisse im parlamentarischen Verfahren 
abgemildert werden können und müssen. Dies hätte eine 
ergebnisoffene Debatte im parlamentarischen Verfahren 
erfordert. Dass diese demokratische und parlamentari-
sche Selbstverständlichkeit und damit eine Kompromiss-
findung in der Sache durch das Parlament von Mitglie-
dern der Bundesregierung unterlaufen wurde, kritisiere 
ich ausdrücklich.

Sechstens: Reformbedarf und Reformfähigkeit. Sofern 
der Gesetzentwurf heute eine Mehrheit findet, wird der 
Reformbedarf Deutschlands nicht kleiner, sondern grö-
ßer. Ich werde darauf hinwirken, dass künftig die drin-
gend benötigten Reformen für die Zukunft unseres Lan-
des verabschiedet werden.

Anlage 8 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Dr. Yannick Bury, Pascal 
Reddig, Marvin Schulz, Johannes Volkmann, 
Johannes Wiegelmann, Johannes Winkel und 
Nicolas Zippelius (alle CDU/CSU) zu der namentli-
chen Abstimmung über den von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Stabilisierung des Rentenniveaus und zur vollstän-
digen Gleichstellung der Kindererziehungszeiten 
(Zusatzpunkt 6)

Ich stimme gegen den vorliegenden Gesetzentwurf. 
Ich halte den vorliegenden Entwurf, insbesondere durch 
die Vorfestlegungen, die darin für die 2030er-Jahre ge-
troffen werden, für verfehlt und weise nachfolgend aus-
drücklich auf die Risiken hin, die der Gesetzentwurf zur 
Folge hat.

Erstens: Risiken für die künftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes. Der vorliegende Gesetzentwurf trifft finan-
zielle Vorfestlegungen für die Jahre nach 2030 in drei-
stelliger Milliardenhöhe, denen keine tragfähige Finan-
zierung gegenübersteht. In den 2030er-Jahren kommen 
erhebliche Belastungen aus Zinsausgaben und Tilgungs-
verpflichtungen auf den Bundeshaushalt zu, die absehbar 
zu einer „Versteinerung“ des Bundeshaushaltes führen 
werden. Darüber hinaus wird der seit Langem absehbare 
demografische Wandel in den 2030er-Jahren auf die 
Staatsfinanzen durchschlagen, da die geburtenstarken 
Jahrgänge in Rente gehen.

Bereits ohne die nun vorgesehenen Mehrausgaben ist 
die fiskalpolitische Handlungsfähigkeit des Bundes in 
Gefahr. Ohne ein finanziell handlungsfähiges Deutsch-
land ist die Widerstandsfähigkeit Europas in der Zukunft 
geschwächt. Der vorliegende Gesetzentwurf verstärkt 
diese Problematik zusätzlich und in erheblichem Ausmaß 
und gefährdet damit die zukünftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes innenpolitisch und ausdrücklich auch außen-
politisch.

Zweitens: Risiken für die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandortes. Dass dem Beschluss der Mehraus-
gaben keine tragfähige Finanzierung aus laufenden Ein-
nahmen gegenübersteht, droht zudem die angeschlagene 
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland weiter 
zu schädigen. Beitragssteigerungen sind unausweichlich 
und stehen bereits fest. Darüber hinaus werden die be-
schlossenen Mehrausgaben angesichts der Haushaltslage 
des Bundes nur mit massiven Steuererhöhungen und/oder 
einer weiteren Aufweichung bzw. gänzlichen Abschaf-
fung der Schuldenbremse zu finanzieren sein. Dies 
muss unbedingt verhindert werden. Mit dieser Aussicht 
wird Deutschland inmitten einer andauernden Stagnation 
nochmals unattraktiver für dringend benötigte private In-
vestitionen.

Drittens: Risiken für kommende Generationen. Bereits 
heute zusätzliche Ausgaben in dreistelliger Milliarden-
höhe verbindlich festzuschreiben, vergrößert zudem den 
schon heute vorhandenen, immensen Reformbedarf in 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verteilt die finanziellen Lasten der Demo-
grafie noch stärker einseitig auf die Beitrags- und Steuer-
zahler und damit insbesondere auf die junge Generation.

Viertens: Risiken für den Sozialstaat. Die Entkoppe-
lung des Sozialstaates von der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit des Landes ist von der Ausnahme zur Re-
gel geworden. Das ist ein ordnungspolitischer Fehler. 
Dies ist nicht nur mit Blick auf Generationengerechtig-
keit und die Wettbewerbsfähigkeit unseres Wirtschafts-
standortes problematisch, sondern bringt am Ende den 
Sozialstaat selbst zunehmend in Gefahr. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verstärkt diese Entwicklung weiter.
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Fünftens: Parlamentarisches Verfahren. Die Risiken 
des Gesetzentwurfes hätten durch gesetzliche Anpassun-
gen und Kompromisse im parlamentarischen Verfahren 
abgemildert werden können und müssen. Dies hätte eine 
ergebnisoffene Debatte im parlamentarischen Verfahren 
erfordert. Dass diese demokratische und parlamentari-
sche Selbstverständlichkeit und damit eine Kompromiss-
findung in der Sache durch das Parlament von Mitglie-
dern der Bundesregierung unterlaufen wurde, kritisiere 
ich ausdrücklich.

Sechstens: Reformbedarf und Reformfähigkeit. Sofern 
der Gesetzentwurf heute eine Mehrheit findet, wird der 
Reformbedarf Deutschlands nicht kleiner, sondern grö-
ßer. Ich werde darauf hinwirken, dass künftig die drin-
gend benötigten Reformen für die Zukunft unseres Lan-
des verabschiedet werden.

Anlage 9 

Erklärungen nach § 31 GO 
zu der namentlichen Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Stabilisierung des Rentenniveaus und zur 
vollständigen Gleichstellung der Kindererzie-
hungszeiten 
(Zusatzpunkt 6)

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Ich stimme dem Rentenpaket der Bundesregierung zu, 

um die Stabilität der Regierungskoalition zu stärken. In 
der Sache halte ich den vorliegenden Entwurf insbeson-
dere durch die Vorfestlegungen, die darin für die 2030er- 
Jahre getroffen werden, allerdings für durchaus kritik-
würdig und weise nachfolgend ausdrücklich auf die Risi-
ken hin, die der Gesetzentwurf zur Folge hat.

Erstens: Risiken für die künftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes. Der vorliegende Gesetzentwurf trifft finan-
zielle Vorfestlegungen für die Jahre nach 2030 in drei-
stelliger Milliardenhöhe, denen bisher keine tragfähige 
Finanzierung gegenübersteht. In den 2030er-Jahren kom-
men erhebliche Belastungen aus Zinsausgaben und Til-
gungsverpflichtungen auf den Bundeshaushalt zu, die ab-
sehbar zu einer „Versteinerung“ des Bundeshaushaltes 
führen können. Darüber hinaus wird der seit Langem 
absehbare demografische Wandel in den 2030er-Jahren 
auf die Staatsfinanzen durchschlagen, da die geburten-
starken Jahrgänge in Rente gehen. Bereits ohne die nun 
vorgesehenen Mehrausgaben ist die fiskalpolitische 
Handlungsfähigkeit des Bundes in Gefahr. Ohne ein fi-
nanziell handlungsfähiges Deutschland ist die Wider-
standsfähigkeit Europas in der Zukunft geschwächt. Der 
vorliegende Gesetzentwurf verstärkt diese Problematik 
zusätzlich und in erheblichem Ausmaß und gefährdet 
damit die zukünftige Handlungsfähigkeit des Bundes in-
nenpolitisch und ausdrücklich auch außenpolitisch.

Zweitens. Risiken für die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandortes. Dass dem Beschluss der Mehraus-
gaben bisher keine tragfähige Finanzierung aus laufenden 
Einnahmen gegenübersteht, droht zudem die angeschla-

gene Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland 
weiter zu schädigen, Beitragssteigerungen wären inso-
weit unausweichlich und stehen bereits faktisch fest. Da-
rüber hinaus werden die beschlossenen Mehrausgaben 
angesichts der Haushaltslage des Bundes wohl nur mit 
massiven Steuererhöhungen oder einer weiteren Aufwei-
chung der Schuldenbremse zu finanzieren sein. Das muss 
unbedingt verhindert werden. Mit dieser Aussicht wird 
Deutschland inmitten einer andauernden Stagnation 
nochmals unattraktiver für dringend benötigte private In-
vestitionen.

Drittens: Risiken für kommende Generationen. Bereits 
heute zusätzliche Ausgaben in dreistelliger Milliarden-
höhe verbindlich festzuschreiben, vergrößert zudem den 
schon heute vorhandenen immensen Reformbedarf in der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Der vorliegende Ge-
setzentwurf verteilt die finanziellen Lasten der Demogra-
fie noch stärker einseitig auf die Beitrags- und Steuer-
zahlen und damit insbesondere auf die junge Generation.

Viertens: Risiken für den Sozialstaat. Die Entkoppe-
lung des Sozialstaates von der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit des Landes ist von der Ausnahme zur Re-
gel geworden. Das ist ein ordnungspolitischer Fehler. 
Dies ist nicht nur mit Blick auf die Generationengerech-
tigkeit und die Wettbewerbsfähigkeit unseres Wirt-
schaftsstandortes problematisch, sondern bringt am 
Ende den Sozialstaat selbst zunehmend in Gefahr. Der 
vorliegende Gesetzentwurf verstärkt diese Entwicklung 
weiter.

Fünftens: Parlamentarisches Verfahren. Die Risiken 
des Gesetzentwurfes hätten durch gesetzliche Anpassun-
gen und Kompromisse im parlamentarischen Verfahren 
wohl noch abgemildert werden können. Dies hätte eine 
ergebnisoffene Debatte im parlamentarischen Verfahren 
erfordert. Dass diese demokratische und parlamentari-
sche Selbstverständlichkeit und damit eine Kompromiss-
findung in der Sache durch das Parlament nicht möglich 
war, bedauere ich ausdrücklich.

Sechstens: Reformbedarf und Reformfähigkeit. Durch 
den Beschluss des vorgelegten Gesetzes wird der Re-
formbedarf Deutschlands nicht kleiner, sondern größer. 
Ich werde darauf hinwirken, dass künftig die dringend 
benötigten Reformen für die Zukunft unseres Landes ver-
abschiedet werden.

Dr. Carsten Brodesser (CDU/CSU):
Der zur Abstimmung anstehende Gesetzentwurf bein-

haltet Maßnahmen, die der gesetzlichen Rentenversiche-
rung zusätzliche Lasten aufbürdet, die insbesondere von 
der jungen Generation getragen werden müssen. Wir ver-
schärfen damit die Problematik der Unterfinanzierung in 
der GRV und nehmen damit steigende steuerfinanzierte 
Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt in Kauf.

Gleichzeitig werden Verbesserungen der betrieblichen 
Altersvorsorge und zur Fachkräftesicherung beraten, die 
allesamt Teil der Koalitionsvereinbarung sind. Zeitnah 
werden zudem Vorschläge zur Einführung einer Früh-
startrente sowie zur Verbesserung der staatlich geförder-
ten privaten Altersvorsorge beraten.
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Trotz erheblicher Bedenken hinsichtlich der geplanten 
Maßnahmen in der ersten Säule der Alterssicherung 
werde ich dem vorliegendem Rentenpaket zustimmen.

Der Reformbedarf in der GRV bleibt bestehen und 
wird auf Basis der vorzulegenden Erkenntnisse der so-
genannten „Rentenkommission“ zu entscheiden sein.

Sandra Carstensen (CDU/CSU):
Ich stimme dem Rentenpaket der Bundesregierung zu, 

um die Stabilität der Regierungskoalition zu stärken.

In der Sache halte ich den vorliegenden Entwurf, ins-
besondere durch die Vorfestlegungen, die darin für die 
2030er-Jahre getroffen werden, für verfehlt und weise 
auf die Risiken hin, die der Gesetzentwurf zur Folge hat.

Trotz aller Bedenken werde ich aus staatspolitischer 
Verantwortung dem Rentenpaket zustimmen. Dies auch, 
weil die derzeitige schwierige außenpolitische, innen-
politische und wirtschaftspolitische Situation es erforder-
lich macht, für eine stabile Regierung zu sorgen. In einer 
solchen Situation halte ich es für erforderlich, einen 
Kompromiss mitzutragen, obwohl ich bei ihm inhaltlich 
erhebliche Bedenken habe.

Ich begrüße es, dass die Rentenkommission ergebnis-
offen arbeiten soll und verbinde damit die Erwartung, 
dass wir echte Lösungen für alle finden.

Dr. Florian Dorn (CDU/CSU):
Wir benötigen in der aktuellen wirtschaftlichen und 

sicherheitspolitischen Lage des Landes eine handlungs-
fähige und stabile Regierung. Um die Stabilität der Re-
gierung in der aktuellen Lage zu sichern, stimme ich 
daher dem Gesetzentwurf der Bundesregierung zu.

Der Gesetzentwurf enthält zwei Ziele, die im Koaliti-
onsvertrag vereinbart wurden: Zum einen sollen die an-
rechnungsfähigen Erziehungszeiten von drei Jahren 
künftig für alle Kinder – unabhängig vom Jahr der Geburt 
des Kindes – gelten, um die vollständige Gleichstellung 
der Kindererziehungszeiten zu schaffen. Zum anderen 
soll mit der einseitigen Halteline das Rentenniveau bei 
48 Prozent bis zum Jahr 2031 verlängert werden, sodass 
die Renten nicht systematisch langsamer steigen als die 
Löhne. Bis 2031 werden die Kosten für die Halteline auf 
knapp 25 Milliarden Euro geschätzt, die aus Steuermit-
teln finanziert werden.

Darüber hinaus wird im Gesetzentwurf jedoch fest-
gelegt, dass das Sicherungsniveau auch über das Jahr 
2031 hinaus höher als im geltenden Recht liegt und somit 
zu Mehrausgaben in dreistelliger Milliardenhöhe in den 
2030ern führt, die aus Bundesmittel finanziert werden 
sollen. Ich halte den vorliegenden Gesetzentwurf in der 
Sache aufgrund der gravierenden Folgekosten für die Zeit 
nach 2031 für zu weitgehend. Hierbei wird bereits jetzt 
festgelegt, dass die Renten stärker steigen als nach gel-
tendem Recht bisher vorgesehen. Ein stabiles Leistungs-
niveau zur Sicherung des Lebensstandards im Alter an-
zustreben, ist ein nachvollziehbares politisches Ziel. 
Problematisch ist jedoch, dass eine tragfähige Finanzie-
rung für diese Maßnahme noch nicht gegeben und damit 

die Mehrkosten zulasten Dritter beschlossen wird, wenn 
hier nicht durch ein weiteres Rentenpaket nachgesteuert 
wird.

Vor diesem Hintergrund halte ich die zeitliche Abfolge 
für verfehlt, jetzt Vorfestlegungen über Leistungsverspre-
chen nach 2031 zu beschließen. Es ist begrüßenswert, 
dass nun eine Rentenkommission eingesetzt wird, die 
Vorschläge zur generationengerechten und tragfähigen 
Finanzierung des Rentensystems erarbeiten soll. Besser 
wäre es meines Erachtens gewesen, die Ergebnisse der 
Rentenkommission abzuwarten, bevor Vorfestlegungen 
mit Leistungserhöhungen über 2031 hinaus gegeben wer-
den.

Insbesondere möchte ich in der Sache nachfolgend 
ausdrücklich auf die Risiken hinweisen, die aus dem Ge-
setzentwurf folgen.

Erstens. Mit dem Gesetzentwurf wird das Ausgaben-
wachstum beschleunigt, was die künftige Handlungs-
fähigkeit des Bundes einschränkt und die Lasten und 
Risiken für die kommenden Generationen weiter erhöht. 
Bereits ohne die nun vorgesehenen Mehrausgaben des 
Gesetzentwurfs steigen die Kosten des Bundes in den 
kommenden Jahren stark an. Insbesondere der seit 
Langem absehbare demografische Wandel wird in den 
2030er-Jahren auf die Staatsfinanzen durchschlagen, da 
die geburtenstarken Jahrgänge in Rente gehen.

In den 2030er-Jahren kommen zudem erhebliche Be-
lastungen aus Zinsausgaben und Tilgungsverpflichtun-
gen auf den Bundeshaushalt zu, die zusammen mit den 
gesetzlich determinierten Steigerungen der Sozialaus-
gaben infolge der demografischen Alterung absehbar zu 
einer „Versteinerung“ des Bundeshaushaltes führen wer-
den.

Schon für das Jahr 2026 wird erwartet, dass ein Drittel 
der Steuereinnahmen des Bundes für Leistungen und Zu-
schüsse an die Rente aufgebracht werden. Dieser Anteil 
wird selbst ohne den Gesetzentwurf weiter zunehmen. 
Hinzu kommen steigende Ausgabenprognosen für Ge-
sundheit und Pflege aufgrund der Demografie. Der vor-
liegende Gesetzentwurf erhöht somit das ohnehin zuneh-
mende Ausgabenwachstum für die Jahre nach 2030. Die 
Mehrkosten gegenüber geltendem Recht liegen für die 
2030er Jahre in dreistelliger Milliardenhöhe, denen 
noch keine tragfähige Finanzierung oder Einsparungen 
an anderer Stelle gegenübersteht. Der vorliegende Ge-
setzentwurf verteilt damit die finanziellen Lasten der De-
mografie noch stärker einseitig auf die Beitrags- und 
Steuerzahler und damit insbesondere auf die junge und 
die noch arbeitende Generation.

Die fiskalpolitische Handlungsfähigkeit des Bundes ist 
damit in absehbarer Zukunft in Gefahr. Damit könnten 
für künftige Generationen weder Spielräume für Inves-
titionen noch für Maßnahmen bei künftigen Krisen 
bleiben, wenn nicht mit weiteren Maßnahmen gegen-
gesteuert wird. Ohne ein finanziell handlungsfähiges 
Deutschland ist auch die Widerstandsfähigkeit Europas 
in der Zukunft geschwächt, ebenso wie die Finanzstabi-
lität des Euroraums.
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Zweitens. Da dem Beschluss der Mehrausgaben keine 
tragfähige Finanzierung aus den laufenden Einnahmen 
gegenübersteht, droht zudem ein weiteres Risiko für die 
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland. – Bei-
tragssteigerungen und steigende Steuerlasten sind damit 
bereits jetzt unausweichlich bzw. sind damit schon 
determiniert, wenn nicht mit weiteren Maßnahmen ge-
gengesteuert wird. Arbeitskosten würden für Arbeitgebe-
rinnen und Arbeitgeber damit weiter steigen und Arbeits-
anreize für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weiter 
verringert, wenn noch weniger Netto vom Brutto bleibt.

Darüber hinaus besteht mit den beschlossenen Mehr-
ausgaben angesichts der zunehmenden „Versteinerung“ 
des Bundeshaushalts die Gefahr, dass es zur Finanzierung 
zu weiteren Forderungen nach Steuererhöhungen und/ 
oder einem weiteren Aufweichen der Schuldenbremse 
kommt. Dieser Weg könnte die Wettbewerbsfähigkeit 
des Standortes sowie die fiskalische Tragfähigkeit weiter 
gefährden.

Mit dieser Aussicht wird Deutschland inmitten der 
gegenwärtigen wirtschaftlichen Stagnation nochmals un-
attraktiver für dringend benötigte private Investitionen. 
Damit kann der Gesetzentwurf mit Entscheidungen für 
die 2030er-Jahre auch schon Auswirkungen auf heutige 
Investitionsentscheidungen von Unternehmen haben. Die 
beobachtbare langsame Erholung der Wirtschaft könnte 
damit gebremst werden.

Entscheidend für steigende Renten sowie die Entlas-
tung der Rentenkasse ist wirtschaftliches Wachstum. 
Wenn der volkswirtschaftliche „Kuchen“ größer wird 
und die Löhne wachsen, dann gibt es auch weiter spür-
bare Rentensteigerungen und Entlastungen für die umla-
gefinanzierte Rente. Es ist daher auch sozialpolitisch 
wichtig, dass wir in der wirtschaftlich schwierigen Lage 
die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit stärken. Auch 
im Koalitionsvertrag haben wir festgehalten, dass „nur 
eine wachstumsorientierte Wirtschaftspolitik, eine hohe 
Beschäftigungsquote und eine angemessene Lohnent-
wicklung“ es ermöglicht, ein stabiles Sicherungsniveau 
dauerhaft zu finanzieren.

Drittens. Die Entkopplung der Leistungsversprechen 
des Sozialstaats von der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit hat langfristig Risiken für einen leistungsfähigen 
Sozialstaat. Die Entkoppelung des Sozialstaates von der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Landes ist in den 
vergangenen Jahren von der Ausnahme zur Regel gewor-
den. Das ist ein ordnungspolitischer Fehler. Dies ist nicht 
nur mit Blick auf Generationengerechtigkeit und die 
Wettbewerbsfähigkeit unseres Wirtschaftsstandortes pro-
blematisch, sondern bringt am Ende den Sozialstaat 
selbst zunehmend in Gefahr. Der vorliegende Gesetzent-
wurf verstärkt diese Entwicklung weiter. Wenn wir künf-
tig den Sozialstaat auf einem hohen Leistungsniveau er-
halten wollen, dürfen die konsumtiven Staatsausgaben 
nicht dauerhaft schneller als die Wirtschaftskraft des Lan-
des wachsen.

Viertens. Die Mitsprachemöglichkeiten des Par-
laments wurden vor der Abstimmung de facto ein-
geschränkt. Die Risiken des Gesetzentwurfes durch die 
steigenden Folgekosten in den 2030er-Jahren hätten 
durch gesetzliche Anpassungen und eine Kompromiss-

bereitschaft im parlamentarischen Verfahren abgemildert 
werden können. Damit hätte beispielsweise erreicht wer-
den können, dass einerseits die Renten weiter real steigen 
und gegenüber geltendem Recht auch in den 2030ern 
bessergestellt sind, während andererseits aber die Folge-
kosten des Gesetzentwurfs abgemildert würden. Dies 
hätte eine ergebnisoffene Debatte im parlamentarischen 
Verfahren erfordert, die nicht ermöglicht wurde.

Fünftens. Bereits ohne die Erhöhung der Leistungsver-
sprechen durch den Gesetzentwurf war eine Reform des 
Rentensystems dringend erforderlich, um die Rente zu-
kunftsfest und weiter generationengerecht über alle Säu-
len aufzustellen. Der Gesetzentwurf erhöht den Reform-
druck, könnte aber die Reformfähigkeit einschränken.

Mit einer Rentenkommission müssen daher zeitnah 
Lösungen erarbeitet werden, wie die Rentenpolitik zu-
kunftsfest und generationengerecht für die Jahre nach 
2031 aufgestellt werden kann – einerseits zum Erhalt 
des Lebensstandards und der Kaufkraft im Alter, zum 
anderen, um die Lasten bei Steuer- und Beitragszahler 
zu begrenzen und um den Wirtschaftsstandort und den 
gesamtgesellschaftlichen Wohlstand nicht zu gefährden.

Ein Problem sehe ich insbesondere in der zeitlichen 
Abfolge. Es wäre zielführender gewesen, die Ergebnisse 
der Rentenkommission abzuwarten, um dann eine zu-
kunftsfeste und ergebnisoffene Lösung für die Jahre 
nach 2031 zu vereinbaren. Zeitdruck war aus Sachgrün-
den nicht gegeben, da nach geltendem Recht das Siche-
rungsniveau der gesetzlichen Rente voraussichtlich erst 
ab 2029 unter 48 Prozent gefallen wäre und auch die 
Anrechnung der Kindererziehungszeiten erst nach 2026 
erfolgen soll.

Ich möchte nochmals ausdrücklich betonen, dass der 
Gesetzentwurf gute Absichten und wichtige Ziele ver-
folgt. Die Sicherung des Rentenniveaus und eine Steige-
rung der Rentenleistungen über die Zeit sind ebenso mein 
persönliches wie auch Ziel der Unionsfraktion. In der 
Debatte ging es zudem nie um Rentenkürzungen, sondern 
lediglich um eine faire Lastenverteilung und damit um 
die Frage, wie stark die Renten künftig mit den Löhnen 
wachsen sollten, um in einer demografisch alternden Ge-
sellschaft das System der Alterssicherung auch in Zu-
kunft erhalten zu können.

Diese guten Absichten und Ziele werden jedoch mit 
einem Bündel an Maßnahmen umgesetzt, die weder öko-
nomisch sinnvoll noch nachhaltig finanzierbar noch ge-
nerationengerecht ausgestaltet sind. Die Wissenschaft hat 
über die letzten Jahre eine Vielzahl an Reformoptionen 
eingebracht, die ernsthaft miteinander abgewogen wer-
den müssen, um die Alterssicherung auch finanziell nach-
haltig aufzustellen. Zudem wird in der Debatte um das 
Rentenniveau zu wenig berücksichtigt, dass eine Kenn-
größe für ein Gesamtversorgungsniveau im Alter, das auf 
allen drei Rentensäulen basiert, zielführender wäre.

Mit der Verabschiedung des Gesetzes in dieser Form 
wird der Reformbedarf Deutschlands nicht kleiner, son-
dern größer. Gleichzeitig wird eine Reform politisch 
nicht einfacher, wenn zuerst Leistungsversprechen und 
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das Ausgabenwachstum erhöht werden, bevor gemein-
sam eine gesamtgesellschaftlich tragfähige und finanzier-
bare Lösung erarbeitet wird.

Ich habe die Risiken des Gesetzentwurfs für die nach-
haltige Finanzierung der Alterssicherung ausführlich dar-
gestellt. Andererseits ist nicht absehbar, wie hoch die 
Risiken für die Stabilität der Bundesregierung sind, 
wenn die Regierungskoalition das Paket nicht zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt verabschiedet.

Vor dem Hintergrund der aktuellen wirtschaftlichen 
und sicherheitspolitischen Lage müssen die unkalkulier-
baren Risiken einer Destabilisierung der Bundesregie-
rung bei der Abstimmungsentscheidung berücksichtigt 
werden:

Erstens. Wir brauchen eine stabile Bundesregierung, 
um die Wirtschaft zu stärken und wirtschaftspolitische 
Unsicherheit zu reduzieren. Unsere Volkswirtschaft sta-
gniert seit 2019 und befindet sich weiterhin in einer sehr 
angespannten Lage. In den vergangenen beiden Jahren ist 
die Wirtschaftsleistung Deutschlands real sogar ge-
schrumpft. Insbesondere die privaten Investitionen sind 
in Deutschland seit fünf Jahren rückläufig. Auch die feh-
lenden privaten Investitionen der vergangenen Jahre 
schlagen sich heute in einer stagnierenden wirtschaftli-
chen Entwicklung und der Gefährdung von Arbeitsplät-
zen nieder.

Zu den Ursachen des Rückgangs der privaten Investi-
tionen zählen insbesondere auch die hohe wirtschafts-
politische Unsicherheit der vergangenen Jahre sowie 
der Verlust an Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschafts-
standorts Deutschland.

Krisen wie die Pandemie und geopolitische Spannun-
gen, aber auch internationale Handelsprobleme (zum 
Beispiel durch die Zollpolitik der USA) haben zusätzlich 
zu Unsicherheit bei Unternehmen und einer Investitions-
zurückhaltung am Standort Deutschland geführt. Ebenso 
haben jedoch auch Auswirkungen politischer Entschei-
dungen und steigende wirtschaftspolitische Unsicherheit 
zu einer Investitionszurückhaltung beigetragen. Eine 
weitere Phase politischer Destabilisierung dürfen wir 
uns in der gegenwärtigen Lage für den Wirtschaftsstand-
ort Deutschland nicht leisten.

Zudem hat unser Wirtschaftsstandort in wichtigen 
Standortfaktoren in den vergangenen Jahren an Wett-
bewerbsfähigkeit verloren. Gestiegene Kosten gingen 
nicht gleichermaßen mit einer notwendigen Steigerung 
der Produktivität oder dem Arbeitsvolumen einher, um 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten.

Vor diesem Hintergrund benötigt die Wirtschaft drin-
gend eine stabile und handlungsfähige Regierung, die 
Vertrauen und wirtschaftspolitische Planungssicherheit 
gibt und die strukturelle Stärkung und Entlastung des 
Wirtschaftsstandorts entscheidend und entschlossen vo-
rantreibt. Nur mit einer stabilen Regierung können die 
eingeschlagenen politischen Maßnahmen zur Stärkung 
des Standorts weiter auf den Weg gebracht und schnell 
umgesetzt werden.

Der wirtschaftliche Schaden einer erneuten politisch 
instabilen Zeit und einer länger anhaltenden wirtschafts-
politischen Unsicherheit könnte ausgehend von der ak-

tuellen wirtschaftlichen Lage sehr umfangreich sein. Da-
her gilt es, der politischen Stabilität auch aus 
wirtschaftspolitischer Sicht eine hohe Priorität zu geben.

Zweitens. Wir brauchen eine stabile und handlungs-
fähige Regierung vor dem Hintergrund der hohen Bedro-
hungslage in Europa.

In der aktuellen sicherheitspolitischen Lage Europas 
benötigen wir eine entschlossene und handlungsfähige 
Regierung – um die innere und äußere Sicherheit zu 
stärken. Wir brauchen eine stabile Regierung, um weiter 
schnell die Verteidigungsfähigkeit Deutschlands und so-
mit die Abschreckung glaubwürdig zu erhöhen.

Die Bundesregierung hat in den ersten Monaten bereits 
mit Tempo den richtigen Weg zur Stärkung der Sicherheit 
und Verteidigungsfähigkeit Deutschlands eingeschlagen. 
Eine Regierungskrise hingegen würde in der aktuellen 
Lage zu Unsicherheit führen, den Aufbau der Verteidi-
gungsfähigkeit spürbar verzögern und damit die sicher-
heitspolitische Lage Deutschlands und der europäischen 
Bündnispartner gefährden. Eine Destabilisierung 
Deutschlands könnte nicht nur den Verlauf in der Ukraine 
negativ beeinflussen, sondern auch die Bedrohungslage 
für Deutschland und der Bündnispartner unmittelbar er-
höhen.

Europa braucht eine stabile Regierung in Deutschland, 
die bei sicherheitspolitischen Fragen als größte Volks-
wirtschaft Europas eine Führungsrolle einnimmt – einer-
seits, um die Ukraine weiter zu stützen, und andererseits, 
damit Europa in der aktuellen Situation mit Deutschland 
eine starke Stimme im Schulterschluss mit der EU und 
den Bündnispartnern hat, wenn es um Frieden in der 
Ukraine und die Zukunft Europas geht.

In der Gesamtabwägung ist daher klar, die unkalkulier-
baren Risiken einer Ablehnung des Gesetzentwurfs für 
die Stabilität der Regierung sind zu groß. Aus staatspoli-
tischer Verantwortung und zur Sicherung einer stabilen 
und handlungsfähigen Regierung in der aktuellen wirt-
schaftlichen und sicherheitspolitischen Lage stimme ich 
dem eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisie-
rung des Rentenniveaus und zur vollständigen Gleich-
stellung der Kindererziehungszeiten zu.

Ich bin sehr froh, dass wir in den vergangenen Wochen 
eine wichtige Debatte um die Zukunftsfähigkeit unserer 
Alterssicherungssysteme führen konnten und dass das 
Problembewusstsein geschärft wurde. Als Ergebnis der 
Debatte ist positiv, dass die Rentenkommission früher 
als ursprünglich geplant Ergebnisse vorlegen soll und 
die Regierungskoalition mit einem zweiten Rentenpaket 
noch in dieser Legislaturperiode nachsteuern möchte.

Ich werde weiter darauf hinwirken, dass künftig die 
dringend benötigten und tragfähigen Reformen in einem 
weiteren Rentenpaket verabschiedet werden, damit die 
Rentenpolitik auch finanziell zukunftsfest, ausgewogen 
und generationengerecht ausgestaltet wird.

Joachim Ebmeyer (CDU/CSU):
Ich stimme dem Rentenpaket der Bundesregierung zu, 

um die Stabilität der Regierungskoalition zu erhalten. In 
der Sache halte ich den vorliegenden Entwurf, insbeson-
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dere durch die Vorfestlegungen, die darin für die 2030er- 
Jahre getroffen werden, für verfehlt und weise nachfol-
gend ausdrücklich auf die Risiken hin, die der Gesetz-
entwurf zur Folge hat.

Erstens: Risiken für die künftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes. Der vorliegende Gesetzentwurf trifft finan-
zielle Vorfestlegungen für die Jahre nach 2030 in drei-
stelliger Milliardenhöhe, denen keine tragfähige Finan-
zierung gegenübersteht. In den 2030er-Jahren kommen 
erhebliche Belastungen aus Zinsausgaben und Tilgungs-
verpflichtungen auf den Bundeshaushalt zu, die absehbar 
zu einer „Versteinerung“ des Bundeshaushaltes führen 
werden. Darüber hinaus wird der seit Langem absehbare 
demografische Wandel in den 2030er-Jahren auf die 
Staatsfinanzen durchschlagen, da die geburtenstarken 
Jahrgänge in Rente gehen.

Bereits ohne die nun vorgesehenen Mehrausgaben ist 
die fiskalpolitische Handlungsfähigkeit des Bundes in 
Gefahr. Ohne ein finanziell handlungsfähiges Deutsch-
land ist die Widerstandsfähigkeit Europas in der Zukunft 
geschwächt. Der vorliegende Gesetzentwurf verstärkt 
diese Problematik zusätzlich und in erheblichem Ausmaß 
und gefährdet damit die zukünftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes innenpolitisch und ausdrücklich auch außen-
politisch.

Zweitens: Risiken für die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandortes. Dass dem Beschluss der Mehraus-
gaben keine tragfähige Finanzierung aus laufenden Ein-
nahmen gegenübersteht, droht zudem die angeschlagene 
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland weiter 
zu schädigen. Beitragssteigerungen sind unausweichlich 
und stehen bereits fest.

Darüber hinaus werden die beschlossenen Mehrausga-
ben angesichts der Haushaltslage des Bundes nur mit 
massiven Steuererhöhungen und/oder einer weiteren 
Aufweichung bzw. gänzlichen Abschaffung der Schul-
denbremse zu finanzieren sein. Dies muss unbedingt ver-
hindert werden. Mit dieser Aussicht wird Deutschland 
inmitten einer andauernden Stagnation nochmals un-
attraktiver für dringend benötigte private Investitionen.

Drittens: Risiken für kommende Generationen. Bereits 
heute zusätzliche Ausgaben in dreistelliger Milliarden-
höhe verbindlich festzuschreiben, vergrößert zudem den 
schon heute vorhandenen, immensen Reformbedarf in 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verteilt die finanziellen Lasten der Demo-
grafie noch stärker einseitig auf die Beitrags- und Steuer-
zahler und damit insbesondere auf die junge Generation. 
Wir benötigen vielmehr eine Rentenreform, die bere-
chenbar und fiskalisch nachhaltig ist. Insbesondere die 
Rentenniveauhaltelinie und Mütterrente stehen dieser 
Notwendigkeit komplett entgegen. Die strukturellen und 
demografischen Herausforderungen des Rentensystems 
werden verschärft und führen zu einer zusätzlichen Las-
tenverschiebung zulasten der jüngeren Generation.

Viertens: Risiken für den Sozialstaat. Die Entkoppe-
lung des Sozialstaates von der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit des Landes ist von der Ausnahme zur Re-
gel geworden. Das ist ein ordnungspolitischer Fehler. 
Dies ist nicht nur mit Blick auf Generationengerechtig-

keit und die Wettbewerbsfähigkeit unseres Wirtschafts-
standortes problematisch, sondern bringt am Ende den 
Sozialstaat selbst zunehmend in Gefahr. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verstärkt diese Entwicklung weiter.

Fünftens: Parlamentarisches Verfahren. Die Risiken 
des Gesetzentwurfes hätten durch gesetzliche Anpassun-
gen und Kompromisse im parlamentarischen Verfahren 
abgemildert werden können und müssen. Dies hätte eine 
ergebnisoffene Debatte im parlamentarischen Verfahren 
erfordert. Dass diese demokratische und parlamentari-
sche Selbstverständlichkeit und damit eine Kompromiss-
findung in der Sache durch das Parlament von Mitglie-
dern der Bundesregierung unterlaufen wurde, kritisiere 
ich ausdrücklich.

Sechstens: Reformbedarf und Reformfähigkeit und 
staatspolitische Verantwortung. Ich halte das Renten-
paket für nicht zustimmungsfähig. Jedoch kommt mir in 
dieser Situation als Abgeordneter eine eigene staatspoli-
tische Verantwortung zu. Diese umfasst Rücksicht auf 
den Koalitionsfrieden, die Bewertung des Erreichten, ins-
besondere in meiner Ausschussarbeit bei der Digitalisie-
rung, Staatsmodernisierung, Forschung und Technologie 
und die weitere Regierungsarbeit in anderen wichtigen 
Politikfeldern, um gerade dort die notwendigen Refor-
men insgesamt voranzubringen. Ebenso umfasst es aber 
auch, die finanzielle Stabilität und die sich daraus er-
gebende Handlungsfähigkeit unseres Landes in den 
2030er-Jahren nicht außer Acht zu lassen.

Unsere Demokratie steht unter besonderem Druck und 
muss sich vielen Herausforderungen erwehren. Gerade in 
diesen Zeiten kommt es auf das hohe Gut der Kompro-
missfähigkeit in einer Demokratie an. Ich hätte mir hier 
von den beteiligten Regierungsparteien eine höhere 
Kompromissbereitschaft gewünscht und fordere diese 
explizit ein. In der Abwägung zwischen Stabilität und 
aktueller Handlungsfähigkeit der Regierung und den Be-
lastungen für künftige Generationen komme ich mit er-
heblichen Bedenken zu der Entscheidung, dem Gesetz-
entwurf trotzdem zuzustimmen.

Sofern der Gesetzentwurf heute eine Mehrheit findet, 
wird der Reformbedarf Deutschlands nicht kleiner, son-
dern größer. Ich werde darauf hinwirken, dass künftig die 
dringend benötigten Reformen für die Zukunft unseres 
Landes verabschiedet werden.

Wilhelm Gebhard (CDU/CSU):
Ich stimme dem heutigen Gesetz zu, jedoch nicht aus 

Überzeugung. Die Entscheidung fällt mir schwer, weil 
wir uns in der aktuellen Debatte zu sehr auf einen einzel-
nen Baustein unseres Sozialsystems konzentrieren. Ich 
verstehe die Kritik der Jugendorganisation meiner Partei 
sowie der Jungen Gruppe meiner Fraktion und halte viele 
der Forderungen für berechtigt. Gleichzeitig greift es zu 
kurz, ausschließlich über die gesetzliche Rente zu spre-
chen. Schon heute fließen über 120 Milliarden Euro Steu-
ermittel jährlich in die Rentenversicherung, weil die um-
lagefinanzierten Beiträge nicht mehr ausreichen. Das 
entspricht einem Viertel des gesamten Bundeshaushalts 
und macht die Problematik mehr als deutlich. Diese Ent-

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 48. Sitzung. Berlin, Freitag, den 5. Dezember 2025                                5720 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



wicklung zeigt, dass wir nicht an einzelnen Stellschrau-
ben drehen dürfen, sondern eine echte strukturelle Sozial-
reform brauchen.

Die Zukunft der Rente ist dabei nur ein Teil des Pro-
blems. Ebenso dringend sind klare Antworten auf die 
Unterfinanzierung in der Pflege oder bei den gesetzlichen 
Krankenkassen sowie die Zukunft der Ruhegehälter unter 
anderem von Politikern und der Beamtenpensionen. 
Auch die Ungerechtigkeiten im Gesundheitssystem, ge-
rade zwischen gesetzlich und privat Versicherten, können 
wir nicht länger ignorieren. Ich würde mir wünschen, 
dass die notwendige öffentliche Debatte diese Themen 
genauso konsequent aufgreift.

Wir alle wissen, dass Veränderungen unvermeidlich 
sind. Und ich bin überzeugt, dass die Bürgerinnen und 
Bürger bereit sind, ihren Beitrag zu leisten, aber nur, 
wenn wir als Politik glaubwürdig vorangehen. Es reicht 
nicht, von unten nach oben Belastungen zu verschieben. 
Wir müssen bei uns selbst anfangen. Auch das Ruhe-
gehaltssystem für Abgeordnete, die Beamtenpensionen 
und die strukturellen Unterschiede in der Gesundheits-
versorgung gehören auf den Tisch.

Dass wir aktuell ausschließlich über Renten sprechen, 
halte ich für einen Fehler. Wer Reformen will, muss das 
gesamte System betrachten und nicht nur einen Teil da-
von. Nur wenn wir als Politik den ersten Schritt machen, 
entsteht das Vertrauen, das für eine umfassende Moder-
nisierung unserer Sozialsysteme notwendig ist.

Am Ende möchte ich klar sagen: Ich stimme dem Ge-
setz nicht leichtfertig zu. Aber ich habe Vertrauen in die 
Regierungskoalition und in die Arbeit der Rentenkom-
mission, dass sie neben der Zukunft der Rente auch die 
Zukunft des Ruhegehaltssystems von Politikern und die 
Zukunft der Beamtenpensionen prüft und bei ihren Bera-
tungen miteinbezieht. Ich erwarte, dass die Rentenkom-
mission nun eine gute Entscheidungsgrundlage liefert 
und eine Reform entwickelt, die diesen Namen verdient. 
Aus diesem Vertrauen stimme ich dem Gesetz zu und 
gleichzeitig auch, um damit die Aktivrente, die Stärkung 
der Betriebsrenten, insbesondere auch für Geringverdie-
ner, und die Aufhebung des Vorbeschäftigungsverbots 
auf den Weg zu bringen.

Adrian Grasse (CDU/CSU):
Dem heute zur Abstimmung gestellten Rentenpaket 

der Bundesregierung stimme ich zu, obwohl ich die Kri-
tik der Jungen Gruppe der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion an wesentlichen Punkten des Gesetzes teile. Meine 
Entscheidung habe ich mir nicht leichtgemacht. Ich 
möchte sie vor diesem Hintergrund wie folgt begründen:

Schon jetzt wenden wir etwa 25 Prozent des Bundes-
haushaltes als Zuschuss für die Rente auf. Diese Mittel 
werden zusätzlich zu den Mitteln der Beitragszahler für 
das umlagefinanzierte Rentensystem benötigt. Mit dem 
Eintritt der geburtenstarken Jahrgänge in die Rente ab 
2031 wird der steuerfinanzierte Zuschuss aus dem Bun-
deshaushalt weiter anwachsen.

Die gesetzliche Festschreibung des Rentenniveaus bis 
2031 auf 48 Prozent („Haltelinie“) ist eine Maßnahme, 
die im Koalitionsvertrag vereinbart wurde und die ich als 

Kompromiss mittrage. Kritisch sehe ich jedoch, dass mit 
dem vorliegenden Gesetz eine Vorfestlegung über das 
Jahr 2031 hinaus verfolgt wird, die mit erheblichen Be-
lastungen für jüngere und kommende Generationen ein-
hergehen würde: Ein dauerhaft festgeschriebenes Ren-
tenniveau über 2031 hinaus würde zwangsläufig höhere 
Beitragssätze oder zusätzliche Zuschüsse aus dem Bun-
deshaushalt nach sich ziehen. Beides würde die Beitrags- 
und Steuerzahler zusätzlich belasten. Darüber hinaus 
sollte der Rentenkommission, deren ausdrückliche Auf-
gabe es ist, Empfehlungen für die Weiterentwicklung der 
Alterssicherung in den kommenden Jahrzehnten zu er-
arbeiten, nicht vorgegriffen werden.

Persönlich hätte ich es bevorzugt, wenn wir vor dem 
Abschluss der Arbeit der Rentenkommission keine wei-
teren Vorfestlegungen getroffen hätten. Die von uns ge-
tragene Bundesregierung hat sich allerdings für einen 
anderen Weg entschieden. Mit dem heute zur Abstim-
mung gestellten Rentenpaket 2025 sichern wir das Ren-
tenniveau für die nächsten Jahre nun zunächst ab und 
machen es mit der Aktivrente gleichzeitig attraktiver, 
freiwillig länger zu arbeiten. Das ist ein erster wichtiger 
Schritt, um den demografischen Herausforderungen zu 
begegnen.

Dem Rentenpaket habe ich trotz ordnungspolitischer 
und finanzieller Bedenken zugestimmt. Zum einen halte 
ich dies in der derzeitigen Lage aus staatspolitischer Ver-
antwortung für geboten, um die Handlungs- und Regie-
rungsfähigkeit unseres Landes zu sichern – gerade in 
Zeiten geopolitischer und wirtschaftlicher Unsicherhei-
ten. Zum anderen lässt die vorgezogene Einsetzung der 
Rentenkommission erkennen, dass sich die Bundesregie-
rung den strukturellen Herausforderungen nun mit Nach-
druck stellen und die notwendigen reformpolitischen 
Schritte über ein Rentenpaket II noch für 2026 erarbeiten 
wird.

Mit meiner Zustimmung verbinde ich die klare Erwar-
tung, dass die notwendige Rentenreform im Interesse der 
Handlungsfähigkeit unseres Staates und zukünftiger Ge-
nerationen entschlossen angegangen wird. Ich werde 
mich auch persönlich für eine nachhaltige, generationen-
gerechte Rentenpolitik einsetzen, die nicht zulässt, dass 
erforderliche strukturelle Reformen weiter vertagt wer-
den.

Nicklas Kappe (CDU/CSU):
Ich kann dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht zu-

stimmen, aber will die Stabilität der Regierungskoalition 
nicht beeinträchtigen und enthalte mich deswegen eines 
Votums.

In der Sache halte ich den vorliegenden Entwurf, ins-
besondere durch die Vorfestlegungen, die darin für die 
2030er-Jahre getroffen werden, für verfehlt und weise 
nachfolgend ausdrücklich auf die Risiken hin, die der 
Gesetzentwurf zur Folge hat.

Erstens: Risiken für die künftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes. Der vorliegende Gesetzentwurf trifft finan-
zielle Vorfestlegungen für die Jahre nach 2030 in drei-
stelliger Milliardenhöhe, denen keine tragfähige Finan-
zierung gegenübersteht. In den 2030er-Jahren kommen 
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erhebliche Belastungen aus Zinsausgaben und Tilgungs-
verpflichtungen auf den Bundeshaushalt zu, die absehbar 
zu einer „Versteinerung“ des Bundeshaushaltes führen 
werden. Darüber hinaus wird der seit Langem absehbare 
demografische Wandel in den 2030er-Jahren auf die 
Staatsfinanzen durchschlagen, da die geburtenstarken 
Jahrgänge in Rente gehen.

Bereits ohne die nun vorgesehenen Mehrausgaben ist 
die fiskalpolitische Handlungsfähigkeit des Bundes in 
Gefahr. Ohne ein finanziell handlungsfähiges Deutsch-
land ist die Widerstandsfähigkeit Europas in der Zukunft 
geschwächt. Der vorliegende Gesetzentwurf verstärkt 
diese Problematik zusätzlich und in erheblichem Ausmaß 
und gefährdet damit die zukünftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes innenpolitisch und ausdrücklich auch außen-
politisch.

Zweitens: Risiken für die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandortes. Dass dem Beschluss der Mehraus-
gaben keine tragfähige Finanzierung aus laufenden Ein-
nahmen gegenübersteht, droht zudem die angeschlagene 
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland weiter 
zu schädigen. Beitragssteigerungen sind unausweichlich 
und stehen bereits fest.

Darüber hinaus werden die beschlossenen Mehrausga-
ben angesichts der Haushaltslage des Bundes nur mit 
massiven Steuererhöhungen und/oder einer weiteren 
Aufweichung bzw. gänzlichen Abschaffung der Schul-
denbremse zu finanzieren sein. Dies muss unbedingt ver-
hindert werden. Mit dieser Aussicht wird Deutschland 
inmitten einer andauernden Stagnation nochmals un-
attraktiver für dringend benötigte private Investitionen.

Drittens: Risiken für kommende Generationen. Bereits 
heute zusätzliche Ausgaben in dreistelliger Milliarden-
höhe verbindlich festzuschreiben, vergrößert zudem den 
schon heute vorhandenen, immensen Reformbedarf in 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verteilt die finanziellen Lasten der Demo-
grafie noch stärker einseitig auf die Beitrags- und Steuer-
zahler und damit insbesondere auf die junge Generation.

Viertens: Risiken für den Sozialstaat. Die Entkoppe-
lung des Sozialstaates von der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit des Landes ist von der Ausnahme zur Re-
gel geworden. Das ist ein ordnungspolitischer Fehler. 
Dies ist nicht nur mit Blick auf Generationengerechtig-
keit und die Wettbewerbsfähigkeit unseres Wirtschafts-
standortes problematisch, sondern bringt am Ende den 
Sozialstaat selbst zunehmend in Gefahr. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verstärkt diese Entwicklung weiter.

Fünftens: Parlamentarisches Verfahren. Die Risiken 
des Gesetzentwurfes hätten durch gesetzliche Anpassun-
gen und Kompromisse im parlamentarischen Verfahren 
abgemildert werden können und müssen. Dies hätte eine 
ergebnisoffene Debatte im parlamentarischen Verfahren 
erfordert. Dass diese demokratische und parlamentari-
sche Selbstverständlichkeit und damit eine Kompromiss-
findung in der Sache durch das Parlament von Mitglie-
dern der Bundesregierung unterlaufen wurde, kritisiere 
ich ausdrücklich.

Sechstens: Reformbedarf und Reformfähigkeit. Sofern 
der Gesetzentwurf heute eine Mehrheit findet, wird der 
Reformbedarf Deutschlands nicht kleiner, sondern grö-
ßer. Ich werde darauf hinwirken, dass künftig die drin-
gend benötigten Reformen für die Zukunft unseres Lan-
des verabschiedet werden.

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Ich kann dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht zu-

stimmen, aber will die Stabilität der Regierungskoalition 
nicht beeinträchtigen und enthalte mich deswegen eines 
Votums.

In der Sache halte ich den vorliegenden Entwurf, ins-
besondere durch die Vorfestlegungen, die darin für die 
2030er-Jahre getroffen werden, für verfehlt und weise 
nachfolgend ausdrücklich auf die Risiken hin, die der 
Gesetzentwurf zur Folge hat.

Erstens: Risiken für die künftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes. Der vorliegende Gesetzentwurf trifft finan-
zielle Vorfestlegungen für die Jahre nach 2030 in drei-
stelliger Milliardenhöhe, denen keine tragfähige Finan-
zierung gegenübersteht. In den 2030er-Jahren kommen 
erhebliche Belastungen aus Zinsausgaben und Tilgungs-
verpflichtungen auf den Bundeshaushalt zu, die absehbar 
zu einer „Versteinerung“ des Bundeshaushaltes führen 
werden. Darüber hinaus wird der seit Langem absehbare 
demografische Wandel in den 2030er-Jahren auf die 
Staatsfinanzen durchschlagen, da die geburtenstarken 
Jahrgänge in Rente gehen.

Bereits ohne die nun vorgesehenen Mehrausgaben ist 
die fiskalpolitische Handlungsfähigkeit des Bundes in 
Gefahr. Ohne ein finanziell handlungsfähiges Deutsch-
land ist die Widerstandsfähigkeit Europas in der Zukunft 
geschwächt. Der vorliegende Gesetzentwurf verstärkt 
diese Problematik zusätzlich und in erheblichem Ausmaß 
und gefährdet damit die zukünftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes innenpolitisch und ausdrücklich auch außen-
politisch.

Zweitens: Risiken für die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandortes. Dass dem Beschluss der Mehraus-
gaben keine tragfähige Finanzierung aus laufenden Ein-
nahmen gegenübersteht, droht zudem die angeschlagene 
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland weiter 
zu schädigen. Beitragssteigerungen sind unausweichlich 
und stehen bereits fest.

Darüber hinaus werden die beschlossenen Mehrausga-
ben angesichts der Haushaltslage des Bundes nur mit 
massiven Steuererhöhungen und/oder einer weiteren 
Aufweichung bzw. gänzlichen Abschaffung der Schul-
denbremse zu finanzieren sein. Dies muss unbedingt ver-
hindert werden. Mit dieser Aussicht wird Deutschland 
inmitten einer andauernden Stagnation nochmals un-
attraktiver für dringend benötigte private Investitionen.

Drittens: Risiken für kommende Generationen. Bereits 
heute zusätzliche Ausgaben in dreistelliger Milliarden-
höhe verbindlich festzuschreiben, vergrößert zudem den 
schon heute vorhandenen, immensen Reformbedarf in 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Der vorliegende 
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Gesetzentwurf verteilt die finanziellen Lasten der Demo-
grafie noch stärker einseitig auf die Beitrags- und Steuer-
zahler und damit insbesondere auf die junge Generation.

Viertens: Risiken für den Sozialstaat. Die Entkoppe-
lung des Sozialstaates von der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit des Landes ist von der Ausnahme zur Re-
gel geworden. Das ist ein ordnungspolitischer Fehler. 
Dies ist nicht nur mit Blick auf Generationengerechtig-
keit und die Wettbewerbsfähigkeit unseres Wirtschafts-
standortes problematisch, sondern bringt am Ende den 
Sozialstaat selbst zunehmend in Gefahr. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verstärkt diese Entwicklung weiter.

Fünftens: Parlamentarisches Verfahren. Die Risiken 
des Gesetzentwurfes hätten durch gesetzliche Anpassun-
gen und Kompromisse im parlamentarischen Verfahren 
abgemildert werden können und müssen. Dies hätte eine 
ergebnisoffene Debatte im parlamentarischen Verfahren 
erfordert. Dass diese demokratische und parlamentari-
sche Selbstverständlichkeit und damit eine Kompromiss-
findung in der Sache durch das Parlament von Mitglie-
dern der Bundesregierung unterlaufen wurde, kritisiere 
ich ausdrücklich.

Sechstens: Reformbedarf und Reformfähigkeit. Sofern 
der Gesetzentwurf heute eine Mehrheit findet, wird der 
Reformbedarf Deutschlands nicht kleiner, sondern grö-
ßer. Ich werde darauf hinwirken, dass künftig die drin-
gend benötigten Reformen für die Zukunft unseres Lan-
des verabschiedet werden.

Tilman Kuban (CDU/CSU):
Ich stimme dem Rentenpaket der Bundesregierung zu, 

um die Stabilität der Regierungskoalition zu stärken. Die 
Handlungsfähigkeit unserer Regierung darf nicht von po-
litischen Extremisten abhängen. Gleichzeitig gilt es für 
uns, die Regierungsarbeit in Zukunft deutlich professio-
neller, reformorientierter und kompromissbereiter zu ge-
stalten.

In der Sache halte ich den vorliegenden Entwurf, ins-
besondere durch die Vorfestlegungen, die darin für die 
2030er-Jahre getroffen werden, für verfehlt und weise 
nachfolgend ausdrücklich auf die Risiken hin, die der 
Gesetzentwurf zur Folge hat.

Erstens: Risiken für die künftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes. Der vorliegende Gesetzentwurf trifft finan-
zielle Vorfestlegungen für die Jahre nach 2030 in drei-
stelliger Milliardenhöhe, denen keine tragfähige Finan-
zierung gegenübersteht.

In den 2030er-Jahren kommen erhebliche Belastungen 
aus Zinsausgaben und Tilgungsverpflichtungen auf den 
Bundeshaushalt zu, die absehbar zu einer „Versteine-
rung“ des Bundeshaushaltes führen werden. Darüber hi-
naus wird der seit Langem absehbare demografische 
Wandel in den 2030er-Jahren auf die Staatsfinanzen 
durchschlagen, da die geburtenstarken Jahrgänge in 
Rente gehen.

Bereits ohne die nun vorgesehenen Mehrausgaben ist 
die fiskalpolitische Handlungsfähigkeit des Bundes in 
Gefahr. Ohne ein finanziell handlungsfähiges Deutsch-
land ist die Widerstandsfähigkeit Europas in der Zukunft 

geschwächt. Der vorliegende Gesetzentwurf verstärkt 
diese Problematik zusätzlich und in erheblichem Ausmaß 
und gefährdet damit die zukünftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes innenpolitisch und ausdrücklich auch außen-
politisch.

Zweitens: Risiken für die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandortes. Dass dem Beschluss der Mehraus-
gaben keine tragfähige Finanzierung aus laufenden Ein-
nahmen gegenübersteht, droht zudem die angeschlagene 
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland weiter 
zu schädigen. Beitragssteigerungen sind unausweichlich 
und stehen bereits fest.

Darüber hinaus werden die beschlossenen Mehrausga-
ben angesichts der Haushaltslage des Bundes nur mit 
massiven Steuererhöhungen und/oder einer weiteren 
Aufweichung bzw. gänzlichen Abschaffung der Schul-
denbremse zu finanzieren sein. Dies muss unbedingt ver-
hindert werden. Mit dieser Aussicht wird Deutschland 
inmitten einer andauernden Stagnation nochmals un-
attraktiver für dringend benötigte private Investitionen.

Drittens: Risiken für kommende Generationen. Bereits 
heute zusätzliche Ausgaben in dreistelliger Milliarden-
höhe verbindlich festzuschreiben, vergrößert zudem den 
schon heute vorhandenen, immensen Reformbedarf in 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verteilt die finanziellen Lasten der Demo-
grafie noch stärker einseitig auf die Beitrags- und Steuer-
zahler und damit insbesondere auf die junge Generation. 
Das gilt ausdrücklich auch für den zusätzlichen Mütter-
rentenpunkt.

Viertens: Risiken für den Sozialstaat. Die Entkoppe-
lung des Sozialstaates von der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit des Landes ist von der Ausnahme zur Re-
gel geworden. Das ist ein ordnungspolitischer Fehler. 
Dies ist nicht nur mit Blick auf Generationengerechtig-
keit und die Wettbewerbsfähigkeit unseres Wirtschafts-
standortes problematisch, sondern bringt am Ende den 
Sozialstaat selbst zunehmend in Gefahr. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verstärkt diese Entwicklung weiter.

Fünftens: Parlamentarisches Verfahren. Die Risiken 
des Gesetzentwurfes hätten durch gesetzliche Anpassun-
gen und Kompromisse im parlamentarischen Verfahren 
abgemildert werden können und müssen. Dies hätte eine 
ergebnisoffene Debatte im parlamentarischen Verfahren 
erfordert. Dass diese demokratische und parlamentari-
sche Selbstverständlichkeit und damit eine Kompromiss-
findung in der Sache durch das Parlament von Mitglie-
dern der Bundesregierung unterlaufen wurde, kritisiere 
ich ausdrücklich.

Sechstens: Reformbedarf und Reformfähigkeit. Sofern 
der Gesetzentwurf heute eine Mehrheit findet, wird der 
Reformbedarf Deutschlands nicht kleiner, sondern grö-
ßer. Ich werde darauf hinwirken, dass künftig die drin-
gend benötigten Reformen für die Zukunft unseres Lan-
des verabschiedet werden.

Christian Moser (CDU/CSU):
Ich stimme dem Rentenpaket der Bundesregierung zu, 

da es für diese herausfordernden Zeiten – gerade mit 
Blick auf die aktuelle wirtschafts- und sicherheitspoliti-
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sche Lage – eine stabile und handlungsfähige Regierung 
braucht. Die Bundesregierung hat in vielen Politikfel-
dern, insbesondere in den Fragen der Migration, Wirt-
schafts- und Energiepolitik, Umwelt- und Klimaschutz-
politik, Digitalisierung, Landwirtschaft, Forschung, 
Entwicklung und Raumfahrt, wichtige erste Schritte ge-
macht, um die für dieses Land notwendige Politikwende 
herbeizuführen. Weitere Schritte wurden begonnen oder 
müssen folgen.

Ein Scheitern dieses Rentenpakets würde entweder ein 
Scheitern der Regierung bedeuten oder die Regierungs-
arbeit wesentlich erschweren. Unser Land kann sich aber 
in den kommenden Monaten weitere Hängepartien oder 
gar einen erneuten Stillstand nicht leisten. Das würde 
binnen kürzester Zeit zu einem enormen Wohlstandsver-
lust und zur Vernichtung von Arbeitsplätzen, gerade in 
wirtschafts- und industriestarken Regionen wie in mei-
nem Wahlkreis Freising-Pfaffenhofen-Schrobenhausen, 
führen. Das kann ich als Vertreter meiner Heimat nicht 
verantworten.

Das Rentenpaket enthält Elemente, die für Wirtschaft 
und Mittelstand entscheidende Verbesserungen bringen. 
Dies gilt zuvörderst für die Aktivrente. Aber auch die 
Stärkung der Betriebsrenten, die Verbesserung der Ge-
ringverdienerförderung und die Aufhebung des Vor-
beschäftigungsverbots sind erste Schritte zu einer Stabi-
lisierung der Rente.

Als junger Familienvater und Mitglied der Jungen 
Union sehe ich aber die Elemente des Rentenpakets, die 
für die Jahre nach 2030 finanzielle Vorfestlegungen in 
dreistelliger Milliardenhöhe treffen und denen aktuell 
keine tragfähige Finanzierung gegenübersteht, sehr kri-
tisch. In den 2030er-Jahren kommen erhebliche Belastun-
gen aus Zinsausgaben und Tilgungsverpflichtungen auf 
den Bundeshaushalt zu, die absehbar zu einer „Versteine-
rung“ des Bundeshaushaltes führen werden. Darüber hi-
naus wird der seit Langem absehbare demografische 
Wandel in den 2030er-Jahren auf die Staatsfinanzen 
durchschlagen, da die geburtenstarken Jahrgänge in 
Rente gehen.

Mit Verabschiedung des Rentenpakets wird der Re-
formbedarf Deutschlands nicht kleiner, sondern größer. 
Ich begrüße die Entscheidung der Bundesregierung: 
noch in diesem Jahr eine Rentenkommission einzusetzen, 
die bereits bis zum Ende des zweiten Quartals 2026 Vor-
schläge für eine Reform der Alterssicherung vorlegt. Ich 
werde darauf hinwirken, dass die dringend benötigten 
Reformen für die Zukunft unseres Landes verabschiedet 
werden.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Ich stimme dem Rentenpaket der Bundesregierung zu, 

um die Stabilität der Regierungskoalition zu stärken.

In der Sache halte ich den vorliegenden Entwurf, ins-
besondere durch die Vorfestlegungen, die darin für die 
2030er-Jahre getroffen werden, für verfehlt und weise 
nachfolgend ausdrücklich auf die Risiken hin, die der 
Gesetzentwurf zur Folge hat.

Risiken für die künftige Handlungsfähigkeit des Bun-
des. Der vorliegende Gesetzentwurf trifft finanzielle Vor-
festlegungen für die Jahre nach 2030 in dreistelliger Mil-
liardenhöhe, denen keine tragfähige Finanzierung 
gegenübersteht. In den 2030er-Jahren kommen erhebli-
che Belastungen aus Zinsausgaben und Tilgungsver-
pflichtungen auf den Bundeshaushalt zu, die absehbar 
zu einer „Versteinerung“ des Bundeshaushaltes führen 
werden. Darüber hinaus wird der seit Langem absehbare 
demografische Wandel in den 2030er-Jahren auf die 
Staatsfinanzen durchschlagen, da die geburtenstarken 
Jahrgänge in Rente gehen. Bereits ohne die nun vorgese-
henen Mehrausgaben ist die fiskalpolitische Handlungs-
fähigkeit des Bundes in Gefahr. Ohne ein finanziell hand-
lungsfähiges Deutschland ist die Widerstandsfähigkeit 
Europas in der Zukunft geschwächt. Der vorliegende Ge-
setzentwurf verstärkt diese Problematik zusätzlich und in 
erheblichem Ausmaß und gefährdet damit die zukünftige 
Handlungsfähigkeit des Bundes innenpolitisch und aus-
drücklich auch außenpolitisch.

Risiken für die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschafts-
standortes. Dass dem Beschluss der Mehrausgaben keine 
tragfähige Finanzierung aus laufenden Einnahmen ge-
genübersteht, droht zudem die angeschlagene Wett-
bewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland weiter zu 
schädigen. Beitragssteigerungen sind unausweichlich 
und stehen bereits fest. Darüber hinaus werden die be-
schlossenen Mehrausgaben angesichts der Haushaltslage 
des Bundes nur mit massiven Steuererhöhungen und/oder 
einer weiteren Aufweichung bzw. gänzlichen Abschaf-
fung der Schuldenbremse zu finanzieren sein. Dies 
muss unbedingt verhindert werden. Mit dieser Aussicht 
wird Deutschland inmitten einer andauernden Stagnation 
nochmals unattraktiver für dringend benötigte private In-
vestitionen.

Risiken für kommende Generationen. Bereits heute 
zusätzliche Ausgaben in dreistelliger Milliardenhöhe ver-
bindlich festzuschreiben, vergrößert zudem den schon 
heute vorhandenen immensen Reformbedarf in der ge-
setzlichen Rentenversicherung. Der vorliegende Gesetz-
entwurf verteilt die finanziellen Lasten der Demografie 
noch stärker einseitig auf die Beitrags- und Steuerzahler 
und damit insbesondere auf die junge Generation.

Risiken für den Sozialstaat. Die Entkoppelung des So-
zialstaates von der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
des Landes ist von der Ausnahme zur Regel geworden. 
Das ist ein ordnungspolitischer Fehler. Dies ist nicht nur 
mit Blick auf Generationengerechtigkeit und die Wett-
bewerbsfähigkeit unseres Wirtschaftsstandortes proble-
matisch, sondern bringt am Ende den Sozialstaat selbst 
zunehmend in Gefahr. Der vorliegende Gesetzentwurf 
verstärkt diese Entwicklung weiter.

Parlamentarisches Verfahren. Die Risiken des Gesetz-
entwurfes hätten durch gesetzliche Anpassungen und 
Kompromisse im parlamentarischen Verfahren abgemil-
dert werden können und müssen. Dies hätte eine ergeb-
nisoffene Debatte im parlamentarischen Verfahren erfor-
dert. Dass diese demokratische und parlamentarische 
Selbstverständlichkeit und damit eine Kompromissfin-
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dung in der Sache durch das Parlament von Mitgliedern 
der Bundesregierung unterlaufen wurde, kritisiere ich 
ausdrücklich.

Reformbedarf und Reformfähigkeit. Sofern der Ge-
setzentwurf heute eine Mehrheit findet, wird der Reform-
bedarf Deutschlands nicht kleiner, sondern größer. Ich 
werde darauf hinwirken, dass künftig die dringend benö-
tigten Reformen für die Zukunft unseres Landes ver-
abschiedet werden.

Albert Rupprecht (CDU/CSU):
Ich stimme dem vorgelegten Rentenpaket im Rahmen 

einer umfassenden Güterabwägung zu – mit Blick auf die 
Stabilität der Bundesregierung und die Handlungsfähig-
keit unseres Landes. Insbesondere unterstütze ich den 
von Bundeskanzler Friedrich Merz eingeschlagenen 
Weg und den Beitrag Deutschlands zur Sicherung des 
Friedens ausdrücklich. Isoliert betrachtet wäre dieses Ge-
setz für mich jedoch – insbesondere die Leistungen, die 
über den Koalitionsvertrag hinausgehen – nicht zustim-
mungsfähig.

Begründung: Ich wünsche jeder Rentnerin und jedem 
Rentner eine auskömmliche Rente – ebenso den Müttern 
die Mütterrente. Aber: Soziale Leistungsversprechen 
ohne solide Finanzierung sind nicht verantwortbar. Die 
Ausgaben steigen in nahezu allen Bereichen, während 
Deutschland seit Jahren faktisch kein Wachstum mehr 
erzielt. Die Grundlage unseres Wohlstands und damit 
auch unserer sozialen Sicherungssysteme erodiert sicht-
bar.

Ich bin zutiefst überzeugt: Nach der Sicherung des 
Friedens ist die zweitwichtigste Aufgabe unserer aktuel-
len Politik, einen strukturellen Wachstumspfad von min-
destens 2 Prozent zu erreichen. Ob wir dieses Wachstum 
realisieren oder nicht, entscheidet über rund 1 Billion 
Euro mehr Wirtschaftsleistung und Wohlstand innerhalb 
von zehn Jahren – und somit die notwendigen Mittel, um 
die anstehenden Aufgaben zu schultern. Dieses Wachs-
tum ist die zentrale Voraussetzung, um die demogra-
fischen Lasten zu tragen, die Renten langfristig zu finan-
zieren und hochwertige medizinische Versorgung für alle 
Bürgerinnen und Bürger sicherzustellen.

Die amtierende Regierungskoalition hat diese notwen-
digen Weichenstellungen in den ersten Monaten ihrer 
Verantwortung bislang nur teilweise vorgenommen. Ein 
Grund dafür ist die Vorstellung einiger Mitglieder des 
Koalitionspartners SPD, höhere Staatsverschuldung und 
Steuererhöhungen könnten die Finanzierungslücken 
schließen – und deshalb seien substanzielle und ein-
schneidende Wachstumsreformen nicht nötig. Das ist 
ein gefährlicher Irrtum. Übermäßige Verschuldung und 
höhere Steuern führen in die wirtschaftliche Schwäche, 
in Standortverluste, die Verlagerung von Arbeitsplätzen 
und Wirtschaftskraft ins Ausland und letztlich in die Ver-
armung unseres Landes. Die Standortbedingungen müs-
sen umfassend und spürbar verbessert werden – kosme-
tische Korrekturen reichen nicht. Der vereinbarte 
Koalitionsvertrag ist hier die Grundlage; die vereinbarten 
Maßnahmen müssen aber vollständig, wirkungsvoll und 
zügig umgesetzt werden und dürfen nicht abgeschwächt, 
verzögert oder blockiert werden.

Ich stimme dem Rentenpaket heute zu, obwohl die 
Finanzierung offen ist. Ich verbinde das aber mit einer 
klaren Erwartung: Die Regierungsfraktionen müssen 
jetzt unverzüglich die notwendigen Beschlüsse fassen, 
um die Rahmenbedingungen für strukturelles Wachstum 
von 2 Prozent zu schaffen. Ich werde als Mitglied der 
Unionsfraktion meinen Beitrag dazu leisten. Einen 
Weg, der zusätzliche Ausgaben über die bereits beschlos-
senen Maßnahmen hinaus durch eine höhere Verschul-
dung oder steigende Steuern finanziert, lehne ich ab. 
Ein solcher Kurs würde in den kommenden Monaten 
keine Zustimmung von mir im Deutschen Bundestag fin-
den.

Der Intention und den Einschätzungen der Jungen 
Gruppe der CDU/CSU-Fraktion stimme ich ausdrücklich 
zu. Einem entsprechenden Dokument, welches von Mit-
gliedern der Jungen Gruppe entworfen wurde, stimme ich 
ebenso ausdrücklich zu.

Ich füge dieses als Anlage meiner persönlichen Erklä-
rung bei: Ich stimme dem Rentenpaket der Bundesregie-
rung zu, um die Stabilität der Regierungskoalition zu 
stärken.

In der Sache halte ich den vorliegenden Entwurf, ins-
besondere durch die Vorfestlegungen, die darin für die 
2030er-Jahre getroffen werden, für verfehlt und weise 
nachfolgend ausdrücklich auf die Risiken hin, die der 
Gesetzentwurf zur Folge hat.

Erstens: Risiken für die künftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes. Der vorliegende Gesetzentwurf trifft finan-
zielle Vorfestlegungen für die Jahre nach 2030 in drei-
stelliger Milliardenhöhe, denen keine tragfähige Finan-
zierung gegenübersteht. In den 2030er-Jahren kommen 
erhebliche Belastungen aus Zinsausgaben und Tilgungs-
verpflichtungen auf den Bundeshaushalt zu, die absehbar 
zu einer „Versteinerung“ des Bundeshaushaltes führen 
werden. Darüber hinaus wird der seit Langem absehbare 
demografische Wandel in den 2030er-Jahren auf die 
Staatsfinanzen durchschlagen, da die geburtenstarken 
Jahrgänge in Rente gehen.

Bereits ohne die nun vorgesehenen Mehrausgaben ist 
die fiskalpolitische Handlungsfähigkeit des Bundes in 
Gefahr. Ohne ein finanziell handlungsfähiges Deutsch-
land ist die Widerstandsfähigkeit Europas in der Zukunft 
geschwächt. Der vorliegende Gesetzentwurf verstärkt 
diese Problematik zusätzlich und in erheblichem Ausmaß 
und gefährdet damit die zukünftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes innenpolitisch und ausdrücklich auch außen-
politisch.

Zweitens: Risiken für die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandortes. Dass dem Beschluss der Mehraus-
gaben keine tragfähige Finanzierung aus laufenden Ein-
nahmen gegenübersteht, droht zudem die angeschlagene 
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland weiter 
zu schädigen. Beitragssteigerungen sind unausweichlich 
und stehen bereits fest.

Darüber hinaus werden die beschlossenen Mehrausga-
ben angesichts der Haushaltslage des Bundes nur mit 
massiven Steuererhöhungen und/oder einer weiteren 
Aufweichung bzw. gänzlichen Abschaffung der Schul-
denbremse zu finanzieren sein. Dies muss unbedingt ver-
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hindert werden. Mit dieser Aussicht wird Deutschland 
inmitten einer andauernden Stagnation nochmals un-
attraktiver für dringend benötigte private Investitionen.

Drittens: Risiken für kommende Generationen. Bereits 
heute zusätzliche Ausgaben in dreistelliger Milliarden-
höhe verbindlich festzuschreiben, vergrößert zudem den 
schon heute vorhandenen, immensen Reformbedarf in 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verteilt die finanziellen Lasten der Demo-
grafie noch stärker einseitig auf die Beitrags- und Steuer-
zahler und damit insbesondere auf die junge Generation.

Viertens: Risiken für den Sozialstaat. Die Entkoppe-
lung des Sozialstaates von der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit des Landes ist von der Ausnahme zur Re-
gel geworden. Das ist ein ordnungspolitischer Fehler. 
Dies ist nicht nur mit Blick auf Generationengerechtig-
keit und die Wettbewerbsfähigkeit unseres Wirtschafts-
standortes problematisch, sondern bringt am Ende den 
Sozialstaat selbst zunehmend in Gefahr. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verstärkt diese Entwicklung weiter.

Fünftens: Parlamentarisches Verfahren. Die Risiken 
des Gesetzentwurfes hätten durch gesetzliche Anpassun-
gen und Kompromisse im parlamentarischen Verfahren 
abgemildert werden können und müssen. Dies hätte eine 
ergebnisoffene Debatte im parlamentarischen Verfahren 
erfordert. Dass diese demokratische und parlamentari-
sche Selbstverständlichkeit und damit eine Kompromiss-
findung in der Sache durch das Parlament von Mitglie-
dern der Bundesregierung unterlaufen wurde, kritisiere 
ich ausdrücklich.

Sechstens: Reformbedarf und Reformfähigkeit. Sofern 
der Gesetzentwurf heute eine Mehrheit findet, wird der 
Reformbedarf Deutschlands nicht kleiner, sondern grö-
ßer. Ich werde darauf hinwirken, dass künftig die drin-
gend benötigten Reformen für die Zukunft unseres Lan-
des verabschiedet werden.

Catarina dos Santos-Wintz (CDU/CSU):
Ich stimme dem Rentenpaket der Bundesregierung zu, 

auch wenn ich von zentralen Inhalten des vorgelegten 
Entwurfs nicht überzeugt bin. Insbesondere die Vorfest-
legungen, die darin für die 2030er-Jahre getroffen wer-
den, halte ich in der Sache für problematisch. Andere 
Elemente des Rentenpakets, wie die Regelungen zur Ak-
tivrente, sind richtig und wichtig.

Dass für das parlamentarische Gesetzgebungsverfah-
ren kategorisch ausgeschlossen wurde, notwendige An-
passungen am Entwurf zu diskutieren und faire Kompro-
misse auszuloten, kritisiere ich. Gleichzeitig ist in den 
letzten Wochen aber auch deutlich geworden, dass die 
Stabilität der Regierungskoalition und die Vertrauens-
basis für die künftige Zusammenarbeit der Koalitions-
partner mit der Verabschiedung dieses Rentenpakets ver-
bunden wurden. Daher ist meine Zustimmung für das 
Rentenpaket im Wesentlichen keine Entscheidung in 

der Sache, sondern eine Entscheidung, um die künftige 
Stabilität und Handlungsfähigkeit der Regierungskoali-
tion zu stärken.

Sofern der Gesetzentwurf heute eine Mehrheit findet, 
wird der Reformbedarf Deutschlands nicht kleiner, son-
dern größer. Ich verbinde mit der Zustimmung daher die 
klare Erwartung, dass sich alle Koalitionspartner ihrer 
gemeinsamen Verantwortung bei den anstehenden Re-
formprojekten – so zunächst bei der Abschaffung des 
Bürgergelds und im Weiteren etwa bei der Rentenkom-
mission – bewusst sind.

Ich weise ausdrücklich auf die Risiken hin, die mit dem 
Gesetzentwurf verbunden sind.

Erstens: Risiken für die künftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes. Der vorliegende Gesetzentwurf trifft finan-
zielle Vorfestlegungen für die Jahre nach 2030 in drei-
stelliger Milliardenhöhe, denen keine tragfähige Finan-
zierung gegenübersteht. In den 2030er-Jahren kommen 
erhebliche Belastungen aus Zinsausgaben und Tilgungs-
verpflichtungen auf den Bundeshaushalt zu, die absehbar 
dazu führen werden, dass es im Bundeshaushalt immer 
weniger Gestaltungsspielräume geben wird. Darüber hi-
naus wird der seit Langem absehbare demografische 
Wandel in den 2030er-Jahren auf die Staatsfinanzen 
durchschlagen, da die geburtenstarken Jahrgänge in 
Rente gehen. Bereits ohne die nun vorgesehenen Mehr-
ausgaben ist die fiskalpolitische Handlungsfähigkeit des 
Bundes in Gefahr. Ohne ein finanziell handlungsfähiges 
Deutschland ist die Widerstandsfähigkeit Europas in der 
Zukunft geschwächt. Der vorliegende Gesetzentwurf ver-
stärkt diese Problematik zusätzlich.

Zweitens: Risiken für die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandortes. Dass dem Beschluss der Mehraus-
gaben keine tragfähige Finanzierung aus laufenden Ein-
nahmen gegenübersteht, droht zudem die angeschlagene 
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland weiter 
zu schwächen. Beitragssteigerungen bei den Sozialabga-
ben sind unausweichlich. Darüber hinaus werden die be-
schlossenen Mehrausgaben angesichts der Haushaltslage 
des Bundes nur mit massiven Steuererhöhungen und/oder 
einer weiteren Aufweichung bzw. Abschaffung der 
Schuldenbremse zu finanzieren sein. Dies muss unbe-
dingt verhindert werden.

Drittens: Risiken für kommende Generationen. Bereits 
heute zusätzliche Ausgaben in dreistelliger Milliarden-
höhe verbindlich festzuschreiben, vergrößert zudem den 
schon heute vorhandenen immensen Reformbedarf in der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Der vorliegende Ge-
setzentwurf verteilt die finanziellen Lasten der Demogra-
fie noch stärker auf die Beitrags- und Steuerzahler und 
damit insbesondere auf die junge Generation.

Viertens: Risiken für den Sozialstaat. Die Entkopplung 
des Sozialstaats von der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit des Landes ist von der Ausnahme zur Regel gewor-
den. Das ist ein ordnungspolitischer Fehler. Dies ist nicht 
nur mit Blick auf Generationengerechtigkeit und die 
Wettbewerbsfähigkeit unseres Wirtschaftsstandortes pro-
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blematisch, sondern bringt am Ende den Sozialstaat 
selbst zunehmend in Gefahr. Der vorliegende Gesetzent-
wurf verstärkt diese Entwicklung weiter.

Stefan Seidler (fraktionslos):
Als Abgeordneter des SSW stehe ich Vorhaben, die 

eine Sicherung oder Stärkung des Rentenniveaus zum 
Ziel haben, grundsätzlich offen gegenüber. Zugleich ist 
offensichtlich, dass ein Weiter-so die Beitragszahlerinnen 
und Beitragszahler überlasten und langfristig zu Ein-
schnitten bei den Renten führen würde.

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Maßnahmen zur 
Stabilisierung des Rentenniveaus sind dauerhaft nur 
durch steigende Beiträge zur Rentenversicherung und 
erhebliche Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt finanzier-
bar. Beides belastet kommende Generationen erheblich. 
Angesichts der bereits heute angespannten Haushaltslage 
ist dies zudem langfristig nicht tragfähig. Es braucht 
strukturelle Reformen. Solange die Rentenkommission 
hierzu keine Vorschläge vorgelegt hat, fehlt eine sachli-
che Grundlage für eine vorweggenommene Festschrei-
bung der Haltelinie über das Jahr 2031 hinaus.

Für den SSW ist klar: Die gesetzliche Rentenversiche-
rung muss als zentrale Säule der Altersvorsorge wirksam 
vor Altersarmut schützen. Unser langfristiges Ziel muss 
es sein, ein solidarisches, umlagefinanziertes Versiche-
rungssystem in Form einer Bürgerversicherung zu schaf-
fen, die alle Erwerbstätigen und Einkommensarten ein-
bezieht und geschlechtergerecht ausgestaltet ist. Eine 
Erhöhung des Renteneintrittsalters lehnen wir dabei ab.

Zur Bewältigung künftiger Finanzierungslücken und 
zur Stabilisierung des Rentenniveaus muss die Beitrags-
bemessungsgrenze abgeschafft werden, damit alle Ein-
kommen gleichermaßen zur Finanzierung der sozialen 
Sicherungssysteme beitragen. Zudem sollte geprüft wer-
den, ob Elemente des schwedischen Modells zur Kom-
bination aus Umlagefinanzierung und Kapitaldeckung 
sinnvoll auf Deutschland übertragbar sind.

Eine sozial gerechte, nachhaltige und finanzierbare 
Ausgestaltung der gesetzlichen Rentenversicherung er-
fordert eine grundlegende Reform. Diese Voraussetzun-
gen erfüllt der vorliegende Gesetzentwurf nicht. Klar ist 
jedoch auch: Der SSW wird sich nicht gegen Vorhaben 
sperren, die den Menschen mehr finanziellen Spielraum 
verschaffen.

Aus diesen Gründen werde ich mich enthalten.

Nora Seitz (CDU/CSU):
Das Rentenpaket ist in seiner jetzigen Form – aus einer 

rein sachlichen Perspektive – meines Erachtens nicht zu-
stimmungsfähig. Mit den heutigen Beschlüssen greift die 
Union der Arbeit der Rentenkommission politisch vor 
und lädt insbesondere der jungen Generation zusätzliche 
Lasten in Höhe von rund 120 Milliarden Euro im kom-
menden Jahrzehnt auf. Mit den jüngst aufgenommenen 
Sondervermögen für unsere Verteidigungsfähigkeit und 
die Infrastruktur entsteht somit ein erheblicher finanziel-
ler Ballast für die jüngere Generation und damit für 
unsere Kinder, Enkelkinder und unsere gemeinsame Zu-
kunft. Diese zusätzliche Belastung wäre nicht notwendig 

und ist argumentativ nicht zu rechtfertigen. Abgesehen 
von fiskalpolitischen Maßnahmen sind die langfristigen 
Kosten mit Blick auf die aktuelle Bundeshaushaltslage 
nur durch eine weitere Aufweichung oder gar Abschaf-
fung der Schuldenbremse zu bewerkstelligen. Dies gilt es 
zu verhindern und die Unumstößlichkeit der Schulden-
bremse zu wahren.

Bei aller Kritik und allen Gründen, die meines Erach-
tens gegen das Rentenpaket sprechen, werde ich diesem 
heute aber zustimmen. Ich möchte damit die Regierungs-
fähigkeit dieser Koalition bewahren. Dabei bin ich mir 
auch und gerade meiner eigenen staatspolitischen Verant-
wortung bewusst. Durch das Rentenpaket sollen andere 
wichtige Beschlüsse und Bestrebungen nicht zum Still-
stand kommen oder gar diese Regierungskoalition schei-
tern. Gleichzeitig erwarte ich aber auch, dass die bereits 
im Koalitionsvertrag zugesagten substanziellen und zeit-
nahen Wirtschaftsentlastungen entlang der gesamten 
Kette – von den großen Industriefirmen über das Hand-
werk und den Mittelstand bis hin zu kleinen familien-
geführten Unternehmen – umgesetzt werden.

Dazu gehört die im Koalitionsvertrag vorgeschriebene 
Arbeitszeitflexibilisierung von einer täglichen auf eine 
wöchentliche Höchstarbeitszeit. Damit einher geht die 
ebenfalls vereinbarte Aufnahme des Bäckereihandwerks 
in den Ausnahmekatalog nach § 10 des Arbeitszeitge-
setzes für Sonn- und Feiertagsbeschäftigung. Ein zeit-
naher und einschlägiger Referentenentwurf wäre ein ers-
ter richtiger Schritt zu spürbaren Entlastungen – den ich 
jetzt auch erwarte und einfordern werde. Die europäische 
Arbeitszeitrichtlinie gibt uns den nötigen Rahmen für 
eine zügige Rechtsumsetzung der Flexibilisierung bei 
gleichzeitiger Wahrung aktueller Arbeitsschutzstandards.

Das Tariftreuegesetz wird – wie vereinbart – kommen. 
Jedoch muss dies in einer bürokratieabgeschwächten, 
mittelstands- und handwerksfreundlichen Form passie-
ren. Im derzeitigen Entwurf sehe ich diese Voraussetzun-
gen nicht erfüllt.

Beim Vergabebeschleunigungsgesetz müssen das Pri-
mat der Fach- und Teillosvergabe nach § 97 Absatz 4 
GWB erhalten bleiben. Der vom Bundeskabinett ver-
abschiedete Entwurf zur Beschleunigung der Vergabe 
von öffentlichen Anträgen ist zu begrüßen.

Auch muss klar sein, dass die nun früher eingesetzte 
Rentenkommission insbesondere mit Mitgliedern der 
„Jungen Gruppe“ besetzt werden muss. Gerade beim 
Thema Rente dürfen wir die berechtigten Sorgen und 
Nöte der jungen Generation nicht außer Acht lassen und 
uns darüber hinwegsetzen. Alles andere als eine Ein-
beziehung in die Rentenkommission wäre fahrlässig 
und fatal. Die aus der Kommission festgeschriebenen 
Ergebnisse dürfen zudem nicht im Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales zusammengeführt werden, son-
dern müssen von den Mitgliedern selbst verfasst werden. 
Nur so bleiben die Arbeit und die Empfehlungen der 
Kommission unabhängig, fachlich souverän und frei 
von politischer Einflussnahme.
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Vivian Tauschwitz (CDU/CSU):
Ich stimme dem Rentenpaket der Bundesregierung zu, 

um die Stabilität der Regierungskoalition zu stärken.

In der Sache halte ich den vorliegenden Entwurf, ins-
besondere durch die Vorfestlegungen, die darin für die 
2030er-Jahre getroffen werden, für verfehlt und weise 
nachfolgend ausdrücklich auf die Risiken hin, die der 
Gesetzentwurf zur Folge hat.

Erstens: Risiken für die künftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes. Der vorliegende Gesetzentwurf trifft finan-
zielle Vorfestlegungen für die Jahre nach 2030 in drei-
stelliger Milliardenhöhe, denen keine tragfähige Finan-
zierung gegenübersteht. In den 2030er-Jahren kommen 
erhebliche Belastungen aus Zinsausgaben und Tilgungs-
verpflichtungen auf den Bundeshaushalt zu, die absehbar 
zu einer „Versteinerung“ des Bundeshaushaltes führen 
werden. Darüber hinaus wird der seit Langem absehbare 
demografische Wandel in den 2030er-Jahren auf die 
Staatsfinanzen durchschlagen, da die geburtenstarken 
Jahrgänge in Rente gehen.

Bereits ohne die nun vorgesehenen Mehrausgaben ist 
die fiskalpolitische Handlungsfähigkeit des Bundes in 
Gefahr. Ohne ein finanziell handlungsfähiges Deutsch-
land ist die Widerstandsfähigkeit Europas in der Zukunft 
geschwächt. Der vorliegende Gesetzentwurf verstärkt 
diese Problematik zusätzlich und in erheblichem Ausmaß 
und gefährdet damit die zukünftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes innenpolitisch und ausdrücklich auch außen-
politisch.

Zweitens: Risiken für die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandortes. Dass dem Beschluss der Mehraus-
gaben keine tragfähige Finanzierung aus laufenden Ein-
nahmen gegenübersteht, droht zudem die angeschlagene 
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland weiter 
zu schädigen. Beitragssteigerungen sind unausweichlich 
und stehen bereits fest.

Darüber hinaus werden die beschlossenen Mehrausga-
ben angesichts der Haushaltslage des Bundes nur mit 
massiven Steuererhöhungen und/oder einer weiteren 
Aufweichung bzw. gänzlichen Abschaffung der Schul-
denbremse zu finanzieren sein. Dies muss unbedingt ver-
hindert werden. Mit dieser Aussicht wird Deutschland 
inmitten einer andauernden Stagnation nochmals un-
attraktiver für dringend benötigte private Investitionen.

Drittens: Risiken für kommende Generationen. Bereits 
heute zusätzliche Ausgaben in dreistelliger Milliarden-
höhe verbindlich festzuschreiben, vergrößert zudem den 
schon heute vorhandenen, immensen Reformbedarf in 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verteilt die finanziellen Lasten der Demo-
grafie noch stärker einseitig auf die Beitrags- und Steuer-
zahler und damit insbesondere auf die junge Generation.

Viertens: Risiken für den Sozialstaat. Die Entkoppe-
lung des Sozialstaates von der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit des Landes ist von der Ausnahme zur Re-
gel geworden. Das ist ein ordnungspolitischer Fehler. 
Dies ist nicht nur mit Blick auf Generationengerechtig-
keit und die Wettbewerbsfähigkeit unseres Wirtschafts-

standortes problematisch, sondern bringt am Ende den 
Sozialstaat selbst zunehmend in Gefahr. Der vorliegende 
Gesetzentwurf verstärkt diese Entwicklung weiter.

Fünftens: Parlamentarisches Verfahren. Die Risiken 
des Gesetzentwurfes hätten durch gesetzliche Anpassun-
gen und Kompromisse im parlamentarischen Verfahren 
abgemildert werden können und müssen. Dies hätte eine 
ergebnisoffene Debatte im parlamentarischen Verfahren 
erfordert. Dass diese demokratische und parlamentari-
sche Selbstverständlichkeit und damit eine Kompromiss-
findung in der Sache durch das Parlament von Mitglie-
dern der Bundesregierung unterlaufen wurde, kritisiere 
ich ausdrücklich.

Sechstens: Reformbedarf und Reformfähigkeit. Sofern 
der Gesetzentwurf heute eine Mehrheit findet, wird der 
Reformbedarf Deutschlands nicht kleiner, sondern grö-
ßer. Ich werde darauf hinwirken, dass künftig die drin-
gend benötigten Reformen für die Zukunft unseres Lan-
des verabschiedet werden.

Siebtens: Stärkung der Wirtschaft durch wirksame 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Fachkräftemangels. 
Unabhängig von der vielfach geäußerten Kritik am Ren-
tenpaket enthält dieser Gesetzentwurf jedoch extrem 
wichtige Maßnahmen zur Unterstützung unserer Wirt-
schaft.

Im Hinblick auf den akuten Fachkräftemangel in 
Deutschland muss das Rentenpaket jetzt unbedingt zum 
Ende des Jahres verabschiedet werden. Mit der Einfüh-
rung der Aktivrente und der Abschaffung des Vor-
beschäftigungsverbots bietet das Rentenpaket wirksame 
Lösungen zur Entschärfung des Fachkräftemangels in der 
Wirtschaft. Diese Maßnahmen müssen jetzt so schnell 
wie möglich greifen. Eine Ablehnung dieses Gesetzent-
wurfes hätte wichtige Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Fachkräftemangels verhindert. Die Aktivrente bietet ei-
nen Anreiz, das Erwerbspotenzial älterer Menschen bes-
ser zu nutzen, indem der steuerliche Druck auf Arbeits-
entgelt im Alter verringert und Weiterarbeit über die 
Regelaltersgrenze hinaus attraktiver wird. Insbesondere 
kleine und mittelständische Unternehmen können durch 
die Einführung der Aktivrente personelle Engpässe in 
vielen Bereichen entschärfen. Deshalb muss die Aktiv-
rente jetzt kommen. Mit der Abschaffung des Vor-
beschäftigungsverbots wird Erfahrungswissen länger in 
den Betrieben gehalten – auch das eine wichtige Maß-
nahme, um den Fachkräftemangel auszugleichen. Auch 
die verschiedenen Maßnahmen zur Stärkung der Be-
triebsrenten dürfen nicht auf die lange Bank geschoben 
werden.

Dr. Oliver Vogt (CDU/CSU):
Ich werde dem Rentenpaket der Bundesregierung zu-

stimmen.
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Diese Entscheidung fällt mir nicht leicht. Der vorlie-
gende Gesetzentwurf enthält aus meiner Sicht grund-
legende Schwächen, und ich teile wesentliche Argumente 
der inhaltlichen Kritik, wie sie von der Jungen Gruppe 
meiner Fraktion ausführlich dargelegt wurde.

Erstens: Risiken für die künftige Handlungsfähigkeit 
des Bundes. Der Gesetzentwurf trifft finanzielle Vorfest-
legungen in dreistelliger Milliardenhöhe für die Zeit nach 
2030, ohne dass dem eine solide Finanzierung gegen-
übersteht. In den kommenden Jahren werden hohe Zins- 
und Tilgungsverpflichtungen sowie erhebliche demogra-
fische Belastungen den Bundeshaushalt bereits stark be-
anspruchen. Die Folgen sind absehbar: eine zunehmende 
„Versteinerung“ des Haushalts, eine Einschränkung der 
innenpolitischen wie außenpolitischen Handlungsmög-
lichkeiten und eine strukturelle Schwächung unseres 
Landes. Der Gesetzentwurf verschärft diese Probleme 
zusätzlich.

Zweitens: Risiken für die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandortes. Dass die vorgesehenen Mehraus-
gaben nicht durch laufende Einnahmen gedeckt sind, hat 
schwerwiegende Folgen. Beitragssteigerungen sind un-
ausweichlich und werden die Lohnnebenkosten erhöhen. 
Darüber hinaus drohen massive Steuererhöhungen oder 
eine Aufweichung der Schuldenbremse. Beides wäre Gift 
für eine ohnehin stagnierende Volkswirtschaft. Ohne ver-
lässliche finanzpolitische Rahmenbedingungen verlieren 
wir weiter an Attraktivität für private Investitionen.

Drittens: Risiken für kommende Generationen. Die 
bereits heute erkennbaren erheblichen Reformbedarfe in 
der gesetzlichen Rentenversicherung werden durch die-
ses Gesetz weiter verschärft. Indem zusätzliche Aus-
gaben in enormer Höhe verbindlich festgeschrieben wer-
den, vergrößert sich die Last, die der jungen Generation 
aufgebürdet wird. Das Missverhältnis zwischen der Be-
lastung der Beitrags- und Steuerzahler und dem abge-
sicherten Rentenniveau wird weiter verschärft.

Viertens: Risiken für den Sozialstaat. Seit Jahren ist 
eine zunehmende Entkopplung des Sozialstaates von 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Landes zu 
beobachten. Das ist ein ordnungspolitischer Fehler. Wer 
dauerhaft Leistungen ausweitet, ohne die ökonomischen 
Grundlagen mitzudenken, gefährdet den Sozialstaat 
selbst. Der Gesetzentwurf setzt diese problematische Ent-
wicklung fort und verschärft sie.

Fünftens: Parlamentarisches Verfahren. Die Risiken 
des Entwurfs hätten im parlamentarischen Verfahren ab-
gemildert werden können. Dazu wäre jedoch eine offene, 
ernsthafte und ergebnisorientierte Debatte nötig gewesen. 
Dass zentrale inhaltliche Fragen bereits im Vorfeld fak-
tisch festgelegt wurden, ohne Raum für wirkliche Kom-
promissfindung zu lassen, widerspricht parlamentari-
scher Selbstverständlichkeit.

Sechstens: Reformbedarf und Reformfähigkeit. Der 
heute vorliegende Gesetzentwurf verringert den Reform-
bedarf nicht, sondern vergrößert ihn. Ich werde mich 
dafür einsetzen, dass die dringenden Reformen unseres 

Rentensystems konsequent angegangen werden; denn 
ohne strukturelle Verbesserungen bleibt die Stabilität un-
seres Sozialstaates gefährdet.

Trotz dieser inhaltlich begründeten Bedenken stimme 
ich dem Rentenpaket zu, weil ich überzeugt bin, dass die 
Koalition aus Union und SPD derzeit die einzige politi-
sche Konstellation ist, die das Erstarken populistischer 
und rechtsradikaler Kräfte wirksam begrenzen kann.

Meine Zustimmung erfolgt unter der klaren Erwar-
tung, dass die zwischen den Koalitionsspitzen getroffe-
nen Vereinbarungen, auf denen die Zustimmung der 
Union nun beruht, vollständig und verlässlich umgesetzt 
werden. Auf dieser Grundlage muss es gelingen, das 
Rentensystem unseres Landes grundlegend zu überarbei-
ten, zukunftsfähig auszugestalten und damit unser Land 
voranzubringen.

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Ich habe heute in namentlicher Abstimmung dem Ren-

tenpaket (Gesetz zur Stabilisierung des Rentenniveaus 
und zur vollständigen Gleichstellung der Kindererzie-
hungszeiten) zugestimmt. Das Gesetz geht zwar gegen 
meine Überzeugung von dem, was jetzt volkswirtschaft-
lich geboten ist; es geht aber nicht gegen mein Gewissen. 
Deshalb habe ich mich unserem Fraktionsvotum an-
geschlossen – auch, um Schaden von der Bundesregie-
rung abzuwenden.

Inhaltlich unterstütze ich Teile dieses Gesetzes aus-
drücklich nicht. Insbesondere das Aufsetzen der Rente 
auf das höhere Niveau, das sich aus dem Aussetzen des 
Nachhaltigkeitsfaktors bis zum Jahr 2031 ergibt, sehe ich 
sehr kritisch. Wir befinden uns in einer geopolitisch und 
wirtschaftlich sehr herausfordernden Phase. Deshalb 
müssen die öffentlichen Ausgaben stärker als bisher prio-
risiert werden.

Wir benötigen finanzielle Mittel für die innere und 
äußere Sicherheit, die Ertüchtigung der Infrastruktur, 
die Digitalisierung sowie die Ausweitung des Energie-
angebots. Ein weiterer Ausbau der Sozialleistungen ge-
hört nicht dazu. Die Sozialleistungsquote, die in den 
60er-Jahren bei knapp 19 Prozent und nach der Wieder-
vereinigung noch bei 25 Prozent lag, hat mittlerweile 
31 Prozent, gemessen am BIP, erreicht. Das entspricht 
rund 1 300 Milliarden Euro jährlich. Ohne deutlich 
mehr Effizienz und Eigenverantwortung im System 
wird es nicht gehen, denn der Sozialstaat verdrängt mitt-
lerweile privatwirtschaftliche Aktivitäten in nennenswer-
tem Umfang.

Dass ich dennoch zugestimmt habe, liegt auch daran, 
dass Bundeskanzler Friedrich Merz weitreichende Refor-
men für das kommende Jahr versprochen hat. Von der 
Rentenkommission, die ihre Ergebnisse bis zum Ende 
des zweiten Quartals 2026 vorlegen soll, erwarte ich da-
her umfassende Vorschläge, mit denen die Zukunftsfähig-
keit des Rentensystems verbessert werden kann, ohne 
dass nachkommende Generationen benachteiligt werden. 
Die Abgabenlast aller Sozialversicherungssysteme muss 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 48. Sitzung. Berlin, Freitag, den 5. Dezember 2025                                                                                                                                                                                                 5729 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



bei 40 Prozent stabilisiert werden. Hierzu muss auch das 
gesetzliche Rentensystem einen Beitrag leisten. Um das 
zu erreichen, sind Analysen, konkrete Vorschläge und 
Maßnahmen in folgenden Bereichen erforderlich. Ers-
tens: wirksamer Aufbau einer kapitalgedeckten Säule, 
die weit über die Frühstartrente hinausgeht. Zweitens: 
sofortige Beendigung der „Rente mit 63“. Drittens: 
Kopplung des Renteneintritts an die Lebenserwartung. 
Viertens: belastbare Berechnungen, wie sich eine Aus-
weitung der Personengruppen im Rentensystem auf die 
Finanzierung auswirkt. Solche Berechnungen liegen bis-
lang nicht vor.

Die gesetzliche Rente ist eine tragende Säule unseres 
Sozialstaats. Angesichts des demografischen Wandels 
gilt es, sie zukunftsfähig zu machen – und zwar unter 
Berücksichtigung der Interessen aller Generationen.

Tobias Winkler (CDU/CSU):
Dem sogenannten Rentenpaket I der Bundesregierung 

stimme ich zu, um die Stabilität der Regierungskoalition 
in einer heiklen innen- und außenpolitischen Lage nicht 
zu gefährden. In der Sache halte ich den vorliegenden 
Entwurf insbesondere durch die Vorfestlegungen über 
das Jahr 2031 hinaus für falsch und mit erheblichen Ri-
siken verbunden.

Der vorliegende Gesetzentwurf trifft finanzielle Vor-
festlegungen für die Jahre nach 2031 in dreistelliger 
Milliardenhöhe, denen keine tragfähige Finanzierung 
gegenübersteht. Dies droht die angeschlagene Wett-
bewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland weiter zu 
schädigen, sobald Beitragssteigerungen, Steuererhöhun-
gen oder/und eine weitere Aufweichung bzw. Abschaf-
fung der Schuldenbremse unausweichlich werden.

Der vorliegende Gesetzentwurf verteilt die finanziel-
len Lasten der Demografie noch stärker einseitig auf die 
Steuerzahler und damit auf die junge Generation. Zudem 
ist die weitere Entkoppelung des Sozialstaates von der 
wirtschaftlichen Entwicklung ein ordnungspolitischer 
Fehler, der die nachhaltige Finanzierung des Sozialstaats 
weiter in Gefahr bringt.

Sofern der Gesetzentwurf heute eine Mehrheit findet, 
wird der Reformbedarf Deutschlands nicht kleiner, son-
dern größer. Die damit verbundenen Hoffnungen werden 
vermutlich nicht erfüllt und führen zu weiteren Ent-
täuschungen. Umso wichtiger wird es sein, künftig die 
dringend benötigten Reformen für die Zukunft unseres 
Landes sehr viel mutiger anzugehen und zügig zu ver-
abschieden.

Anlage 10

Erklärung nach § 31 Absatz 2 GO
des Abgeordneten Roderich Kiesewetter (CDU/ 
CSU) zu der namentlichen Abstimmung über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 

eines Gesetzes zur Stabilisierung des Renten-
niveaus und zur vollständigen Gleichstellung der 
Kindererziehungszeiten
(Zusatzpunkt 6)
Ich stimme bei der Abstimmung zum Rentenpaket ge-

mäß § 31 Absatz 2 GO-BT nicht ab. Als Mitglied der 
Regierungsfraktion ist dies kein leichter Schritt, aber 
meine Verantwortung gegenüber den jüngeren Generatio-
nen und der langfristigen Stabilität unseres Landes lässt 
mir keine andere Wahl – ganz im Sinne von Artikel 38 
unseres Grundgesetzes.

Meine Entscheidung begründet sich insbesondere in 
den Erfahrungen dieser Legislaturperiode. Ich habe dem 
Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität 
(SVIK) zugestimmt. Ich tat dies in der festen Überzeu-
gung, dass wir die bereitgestellten Mittel nutzen, um 
unser Land durch echte Strukturreformen zu modernisie-
ren. Doch bisher sieht die Realität leider anders aus: Wir 
geben das Geld aus, aber die versprochenen Reformen 
bleiben aus. Stattdessen ist unser normaler Haushalt 
zum Verschiebebahnhof geworden. Wir können uns 
eine Politik, die Probleme nur mit Geld zuschüttet, ohne 
die Herausforderungen an der Wurzel zu packen, nicht 
mehr leisten.

Wir steuern sehenden Auges in eine gefährliche 
Schieflage unseres Bundeshaushalts. Schon heute ist der 
Bundeszuschuss zur Rente der mit Abstand größte Ein-
zelposten. Mit diesem Paket wird er weiter unkontrolliert 
anwachsen und zwangsläufig andere Aufgaben verdrän-
gen.

Mir gegenüber wird oft argumentiert, man müsse die-
sem Rentenpaket zustimmen, als notwendige Vorausset-
zung, um außenpolitisch, insbesondere bei der Unterstüt-
zung der Ukraine, handlungsfähig zu bleiben. Ich halte 
diese Logik für einen gefährlichen Trugschluss. Das Ge-
genteil ist richtig: Nur ein wirtschaftlich kerngesundes 
und finanzstarkes Deutschland kann dauerhaft eine ver-
lässliche Stütze für die Ukraine und ein Anker für Euro-
pas Sicherheit sein. Zudem gibt es viele Möglichkeiten, 
die Ukraine zu unterstützen, wie zum Beispiel immer 
noch die Lieferung von Taurus, die auch ohne dieses 
Rentenpaket möglich sind.

Ein Staatshaushalt, der strukturell von konsumtiven 
Sozialausgaben dominiert wird und kaum noch Spiel-
raum für Investitionen in Sicherheit, Infrastruktur oder 
Verteidigung lässt, wird zum Sicherheitsrisiko. Wenn 
wir unsere Bonität und den Finanzplatz Deutschland wei-
ter schwächen, verlieren wir genau die finanzielle Souve-
ränität, die wir brauchen, um in Krisenzeiten zu agieren. 
Kapital sucht Länder mit Zukunftsperspektive, nicht Län-
der, die ihre Vergangenheit verwalten. Wer die finanzielle 
Basis unseres Landes aushöhlt, schwächt am Ende auch 
unsere Wehrhaftigkeit und unsere Fähigkeit, Partnern wie 
der Ukraine beizustehen. Denn: Wenn wir die Ukraine 
wirklich als erste Verteidigungslinie gegenüber dem rus-
sischen Imperialismus verstehen, ist die Unterstützung in 
unserem ureigenen Interesse.

Zur Ehrlichkeit gehört für mich auch, zu geschlossenen 
Verträgen zu stehen. Deshalb stehe ich auch zum Koali-
tionsvertrag, in dem wir vereinbart haben: „Wir werden 
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die Alterssicherung für alle Generationen auf verlässliche 
Füße stellen. Deshalb werden wir das Rentenniveau bei 
48 Prozent gesetzlich bis zum Jahr 2031 absichern. Die 
Mehrausgaben, die sich daraus ergeben, gleichen wir mit 
Steuermitteln aus.“

Zu dieser Zusage bis 2031 stehe ich. Allerdings geht 
der Vorschlag von Ministerin Bas weit darüber hinaus. 
Während der Koalitionsvertrag nur den Zeitraum bis 
2031 nennt, schafft dieses Gesetz Fakten für die Zeit 
danach. Die Berechnungen der Jungen Gruppe zeigen: 
Allein in den Jahren 2032 bis 2040 verursacht die fak-
tische Fortführung der Haltelinie Mehrkosten von ins-
gesamt über 115 Milliarden Euro.

Betrachtet man dieses Gesamtbild, müsste der Nach-
haltigkeitsfaktor eigentlich so schnell wie möglich wie-
der greifen. Er ist unser Sicherungsinstrument, der Ren-
ten nicht kürzt, aber der Rentenerhöhungen dämpft, wenn 
weniger Beitragszahler auf mehr Rentner kommen. An-
gesichts unserer demografischen Lage müsste das eigent-
lich ab sofort sein, aber wie ich geschrieben habe, lässt 
sich aus Koalitionslogik eine Haltelinie von 48 Prozent 
bis 2031 erklären – alles darüber hinaus nicht.

Ich teile die Sorgen der Jungen Gruppe in der CDU/ 
CSU-Fraktion ausdrücklich. Die Fixierung des Renten-
niveaus führt zwangsläufig zu einer Kostenexplosion 
bei den Beiträgen. Prognosen zeigen, dass der Beitrags-
satz von derzeit 18,6 Prozent in den kommenden Jahr-
zehnten auf über 22 Prozent steigen könnte. Das senkt die 
Nettolöhne junger Arbeitnehmer massiv. Gleichzeitig 
verteuert es den Faktor Arbeit in Deutschland. In einer 
Zeit, in der unsere Wirtschaft ohnehin stagniert, sind 
steigende Lohnnebenkosten Gift für den Standort.

Wir müssen das Rentensystem zukunftssicher machen, 
statt es nur mit Geld zu kitten. Dazu gehören, um nur ein 
paar Maßnahmen zu nennen, die Abschaffung der „Rente 
mit 63“. Zudem sollten wir über Opt-Out-Modelle bei der 
Betriebsrente die Verbreitung der privaten Vorsorge er-
höhen. Auch brauchen wir mehr kapitalgedeckte Rente in 
unserem Land und damit einhergehend eine Förderung 
der Aktienkultur. Das können wir beispielsweise durch 
eine reduzierte Pauschalabgabe auf Gewinne nach einer 
gewissen Haltezeit erreichen.

Es ist ein normaler Vorgang, dass Gesetzentwürfe der 
Regierung im Parlament nochmals abgeändert werden. 
Das „Struck’sche Gesetz“ kam hier allerdings nicht zum 
Tragen, weil die SPD sich standhaft geweigert hat. Das 
untergräbt die Rolle des Parlaments.

Unter Abwägung all dieser Aspekte – der fehlenden 
parlamentarischen Mitgestaltung, der enormen langfristi-
gen Kostenrisiken und der drohenden Überlastung unse-
res Haushalts – ist meine Zustimmung nicht möglich. Ich 
werbe weiterhin für eine echte Strukturreform, die Sozi-
alstaat und Wettbewerbsfähigkeit in Einklang bringt, statt 
sie gegeneinander auszuspielen. Für eine große Staats- 
und Modernisierungsreform haben wir als CDU/CSU 
bei der Bundestagswahl 2025 geworben, und das erwartet 
auch ein Großteil der Bürgerinnen und Bürger in unserem 
Land. Deswegen halte ich die Abstimmung zum jetzigen 
Zeitpunkt und in Vorgriff auf die Rentenkommission für 
verfehlt und stimme deshalb nicht ab.

Anlage 11 

Erklärungen nach § 31 GO 
– zu der namentlichen Abstimmung über den von 

der Bundesregierung eingebrachten Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Stabilisierung des Renten-
niveaus und zur vollständigen Gleichstellung 
der Kindererziehungszeiten 

– zu der Abstimmung über den von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Stärkung der betrieblichen Alters-
versorgung und zur Änderung anderer Gesetze 
(Zweites Betriebsrentenstärkungsgesetz) 

– zu der Abstimmung über den von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur steuerlichen Förderung von Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern im Rentenalter (Ak-
tivrentengesetz) 

(Zusatzpunkte 6 bis 8)

David Gregosz (CDU/CSU):
Den vorliegenden Gesetzentwürfen der Bundesregie-

rung zur Stabilisierung des Rentenniveaus, zur Stärkung 
der betrieblichen Altersvorsorge und zur steuerlichen 
Förderung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
im Rentenalter stimme ich zu.

Gleichzeitig halte ich es für unabdingbar, umfassende 
Reformen unseres Alterssicherungssystems anzustoßen. 
Die jetzt vorgelegten gesetzgeberischen Initiativen sind 
ein Schritt auf diesem Weg. Gerade die Stärkung der 
betrieblichen Altersvorsorge und die steuerliche För-
derung von Arbeitsaufnahmen jenseits des gesetzlichen 
Rentenalters stärken das Fundament unseres Alterssiche-
rungssystems.

Beide Elemente erfordern in absehbarer Zeit Ergän-
zungen, insbesondere was die Kapitaldeckung der Alters-
vorsorge betrifft. Dies muss Teil der Regierungs- und 
Parlamentsberatungen in den kommenden Monaten sein. 
Abgesehen von den genannten Maßnahmen halte ich die 
Stabilisierung des Rentenniveaus für notwendig, da die 
bisher geltende Regelung Ende des Jahres ausläuft. Ohne 
eine entsprechende Folgeregelung würde es durch das 
Auslaufen der Haltelinie und der ab 2026 verpflichtend 
anzuwendenden Rentenanpassungsformel zu einem sin-
kenden Rentenniveau kommen.

Diese Entwicklung könnte ich mit Blick auf die Situa-
tion von Rentnerinnen und Rentnern in Thüringen nicht 
verantworten. Angesichts des demografischen Wandels 
und der erfreulicherweise allgemein steigenden Lebens-
erwartung führt aber aus meiner Sicht kein Weg an grund-
sätzlichen Reformen bei der gesetzlichen Rente vorbei.

Der vermeintliche Lösungsweg zur Sicherung des 
Rentenniveaus darf nicht darin bestehen, den bereits 
heute notwendigen dreistelligen Milliardenbetrag aus 
Steuermitteln beständig anzuheben oder die Rentenver-
sicherungsbeiträge zu erhöhen. Wir dürfen weder den 
nachfolgenden Generationen weitere Schulden auferle-
gen noch darf die Handlungsfähigkeit des Bundes durch 
eine zunehmende Steuermittelverwendung für die Ren-
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tenzahlungen weiter eingeschränkt werden. Wir benöti-
gen Investitionsmittel für die Zukunftsfähigkeit unseres 
Landes und dürfen nicht den Fehler machen, Finanzmittel 
allein für konsumtive oder soziale Ausgaben zur Ver-
fügung zu stellen.

Meine heutige Zustimmung ist mit der Erwartung ver-
knüpft, dass die von der Bundesregierung angekündigten 
Veränderungen zeitnah in Maßnahmenvorschlägen zur 
Gewährleistung eines auskömmlichen Versorgungs-
niveaus im Alter bei gleichzeitiger Wiedereinführung 
des Nachhaltigkeitsfaktors münden. Ich setze auf eine 
Rentenkommission, die noch in dieser Legislatur trag-
fähige Vorschläge erarbeitet, die zu politischen Entschei-
dungen führen. Die Renten können angesichts der demo-
grafischen Entwicklung zukünftig nicht im Gleichklang 
mit den Löhnen steigen, wenn wir immer höhere Steuer-
zuschüsse vermeiden wollen. Die entsprechenden Be-
schlüsse müssen dabei noch in dieser Legislaturperiode 
getroffen werden, um finanzielle Handlungsspielräume 
unseres Staates in der Zukunft zu erhalten.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sämtliche Rentenreformpläne der Bundesregierung 

sind abzulehnen – nicht nur, weil sie unzureichend sind, 
sondern weil sie in Wahrheit nur noch ein System kon-
servieren, das sterben muss, weil es strukturell, öko-
nomisch und moralisch längst kollabiert ist.

Der Kern unserer Probleme liegt nicht in der Frage, 
welche Rentenpunkte wir wo hinschieben oder welcher 
Zuschuss aus welchem Bundeshaushalt abgeführt wird. 
Der Kern liegt darin, dass das umlagegedeckte Renten-
system seiner Struktur, seiner Absicht und seiner tatsäch-
lichen Funktionsweise nach einem kriminellen Schnee-
ballsystem gleicht. Wäre es kein staatlich geschütztes 
Monopol, wäre es von jeder Staatsanwaltschaft dieser 
Republik völlig zu Recht zerschlagen worden.

Dasselbe gilt für die seit Jahrzehnten erfolgenden 
rechtswidrigen Entnahmen aus den Rentenkassen, die 
unter verschiedensten sozialpolitischen Vorwänden ver-
harmlost wurden. Kein privates Versicherungsunterneh-
men dürfte so agieren, ohne dass Verantwortliche in 
Handschellen abgeführt würden.

Vor diesem Hintergrund ist jede weitere parlamentari-
sche Diskussion, die sich darauf beschränkt, Anspruchs-
titel innerhalb dieses offensichtlich dysfunktionalen Sys-
tems umzuverteilen, nicht zielführend, sondern 
fahrlässig, sinnfrei und ein Schaden für unsere Nation.

Die Regierung legt uns hier Gesetzentwürfe vor, die 
mit bürokratischer Gründlichkeit jede Stellschraube im 
bestehenden System bis weit über die Sollbruchstelle 
weiterdrehen: ein „Stabilisierungsgesetz“, welches das 
sinkende Rentenniveau durch teure Kredite und Steuer-
milliarden überdeckt; ein Betriebsrentenstärkungsgesetz, 
das erneut mehr Komplexität schafft und das staatlich 
organisierte Flickwerk erweitert. Nichts davon löst das 
grundlegende Problem. Alles davon verlängert nur den 
Schmerz des Zusammenbruchs.

Die Aufgabe der Regierung wäre es, nicht Klientel-
politik für Rentner zu betreiben oder ihre Umverteilungs-
politik zulasten junger Menschen zu verschleiern. Die 

Aufgabe der Regierung wäre es, ein Rentensystem zu 
schaffen, das nicht die Lebensleistung ganzer Generatio-
nen entwertet, indem es ihnen Altersarmut aufzwingt, 
während gleichzeitig von ihren Kindern erwartet wird, 
die Last einer unmöglich zu finanzierenden Umlage zu 
tragen.

Eine moderne Rentenpolitik müsste anerkennen, dass 
alle internationalen Vergleiche eindeutig sind: Norwegen, 
Chile, Singapur, Israel, die Niederlande, Schweden und 
Australien haben Systeme geschaffen, in denen kapital-
gedeckte Elemente, staatliche Fonds, individuelle Ren-
tenvermögen und Mindestsicherung einander ergänzen – 
und zwar erfolgreich. Ein früher, selbstbestimmter und 
wohlhabender Ruhestand ist dort die Regel, nicht die 
Ausnahme für Politiker, Beamte und Milliardäre.

Alles, was es dafür bräuchte, wäre die Aufgabe ideo-
logischer Blockaden, die Aufgabe unbegründeter Angst-
reflexe gegenüber Kapitalmärkten und die Anerkennung 
des Faktischen.

Der vielleicht zynischste Teil der aktuellen Reform-
vorhaben ist die Idee, man müsse nun Gesetze schaffen, 
die es erleichtern, nach dem Erreichen der Regelalters-
grenze weiterzuarbeiten – als wäre es eine Form der 
Freiheit, bis ans Ende seiner Tage zu arbeiten. Wichtiger 
als jede steuerliche Förderung von Arbeitnehmern im 
Rentenalter wäre es, die Notwendigkeit zu verhindern, 
bis zum letzten Tag arbeiten zu müssen.

Deutschland braucht eine einkommensbezogene Sozi-
alversicherungsrente, begrenzt auf Staatsbürger; eine ga-
rantierte Mindestrente für Deutsche mit wenig oder kei-
nem Einkommen; eine steuerfreie kapitalgedeckte 
Privatrente oder einen staatlichen Rentenfonds, der nach-
weislich bessere Renditen erzielt als jeder Umlagesatz. 
Jede andere Idee ist für mich schlicht nicht zustimmungs-
fähig.

Eine Rentenpolitik, die die Lebensarbeitszeit verlän-
gert, weil das System sonst nicht mehr funktioniert, ist 
nicht modern, sondern verzweifelt.

Ich lehne diese Gesetzentwürfe ab, weil sie das Falsche 
stabilisieren, das Überkommene konservieren und das 
Zukünftige verhindern. Wer den Auftrag hat, dieses 
Land in die Zukunft zu führen, muss bereit sein, dieses 
System abzuschaffen.

Anlage 12 

Erklärungen nach § 31 GO 
zu der namentlichen Abstimmung über den von 
den Fraktionen der CDU/CSU und SPD ein-
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Bestim-
mung sicherer Herkunftsstaaten durch Rechts-
verordnung und Abschaffung des anwaltlichen 
Vertreters bei Abschiebungshaft und Ausreisege-
wahrsam 
(Tagesordnungspunkt 29)
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Sanae Abdi (SPD):
Ich habe heute dem Gesetzentwurf zur Bestimmung 

sicherer Herkunftsstaaten durch eine Rechtsverordnung 
und der Abschaffung des anwaltlichen Vertreters bei Ab-
schiebungshaft und Ausreisegewahrsam zugestimmt – 
ein Schritt, der mir persönlich sehr schwerfällt. Ich 
möchte dies nicht nur erklären, sondern auch in aller 
Deutlichkeit betonen, dass ich inhaltlich große Bedenken 
gegen diesen Gesetzentwurf habe.

Die Bestimmung sicherer Herkunftsstaaten durch eine 
bloße Rechtsverordnung der Regierung ist ein Schritt, an 
dessen praktischer Umsetzung und rechtlicher Klarheit 
Zweifel angebracht sind. Sichere Herkunftsstaaten ohne 
umfassende parlamentarische Debatte und transparente 
Prüfung durch eine Verordnung festzulegen, birgt die 
Gefahr, dass wir uns von einem verfassungsmäßigen 
Prinzip der Rechtsstaatlichkeit entfernen. Gerade in ei-
nem so sensiblen Bereich wie der Asyl- und Migrations-
politik müssen wir mit höchster Sorgfalt und Transparenz 
vorgehen.

Noch kritischer sehe ich die Regelung zur Abschaffung 
des anwaltlichen Pflichtbeistands bei Abschiebehaft und 
Ausreisegewahrsam. Ich halte es für grundlegend, dass 
Menschen in Haft, insbesondere bei so gravierenden Ein-
griffen in ihre Grundrechte, rechtlichen Beistand erhalten 
können – unabhängig von ihrer finanziellen Situation. 
Die Achtung dieser grundlegenden Rechte eines jeden 
Einzelnen muss uns die dafür notwendigen zusätzlichen 
Ressourcen wert sein.

Trotz dieser inhaltlichen Bedenken habe ich dem Ge-
setz zugestimmt, weil es Bestandteil des Koalitionsver-
trags ist und im Zusammenhang mit der Verbesserung 
verschiedener Paragrafen des Aufenthaltsgesetzes steht, 
der vielen Tausend Menschen in Deutschland durch das 
Chancen-Aufenthaltsrecht die Möglichkeit gibt, eine 
Aufenthaltserlaubnis zu erlangen, Arbeit aufzunehmen 
und als Teil unserer Gesellschaft eine selbstbestimmte 
Zukunft aufzubauen.

Ich habe mich daher entschieden, im Sinne der Koali-
tionsfähigkeit und der Möglichkeit, weiterhin konstruktiv 
an gemeinsamen Projekten zur Verbesserung der Situa-
tion der hier lebenden Menschen zu arbeiten, diesem 
Gesetzentwurf zuzustimmen – auch wenn es für mich 
persönlich bedeutet, gegen meine eigenen Überzeugun-
gen zu handeln.

Ich werde mich weiterhin für eine humane und ge-
rechte Asylpolitik einsetzen, die die Menschenrechte 
achtet und die notwendige rechtliche Absicherung für 
alle Beteiligten gewährleistet. Im Dialog mit meinen Kol-
leginnen und Kollegen aus der Koalition und der Gesell-
schaft werde ich mich auch künftig dafür starkmachen, 
dass wir als Land die Herausforderungen der Migration 
mit Verantwortung, Menschlichkeit und in Übereinstim-
mung mit unseren verfassungsrechtlichen Verpflichtun-
gen angehen.

Diese Entscheidung fällt mir nicht leicht, aber sie ist 
Teil des komplexen Prozesses politischer Kompromisse, 
den wir als Koalition führen müssen.

Rasha Nasr (SPD):
Der vorliegende Gesetzentwurf greift zwei im Koaliti-

onsvertrag lose miteinander verknüpfte Vorhaben auf, die 
für die Koalitionspartner von CDU und CSU politisch 
enorm wichtig sind.

Die Einstufung sicherer Herkunftsstaaten per Rechts-
verordnung ohne Beteiligung der Bundesländer führt aus 
meiner persönlichen Sicht zu einer unnötigen Erhöhung 
der Komplexität des Rechts und einer nicht zielführenden 
Schaffung doppelter Standards; Stichwort Listentren-
nung und unterschiedliche Listen sicherer Herkunftslän-
der. Das bisherige Verfahren, mit den Bundesländern ge-
meinsam über sichere Herkunftsstaaten zu beraten und zu 
entscheiden, hat sich aus meiner Sicht bewehrt und bedarf 
keiner Veränderung.

Weiterhin werden mit der Abschaffung eines ver-
pflichtenden anwaltlichen Vertreters bei Abschiebehaft 
ebenfalls wieder zwei Gruppen von Menschen geschaf-
fen; eine Gruppe, die Wissen, Netzwerke und die nötige 
finanzielle Möglichkeit hat, sich einen Rechtsbeistand zu 
organisieren, und eine zweite Gruppe, die dies alles nicht 
kann. Die verpflichtende Bereitstellung eines Rechtsbei-
standes ist im Sinne der Stärkung des Vertrauens in un-
seren fairen und unabhängigen Rechtsstaat und muss uns 
die zusätzlichen Ressourcen, die dafür aufgebracht wer-
den müssen, wert sein.

Da die heute zur Abstimmung stehende Regelungen im 
Koalitionsvertrag vereinbart worden sind und im Zusam-
menhang mit der Korrektur und den Konkretisierungen 
verschiedener Paragrafen des Aufenthaltsgesetzes ste-
hen, welche Tausenden Menschen in Deutschland durch 
das Chancen-Aufenthaltsrecht die Möglichkeit gibt, eine 
Aufenthaltserlaubnis zu erlangen und sich dauerhaft in 
unserem Land durch Arbeit und Engagement eine selbst-
bestimmte Zukunft aufzubauen, werde ich dem Gesetz-
entwurf mit großem Widerwillen zustimmen.

Anlage 13 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung
Die folgenden Ausschüsse haben mitgeteilt, dass sie 

gemäß § 80 Absatz 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von 
einer Berichterstattung zu den nachstehenden Vorlagen 
absehen:
Ausschuss für Sport und Ehrenamt
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Vierter Engagementbericht  
Zugangschancen zum freiwilligen Engagement  
und  
Stellungnahme der Bundesregierung
Drucksache 20/14120
Haushaltsausschuss

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Haushaltsführung 2025
Mitteilung gemäß § 37 Absatz 4 Satz 1 der Bundes-
haushaltsordnung über die Einwilligung in eine 
überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 0904 Titel 
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687 11 – Energie-, klima- und wirtschaftspolitische 
Zusammenarbeit mit der Ukraine – bis zur Höhe 
von 100 Mio. Euro
Drucksache 21/2949

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Haushaltsführung 2025
Mitteilung gemäß § 37 Absatz 4 Satz 1 der Bundes-
haushaltsordnung über die Erteilung einer über-
planmäßigen Verpflichtungsermächtigung bei Ka-
pitel 1201 Titel 741 22 – Bedarfsplanmaßnahmen 
(Bundesstraßen) – bis zur Höhe von 420,807 Mio. 
Euro
Drucksache 21/2950

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Haushaltsführung 2025
Mitteilung gemäß § 37 Absatz 4 Satz 1 der Bundes-
haushaltsordnung über die Einwilligung in eine 
überplanmäßige Ausgabe
Drucksache 21/2967

Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Abschlussbericht der Lenkungsausschüsse der 
Fonds „Heimerziehung in der Bundesrepublik 
Deutschland in den Jahren 1949 bis 1975“ und 
„Heimerziehung in der DDR in den Jahren 1949 
bis 1990“ 
mit 
Stellungnahme der Bundesregierung
Drucksachen 19/12420, 21/1541 Nr. 45

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, dass der Ausschuss die nachstehenden Uni-
onsdokumente zur Kenntnis genommen oder von einer 
Beratung abgesehen hat.

Innenausschuss
Drucksache 21/693 Nr. A.33
Ratsdokument 6917/25
Drucksache 21/693 Nr. A.36
Ratsdokument 8042/25
Drucksache 21/860 Nr. C.1
Ratsdokument 9068/22
Drucksache 21/860 Nr. A.8
Ratsdokument 8635/25

Ausschuss für Arbeit und Soziales
Drucksache 21/693 Nr. A.86
ERH 10/2025
Drucksache 21/693 Nr. A.87
Ratsdokument 7464/25
Drucksache 21/693 Nr. A.89
Ratsdokument 7721/25
Drucksache 21/860 Nr. C.25
Ratsdokument 15550/23
Drucksache 21/860 Nr. A.31
Ratsdokument 9486/25
Drucksache 21/860 Nr. A.33
Ratsdokument 9840/25
Drucksache 21/1653 Nr. A.45
Ratsdokument 12249/25
Drucksache 21/1726 Nr. A.2
Ratsdokument 12247/25

Verkehrsausschuss
Drucksache 21/2674 Nr. A.12
Ratsdokument 13259/25
Drucksache 21/2674 Nr. A.13
Ratsdokument 13468/25
Drucksache 21/2674 Nr. A.14
Ratsdokument 13881/25

Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe
Drucksache 21/693 Nr. A.108
EP P10_TA(2025)0059
Drucksache 21/693 Nr. A.109
EP P10_TA(2025)0096
Drucksache 21/860 Nr. A.39
ERH 15/2025
Drucksache 21/1653 Nr. A.61
EP P10_TA(2025)0132
Drucksache 21/2674 Nr. A.15
EP P10_TA(2025)0225
Drucksache 21/2674 Nr. A.16
EP P10_TA(2025)0229
Drucksache 21/2674 Nr. A.17
Ratsdokument 14031/25

Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
Drucksache 21/1653 Nr. A.69
Ratsdokument 12148/25
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